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schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
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von Rassismus seien die 
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chen gehört? 
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»Rassisten«? 
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Paul Volcker, ehemaliger 
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UN-Botschafter, soll der 
Unterhändler zwischen 
dem amerikanischen Präsi- 
denten und Saddam Hus- 
sein sein. 


- US-Präsident George Bush hätte 


ein Abkommen mit Iraks Präsi- 
denten Saddam Hussein auch 
ohne die Greueltaten des Golf- 
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USA heraus; Keine Si- 
cherheit für kolumbiani- 
sche Richter; Kuba als 
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Sowjets wollen 
Ostpreußen 
verkaufen 


Brandheiße Gerüchte kommen 
derzeit aus der UdSSR. Danach 
sollen die Sowjets bereit sein, den 
oberen Teil Ostpreußens, den 
sich die Sowjetunion nach Kriegs- 
ende einverleibt hat, an die Bun- 
desrepublik zu verkaufen. 


Der Hintergrund dabei ist folgen- 
der: Ohne massiven militäri- 
schen Einsatz, der derzeit aber 
recht ausgeschlossen zu sein 
scheint, ist es nur eine Frage der 
Zeit, bis die drei baltischen Repu- 
bliken unabhängig sein werden. 
Dadurch würde dann aber das 
der Sowjetrepublik Rußland zu- 
geschlagene ostpreußische Ge- 


biet rund um Königsberg zu einer . 


Enklave der UdSSR, die auf 
Dauer kaum gehalten werden 
könnte. 


Das dieses Gebiet dann sowieso 
in die Unabhängigkeit entlassen 
werden müßte, das Land aber 
ohne finanzielle sowjetische 
Hilfe nicht überleben könnte, 
gibt es in Moskau Überlegungen, 
die Chance zu nutzen und Ost- 
preußen der Bundesrepublik 
quasi zum Rückkauf anzubieten. 
Hierzu sollen zwei hochrangige 
Mitarbeiter des Moskauer Präsi- 
dialrates im Auswärtigen Amt in 
Bonn gewesen sein, um die Be- 
reitschaft Bonns zur Zahlung ho- 
her Milliardenbeträge für den 
Rußland angegliederten Teil Ost- 
- preußens zu testen. 


Wie bei dieser Bundesregierung 
nicht anders zu erwarten, sollen 
die Moskauer Pläne auf rigorose 
Ablehnung gestoßen sein. So sei 
Bundesaußenminister Hans-Diet- 
rich Genscher prinzipiell dage- 
gen, das Problem der deutschen 
Ostgebiete überhaupt anzurüh- 
ren. Er habe den sowjetischen 
Emissären bedeutet, ‚ Deutsch- 


land wolle angesichts der enor- 


men Belastungen durch die fünf 
neuen Bundesländer Ostpreußen 
»nicht einmal geschenkt« bekom- 
men, geschweige denn hohe Zah- 
' Jungen hierfür leisten. 
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Damit beweist sich, was einige 
Historiker, darunter der Brite 
David Irving, bereits seit Jahren 
sagen: daß nämlich die Zeit kom- 
men wird, wo die deutschen Ost- 
gebiete der Bundesrepublik wie- 
der zum Kauf angeboten werden 
würden, beziehungsweise die 
deutsche Regierung von sich aus 
in dieser Richtung tätig werden 
soll, Die Bundesregierung hatte 
dies bislang immer mit dem 
Schlagwort »Dies ist ein totales 
Hirngespinst« abgelehnt, wird 
nun aber von der Wirklichkeit 
eingeholt. Denn das »totale Hirn- 
gespinst« entpuppt sich plötzlich 
nämlich als reales Angebot - wo- 
bei dies aber ohne Wissen des so- 
wjetischen Militärs geschehen 
sein soll -. 


Erneut besonders skandalös ist 
dabei das Verhalten Genschers, 
der damit nur die Transparente 
im Vorfeld des deutsch-polni- 
schen Nachbarschaftsvertrags be- 
stätigt, auf denen zu lesen stand: 
»Genscher ist der beste Außen- 
minister — den Polen je hatte.« 
Nur daß es diesmal eben die So- 
wjetunion ist. 


Laut Präambel des Grundgeset- 
zes, »(bleibt) das gesamte deut- 
sche Volk aufgefordert, in freier 
Selbstbestimmung die Einheit 
und Freiheit Deutschlands zu 
vollenden«. Und hierzu gehört 
nach völkerrechtlichem Ver- 
ständnis sehr wohl auch Ostpreu- 
ßen. Und die Bundesregierung 
hat sich verpflichtet, ausschließ- 
lich zum Wohle des deutschen 
Volkes zu wirken. Auch hier 
heißt es wieder »dem deutschen« 
und nicht »dem bundesrepublika- 
nischen« oder ähnlich. Damit ha- 
ben die sogenannten Väter des 
Grundgesetzes ganz klar zu er- 
kennen gegeben, daß sie das ge- 
samte Deutschland, das völker- 
rechtlich bis heute in seinen 
Grenzen vom 31. August 1939 exi- 
stiert, meinten und nicht etwa 
nur die Teilstaaten Bundesrepu- 
blik und DDR. 

Und ein Handeln »zum Wohle 
des deutschen Volkes« bedeutet 
eben nicht, selbst dann auf Ost- 
preußen zu verzichten, wenn es 
einem geschenkt würde, so wie es 
Genscher gesagt haben soll. Es 
ist vielmehr die Verpflichtung ei- 
nes jeden deutschen Politikers, 
jede Möglichkeit, weitere Teile 
des nach dem Krieg von der Bun- 
desrepublik abgesprengten 
Deutschlands zurückzuerhalten, 
am Schopfe zu packen und ener- 
gisch darauf hinzuarbeiten. 


: Vor. allem könnte Ostpreußen 


aufgrund seiner Lage einen Rie- 
senvorteil für die deutsche Wirt- 
schaft bringen. Ostpreußen liegt 
in der Nähe einiger der wichtig- 
sten Industrieregionen der So- 
wjetunion. Alleine die drei Bal- 
tenländer stellen einen . wirt- 
schaftlich nicht zu unterschätzen- 
den Faktor dar. Diese exponierte 
Lage würde mit Sicherheit zu 
Milliardeninvestitionen der deut- 
schen Industrie führen. Diese 


dann mit neuester westlicher . 


Technik aufgebaute quasi Oase 
in der sowjetischen Wirtschafts- 
wüste wäre der natürliche Part- 
ner für den wirtschaftlichen Auf- 
bau der UdSSR. 


Selbst die stärksten Konkurren- 
ten Japan und USA dürften ge- 
gen das geballte deutsche Know- 
how aufgrund der dann kurzen 
Wege keine Chance mehr haben. 


Viele werden jetzt die Frage stel- 
len, wie soll das alles finnanziert 
werden? Die deutsche Wirtschaft 
muß jetzt allein Milliarden in der 
ehemaligen DDR investieren. 
Wo sollen dort die ganzen Gelder 
für die dann in Ostpreußen not- 
wendigen Investitionen herkom- 
men? 


Die deutsche Wirtschaft hat nach 
wie vor ein Investitionspotential 
von vielen, vielen Milliarden 
Mark. Alleine Siemens könnte 
mehrere Milliarden investieren, 
ohne in Schwierigkeiten zu gera- 
ten. Selbst wenn viele Großunter- 
nehmen durch inzwischen einge- 
gangene langfristige Engage- 
ments in Mitteldeutschland sich 
in Ostpreußen zurückhalten wür- 
den, böte sich dann für den Mit- 
telstand die Möglichkeit, seine 
Position durch Konsortien in der 
UdSSR zu stärken. 


Dieses ist natürlich sehr verein- 
facht dargestellt, sicherlich 
würde dies alles nicht so unpro- 
blematisch und reibungslos ver- 
laufen, wie es vielleicht klingt. 
Doch stellen die anfallenden Pro- 


bleme keine unüberwindbare 


Hürde dar. 


Das viel größere Prablehn wäre 
politischer Art, da damit das ma- 
rode kommunistische ' System, 


dessen Probleme bei einer inter- ' 


nen Lösung nur zwei Lösungen 
möchlich machten: politische Re- 
formen oder Krieg, gestärkt 
würde. Und daß in der Sowjet- 
union nun das Wort sozialistisch 
gestrichen werden soll: (also 
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sten Willen nicht den Wandel vom ' 
Bären zur Schmusekatze. 


Hier müßte sicherlich eine neue 


-UdSR), bedeutet nun beim be-' 52 


Lösung gefunden werden. Diese © 
könnte ungefähr so aussehen, °“ 


daß es der Sowjetunion nicht ge- 
stattet werden dürfte, größere _ 


Mengen auch für den Krieg ge- 


eigneter verarbeiteter Rohmate- " 


rialien zu bevorraten. Durch eine 
besonders auszuarbeitende Logi- 


stik sollte immer nur so viel gelie- . : 


fert werden, wie etwa für zwei, 
drei Wochen benötigt wird. Auch . 
müßten die Lieferungen produkt- 


bedingt erfolgen. 


Die Fertigungsanlagen wären so 
zu sichern, daß sie binnen weni- 
ger Minuten etwa auch über Satel- 
lit zerstört werden könnten. Dies 


müßte auf jeden Fall in den kom- 


menden Jahren sichergestellt 


sein, zumindest so lange, wie die 


Sowjetunion noch als sicherheits- 
politisch bedenklich einzustufen 
ist. 


Das andere Problem wären :die 
westlichen »Verbündeten« 


Deutschlands, die diesem enor- . 
men Machtzuwachs mit Sicher- ° 


heit nicht tatenlos hinnehmen 
würden. Denn sollte außer Mit- 


teldeutschland auch noch Ost- ° 


preußen mit seiner besonderen 
Lage hinzukommen, später viel- 


leicht auch für Ostdeutschland. 


eine Lösung gefunden werden, 


dann dürfte Deutschland binnen ' 


kürzester Zeit zur Wirtschafts- 
Supermacht Nummer Eins avan- 
cieren. Und Tendenzen in diese 
Richtung sind bereits 1914 und 
1939 von den westlichen »Ver- 


bündeten« erfolgreich beendet 
m: 


worden. 
Neuer 
Asylanten- 


.rekord 1991 


wahrscheinlich 


Alle Beteuerungen der verant-- 


wortlichen Politiker zum Trotz 
wird das Jahr 1991 mit größter 


‚Wahrscheinlichkeit einen neuen 


Asylantenrekord für die Bundes- - 


republik bringen. 


So kamen bis Ende April dieses - 


Jahres mit rund 60000 Asylanten 
etwas mehr als zehn Prozent 


mehr als im gleichen Vorjahres- - 
zeitraum in. die Bundesrepublik. . 


An erster Stelle der »politischen 
Flüchtlinge« standen dabei Ju- 


-goslaven und Türken, gefolgt von 


Rumänen und Iranern. Damit 
kann es nahezu als sicher erach- 
tet werden, daß der Vorjahresre- 
kord von 193063 Asylanten die- 
ses Jahr überboten werden wird. 


..Erarbeitet wurden diese Zahlen 


von der Arbeitsgruppe »Inneres« 
der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 


tion, die dann in einem 59seitigen 


Thesenpapier an die verantwortli- 
chen Entscheidungsträger in Par- 
tei und Regierung versandt wur- 
den. Dort heißt es wörtlich: »Die 


“ aufkommenden Sorgen der Bür- 


ger müssen wir ernst nehmen. 
Unübersehbar ist die zuneh- 
mende Verärgerung vieler Bür- 
ger über Unzuträglichkeiten in 
Verwaltungs- und Gerichtsver- 
fahren und über den massiven 
Mißbrauch unseres Asylrechts.« 


Dem an Politik interessierten 
Bürger wird nicht entgangen 
sein, daß dieses oder ähnliches 


.von der Union bereits seit zehn 


- Jahren oder sogar noch länger in 
- schönster Regelmäßigkeit wie- 


derholt wird, besonders vor Wah- 
len - nur geändert hat sich seit 
der »Wende« nichts. Und dies 
kann fairerweise nicht nur der 


. FDP angelastet werden. Denn 


wenn die Union mit entschiede- 
ner Entschlossenheit an die Sa- 
che herangegangen wäre, hätte 


“ es mit Sicherheit weitergehende 


Kompromisse in dieser Sache ge- 
geben als in der jüngsten Vergan- 


- genheit. Denn die wenigen An- 


* derungen standen doch in Wirk- 


x 
N. 


_ lichkeit nur auf dem Papier, blie- 


ben aber in der praktischen All- 


“ tagsarbeit fast ohne jede Bedeu- 
tung. 


“Besonders überfällig ist als erster 


Schritt die Einführung sogenann- 


„ter negativen Asyl-Liste, in de- 


nen die Länder aufgeführt sind, 
in denen es keine politische Ver- 
folegung mehr gibt - mit Aus- 


*. nahme der von extremistischen 


Kriminellen, die aber nicht als 
politische Verfolgung zu werten 
sind -. Denn es ist nicht einzuse- 
‚hen, warum Jugoslaven oder Po- 


... den, also Bewohner von Ländern, 


: in denen es heutzutage praktisch 


; -“ werden sollen. 


kaum noch eine politische Verfol- 


r gung gibt, hier einen Asylantrag 
‘. ‘stellen können und dann auf 


Staatskosten durchgepäppelt 


es Vollkommen unverständlich ist 
- . die Forderung der CDU-Arbeits- 


gruppe nach einer Aufhebung 
des Arbeitsverbotes für Asylan- 
ten. Dies wird damit begründet, 
daß die Hoffnungen, ein Arbeits- 
verbot würde den Anreiz einer 
Einreise in die Bundesrepublik 
vermindern, sich nicht bewahr- 
heitet habe. 


Der Umkehrschluß ist aber noch 
folgender: Wenn das Arbeitsver- 
bot aufgehoben wird, wird der 
ohnehin jetzt schon große Anreiz 
noch größer. Statt dessen wäre es 
richtig, die finanziellen Leistun- 
gen an Asylanten zu vermindern 
und sie gleichzeitig während der 
Bearbeitung ihres Antrags zu ei- 
ner gemeinnützigen Tätigkeit zu 
verpflichten. Denn gerade beim 
Pflegepersonal in Krankenhäu- 
sern oder in der Altenpflege wer- 
den dringend Leute gebraucht. 
Da aus finanziellen Gründen 
eine Aufstockung des Personals 
meist nicht möglich ist, könnte 
durch eine derartige Regelung 
wirksame Abhilfe geschaffen 
werden. 


Statt dessen hat sich der Stuttgar- 
ter Oberbürgermeister Rommel 
jetzt sogar dafür ausgesprochen, 
Deutschland zu einem Einwan- 
derungsland mit festen Auslän- 
derquoten zu machen. Dagegen 
wäre im Prinzip nichts einzuwen- 
den, wenn die Quoten niedriger 
als die jetzigen Einwanderungs- 
zahlen liegen würden. Aber dies 
will Rommel auch nicht. DO 


SPD stellt 
Ansprüche auf 


-Amtdes 


Bundes- 
präsidenten 


Ansprüche auf das Amt des Bun- 
despräsidenten hat jetzt offiziell 
die SPD angemeldet. Nach.der 
Beendigung der zweiten und da- 
mit letzten Amtsperiode Richard 
von Weizsäckers sei die SPD mal 
wieder an der Reihe, meinte 
Fraktionschef Vogel. Einer der 
SPD-Politiker, die hierfür be- 
stens geeignet seien, sei der der- 


zeitige _ nordrhein-westfälische 
Ministerpräsident Johannes 
Rau. 


Überlegungen aus Koalitions- 
kreisen, dieses Amt einem FDP- 
Politiker zu geben, werden von 


der SPD kategorisch abgelehnt. 
Vogel verwies darauf, daß die 
freien Demokraten dieses Amt 
schon viel länger innehatten, als 


.die viel traditionsreicheren So- 


zialdemokraten. 


In Bonner Insider-Kreisen ist es 
aber kein Geheimnis, daß die 
SPD sehr wohl bereit sein soll, ei- 
nen FDP-Kandidaten zu unter- 
stützen, sofern die FDP dafür zu 
einem Koalitionswechsel bereit 
sei. Angesichts seines außerge- 
wöhnlich hohen Ansehens in der 
Welt sei Hans-Dietrich Genscher 
sicherlich einer der besten Kandi- 
daten für dieses Amt, sollen hohe 
SPD-Politiker bereits mehrfach 
den Liberalen zugeflüstert ha- 
ben. 


Und die Aussichten, die FDP mit 
einem derartigen Köder für einen 
Regierungswechsel zu gewinnen, 
seien nicht schlecht, heißt es aus 
diesen Kreisen weiter. Manche 
Sozialdemokraten befürchten al- 
lerdings, daß die FDP mit einer 
derartigen Drohung auch die 
CDU für weitere Regierungs-Zu- 
geständnisse und einer gleichzei- 
tigen Wahl Genschers zum Bun- 
despräsidenten gewinnen 
könnte. DO 


Gerüchte über 
FDP-Regie- 
rungsaustritt 
Hirngespinste 


Derzeit in Bonn kursierende Ge- 
rüchte über einen möglichen Aus- 


tritt der FDP aus der Regierungs- . 


koalition bei gleichzeitiger Unter- 
stützung eines CDU/CSU-Min- 
derheitskabinetts bis zu Neuwah- 
len sind nichts ‘anderes als 
verfrühte Sommer-Loch-Ge- 
schichten. Hans-Dietrich Gen- 
scher hat seriösen Quellen zu- 
folge im kleinen Kreis getobt, als 
er von derartigen Verlautbarun- 
gen einiger FDP-Politiker hörte. 


Er denke »nicht im Traum« 
daran, das Amt des Außenmini- 
sters aufzugeben, das er so lange 
innehat, wie derzeit kein anderer 
Außenminister auf der Welt: 
Auch käme dieser Schritt einem 
Vabanque-Spiel gleich, da man 
der FDP ankreiden könnte, 
schon nach einem halben Jahr 
eine Koalition zu verlassen, in 
der die Probleme insgesamt doch 


.” 


recht gering seien. Viel erfolgver- '- 


sprechender wäre dann schon die 
Ankündigung eines Koalitions- 
wechsels zur nächsten Bundes- 
tagswahl. 


Wenn er das Amt des Außenmini- 
sters aufgeben würde, dann nur 
für einen Wechsel in das Amt des 
Bundespräsidenten. Zwar wer- 
den derartige Absichten derzeit 
offiziell noch dementiert, doch 
würden allein schon gesundheitli- 
che Gründe Genscher dazu zwin- 
gen, kürzer zu treten. Und das 
Amt des Bundespräsidenten sei 
doch deutlich weniger anstren- 
gend als das eines Außenmini- 


sters. OD 
Politverdrossen- 
heit nimmt 
weiter zu 


Einer angeblich bislang geheim- 
gehaltenen repräsentativen Be- 
fragung zufolge soll die Politver- 
drossenheit in jüngster Zeit deut- 
lich zugenommen haben. Beson- 
ders interessant sei dabei, daß da- 
bei nicht nur die »Partei« der 
Nichtwähler gestärkt worden sei, 
sondern angeblich auch die Be- 
reitschaft, eine rechte Partei zu 
wählen, größer geworden sei. 

Haupthindernis für Wahlertolge 
der Rechten sei aber noch immer 
die Scheu, sich öffentlich zu einer 
Partei wie den Republikanern, 
der NPD oder sogar noch rechte- 
ren zu bekennen. Dies führe zu 
einer großen Unsicherheit, die 
noch durch die Fünf-Prozent- 
Wahlhürde verstärkt wird. Viele 
Wähler hätten Angst, daß ihre 
Stimme verloren gehen könnte 
und wählten daher aus ihrer Sicht 
zwangsläufig doch noch die 
Union oder würden gar nich wäh- 
len gehen. Das Potential einer 
vernünftig geführten rechten Par- 
tei soll derzeit aber bei minde- 
stens zehn Prozent liegen. DO 


IR 


Y 


Bonn 


Die CDU in 
der Krise 


Alfred König 


: Bundeskanzler Helmut Kohl steuert das Schiff Bundesrepublik im- 
mer mehr auf eine Katastrophe zu. Trotz der »bitteren Niederlage« 
der CDU bei der rheinland-pfälzischen Landtagswahl, die auch ihn 
»persönlich sehr schwer getroffen hat«, will der Kanzler die Bonner 

“ Regierungspolitik unbeirrt fortsetzen und die Ziele seiner Partei 
nicht zurückschrauben. Die CDU brauche nicht, wie parteiintern ge- 
fordert, eine Strategie-Dehatte; es gehe vielmehr um eine öffentlich 
wirksame Darstellung, meinte Kohl. 


Man könne die Entscheidungen 
nicht davon abhängig machen, 
ob sie in der Öffentlichkeit auf 
Popularität stoßen oder nicht, 
sagte Kohl weiter. Grundsätzlich 
ist dagegen auch nichts einzuwen- 
den, sofern die Entscheidungen 
vernünftig sind. Wenn dann aber 
Milliarden Mark aus irgendwel- 
chen Gründen regelrecht verpul- 
vert werden (zum Beispiel Golf- 
krieg und Asylpolitik), dann aus 
fadenscheinigen Gründen eine 
im Grunde. unnötige Steuer- 
erhöhung durchgeführt wird, hat 
‘ das aber nichts mehr mit Populis- 
mus zu tun, wenn auf die öffentli- 
che Stimme gehört wird. 


Die Frage nach 
der Steuergerechtigkeit 


Und daß der Vorwurf der Steuer- 
lüge zutrifft, bestätigte jetzt indi- 
rekt der Vorsitzende der CDU- 
: Sozialausschüsse, Ulf Fink. In ei- 
nem Interview erklärte er: »Es ist 
unbestritten, daß Steuererhö- 
hungen notwendig sind. Aber es 
wäre besser gewesen, wenn das 
auch bereits vor dem 2. Dezem- 
ber gesagt worden wäre. Das hat 
uns geschadet.« Statt jetzt aber 


nach den wahren Gründen des 


Popularitätsverfalls zu suchen, 
der nur zu einer Stärkung der 
Linken führt, sucht Fink die 
Gründe in absolut unwichtigen 
Nebenpunkten. 


So sagte er weiter in dem betref- 


fenden Interview: »Noch mehr 
geschadet hat uns aber, daß bis 
kurz vor dem Wahltag die Ab- 
schaffung der Vermögenssteuer 
für 680000 reiche Leute zum Pro- 


gramm der Regierung gehörte.« 
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Wenn dies der Union 100 Wähler 
kostete, dann war dies schon ex- 
trem viel. 


Vielmehr fragen sich viele Bür- 
ger, was es mit Steuergerechtig- 
keit zu tun hat, wenn jemand aus 
wohlgemerkt ohnehin bereits ver- 
steuerten Geld dann nochmals 
Steuern zahlen muß, bloß weil er 
im Laufe der Zeit mehr als 70000 
Mark (bei Ledigen) angespart 
hat. Und jemanden, der 71000 
Mark auf dem Sparbuch hat, als 
»Reichen« zu bezeichnen, kann 
angesichts der Tatsache, daß 
schon ein Kleinwagen heute 
kaum unter 20000 Mark zu ha- 
ben ist, schon fast als Polemik be- 
zeichnet werden. 


Die wahren Gründe liegen aber 


ganz anders, zum Beispiel in der 
überbordenden Asylpolitik. Ge- 
rade in jüngster Zeit sind wieder 
einige Beispiele bekannt gewor- 
den, die im wahrsten Sinne des 


"Wortes haarsträubend sind. 


Ein Beispiel 
von vielen 


Nehmen wir nur als ein Beispiel 
von vielen die Vorfälle in der Ge- 
meinde Südbrookmerland, ei- 
nem beliebten Ferienort. Dort 
wurden 40 erwachsenen Einhei- 
mischen plötzlich ohne Vorwar- 
nung 43 albanische Asylanten ge- 
genübergestellt, die zu der 
Gruppe von 3200 Albanern gehö- 
ren, die im Juli des vergangenen 
Jahres in die bundesdeutsche 


Botschaft in Tirana flüchteten- 


und als sogenannte Kontingent- 
Flüchtlinge in die Bundesrepu- 
blik einreisen durften. Während 


einige Bundesländer die Albaner 
wie normale Asylsuchende be- 


‚handelten, räumten ihnen an- 


dere Länder, darunter auch Nie- 
dersachsen, sofort ständiges Auf- 
enthaltsrecht ein. 


Als die 43 Albaner dann in Süd- 
brookmerland einfielen, war es 
mit dem ruhigen und friedlichen 
Leben dort vorbei. Nicht nur, 
daß die Pension, in der diese un- 
tergebracht wurden, die ganze 
Nacht hell erleuchtet wurde und 


‚aus den Fenstern laute Rockmu- 


sik dröhnte, häuften sich vor al- 
lem in den Ferienhäusern die Ein- 
brüche. Es wurden hauptsächlich 
Fernseher gestohlen, die dann 
von der Polizei bei den Albanern 
wiedergefunden wurden. 


Weil sie zu faul waren, die zwei 
Kilometer zur nächsten Bushalte- 
stelle zu Fuß zu gehen, klauten 
die Albaner Fahrräder. Und dies 
obwohl sie nach Auskunft des 
niedersächsischen Ministeriums 
für Bundes- und Europaangele- 
genheiten neben freier Unter- 
kuntt, freier Verpflegung und ko- 
stenlosen Sprachkurs auch noch 
1000 Mark Taschengeld pro Mo- 
nat erhalten. Wie muß den Rent- 
nern zumute sein, die mit ein 
paar hundert Mark im Monat 
auskommen müssen, wenn sie 
dies hören? 


Der für Südbrookmerland zu- 
ständige Polizeihauptmeister 
Gerken erklärte in einem Zei- 
tungsbericht: »Von dem Geld 
kauften sich Albaner gebrauchte 
Autos. Ohne Führerschein und 
ohne Versicherung bretterten sie 


. durch die Feriensiedlung. Die 


Anwohner fühlten sich natürlich 
gefährdet, besonders durch Fahr- 
übungen. Einen Albaner stellten 
wir nach einer Verfolgungsjagd.« 


Das Essen ist schlechter 
als in Albanien 


In und vor der Pension kommt es 
immer wieder zu Gewalttätigkei- 
ten. Einmal wurde ein Albaner 
von vier Landsmännern mitten in 
der Nacht auf die Straße gezerrt 
und mit Beilen und Stangen 
schwer verletzt. Erst als ein Auto 
kam, ließen sie von ihrem Opfer 
ab. 


Ein Vermieter von Ferienhäusern 
berichtete darüber, daß schon 
mehrfach Feriengäste von den 
Albanern belästigt wurden. 
Wenn sich solche Vorfälle in der 


Hauptsaison wiederholen wür: “ 
den, wäre das Geschäft für die 


. nächste Zeit tot, befürchtet er. 


Wie reagierte aber. nun der zu- . 
ständige Minister Jürgen Trittin :: 
von den Grünen? Manreduzierte 
die Zahlder Albaner dorteinfach 
auf 28 und hofft, damit das Pro- “ 
blem in den Griff zu bekommen. 


Doch auch die Albaner sind nicht : 
zufrieden. So erkärte einer stell- - 
vertretend für seine Landsleute: 
Das Essen sei schlechter als in Al- 
banien, manchmal müsse man 
selbst kochen, und die Räume in 
der Pension seien zu klein. 


Obwohl die CDU seit ihrer Re- 
gierungsübernahme 1981 er .; 
klärte, das Problem in den Griff 
bekommen zu wollen und die 
hierfür notwendigen Schritte ein- 
zuleiten - spätestens durch das 
im vergangenen Jahr verabschie- 
dete neue Ausländergesetz sollte 
dies erreicht werden -, ist über- 
haupt nichts geschehen, Nach 
dem bereits ein trauriger Rekord 
erreicht worden war, muß für die- 
ses Jahr sogar mit einer weiteren - 


deutlichen Steigerung der Asyl- © 


antenzahlen gerechnet werden. 

Man rechne sich nur einmal die 
Kosten aus. Alleine die in Süd- 
brookmerland untergebrachten 
Albaner erhalten übers Jahr ge- 
sehen, rund eine halbe Million 
Mark bar ausgezahlt. Alles zu- 
sammen addiert - inklusive der 


"Verwaltungskosten, die die Asy- 


lanten verursachen; diese wer- 
den immer gerne »vergessen«, in 
die Asylkosten miteingerechnet 
zu werden und in anderen Haus- 
haltsposten angesetzt -, kommt, 
ein zweistelliger Milliardenbe- 
trag zusammen. Reduziert auf 
die echten politischen Flücht- 
linge, bliebe vielleicht ein Betrag 
von einer Milliarde Mark übrig. 
Mit dem Rest ließe sich ohne Pro- 
bleme ein großer Teil der Kosten 
der deutschen (Teil-)Einheit fi- 
nanzieren. . 


Dies ist eines der vielen wahren 
Probleme, die den deutschen 
Bürger ernsthaft betreffen und 
deren Nichtlösung zur Politver- 
drossenheit führt, aber nicht die’ 
Frage der Vermögenssteuer. 
Doch die etablierten Parteien ha- 
ben ein einfaches Mittel gefun- 
den, diese Vorwürfe zurückzu- 
weisen: Jeder, der sich für eine 
Begrenzung der Asylantenzahlen 
einsetzt, wird einfach als rechts- : 
radikal oder neonazistisch be- 
zeichnet. m 


Bonn 


Bundes- 
regierun 


verschä 


t 


Finanzkrise 


Alfred König 


Das größte innenpolitische Problem ist derzeit, neben der Auslän- 

. derfrage, die Finanzierung der Kosten für die (Teil-) Einheit. Dieses 
überlagert derzeit alle anderen Probleme - was völlig unnötig ist. 
Bei einer vernünftigen Ausgabepolitik wäre das ganze jetzige Thea- 
ter vollkommen überflüssig gewesen und die Bundesregierung hätte 
den wirklichen, ander innenpolitischen Stabilität zehrenden Proble- 
men wirksamer entgegentreten können. ’ 


CODE hatte bereits seit Mitte 
des vergangenen Jahres in mehre- 
ren Artikeln einen problemlos 
gangbaren Weg zur Finanzierung 
der Kosten der Wiedervereini- 
gung mit Mitteldeutschland auf- 
gezeigt. Dieser hätte zu keinerlei 
Steuererhöhungen geführt. Vor- 
aussetzung hierfür waren keine ir- 


» . gendwelchen theoretisch zwar 


-. gut klingenden, praktisch aber 
kaum durchführbaren Dinge, 
sondern ganz einfache Mittelund 
Wege, die nur zweierlei gefordert 
hätten — nämlich entschlossenes 
Handeln der Regierenden und 
den Mut, gegen bestimmte Wi- 
derstände zu handeln. 


Eine Straffung 
der Subventionen 


Alleine durch eine Straffung der 
Subventionen hätten auf Bun- 
des- und Landesebene bis zu 50 
Millionen Mark eingespart wer- 
„ denkönnen. Angefangen von der 
 überhöhten Form der Wahl- 
; - kampfkostenrückerstattung über 
‘» ‚die Aufhebung bisher vom Staat 
gezahlter Beamten-Vergünsti- 
gungen bis zu der Streichung 
oder zumindest Minderung hun- 
derter Minisubventionen. 


- - So werden in nahezu jeder Stadt 
sogenannte Alternativ-Theater fi- 


» ‘nanziell: unterstützt, wo irgend- 


‚welche Nackten und linken Spin- 
ner-wild zu aus gequälten Geigen 


irgendwie entlockten kakophoni- 
schen Tönen herumhopsen und 
dies dann auch noch als viel grö- 
Beren geistigen Genuß als etwa 
Goethes Faust bezeichnen. Das 
gleiche gilt für irgendwelche obs- 
kuren Selbsthilfegruppen, wo 
man mittels der Befolgung ir- 
gendwelcher Lehren von Brami- 
soundso von seinen Minderwer- 
tigkeitskomplexen geheilt wird, 
die man als Arbeiter bei einer 35 
Stundenwoche mit sechswöchi- 
gem Urlaub erlitten hat, und weil 
der am Tisch gegenüber sitzende 
Kollege im Monat 13,52 Mark 
brutto mehr erhält. 


Zwar sind dies meistens nur 
»Mini-Beträge« in einer Größe- 
nordnung zwischen 10000 und 
250000 Mark, doch auch hier gilt 
das alte deutsche Sprichwort 
»Auch Kleinvieh mach Mist«. 
Bei jeder etwas größeren Stadt 
machen diese Beträge heute be- 
reits mehrere Millionen Mark aus 
und erreichen in Großstädten 


durchaus auch hohe zweistellige . 


Millionenbeträge. Addiert man 
dies, kommt pro Jahr mit einiger 
Sicherheit durchaus ein Milliar- 
denbetrag heraus, der weitaus 
sinnvoller genutzt _ werden 
könnte. 


Alleine was die Gerichte heute 
noch für irgendwelche NS-Ver- 
fahren hinauswerfen, dürfte, jähr- 
lich mindestens im dreistelligen 
Millionenbereich liegen. Da müs- 


sen dann Gericht, . Schöffen, 
Sachverständige, Anwälte, natür- 
lich auch der Angeklagte, 
kurzum ein Stamm von vielleicht 
100 Personen, quer durch Europa 
fahren, weil irgenwelche Psychia- 
ter eines ehemaligen KZ-Insas- 
sen bescheinigen, eine Fahrt 
nach Deutschland könne sich 
nachteilig auf seine Psyche aus- 
wirken. 


Humanitäre Hilfe in Form von 
Entwicklungshilfe oder gezielter 
Hilfe nach Naturkatastrophen ist 
gut und schön und sicherlich in 
Teilbereichen auch gerechtfer- 
tigt. Nur sollte dann auch sicher- 
gestellt werden, daß diese Gelder 
nicht, wie so oft, für irgendwel- 
chen sinnlosen Projekte im wahr- 
sten Sinne des Wortes wirkungs- 
los im Sande versickern, sondern 
daß diese zum einen in »Hilfe- 
zur-Selbsthilfe-Projekte« inve- 
stiert oder zweckgebunden wer- 
den, also mit der Verpflichtung, 


‚hierfür notwendige Maschinen in 


der Bundesrepublik zu kaufen. 


Es kann nicht Sinn sein, daß etwa 
Indien über die Jahre Milliarden- 
beträge an Entwicklungshilfe be- 
zieht, gleichzeitig aber eine ei- 
gene Atombombe entwickelt 
oder ein Raumfahrtprogramm 
startet. Alleine der Wasserkopf 
der.. Entwicklungshilfeorganisa- 
tionen frißt Jahr für Jahr Milliar- 
denbeträge, die weitaus besser 
verwendet werden können. 


Einer der größten Posten einspar- 
barer Kosten sind’die Ausgaben 
für die Schein- und Wirtschafts- 
asylanten, die derzeit nach amtli- 
cher Statistik über 95 Prozent al- 
ler Asylbewerber stellen. Den- 
noch kommen diese in den Ge- 
nuß aller staatlichen Vergünsti- 
gungen. Würde man hier eine 
konsequente Abschiebepolitik. 
betreiben oder etwa Jugoslawen, 
Polen und Rumänen gar nicht 
erst die Einreise ohne Visum ge- 
statten, könnten Jahr für Jahr 
zweistellige Milliardenbeträge 
eingespart werden. 


Bonn verschleudert 
Milliarden 


Obwohl die finanziellen Pro- 
bleme groß genug sind, erhält die 
Sowjetunion mehr als 30 Milliar- 
den Mark nur dafür, daß sie die 
ohnehin gegen jedes Völkerrecht 
verstoßende Besatzung eines Teil 
Deutschlands aufgab und. er 
klärte, 


ihre noch: in. Mittel-. 


deutschland stationierten Trup- 
pen irgendwann einmal abziehen 
zu wollen. Kurzerhand kriegen 
dann auch noch die ehemaligen 
sogenannten . Zwangsarbeiter 
eine Art Schmerzensgeld, eben- 
falls in Milliardenhöhe. Damit 
macht man bloß andere Staaten 
hellhörig, wie etwa Griechenland 


‘oder auch Polen, die sofort eben- 


falls eine derartige Zahlung for- 
dern. 


Apropos Polen. Nicht nur, daß 
durch die Verrats- und Verzichts- 
politik der Bundesregierung ein 
Viertel urdeutsches Land mit ei- 
nem Wert von mehreren Billio- 
nen Mark den Polen einfach so 
ohne jede konkrete Gegenlei- 
stung oder Verpflichtung ge- 
schenkt wurden, werden diesem 
Staat auch noch die Hälfte der 
Schulden erlassen - etwa 4,5 Mil- 
liarden Mark -. Damit ruft man 
die anderen armen Länder eben- 
falls auf den Plan. Denn wie soll 
man es etwa einem der ärmsten 
Länder der Welt, Bangla Desh, 
erklären, daß sie irgendwelche 
an sie vergebene Kredite voll zu- 
rückzahlen müssen, während das 
vergleichbar reiche Polen die 


. Hälfte erlassen bekommt?! 


Man könnte 
Milliarden einsparen 


Zum Golfkrieg ist auch in CODE 
soviel geschrieben worden, daß 
dies in diesem Artikel nicht noch 
einmal wiederholt werden soll. 


Dies sind nur einige, vielleicht 
die bekanntesten Beispiele, wie 
die Bundesregierung ohne viel 
Aufhebens viele Milliarden Mark 
pro Jahr hätte einsparen können, 
jasogar müssen. Denn laut Amts- 
eid verpflichten sich der Kanzler 
und die Minister, eine Politik 
zum Wohle Deutschlands zu be- 
treiben, was bei den oben aufge- 
führten wenigen Beispielen, de- 
nen durchaus noch viel mehr fol- 
gen könnten, mit Sicherheit nicht 
geschah. 


Diese Beträge hätten aber voll- 
kommen ausgereicht, um auf jeg- 
liche Steuererhöhung zu verzich- 
ten. Auch die Aufnahme von Mit- 
teln auf den Kapitalmärkten hät- 
ten vermindert werden können, 
wenn man zusätzlich noch viele 
bisher staatliche Dinge privati- - 
siert und die in die Milliarden ge- 
henden Vermögenswerte der ehe- 
maligen SED konsequent einge- 
zogen hätte. | 
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Ostdeutschland 


ersohnun 
mit den 
Deutschen 
nicht gefragt 


Nur neun Prozent aller Polen mögen die Deutschen. Lediglich sechs 
Prozent sind der Überzeugung, mit den Deutschen könne man sich 
versöhnen. Über die Hälfte - 56 Prozent - der erwachsenen Bewoh- 
ner Polens drücken Antipathie gegen die Deutschen aus. Das alte 
polnische Sprichwort - »So lang die Welt besteht, nie der Pole mit 
dem Deutschen zusammengeht« - hat heute mehr Aktualität als je. 

Das geht.aus einer Befragung hervor, die im Februar 1990 das polni- 
sche Zentrum für Meinungsforschung durchgeführt hat. Über die 
Ergebnisse dieser Erhebung berichtet der Vizedirektor des Zen- 
trums, Eugeniusz Smilowski, in der »Polityka« vom 14. April 1990. 
Wir haben uns das Original der Befragung beschafft und ließen eine 
zusammenfassende Bewertung ausarbeiten. 


Wir haben Angst vor den Deut- 
schen wie nie zuvor, schreibt der 
Kommentator. 70 Prozent der 
Befragten bekennen sich zu die- 
ser Angst, dagegen haben nur 
zehn Prozent Angst vor den Rus- 
sen. Die Polen haben Angst vor 
der Bundesrepublik Deutsch- 
land, noch mehr vor der DDR, 
am meisten jedoch vor einem ver- 
einigten Deutschland. Die Nach- 
kriegsstrukturen, die den Polen 
den Zugewinn der deutschen Ge- 
biete gesichert haben, sind sicht- 
bar ins Wanken geraten. Voller 
Angst wird erwogen, ob die So- 
wjets heute im Falle eines Über- 
falls Deutschlands auf die polni- 
sche Westgrenze zur Hilfe herbei- 
eilen würden. 

Laut Befragung schätzen die Po- 
len - 82 Prozent - den Frieden 
über alles, aber niemand hat es 
ihnen anscheinend gesagt, daß 
dieser Friedenswille bei den 
Deutschen gleich groß ist oder 
noch viel größer, und daß heute 
kein Deutscher auf die Idee 
käme, einen Krieg um die Oder- 
Neiße-Gebiete auch nur zu erwä- 
gen. 


Eine Mutter und sechs Kinder 
im offenen Wagen auf der 
Flucht aus Schlesien. Wer zu- 
rückblieb, erlitt oft Schreckli- 
ches. 
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Vergessene und verdrängte Bilder: Deutsche werden nach Ende 
des Krieges zu Fuß davongejagt. 


Aus der zweifellos repräsentati- 


ven Befragung geht aber dem- 
nach auch eindeutig hervor, daß 
die Polen den Versicherungen 
deutscher Politiker auf die Oder- 
Neiße-Gebiete verzichten zu wol- 
len, keinen Glauben schenken. 
Warum auch? 


Kein Pole verzichtet 
auf polnisches Land 


Kein Pole würde je auf ein Viertel 
des polnischen Territoriums ver- 
zichten. Im Gegenteil die Polen 
haben 123 Jahre auf die Überwin- 
dung ihrer Teilung gewartet. 


Die Ergebnisse der Befragung 
zeigen ein von irrationalen Emo- 
tionen geprägtes Bild des bösen 
Deutschen und spiegeln eine 
zwiespältige Einstellung der Po- 
len den Deutschen gegenüber. 
Die befragten Polen sind über- 
zeugt, daß die Deutschen die mo- 
ralische Verpflichtung tragen, ih- 
nen zu helfen — 54 Prozent - . 
Einige sind sogar der Meinung, 
»sie müssen helfen, weil sie im 
Wohlstand leben, obwohl sie den 
Krieg verloren haben«. 


Das Bild 
der bösen Deutschen 


Die entschiedene Mehrheit — 83 
Prozent - verlangt Zahlungen an 
die ehemaligen Zwangsarbeiter 
des Dritten Reiches. Entschie- 
den wehren die Polen dagegen 
die Möglichkeit ab, den Deut- 
schen Rechte auf die Oder- 
Neiße-Gebiete einzuräumen - 79 
Prozent -. 


Gleichzeitig gönnen sie Deutsch- 
land die  Wiedervereinigung 
heute nicht - vier Prozent — und 
nur 32 Prozent billigen sie in wei- 
terer Zukunft. Aber 89 Prozent 
der Befragten mahnen das Recht 
ein, über die Wiedervereinigung 
Deutschlands mit zu entschei- 
den. 


In einer bemitleidenswerten Si- 
tuation sind die bisher unter Po- 
len lebenden Deutschen, die den 
neuen Haß der Polen hautnah zu 
spüren bekommen. Nur die 
Hälfte der Befragten -50 Prozent 
- spricht sich für Rechte der 
Deutschen in Polen aus und 32 
Prozent fordern, man solle sie 
des Landes verweisen. Der neue 
Deutschenhaß der Polen hat 
einige Ursachen, die man bewußt 
wahrnehmen sollte. Das Bild des 


Der Warschauer Kniefall des damaligen Bundeskanzlers Willy 
Brandt, der der polnischen Öffentlichkeit verschwiegen wurde. 


Ermordete Kinder, Frauen und Männer von Nemmersdorf in Ost- 
preußen. Sie wurden einer internationalen Ärztekommission ge- 
zeigt. 


bösen Deutschen wurde von den 
polnischen Medien unter sowjeti- 
scher Bevormundung jahrzehnte- 
lang intensiv geprägt. 


So wurde 1971 den Polen das Bild 
des Versöhnung suchenden deut- 
schen Kanzlers Willy Brandt vor- 
enthalten, der knieende Deut- 
sche wurde aus der Filmchronik 
herausgeschnitten, die Zeitun- 
gen brachten nur Brustbilder des 
Kanzlers. 


Der Deutschlandhaß wurde als 
»Mörtel des stalinistischen Impe- 
riums« benötigt und benutzt. An- 
derseits spiegelt sich im neuen 
Deutschenhaß der Polen ihr eige- 
nes verdrängtes Schuldbewußt- 
sein den Deutschen gegenüber. 


Das Trauma der grausamen Ver- 
treibung ist von den Polen nicht 
aufgearbeitet worden, ein ehrli- 
ches Schuldbekenntnis, wie es im 
Namen der Tschechen Vaclav Ha- 
vel abgelegt hat, steht aus. 


Und dabei gab Jan Jozef Lipski, 
ein führender Theoretiker der So- 
lidarnosc, bereits im Jahr 1981 
den Polen zu bedenken, daß sie 
sich mit der Schuld gegenüber 
den Deutschen auseinanderset- 
zen müssen, wenn sie von einer 
Rückkehr ins gemeinsame Haus 
Europa träumen. 


Ein schwieriger 
Nachbar im Osten 


Die Angst vor den Deutschen 
spiegelt aber vor allem das Be- 
wußtsein der Polen, im unrechts- 
mäßigen Besitz der zuvor deut- 
schen Gebiete zu sein. Die En- 
quete enthält ein böses Signal, 
das man nicht ignorieren sollte. 
Mit der Feindseligkeit der Polen 
und ihrer zynisch-begierigen Ein- 
stellung den Deutschen gegen- 
über wird man in der nächsten 
Zeit leben müssen. 


Der Weg der Polen ins gemein- 
same Haus Europa wird weit sein 
und beschwerlich. Hoffentlich 
nehmen die deutschen Politiker 
zur Kenntnis, daß dem vereinten 
Deutschland ein schwieriger 
Nachbar im Osten bevorsteht. 
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Deutschland 


Die Volker- 
rechtslage des 
wiederverei- 
nigten 
Deutschlands 


Hans Werner Bracht 


In einer feierlichen Erklärung legte der Deutsche Bundestag am 33. 
Juni 1950 fest: »Gemäß dem Potsdamer Abkommen ist das deutsche 
Gebiet von Oder und Neiße als Teil der sowjetischen Besatzungs- 
zone Deutschlands der Republik Polen nur zur einstweiligen Verwal- 
tung übergeben worden. Das Gebiet bleibt ein Teil Deutschlands. 
Niemand hat das Rechts aus eigener Machtvollkommenheit Land 
und Leute preiszugeben oder eine Politik des Verzichts zu treiben.« 
Im Artikel 25 des Grundgesetzes heißt es: »Die allgemeinen Regeln 
des Völkerrechts sind Bestandteil des Bundesrechts. Sie gehen den 
Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die 
Bewohner des Bundesgebietes.« Professor Dr. jur. Hans Werner 
Bracht, Lemgo, kommentiert die Völkerrechtslage des wiederverei- 
nigten Deutschlands nach dem 3. Oktober 1990. 


Der Einigungsvertrag zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR vom 6. September 
1990 hat in Artikel 4 Ziffer 2 den 
Artikel 23 des Grundgesetzes 
aufgehoben. Daher gilt nach ge- 
genwärtigem allgemeinem deut- 
schen Verfassungsrecht nicht 
mehr der bisherige Grundsatz: 
»Das Grundgesetz ist nach dem 
Beitritt anderer Teile. Deutsch- 
lands in diesen Teilen in Kraft zu 
setzen.« 


Indirekt auf die Oder- 
Neiße-Gebiete verzichtet 


Von.der Bundesregierung ist da- 
für als Begründung angegeben 
worden, daß die Wiedervereini- 
gung Deutschlands mit dem Bei- 
tritt der DDR zum Grundgesetz 
vollzogen sei und daher kein wei- 
teres Gebiet in Europa mehr der 
Bundesrepublik Deutschland 
beitreten könne. Damit hat die 
Bundesregierung indirekt auf die 
Oder-Neiße-Gebiete verzichtet, 
obwohl zu diesem Zeitpunkt 
noch keine gesamtdeutsche Re- 
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gierung und auch kein gesamt- 
deutscher Gesetzgeber bestan- 
den und daher eine solche Abtre- 
tung völkerrechtlich irrelevant 
ist. 


Noch deutlicher als im Einigungs- 
vertrag kommt diese gewollte 
Abtretung im »Vertrag über die 
abschließende Regelung in bezug 
auf Deutschland« — sogenannter 
»Zwei-plus-Vier-Vertrag« - zum 
Ausdruck, der am 12. September 
1990 in Moskau von der Bundes- 
republik Deutschland, der DDR 
und den vier Hauptsiegermäch- 
ten von 1945 abgeschlossen 
wurde. In Artikel 1 dieses Vertra- 
ges werden die Oder-Neiße-Ge- 
biete nicht mehr als deutsche 
Staatsgebiet aufgeführt und zu- 
dem wird dort auf jeden künfti- 
gen Gebietsanspruch Deutsch- 
lands anderen Mächten gegen- 
über verzichtet. 


Gewaltsamer Gebietser- 
werb wird nicht anerkannt 


Trotz dieser anscheinend eindeu- 
tigen Völkerrechtslage muß die 
Bundesrepublik Deutschland 
aber in jedem Fallnach Artikel 20 
Absatz 3 des Grundgesetzes Ge- 
setz und Recht achten und dazu 
gehört auch das Völkerrecht, das 
nach dieser Bestimmung sogar 
noch dem Bundesrecht im Rang 


Er 
JANGLO- 
ÜDEMARKA 


Flüchtlinge überschreiten die Demarkationslinie zwischen der 
sowjetischen und der britischen Besatzungszone. 


" vorgeht. Nach diesem allgemei- 


nen Völkerrecht ergibt sich aber 
eine ganz andere allgemeine 
Rechtslage Gesamtdeutsch- 
lands. Sie gestaltet sich wie folgt: 


Die Ostgebiete des Deutschen 
Reiches jenseits von Oder und . 
Neiße sind zum größten Teil von 
Polen, zu einem kleinen Teil in 
Nordostpreußen von der Sowjet- 
union 1945 annektiert worden. 
Die Annexion, die in ihrem We- 
sen immer eine Aggression ist, 
wird jedoch spätestens seit der 
Stimson Doktrin von 1932 als völ- 
kerrechtlich unzulässig angese- 
hen. Nach dieser Doktrin soll ein 
gewaltsamer Gebietserwerb 
auch nicht anerkannt werden. 
Andernfalls wäre der Briand- 
Kellogg-Pakt von 1928, der den 
Angriffskrieg wie jede Aggres- 
sion ächtete, unwirksam gewor- 
den. 


Für die reine kriegerische Beset- 
zung, die als solche nur in einem 
Krieg zulässig ist, gilt jedoch 
nach wie vor die Haager Land- 
kriegsordnung von 1907 
(HLKO), und für das Verhältnis 
der Besatzungsmacht zum be- 
setzten Feindstaat die Bestim- 
mungen des Artikel 43 HLKO 
(Beachtung der Landesgesetze), 
Artikel 46 HLKO (Schutz des 
Privateigentums), Artikel 47 
HLKO (Verbot der Plünderung) 
sowie Artikel 53 HLKO (Be- 
schlagnahme von Eigentum des 
besetzten Feindstaates nur wäh- 
rend der Dauer der Besetzung). 


Diese bereits bestehende spe- 
zielle Völkerrechtslage wird jetzt 
nochmals neu formuliert durch 
die Resolution 242 (1967) des Si- 
cherheitsrates der UNO vom 22. 
November 1967. Danach darf 
fremdes Staatsgebiet im Krieg 
immer nur vorübergehend, aber 
nicht auf Dauer besetzt gehalten 
werden. Diese Besetzung ist da- 
her auch niemals ein Völker- 
rechtsgrund für einen entspre- 
chenden Gebietserwerb auf 
Dauer. 


Dazu kommt auch noch, daß 
nach dem Grundsatz des Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker je- 
des Volk das Recht hat, auf sei- 
nem angestammten Gebiet in 
Einheit sowie in äußerer und in- 
nerer Freiheit zu leben. Soweit 
dieses Recht nicht gewährleistet 
sein sollte, besteht ein entspre- 
chender völkerrechtlich begrün- 
deter Anspruch gegen jede behin- 
dernde fremde Macht. 


Am 7. Mai 1945 unterzeichnete 
Generaloberst Jodl in einem 
Schulhaus in Reims die Ur- 
kunde über die bedingungs- 
lose Kapitulation. 


Diese allgemeinen völkerrechtli- 
chen Grundsätze finden jetzt 
auch in einem grundlegenden in- 
ternationalen Vertrag mit An- 
wendung: So ist nach Artikel 53 
der Konvention über das Recht 
der Verträge, die am 23. Mai 1969 
in Wien unterzeichnet wurde und 
deren Partei die Bundesrepublik 
Deutschland seit dem 20. August 
1987 ist, ein internationaler Ver- 
trag nichtig, wenn er zur Zeit sei- 
nes Abschlusses mit einer zwin- 
genden Norm des allgemeinen 
Völkerrechts in Widerspruch 
steht. Dafür kommt hier in Be- 
tracht: 


Die Norm des 
allgemeinen Völkerrechts 


a. Die Anerkennung einer Anne- 
xion als »Rechtsgrund« für die 
ständige Inbesitznahme fremden 
Staatsgebiets. 


b. Die Mißachtung des Selbstbe- 
stimmungsrechts der Völker. 


c. Das Verbot, durch Krieg Ge- 
biete auf die Dauer zu erwerben. 
d. Fehlende Verfügungsbefugnis 
des ein Gebiet abtretenden Staa- 
tes über dieses Gebiet. 


Dazu ist zu a bis c festzustellen: 


a. Die deutschen Ostgebiete jen- 
seits von Oder und Neißen sind 
zweifellos annektiert worden. 


Eine solche Annexion soll durch _ 


den Grenzanerkennungsvertrag 
mit Polen vom 14. November 
1990 und dessen folgende Ratifi- 
kation abgeschlossen werden 
und »Recht« begründen. Ent- 
sprechend verpflichtet sich die 
Bundesrepublik Deutschland 
auch in Artikel 2 des deutsch-so- 
wjetischen Vertrages über gute 
Nachbarschaft, Partnerschaft 
und Zusammenarbeit vom 9. No- 
vember 1990, keine Gebietsan- 
sprüche künftig mehr geltend zu 
machen. 


b. Eine solche Annexion ist aber 
kein völkerrechtlicher Grund für 
den dauerhaften Erwerb aller 
deutschen Ostgebiete durch die 
polnische und die sowjetische 
Okkupationsmacht. 


c. Bis heute hat auch keine Befra- 
gung aller Deutschen in Gesamt- 
deutschland einschließlich der 
völkerrechtlich noch immer deut- 
schen Ostgebiete jenseits von 
Oder und Neiße zum künftigen 
auch rechtlichen Schicksal dieser 
Gebiete stattgefunden. 

Jede völkerrechtliche Vereinba- 
rung, die die von Polen und der 
Sowjetunion annektierten deut- 
schen Ostgebiet jenseits von 
Oder und Neiße seitens der Bun- 
desregierung an diese Okkupa- 


abtreten würde, 
wäre somit zunächst in diesen 
beiden Punkten eine Verletzung 
von Artikel 53 der Wiener Ver- 


tionsmächte 


tragsrechtskonvention. Als 
Rechtsfolge könnte sie daher von 
jeder deutschen Bundesregie- 
rung, die der jetzigen folgt, den 
Okkupationsmächten gegenüber 
geltend gemacht werden. Daher 
kann eine solche Vereinbarung 
auch niemals dem Frieden in Eu- 
ropa auf die Dauer dienen. Denn 
dieser völkerrechtlich begrün- 
dete Rechtsanspruch Gesamt- 
deutschlands ist unverjährbar 
nach der UNO Konvention vom 
27. November 1968 und auch un- 
verzichtbar nach Artikel 8 Absatz 
4 der Genfer Konvention von 
1949: Die Geltendmachung sol- 
cher Ansprüche gegen Polen und 
die UdSSR ist daher jederzeit 
völkerrechtlich zulässig. 


Das Deutsche Reich 
ist nicht untergegangen 


Darüber hinaus ergibt sich eben- 
falls aus dem allgemeinen Recht 
der internationalen Verträge ein 
weiterer Rechtsgrund, auch des- 
sen Nichtbeachtung gleichfalls 
zur Nichtigkeit im Sinne von Arti- 
kel 53 der Wiener Vertragskon- 
vention von jeder entsprechen- 
den völkerrechtlichen Vereinba- 
rung führt, mit der die Bundesre- 
publik Deutschland die von Po- 
len und der Sowjetunion annek- 
tierten Gebiete des Deutschen 


Reiches jenseits von Oder und- 
Neiße an die beiden Okkupa- 
tionsmächte abtreten wollte und 
würde: Wenn ein solcher Abtre- 
tungsvertrag völkerrechtswirk- 
sam sein soll, muß die Bundesre- 
publik Deutschland natürlich 
vorerst einmal über die abzutre- 
tenden Gebiete auch völkerrecht- 
lich überhaupt abtretungs- und 
damit verfügungsbefugt gewesen 
sein. Das jedoch war zu keinem 
Zeitpunkt jemals der Fall: 


Denn unstreitig ist die Bundesre- 
publik Deutschland jedenfalls 
vor der Annexion der deutschen 
Ostgebiete jenseits von Oder und 
Neiße über dieses Gebiet schon 
deswegen nicht völkerrechtlich 
verfügungsbefugt gewesen, weil 
sie zum Zeitpunkt der Annexion 
noch gar nicht existierte. Sie ist 
aber auch nachträglich nicht 
mehr völkerrechtlich verfügungs- 
berechtigt geworden: Nach der 
ständigen entsprechenden Recht- 
sprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts ist das Deutsche 
Reich, das als solches allein völ- 
kerrechtlich befugt über seine 
Ostgebiete jenseis von Oder und 
Neiße ist, bis heute nicht unterge- 
gangen. Doch ist es als solches 
völkerrechtlich auch handlungs- 
fähig. 


Da es nicht untergegangen ist, 
kann auch die Bundesrepublik 
Deutschland nicht etwa der 
Rechtsnachfolger des Deutschen 
Reiches sein. Im Namen des 
Deutschen Reiches kann sie al- 
lenfalls völkerrechtlich gültig tä- 
tig werden, so weit sie mit diesem 
Reich zumindest teilidentisch ist. 


Das ist sie aber bis heute nicht 
hinsichtlich der deutschen Ostge- 
biete jenseits von Oder und 
Neiße: Die Wiedervereinigung 
hatte durch den Einigungsvertrag 
nämlich ebenso wie durch den 
Zwei-plus-Vier-Vertrag ausdrück- 
lich nur für West- und Mittel- 
deutschland stattgefunden. Für 
seine Ostgebiete bleibt. daher 
auch allein das Deutsche Reich 
verfügungsberechtigt. Doch: ist 
es völkerrechtlich nicht hand- 
lungsfähig und kann schon aus 
diesem Rechtsgrund kein Gebiet 
völkerrechtswirksam abtreten. 


Tatsachen allein können 
niemals Recht schaffen 


Demzufolge hat die Bundesrepu- 
blik Deutschland mit dem 
deutsch-polnischen Grenzaner- 
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Deutschland 


Die Völker- 
rechtslage des 
wiederverei- 
nigten 
Deutschlands 


kennungsvertrag vom 14. No- 
vember 1990 deutsche Gebiete 
an Polen abgetreten, die abzutre- 
ten sie weder staats- noch völker- 
rechtlich die Möglichkeit und da- 
her auch nicht die Befugnis hatte, 
da sie niemals die Territorialge- 
walt über die deutschen Ostge- 
biete ausübte. 


Die Wiener Vertragsrechtskon- 
vention kennt zwar keine aus- 
drückliche Bestimmung, wonach 
ein Vertrag, der eine unmögliche 
Leistung zum Gegenstand hat, 
nichtig ist. Doch gilt auch hier 
der alte Rechtssatz: Impossibi- 
lium nulla est obligatio. Dieser 
allgemeine Rechtssatz ist sicher- 
lich eine zwingende Norm des 
Völkerrechts. Daher ist der Ver- 
trag vom 14. November 1990, der 
Ostdeutschland an Polen abtritt, 
nach Artikel 53 der Wiener Ver- 
tragsrechtskonvention nichtig, 
weil er eine Leistung verspricht, 
die niemand erbringen kann: 


a. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht, weil sie über das Ge- 
biet völkerrechtlich nicht verfü- 
gungsberechtigt ist. 


b. Das Deutsche Reich nicht, 
weil es zwar die Territorialhoheit 
über seine Ostgebiete hatte und 
daher völkerrechtlich auch verfü- 
gungsberechtigt wäre, es zur Zeit 
aber nicht völkerrechtlich 'hand- 
lungsfähig ist. 


Die normative Kraft 
des Faktischen 


Die Übertragung der territoria- 
len Souveränität über die deut- 
schen Ostgebiete jenseits von 
Oder und Neiße von seiten des- 
Deutschen Reiches als dem einzi- 
gen Inhaber dieser Souveränität 
auf Polen oder die Sowjetunion 
ist schließlich auch nicht etwa aus 
dem Gesichtspunkt einer »nor- 
mativen Kraft des Faktischen« 
denkbar, zulässig oder völker- 
rechtlich gültig: Tatsachen allein 
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‚Hungernde Hamburger fahren im Sommer 1945 zum Hamstern 
aufs Land. 


Eine Flüchtlingsfrau im zerstörten Berlin. Sie hat keine Schuhe an 
den Füßen, auf dem Rücken trägt sie ihre Habe. 


können nämlich niemals Recht 


schaffen. 


Die »normative Kraft des Fakti- 
schen« wird vielmehr ganz allge- 
mein erst dann zu wirksamen 
Recht, wenn sich diesen Tatsa- 
chen auch der ihnen entspre- 
chende Rechtstitel anschließt. 
Dieser wieder ergibt sich aus der 
allgemeinen Tendenz des Men- 
schen, Gegebenes und Geübtes 
zur Norm, zum »Normalen« zu 
erheben: Nur wenn bereits beste- 
hende Tatsachen also durch diese 
menschliche Grundtendenz als 
Rechtsüberzeugung oder Rechts- 
bewußtsein »gerechtfertigt« wer- 
den, können solche Tatsachen 
auch als autoritäres Gebot des 
Gemeinwesens, also als »Rechts- 
norm« anerkannt werden. 

Denn nach Gustav Radbruck 
(Rechtsphilosoph, 1956) ist die 
»Normativität der Tatsachen ein 
Paradoxon, aus einem Sein allein 
kann nie ein Sollen entspringen, 
ein Faktum wie die Anschauung 
einer bestimmten Zeitepoche 
kann nur normativ werden, wenn 
eine Norm ihm diese Normativi- 
tät beigelegt hat. Eine solche 
Norm ihrerseits aber kann wieder 
nur durch die Anerkennung als 
Recht entstehen. Nichts anderes 
besagt auch die von Georg Jalli- 
nek (Allgemeine Staatsrechts- 
lehre, 1900) erstmals entwickelte 
Lehre von der »normativen Kraft 
des Faktischen«.« 


Bundesregierung 
handelt verfassungswidrig 


Schließlich verletzt jede Bundes- 
regierung, die eine solche die 
deutschen Ostgebiete abtretende 
Vereinbarung abschließt, wegen 
der hier dargestellten entspre- 
chenden Völkerrechtslage das 
Völkerrecht. Somit handelt sie, 
da das Völkerrecht nach Artikel 
25 des Grundgesetzes Bestand- 
teil des Bundesrechts ist und die- 
sem im Range vorgeht, zugleich 
auch noch verfassungswidrig. 
Das kann daher auch staats- und 
verfassungsrechtlich von jedem 
Deutschen jederzeit im Rechts- 
rahmen etwa als Anspruch auf be- 
stimmte Entschädigung wegen in 
den deutschen Ostgebieten von 
Polen und Russen völkerrechts- 
widrig entzogenen Eigentums, 
auf das die Bundesregierung im 
Rahmen von Gebietsabtretungs- 
verträgen hinsichtlich des deut- 
schen Ostens zügleich mitver- 
zichtet hat, der Bundesregierung 
gegenüber geltend gemacht wer- 


Die Alliierten in der Pose der Sieger: Churchill (von links), Truman 
- und Stalin auf der Potsdamer Konferenz 1945. 


Bundeskanzler Kohl bei Mi- 
‚chail Gorbatschow in Moskau. 
Bonn ist völkerrechtlich nicht 
verfügungsberechtigt über die 
deutschen Ostgebiete. Die 
Bundesregierung handelt 
nicht nur verfassungswidrig, 
sie verstößt auch gegen das 
Völkerrecht. Tatsachen allein 
können niemals Recht schaf- 
fen. Darum werden Bonns Ver- 
träge mit den Siegern nicht auf 
Dauer bestehen. 


den, wenn sich diese in einem sol- 
chen Rahmen auf eine entspre- 
chende Vereinbarung mit den 
Okkupationsmächten berufen 
sollte. Diese: Rechtsgrundlage 
kann wiederum jederzeit von ak- 


‚ tueller Bedeutung werden, wenn 


gerade solche persönlichen An- 
sprüche gegen die Bundesregie- 
rung in einem solchen Rahmen 
geltend gemacht werden. Auch 
sind solche Ansprüche ebenfalls 
nicht an irgendeine Frist gebun- 
den. 


Solange die hier geschilderte Völ- 
kerrechtslage nicht völkerrechts- 
gemäß staats- und verfassungs- 
rechtlich geklärt ist, verbleibt es 
im übrigen auch noch beim Fort- 
bestand des Deutschen Reiches 
in seinen völkerrechtlich gültigen 
Grenzen. So ist in der Folge etwa 
Artikel 1 des »Zwei-plus-Vier- 
Vertrages« von 12. September 
1990 schon insoweit völkerrechts- 
widrig und damit nichtig nach Ar- 
tikel 53, der Wiener Vertragskon- 
vention alser für Gesamtdeutsch- 
land auf jeden künftigen Gebiets- 
anspruch verzichtet. Solange das 
Deutsche Reich noch besteht, 
kann die Bundesrepublik 
Deutschland nicht völkerrechts- 
wirksam auf Gebiete verzichten 
wie auch auf Ansprüche, sie von 
den Okkupationsmächten zu- 
rückzubekommen, über die je- 
denfalls die Bundesrepublik 
Deutschland niemals völker- 
rechtlich verfügungsberechtigt 
war, da sie darüber niemals ir- 
gendeine Territorialgewalt hatte. 
Auch eine solche Nichtigkeit 
kann daher jede künftige Bun- 


desregierung zu jeder Zeit gegen 
die polnische und die sowjetische 
Okkupationsmacht geltend ma- 
chen. 


Was nicht gerecht geregelt 
kann nicht bestehen 


Die hier geschilderte Völker- 
rechtslage Gesamtdeutschlands 
nach dem 3. Oktober 1990 ist 
trotz aller entsprechenden völ- 
kerrechtlichen Verträge, die auf 


Ostdeutschland jenseits von 
Oder und Neiße verzichten soll- 
ten und wollten, daher niemals 
Grundlage für einen dauerhaften 
Frieden in der Welt und in Eu- 
ropa. Eine solche andere Ent- 
wicklung zeigt nämlich schon 
jetzt deutlich sich gerade am Bei- 
spiel»Karelien«: Finnland mußte 
nach zwei verlorenen Kriegen im 
Friedensvertrag von 1947 25 000 
Quadratkilometer in Karelien, 
also im Süden und Osten seines 
Staatsgebietes, an die Sowjet- 
union abtreten. Dennoch wurde 
im Januar 1991 im Reichstag von 
Helsinki jetzt bereits unmißver- 
ständlich die finnische Regierung 
aufgefordert, die möglichst um- 
gehende Rückgabe dieses Gebie- 
tes von der UdSSR zu fordern 
und auch gleich praktisch einzu- 
leiten. Zwar entgegnete die Re- 
gierung, es liege »nicht in unse- 
rem Interesse«, die Zugehörig- 
keit dieser Gebiete zur UdSSR in 
Frage zu stellen. Doch kein Finne 
glaubt jetzt noch ernsthaft, daß 
das schon das letzte Wort Finn- 
lands hierzu sein sollte. Denn 
nach einer Umfrage sind bereits 
47 Prozent der finnischen Bevöl- 
kerung der Meinung, daß solche 
Gebietsverhandlungen nunmehr 
umgehend einsetzen müßten. 


Japaner haben ebenfalls 
mit den Sowjets 
Gebietsstreitigkeiten 


Gleiche Gebietsstreitigkeiten 
gibt es auch hinsichtlich der japa- 
nischen Inselgruppe in den Kuri- 
len für die dortigen Inseln Kuna- 
schiri, Schikotan und Iturup. Ja- 
pan denkt nicht daran, einer Ab- 
tretung dieser nur kleinen Inseln, 
die die Sowjetunion 1945 annek- 
tierte, zuzustimmen. 

»Friedenbestrebungen anderer 
Art«hat bisher nur die Bundesre- 
publik Deutschland angeboten, 
nämlich entschädigungsloser Ter- 
ritorialverzicht von Gebieten, 
die über 600 Jahre deutsch sind. 
Wie hier dargestellt, ist es aber 
dennoch mehr als fraglich, ob ein 
solches Anerbieten denn über- 
haupt einen dauerhaften Frieden 
dienen könne, der damit ja doch 
angestrebt werden soll. Würde er 
wirklich einem »quo usque tan- 
dem?« der Geschichte standhal- 
ten? Das jedenfalls könnte, wie 
beide Beispiele aufzeigen, jeder- 
zeit geltend gemacht werden. 
Denn es spricht alles auch nur da- 
für, daß was nicht gerecht gere- 
gelt war, auch nicht auf Dauer be- 
stehen kann. DO 
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3 Deutschland 


a ee Er 


Die Kirche 


-und die 


Ausländer 


: Heinrich Regnis-Selb 


Das Weltbild des heutigen, kybernetisch verwalteten Mitteleuropä- 
ers wird fast ausschließlich von der jetzt als »Massenmedien« be- 
zeichneten »Vierten Gewalt« bestimmt. Es dürfte sich erübrigen, zu 
der Tatsache der Produktion von Fehlvorstellungen durch diese Mas- 
senmedien nähere Ausführungen zu machen, da die literarische Kri- 
tik der Presseerzeugnisse weit in die Geschichte zurückgeht und so- 
mit als allgemein bekannt angenommen werden kann. Dennoch 
muß sich der biedere Bürger mangels anderer Informationsquellen 
auf die Nachrichten beziehen, die ihn erreichen beziehungsweise de- 


ren Fehlen er bemerkt. 


Die offene Frage ist: »Hat die 
Kirche nicht aus der Geschichte 
und aus ihren Fehlern gelernt?« 
Und da ist auch noch die bren- 
nende Sorge um die Kultur des 
Abendlandes, die in nicht gerin- 
gem Maße vom Christentum ge- 
prägt worden ist, einer Kultur, 
die heute weitgehend ihre Träger 
eingebüßt hat, wie eben auch die 
Kirche ihre Gläubigen. Erst 
dann, wenn der Verfall der Kul- 
tur und der Verfall des Glaubens 
schmerzhaft werden, besteht die 
Hoffnung, daß sich erneut kultu- 
relle Kräfte und solche des Glau- 
bens entwickeln, um Bewährtes 
zu bewahren und aus den Wur- 
zeln der Vergangenheit Kraft für 
neues Wachstum zu ziehen. 


‚Die persönliche Glaubensent- 
scheidung derer, die einer geisti- 
gen oder geistlichen Führung be- 
dürfen, beruht vielfach auf dem 
Charisma der Glaubensführer. 
Hier ist zu beklagen, daß die 
Glaubenskraft der katholischen 
und lutherischen Geistlichen 
sehr zu wünschen übrig läßt. Es 
gibt wenige Geistliche, die dem 
Suchenden das Gefühl geben, er 
fände bei ihnen selbst den Glau- 
ben. 


Die Kirche muß wissen, daß die 
Wurzeln für diese Schwäche des 
Christentums in der Ideologie 
des Materialismus liegen, der 
seine besondere Ausprägung in 
der Dialektik des Herr Marx und 
seiner Diadochen gefunden hat. 
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Da sehe ich eine der vielen Sün- 
den gegen den christlichen Geist, 
Sünden, die die beiden Kirchen 
gerne. bestreiten, aber eigentlich 
erkennen sollten. 


Anpassung an 
fremde Lehren 


Der Mangel an geistlicher Hei- 
mat, den die lauen Christen oder 
jene, die sich von der Kirche in 
gut marxistischem Sinne das Pa- 
radies auf Erden erwarten, kei- 
neswegs empfinden, veranlaßt 
Glaubensbedürftige zur Hinwen- 
dung an fremde Kultur, an frem- 
den Geist. Das hat den verschie- 
denen Sekten und Scheinkirchen 
einen Zulauf gebracht, der ein 
das Fundament der Kirchen ge- 
fährdendes Ausmaß erreicht hat. 
Der geistige Kampf gegen diese 
Erscheinungen ist von der Kirche 
nicht aufgenommen. worden, je- 
denfalls mit unzureichenden Mit- 
teln halbherzig geführt. 


Bemerkenswert ist dabei der Um- 
stand, daß in einer Zeit, in der 
sich die Menschen für »aufge- 
klärt« halten, die verschieden- 
sten »Satanskulte« einen überra- 
schenden Zulauf haben. Die Kir- 
che, reagiert darauf eher mit An- 
passung an fremde Lehren, als 
mit geistlicher Hilfe für die, die 
nach geistlicher Führung suchen. 
Deshalb bleiben der Kirche nur 
die lauen Christen, die Materiali- 
sten und die Gewohnheitsmen- 


schen, weshalb die innere Kraft- 
losigkeit und Gleichgültigkeit der 
Kirche zu beklagen ist. 


Fragt man die Kirche nach dem 
Mißverhältnis zwischen An- 
spruch und Handeln, so erhält 
man die Antwort jenes Profes- 
sors für Ethik, der von einer Stu- 
dentin auf das Mißverhältnis sei- 
nes eigenen Lebenswandels zu 
seinen Lehren angesprochen 
wurde: »Aber Frau Kollegin! Ha- 
ben Sie schon einmal einen Weg- 
weiser dorthin laufen sehen, wo- 
hin er zeigt?« 


Mein Reich ist nicht von dieser 
Welt, soll Jesus nach den kirchli- 
chen Lehren gesagt haben, aber 
die Kirche ist seit historischer 
Zeit vorwiegend eine politische 
und weniger eine seelsorgerische 


Kirche. Neben denen, die sich ° 


von der Kirche seelsorgerisch ver- 
lassen fühlen und deshalb abwen- 
den, veranlaßt die politische Kir- 
che diejenigen zur Abwendung, 
die wegen ihrer Glaubensstärke 
keine geistliche Führung benöti- 
gen und wegen’ der politischen 
Ziele der Kirche mit dieser ha- 
dern. Die Kirche verliert damit 
auch die Kraft jener, die die 
Lauen stützen und in einem »ent- 
christlichen Umfeld« aufrichten 
könnten. 


Gerade in jenem Augenblick, in 
dem ein Fastenbrief mahnte, 
mit einer durch nichts zu erschüt- 
ternden Entschiedenheit auf Je- 
sus Christus zu schauen - »Mein 
Reich ist nicht von dieser Welt!«- 
greift die politische Kirche zu La- 
sten der abendländischen Kultur 
in das Problem der Zuwanderung 
von Menschen fremder Kultur 
und Religion in das westliche 
Mitteleuropa ein. Welche Argu- 
mente man nun auch bei der Aus- 
einandersetzung um das damit 
angedeutete Problem immer fin- 
den oder anerkennen mag, die 
Kirche muß wissen, daß der ag- 
gressive Islam, der schon durch 
den Prinzen Eugen (Belgrad 
1718) überwunden schien, heute 
in Mitteleuropa einen nicht zu 
unterschätzenden Einfluß hat; 
sie muß wissen, daß dieGlau- 
benskraft der Mohammedaner 
einen gewaltigen Einfluß auf die 
Suchenden hat und somit heute 
eine stärkere Konkurrenz für das 
Christentum bedeutet, als der 
Marxismus, der in seiner heuti- 
gen, gut getarnten Erscheinung 
ebenfalls ein nicht zu unterschät- 


zender Gegner des Christentums’ 


ist. 


Die Meldung von der Stellung- 


nahme des Papstes zu diesem 


Problem und die Erkenntnisse 


der Kommission Justitia’et Pax 2 


wurden in den Medien wohlwo- 


lend kommentiert. Danach soll - ° 


die Amtskirche der Meinung 


sein, die christliche Glaubenslite- :: 


ratur — also die Bibel - gestatte 
eine solche »ausländerfeindli- 
che« Haltung nicht. 


Frieden heißt 
Rechtsfrieden 


Um das zu verstehen, benötige 
ich eine grundlegende Bibelaus- 
legung, denn nach meinem Ver- 
ständnis geht auch die Bibel da- 
von aus, daß es für den Verstoß 
gegen ein Gebot des Dekalog ei- 
nen Rechtfertigungsgrund geben 
kann. Davon muß jedenfalls die 
katholische Kirche überzeugt 
sein, denn der vielfache Tod, den 
die Inquisition gebracht hat, 
wäre sonst mit dem Gebot des 
Dekalogs nicht zu vereinbaren 
und die Lehre vom statischen 
Wegweiser reicht nicht immer 
aus. 


Es steht mir nicht an, den ominö- 
sen Namen der Kommission zu 
kritisieren, was dann auch über- 
flüssig wäre, wenn der Grundsatz 
»Frieden heißt Rechtsfrieden« 
als unbestrittener Ausgangs- 
punkt weiterer Überlegungen 
dienen könnte. 


Der Grundsatz des Rechstfrie- 
dens ist bereits im Dekalog ent- 
halten: »Gott gibt Dir das Land, 
in dem Du leben sollst. Es ist das 
Land Deiner Eltern, in dem und 
in denen Du wurzelst und deren 
(christliche) Lehren und Leben 
Du weitergeben sollst. 


Wenn Du in diesem Land Deiner 
Eltern keinen Platz mehr findest, 
so gibt Dir Gott anderwärts 
Raum zu leben. Dieses Land 
darfst Du Dir suchen, Du mußt 
dabei die Gebote achten. Du 
darfst nicht töten, um Dir Land 
zu verschaffen.« 


Die Pilgerväter haben behaup- + 
tet, Gott habe ihnen Amerika zu- 
geteilt; das mag sein, aber sie ha- 
ben dabei getötet und die India- 
ner ausgerottet. Die Zionisten 
behaupten, Gott habe ihnen Pa- 
lästina gegeben; das mag sein, 


aber nun rotten sie die seit zwei- 


tausend Jahren dort ansässigen. 
Araber aus. Dieses Prinzip 'ist in 
der Geschichte wohlbekannt, 


ihm sind ganze Nationen zum 
Opfer gefallen. 


Nazis sind alle national 
denkende Menschen 


Heute wird dieses Prinzip auf 
Mitteleuropa angewendet. 


Schon sagen die Zuwanderer: . 


»Wir gehen nicht! Nazis raus!« 
Nazis sind aber alle national den- 


ve kende Menschen, die mit dem 


 tergebracht werden, 


Prinzip der Vernichtung von Völ- 
kern nicht einverstanden sind. 


Jeder weiß, daß dieser Westteil 
des mittleren Europas übervöl- 
kert ist. Der Boden trägt diese 
große Anzahl von Menschen 
nicht mehr. Das ist der wahre 
Grund für die sterbende Um- 
welt, deren Sterben in schizo- 
phrener Weise von jenen beklagt 
wird, die die Zuwanderung wol- 
len. 


»Du sollst nicht stehlen!« Da. das 
Land die vielen Menschen nicht 
tragen und ernähren kann, ver- 
steht es sich von selbst, daß je- 
mand weichen muß. Die Vertrei- 
bung jener, denen das Land ge- 
hört, weil sie es von Gott erhal- 
ten haben, bewirkt eben jenen 
verbotenen Diebstahl. 


Deshalb spricht man in gewohn- 
ter doppelzüngiger Manier von 
»Menschenrechten« und meint 
damit, es müßten die bei uns un- 
die an- 
derswo vertrieben worden sind; 
keiner hilft den Vertriebenen zu 


.dem Recht, in dem ihnen von 


Gott gegebenen Land zu bleiben. 
Wo ist die Kirche, die dieses 
Recht verteidigt? 


Was ist aber mit jenen, die von 


..sich sagen, das Land, das ihnen 


Gott gegeben habe, reiche nicht 
aus, um auf dieser Erde glücklich 
zu sein? Sie hätten, so sagen die 
materialistischen Christen, das 
gleiche Recht, so gut zu leben, 
wie wir in Mitteleuropa. Für eine 
solche These finde ich keine 
Glaubensgrundlage. Der marki- 
stische Glaube, man müsse das 


... Paradies auf Erden schaffen, weil 


es ein Jenseits nicht gäbe, ent- 
spricht nicht den Regeln des 
Christentums und auch nicht den 
Gesetzen der Natur oder Gottes. 


Wenn wir aber gehalten sind, im 
Schweiße unseres Angesichts für 
unseren Lebensunterhalt dort zu 
sorgen, wo Gott uns Land gege- 


.ben .hat, dann ist es auch nicht 


Gottes Wille, daß man. dieses 
Land flieht, um dorthin zu kom- 
men, wo Milch und Honig dank 
des Fleißes der Bewohner reichli- 
cher fließen. Da Gott - wie mitt- 
lerweile auch Naturwissenschaft- 
ler anerkennen - die Dinge wohl- 
geordnet hat, ist jeder Eingriff in 
diese Ordnung eine Sünde. Diese 
Sünden wirken sich aber nicht 
erst im Jenseits, sondern auch 
schon im Diesseits aus. Heute 
wissen wir, daß sich das von Gott 
geschaffene All im Gleichge- 
wicht befindet und über einen ei- 
genen Mechanismus verfügt, das 
Gleichgewicht dort, wo es gestört 
wird, wieder herzustellen. 


Anpassung an moder- 
nistische Philosophie 


Nun greift der Materalist oder 
Christ ohne Glauben ständig ein, 


: um ein nach seiner Meinung ge- 


störtes Gleichgewicht wieder her- 
zustellen; dieser Mensch mag 
gottähnlich sein, oder auch nicht, 
jedenfalls bildet er sich ein, gott- 
gleich zu sein, weil er über Fertig- 
keiten verfügt, die der Schöpfer 
dieser Welt haben mußte. Diese 
Hybris läßt ihn die Bescheiden- 
heit eines Sokrates vergessen, 
und so übersieht der heutige 
Mensch, daß er über weniger 
Geist verfügt, als die Philoso- 
phen der alten Hellenen, wes- 
halb er auch nicht überblicken 
kann, was er mit der Anwendung 
seiner Fertigkeiten alles an- und 
hinrichtet. 


Da der Mensch auch ausführt, 
was auszuführen er sich in der 
Lage dünkt, da er alles macht, 
ohne die Folgen überschauen zu 
können, mißrät der Wunsch, 
Gleichgewicht herzustellen zu 
der Folge ständig gestörter 
Gleichgewichte. Die Natur fin- 
det nicht mehr die Zeit, die für 
die Herstellung des biologischen 
oder ökologischen Gleichge- 
wichts erforderlich ist, weil der 
Mensch schneller zerstört, als die 
Natur aufbauen kann. 


Dabei geht die Kirche den Weg 
der Anpassung an die modernisti- 
sche Philosophie, was ihr einen 
Lefebvre beschert hat. In ihrer 
Not leugnet die Kirche die Ver- 
mutung, daß Aids eine Geisel 
oder eine Strafe Gottes sei, was 
für den gläubigen Christen unver- 
ständlich und für den Philoso- 
phen belanglos ist. Denn gleich, 
ob man das Problem theologisch 
oder philosophisch sieht, die mo- 
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Deutschland 


Die Kirche 
und die 
Ausländer 


ralische Wirkung der Krankheit 
ist nicht zu.übersehen; ansonsten 
lächeln die Auguren und finden, 
daß Aids ein Anlauf der Natur 
sei, durch spezifische Negativaus- 
lese ein natürliches Gleichge- 
wicht herzustellen. 


Leider hat die Kirche hier dem 
Zeitgeist gehuldigt, was sie in der 
politischen Landschaft von heute 
völlig ungezwungen seit Jahren 
tut. Seit der Änderung der Litur- 
gie steht der Priester nicht mehr 
an der Spitze des Volkes seinem 
Herrn gegenüber, sondern wen- 
det Gott den Rücken zu, um sei- 
nem neuen Herrn, dem Volke, zu 
dienen. 


Ich kann nicht beurteilen, ob die 
Änderung der Liturgie belanglos 
ist, oder nicht. Ich bin auch nicht 
berufen, daran Kritik zu üben, 
aber selbst dann, wenn die äu- 
Bere Form nur die Bedeutung ei- 
nes Kleidungsstückes hätte, so 
sagt doch gerade die äußere 
Form, das Kleidungsstück, viel 
über den Inhalt und den Geist 
des Trägers aus. 


Es ist die politische Kirche, die 
sich nach dem Zeitgeist richtet, 
anstatt den Zeitgeist zu prägen, 
die dem Wink zwar unbekannter, 
aber durchaus irdischer Kräfte 
folgt, während sie die erkennba- 
ren und geoffenbarten Gebote 
Gottes den vermeintlichen irdi- 
schen Notwendigkeiten unter- 
ordnet. So wird aus der gebote- 
nen Nächstenliebe die Fernsten- 
liebe, von der man sich mit Geld 
freikaufen kann, während man 
die Not des Nachbarn übersieht, 
weil sie mehr erfordert, als nur 
eine Geldzahlung, nämlich 
Liebe. 


Die Kollision 
mit dem Marxismus 


Obwohl die Kirche sagt, Gottes 
Ratschluß sei unerforschlich, 
sucht sie doch, dessen Ratschlüs- 
sen zuvorzukommen. So werden 
die Hungernden in fernen Län- 
dern gespeist, obwohl sie sich 
nicht aus eigener Kraft ernähren 
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können; das hat zur Folge, daß 
der natürliche oder gottgewollte 
Prozeß der Anpassung der An- 
zahl der Menschen an die Res- 
sourcen der Erde gestört wird. 


Die Kirche hält die Tötung der 
Leibesfrucht im Mutteleib für un- 
christlich; in der Tat, es ist Mord. 
Dieser Mord, der in Deutschland 
jährlich mehr als das zehnfache 
der in den Jahren 1939 und 1940 
gefallenen Soldaten der deut- 
schen Wehrmacht fordert, kenn- 
zeichnet die geistige und wirt- 
schaftliche Lage der Deutschen 
in Mitteleuropa. Es wäre Auf- 
gabe der Kirche, die geistige 
Lage so zu ändern, daß für die 
Mütter und Familien ein seeli- 
sches und materielles Klima der 
Nächstenliebe entsteht, in wel- 
chem Mut zur Zukunft und Liebe 
gedeihen könne. 


Dazu müßte sich die Kirche ge- 
gen die Eingliederung der Frau in 
den Produktionsprozeß wenden, 
was eine Kollision mit marxisti- 
schen, oder zumindest sozialisti- 
schen Vorstellungen bedeutet. Es 
müßte dann der für ein Familien- 
leben geeignete und für alleinver- 
dienende Väter erschwingliche 
Wohnraum geschaffen werden, 
was Verzicht auf Profit, also 
Nächstenliebe bedeuten würde. 
Es müßte der Rang und das 
Selbstbewußtsein der Mutter und 


Hausfrau gegenüber der in den 
Produktionsprozeß eingeschalte- 
ten Arbeitskraft gestärkt werden, 
was eine entsprechende Bele- 
bung des Marienkultes bedeuten 
würde. Und schließlich müßte 
man die Hoffung der Eltern auf 
eine berufliche Zukunft der Kin- 
der stärken, was eine erhebliche 
Einschränkung des Zustroms 
von solchen Menschen bedeuten 
würde, denen Gott ein anderes 
Land gegeben hatte. 


Sicher, es deutet manche Lei- 
stung der beiden christlichen Kir- 
chen darauf hin, daß man es nicht 
allein bei der Mahnung belassen 
will, die Abtreibung der Leibes- 
frucht sei sündhaft. Indessen 
scheinen alle Maßnahmen der 
Kirche zur Verbesserung der 
Lage einer Mutter halbherzig 
und erfolglos, was möglicher- 
weise an der Schwäche der geisti- 
gen Führung liegen mag. Heute 
ist das Weib keine Mutter mehr, 
sondern eine emanzipierte Frau! 


Emanzipiert heißt: Sich selbst 
entfremden. Zweiflern sagt die 
Geburtenstatistik, wann das 
Klima für Familien so gut war, 
daß die Menschen freudig die Ge- 
bote Gottes anerkannten. 


y 
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Die Verbreitung des christlichen 
Glaubens in der Welt gleicht ei- 
nem Steppenbrand: das Feuer er- 
lischt dort, wo es gewütet hat. So 
findet sich dort, wo es seinen Aus- 
gang genommen hat nur noch 
eine schwache Glut des Christen- 
tums; diese Glut erneut anzufa- 
chen wäre Aufgabe der Kirche. 


Auf dem Weg 
zur Einen-Welt 


Fern vom Rom hat der Versuch 
der Missionierung die alte ge- 
wachsene Kultur verbrannt und 
es erhebt sich die Frage, ob dort 
noch die Kraft verblieben ist, aus 
der Asche neuen Wuchs zu wek- 
ken. Es hat den Anschein, als 
würde dort, wo missioniert 
wurde nichts als städtische Zivili- 
sation mit Wellblechkultur wach- 
sen. 


Als das Land noch Rhodesien 
hieß, kam von dort eine alte 
Nonne der armen Schulschwe- 
stern, die dort ein Leben lang 
Kindern jener, denen Gott das 
Land gegeben hatte, Unterricht 
nach den Prinzipien europäischer 
Gymnasien zur Hochschulreife 
erteilt hat. Sie mußte am Ende ei- 
nes entbehrungsreichen Lebens 


feststellen, daß ihre Arbeit ver- 
geblich war. Christentum und eu- 
ropäische. Wissenschaft sind nur 
eine Tünche gewesen, die keinen 
Halt auf dem Untergrund frem- 
der Völker fand und deshalb bei 
der ersten Gelegenheit abblät- 
terte. 


Man sieht daraus, daß die Tole- 
ranz des Fremden niemand glück- 
lich macht: weder die Eingebore- 
nen, die entwurzelt werden, noch 
die Fremden, die vergeblich fal- 
schen Vorstellungen nachjagen. 
Da Gott die Vielfalt der Welt ge- 
schaffen hat, wollte er auch die 
Vielfalt. Der Mensch ist nicht 
dazu berufen, das Werk Gottes 
zu verbessern und daraus eine 
Einheitswelt zu machen. Die Kir- 
che sollte Gottes Wort verstehen 
und die Vielfalt bewahren. 
Auch hierin ist sie nicht beson- 
“ders erfolgreich. Wir befinden 
uns auf dem Wege zur Einheits- 
welt. Von der Vielfalt der Erde ist 
vieles bereits unwiderbringlich 
verloren gegangen. Da aber die 
Seele des Menschen Gott näher 
ist, als der alles uniformierende 
menschliche Geist, fühlt sich 
mancher Christ von seiner Kir- 
che verlassen, oder in einen un- 
verständlichen Zwiespalt ge- 
stürzt. 


»Laß Dich nicht gelüsten Deines 
Nächsten Hauses«, sagt. die 
- Schrift. Wir haben zu wenig Häu- 
ser, um unsere eigenen Kinder 
und deren Familien gesund und 
erschwinglich unterzubringen. 
Die zuwandernden Fremden, 
- Asylanten und Wirtschaftsflücht- 
linge begehren aber unser Haus 
“ und alles, was wir haben. Und 
das ist nach dem Dekalog unzu- 
\ lässig. Deshalb ist der, der sich 
seiner Haut, seiner Habe und sei- 
ner Kultur erwehrt, im Recht und 
vom göttlichen Willen gerechtfer- 
‚tigt. 
Diese Haltung »feindlich« zu 
nennen, als »übertriebenen Na- 
"tionalismus«. zu bezeichnen, ihr 
;:den Makel des Bösen anzuhän- 
gen, heißt, gegen den Dekalog zu 
.. verstoßen: »Du sollst kein fal- 
sches Zeugnis reden wider Dei- 
nen Nächsten«. Wenn Frieden 
Rechtsfrieden bedeutet, dann 
gibt es kein Recht eines Frem- 
. ‚den, ungebeten mein Haus zu be- 
“ treten; wenn ich ihn einlade, ist 
er Gast und genießt Gastrecht, 
aber kein-Hausrecht. 


Die Kirche, die - wie es die Kom- 
mission Justitia et Pax getan hat - 


dem Fremden Hausrecht und 
dem Eigentümer Gastrecht ver- 
ordnet, verstößt gegen funda- 
mentale Rechtsgrundsätze und 
untergräbt damit den Frieden. 
Damit wird die Grundlage bluti- 
ger Auseinandersetzung gelegt. 


Die Kirche wird 
vom Zeitgeist geleitet 


Auch in der Beurteilung der Ver- 
hältnisse läßt sich die Kirche vom 
Zeitgeist leiten und kommt des- 
halb zu unterschiedlicher Bewer- 
tung gleicher Sachverhalte. 


Warum findet die Kirche kein 
Wort für die Ermordung und Ver- 
treibung der Deutschen durch die 
Polen und Russen, beschimpft 


aber diejenigen, die die Polen. 


nicht in der ohnehin überbevöl- 
kerten Bundesrepublik Deutsch- 
land aufnehmen wollen, als»Ras- 
sisten«? 


Warum wendet sich die Kirche 
gegen Diskriminierung von 
Volksgruppen, diskriminiert 
aber die Deutschen? Was berech- 
tigt die Kirche zu behaupten, der 
»schlimmste Fall vom Rassismus 
seien die Nazi-Verbrechen« ge- 
wesen, so, als habe die Kirche 
sonst von keinen Verbrechen ge- 
hört? 


Warum spricht die Kirche von 
Apartheid in Südafrika und ver- 
schweigt die wahren Umstände, 
insbesondere die Tatsache, daß 
der blutige Kampf in der Kap- 
‚Provinz zwischen den verschiede- 
nen Rassen der schwarzen Bevöl- 
kerung ausgetragen wird? 
Warum verschweigt die Kommis- 
sion, daß der schwarze Bevölke- 
rungsanteil in Südafrika aus zuge- 
wanderten Fremden besteht, die 
durch dieWirtschaftsleistung der 
“Buren angezogen worden sind, 
so daß die Buren - heute in der 
Minderheit - um ihre eigene Exi- 
stenz fürchten? 


Es gibt da Zusammenhänge zwi- 
schen der Vatikan-Bank und den 
Verfechtern von Eine-Welt, die 
viele Fragen beantworten wür- 
den, wenn man sie kennen 
würde. Diese Antworten würden 
wohl auf die politische Kirche 
hinweisen. Die politische Kirche 
wiederum könnte für den Zu- 
stand verantwortlich sein, der im 
Hinterbrief von Erzbischof Wet- 
ter beklagt wird. Handeln, nicht 
klagen! Wer Frieden will, muß 
Rechtsfrieden schaffen! oO 


Vereinigt mit DIAGNOSEN - das zeitkritische Magazin 


CHEFREDAKTEUR: Ekkehard Franke-Gricksch. 
DEUTSCHE REDAKTION: Gunther Burkhardt, Heinz H. Schwan. 


INTERNATIONALE Redaktion: Afrika: vor Benson; Argentinien: Dr. Walter Be- 
veraggi Allende; Australien: Les Shaw; Freies China: Joseph Yu-jui Ku; Großbri- 
tannien: Vivian Bird, C. Gordon Tether; Kanada: Patrick Walsh; Mexico: Arturo 
Ramirez; USA: Michael Collins Piper, George Nickolas, Alec de Montmorency, 
James P. Tucker; Zentralamerika: Moises D. J. Ulluo Durate. 


NAHOST-REDAKTION: Victor Marchetti 
LAYOUT: Grafik Design Team, Reutlingen. 


CODE hat eine Vereinbarung über die redaktionelle Zusammenarbeit mit der 
amerikanischen Wochenzeitschrift »The Spotlight«, herausgegeben von der 
Cordite Fidelity Inc., 300 Independence Ave. S. E., Washington, D. O. 20003, 
USA. i 


CODE hat eine weitere Vereinbarung über die redaktionelle Zusammenarbeit 
mit dem amerikanischen Newsletter »New American View«, herausgegeben 
von Victor Marchetti, P.O. Box 999, Herndon, VA 22070, USA. 


CODE veröffentlicht außerdem regelmäßig die Beiträge aus »The Journal of Hi- 
storical Review«, herausgegeben von Theodore J. O’Keefe, Institute for Histo- 
rical Review, P.O. Box 1306, Torrance, California 90505, USA. 


CODE veröffentlicht Beiträge, die urheberrechtlich geschützt sind. Mit 
Namen gezeichnete Beiträge stimmen nicht in jedem Fall mit der Meinung 
und Auffassung des Verlages und der Redaktion überein; hierfür liegt die 
Verantwortung beim Autor. Alle Rechte, insbesondere das der Überset- 
zung in fremde Sprachen, sind vorbehalten. Kein Teil dieser Zeitschrift darf 
(abgesehen von den Ausnahmefällen der 88 53, 54 UrhG, die unter den 
darin genannten Voraussetzungen zur Vergütung verpflichten) ohne 
schriftliche Genehmigung des Verlages in irgendeiner Form - durch Foto- 
kopie, Mikrofilm oder andere Verfahren - reproduziert oder in eine von. 
Maschinen, insbesondere von Datenverarbeitungsanlagen, verwendbare 
Sprache übertragen werden. Auch die Rechte der Wiedergabe durch Vor- 
trag, Funk- und Fernsehsendung, im Magnettonverfahren oder auf ähnli- 


. chem Wege bleiben vorbehalten. 


Alle Informationen und Berichte stammen aus zuverlässigen Informations- 
quellen, sind mit Sorgfalt recherchiert und werden veröffentlicht nach 
bestem Wissen, aber ohne Gewähr. Verantwortlich für den Inhalt sind die 
jeweilig zuständigen Redaktionen in Washington und Leonberg. 

Für unverlangt eingesandte Manuskripte übernimmt die Redaktion keine 
Haftung. 

CODE kostet als Einzelheft DM 7.50 einschließlich 7% Mehrwertsteuer. 
Das Abonnement kostet jährlich DM 78.- einschließlich 7% Mehrwertsteuer 
und Porto. 


Der Abonnementpreis für das Ausland beträgt jährlich DM 78.- zuzüglich DM 
15.- Versandtkosten für den einfachen Postweg. 


Bei Nichtbelieferung ohne Verschulden des Verlages oder infolge von 
Störungen des Arbeitsfriedensbestehen keine Ansprüchegegenden Verlag. 


Das Jahresabonnement kann jeweils mit einer Frist von 8 Wochen zum 
Ablauf des Abonnementsjahres gekündigt werden. Zahlungen für das 
Abonnement bitte erst nach Erhalt einer Rechnung. 


CODE darf nur mit Verlagsgenehmigung in Lesezirkeln geführt werden. 
CODE erscheint monatlich jeweils am letzten Mittwoch des Vormonats. 
Vertrieb In- und Ausland; IPS Pressevertrieb GmbH, Kölner Straße 180-182, D- 
5020 Frechen, Telefon (0 22 34)-1 60 82-6, Telex 8883479 IPS. . 

Satz und Repro: Fotosatz Studio für Werbung und Satz 

Wolfgang Schweikhardt, Reutlingen. - 

Druck: Greiserdruck, Rastatt. 

Verantwortlich im Sinne des Pressegesetzes: Ekkehard Franke-Gricksch 
Untere Burghalde 51, D-7250 Leonberg 

CODE erscheint im Verlag Diagnosen GdbR. Untere Burghalde 51, 
D-7250 Leonberg, Telefon (0 71 52) 2 60 11, Fax (0 71 52) 28340. 

ISSN 0932-3473 4 


Die nächste Ausgabe der Zeitschrift CODE erhalten Sie 
am 31. Juli 1991 bei Ihrem Buch- oder Zeitschriften- 
händler. 


711991 |\ODE 19 


deuische Nachrichienmagazin 


E71 
’ 


Banker- 


Journal 


McNamara 
ruft zum 
Völkermord 
in Afrika auf 


Eine Blaupause des ehemaligen 
Präsidenten der Weltbank, Ro- 
bert S. McNamara für Afrika 
wurde in der Zeitschrift der Inter- 
national Planned Parenthood 
veröffentlicht. Darin wird zu ei- 
ner Verringerung der Gesamt- 
Fruchtbarkeitsrate auf dem afri- 
kanischen Kontinent um fast 50 
Prozent bis zum Jahr 2025 aufge- 
rufen. Ohne Programm für eine 
reale Wirtschaftsentwicklung des 
Kontinents und mit seinem Auf- 
ruf, Gelder zur Bevölkerungsbe- 
grenzung und zu »Umwelt«zwek- 
ken zuzuteilen, kommt dieser Ar- 
tikel einer Blaupause für Völker- 
mord gleich. 


 »Die demographische Wahl, vor 
der Afrika steht, kann nicht län- 
ger aufgeschoben werden«, 
schreibt er. »Afrika muß ent- 

scheiden, ob es sein Land schnell 
“ mit vielen unterernährten, unge- 
 sunden, ungebildeten, arbeitslo- 
sen Menschen vollstopfen oder 
seine Kinderzahl ausdünnen will, 
so daß sie und die Gesellschaft als 
Ganzes eine größere Chance auf 
ein viel besseres Leben haben. 
, Um diese Fruchtbarkeitsziele zu 
.erreichen, muß die Hilfe zur Fa- 
milienplanung bis Ende des Jahr- 
hunderts auf rund 650 Millionen 
Dollar erhöht werden. 


Jedes Land muß einen Umwelt- 
schutz-Aktionsplan haben. Spen- 
der bringen derzeit 500 Millionen 
Dollar pro Jahr nach Afrika für 
Umweltschutzmaßnahmen. Dies 
ist“ völlig unzureichend. Ich 
schlage vor, daß die Hilfe zum 
Umweltschutz sofort verdoppelt 
wird. oO 


Das Vermögen 
mehrt sich 


Die Vermögenseinkommen der 
privaten Haushalte in der Bun- 
desrepublik Deutschland sum- 
mierten sich 1989 auf insgesamt 
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.120 Milliarden DM. Das ent-. 
"sprach immerhin gut zehn. Pro- 


zent. des Bruttoeinkommens aus 
nicht-selbständiger Arbeit. Al- 
lein 30 Milliarden DM der Kapi- 
taleinkommen: entfallen auf 
Rentnerhaushalte. Sie führen da- 
mit die Rangliste an - noch vor 
den Angestellten- und Selbstän- 
digenhaushalten. Im Durch- 
schnitt erzielte jeder Privathaus- 
halt 1989 rund 4500 DM an Zin- 
sen, Dividenden und anderen 
Vermögenseinkommen. Die 
Zahlen belegen auch: Über neun 


Prozent des Bruttoeinkommens : 


aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen flossen 1989 in die 


Kassen der Arbeitnehmerhaus- 


halte. Zusammen mit den Vermö- 
genseinkommen der Rentner- 
haushalte war es sogar über ein 
Sechstel.-Das zeigt: Die Einkom- 


men aus Unternehmertätigkeit 


und Vermögen können nicht den 
Gewinnen der Unternehmen 
gleichgesetzt werden. Oo 


Kuba letzter 
Hort des 
Sozialismus 


Kuba leidet derzeit unter massi- 
ven Versorgungsmängeln. Die 
Kürzung der Lieferungen aus der 
Sowjetunion und anderen ehema- 
ligen RGW-Staaten hat das Land 
schwer getroffen. Kooperationen 
mit den westlichen Industriestaa- 
ten sind inzwischen nicht mehr 
tabu. 


Kuba befindet sich in einer »pe- 
riodo especial«, einer Sonderpe- 
riode. So umschreibt die offi- 
zielle Propaganda die von dem 
kubanischen Ministerpräsiden- 
ten Fidel Castro ausgerufene 
Kriegswirtschaft des Landes in 
Friedenszeiten. 


Folge: Benzin, Bekleidung und 
Lebensmittel wie Fisch, Fleich, 
Eier und Milch sind streng ratio- 
niert. Trotz Bezugsscheinen sind 
viel Güter in den Läden nicht er- 
hältlich.. Dies gilt für Streichhöl- 
zer und Toilettenartikel ebenso 
wie für Butter und Marmelade. 
Sogar Rum, das kubanische Na- 
tionalgetränk, ist zur Mangel- 

are geworden - er wird vorzugs- 
weise exportiert. 


Hintergrund: Die Versorgungs- 
krise auf der Karibikinsel ist 
Folge der Veränderungen in der 


Sowjetunion und Osteuropa. Von 
dort hatte Kuba seit der sozialisti- 


schen Revolution 1959 auf Ru- 


bel-Basis vor allem Erdöl, Ma- 


. schinen und Nahrungsmittel im 


Tausch gegen Zucker, Nickel und 
Zitrusfrüchte bezogen. Auf die 
UdSSR und die anderen Staaten 
Osteuropas entfielen zuletzt 
rund 86 Prozent aller kubani- 
schen Einfuhren. Der Anteil der 
RGW-Länder am kubanischen 
Export betrug fast 87 Prozent. 


Besonders die Sowjetunion 
stützte ihr karibisches Standbein 
durch .den Verkauf großer Men- 
gen von Erdöl zu Preisen unter 
Weltmarktniveau. Kuba ver- 
brauchte aber nur einen Teil des 
importierten Ols und konnte den 
Rest mit Profit auf dem Welt- 
markt weiterverkaufen. So ka- 
men 1985 rund 620 Millionen US- 
Dollar zusammen. 


Moskau bezahlte für Zucker das 
Mehrfache des Weltmarktprei- 
ses. Auch andere RGW-Länder 
mußten ohne Rücksicht auf Preis 
und Qualität kubanische Pro- 
dukte abnehmen. 


Dies änderte sich mit dem politi- 
schen Umbruch in Osteuropa 
und der Auflösung des RGW. Be- 
reits 1990 hatte die UdSSR statt 
der üblichen 13 nur noch zehn 
Millionen Tonnen Erdöl gelie- 
fert. Zwar unterzeichnete sie 
Ende Dezember 1990 noch ein- 
mal bilaterale Wirtschafts- und 
Kooperationsabkommen. Aller- 
dings haben diese nur die Lauf- 
zeit von einem Jahr statt der frü- 
her üblichen fünf Jahre. 


Obendrein entschied Moskau, 
daß der Handel künftig in Dollar 
und möglichst zu Weltmarktprei- 
sen abgerechnet werden soll. Die 
Exporterlöse des hochverschul- 
deten Karibikstaates werden von 
der UdSSR nur noch gutgeschrie- 
ben und mit Importen verrech- 
net. Sie stehen daher zum Kauf 
insbesondere dringend benötig- 
ter Maschinen und Ersatzteile 
aus anderen Ländern nicht mehr 
zur Verfügung. 


Der Mangel an Erdöl und Devi- 
sen hat Kuba gezwungen, Indu- 
strieanlagen stillzulegen, den Ver- 
kauf von Elektrogeräten einzu- 
schränken, den Stromverbrauch 
deutlich zurückzufahren und den 
motorisierten Straßenverkehr zu 
verringern. Als ölsparende Alter- 
native sollen nun 700000 Fahrrä- 
der aus China eingeführt und wei- 


tere: in neuen Fabriken produ-'. - 


ziert werden. Andere geplante 


Notstandsmaßnahmen der kuba- : : 


nischen Regierung sind der Bau- : 
von Windmühlen und die Erset- .. 
zung von Traktoren durch 400000 . 


Ochsen. 


Um die inländische Erdölförde- " 
rung, mit der gegenwärtig weni- - 


ger als ein Zehntel des Eigenbe- 
darfs gedeckt wird, zu steigern, 


sprang die kubanische Regierung: 


„über ihren ideologischen’ Schat- 
ten und holte sogar ausländische 
Investoren ins Land. Zwei fran- 
zösische Gesellschaften erhielten 
kürzlich Explorationsrechte für 
ein 1800 Quadratkilometer gro- 
Bes Gebiet vor der Nordküste. 


Auch auf anderen Gebieten 
nimmt die Bedeutung von diskret 
angebahnten Jointventures zu. 
Ausländische Geldgeber beteili- 
gen sich besonders am Bau und 
an der Verwaltung von touristi- 
schen Einrichtungen. Zwar steht 
Zuckerrohr als Devisenbringer 
immer noch an erster Stelle, doch 
unterstützt die kubanische Regie- 
rung gezielt den Ausbau des Tou- 


rismus. Und das mit Erfolg: Im - 
Jahr 1990 besuchten 360000 Tou- 
risten die Karibikinsel Kuba; da- 
von kamen 45000 aus der Bun- 


desrepublik. 


Die Touristen, die es besonders 


an den Strand von Varadero - 
zieht, bekommen von der prekä- :- 


ren Versorgungslage kaum etwas 
mit. Sie leben in einer eigenen 
Welt mit Satellitenfernsehen und 
ohne Rationierungen. Da Aus- 


ländern kostengünstig eine gute 


medizinische Behandlung gebo- 


ten wird, ist Kuba auch zum Ziel . 


eines »Medizin-Tourismus« ge- 
worden. Genutzt wird dieses An- 
gebot vor allem von der Bevölke- 
rung Lateinamerikas. 


Kuba ist heute neben der Volksre- 
publik China die letzte Bastion 


a, = a Be FRE re EN IT nt A ee dee a ae ie er 


N a Seal 


des Sozialismus. Seit dem Um- - 


bruch in Osteuropa läßt Fidel Ca- 
stro daher überall im Land den 
Slogan »Sozialismus oder Tod« 
plakatieren. 


Trotz aller Engpässe ist in Kuba 
derzeit mit einer Gegenrevolu- 
tion nicht zu rechnen. Grund: Es 
fehlt eine organisierte Opposi- 
tion im Land. Zudem läßt das 
gute Gesundheits- und Eizie- 


hungssystem viele Kubaner noch 


zu Castro stehen. Es ist jedoch 
abzusehen, daß die kubanische 
Wirtschaft ohne die Einführung 


marktwirtschaftlicher Elemente 


nicht auf eigenen Füßen stehen 
DO 
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Südkorea und 
Deutschland 
starten gemein- 
same Projekte 


Südkorea und Deutschland ha- 
ben sich darauf geeinigt, den Aus- 
tausch von Wissenschaftlern und 
gemeinsamen Forschungsprojek- 
ten auf solchen Gebieten wie La- 
ser, Roboter-Anwendung und 
Magnet-Schwebe-Technologien 

zu beschleunigen, schreibt die 


‚»Korea Times«. Der Minister für 


Wissenschaft und Technologie 
Kim Chin-hyon, und der Bundes- 
minister für Forschung und Tech- 
nologie, Heinz Riesenhuber, 
einigten sich darüber, den Trans- 
fer von fortschrittlicher deut- 
scher Technologie nach Korea zu 
fördern. 


Nach dieser Vereinbarung wer- 
den die Korea Science and Engi- 
neering Foundation (KOSEF, 
Stiftung für Wissenschaft und In- 
genieurwesen) und die Deutsche 
Forschungs-Gemeinschaft den 
Austausch von Wissenschaftlern 
beschleunigen und gemeinsame 
Seminare abhalten. Die Korea- 
ner werden auch jedes Jahr mehr 
Stipendiaten nach Deutschland 
schicken. 


Von KOSEF unterstützte wissen- 
schaftliche Forschungszentren 
und Zentren für Ingenieurwesen 
an Universitäten werden koope- 
rative Bindungen zum Max- 
Planck-Institut zur gemeinsamen 
Benutzung von Forschungsein- 
richtungen aufnehmen. Es wurde 
auch vereinbart, daß das Korea 


Institute of Science and Techno-" 


logy gemeinsam mit einem deut- 
schen Luft- und Raumfahrt-For- 
schungsinstitut neue Werkstoffe 
für Flugzeuge und fortschrittli- 
che Roboter-Technologien beim 
Fraunhofer-Institut entwickeln. 


Ebenfalls unter dieser Vereinba- 
rung werden das koreanische 
Institute of Machinery and Me- 
tals und die Universität Braun- 
schweig gemeinsame Forschun- 
gen zur Entwicklung von Ma- 
gnet-Schwebe-Technik und Plas- 
ma-Forschung zur Herstellungs- 
technologie von Materialoberflä- 


chen betreiben. Das Korea Rese- 
arch Institute of Ships and Ocean 
Engineering wird in Kürze mit 
dem Fraunhofer Institut eine Ver- 
einbarung zur Errichtung eines 
Laser-Zentrums unterzeichnen. 


Türkei verfolgt 
Pläne für eine 
Schwarzmeer- 
Wirtschaftszone 


Präsident Turgut Ozal der Türkei 
betreibt aktiv die Schaffung einer 
Schwarzmeer-Wirtschaftszone, 
die auf Beziehungen zu den be- 
nachbarten Sowjetrepubliken 
fußt. Er wurde dazu von der so- 
wjetischen Nachrichtenagentur 
Tass interviewt. 


Özal sagte, daß sich im Nach- 
kriegs-Westasien »die Notwen- 
digkeit ergibt, ein Modell der 
Kooperation zu schaffen, das alle 
Länder in der Region verbindet 
und das Sicherheitssystem ergän- 
zen soll. Der wirtschaftliche 
Aspekt des in der Region zu 
etablierenden Systems muß wirt- 
schaftliche Unabhängigkeit ge- 
währleisten, weil wirtschaftliche 
Unausgewogenheit sich als Quel- 
le für Konflikte in der Region er- 
weisen könnte. Ihr demokrati- 
sches System und eine tüchtige 
Marktwirtschaft machen die Tür- 
kei zum einzigen moslemischen 
Land, das als Modell für Nach-. 
kriegs-Arrangements in der Re- 
gion dienen kann.« 


Özal verurteilte Saddam Hus- 
seins Aggression und trat für 
Reparationszahlungen ein, um 
einen »Sonder-Entwicklungs- 
Fonds und eine Entwicklungs- 
bank zu gründen, mit denen die 
Bemühung, Finanzquellen aus 
den Öl produzierenden Ländern 
der Region zu erschließen und 
die Erfüllung von zentralen Pro- 
jekten zum Bau von Ol- und Gas- 
Pipelines sowie die Lösung von 
Wasserversorgungsproblemen 
koordiniert werden sollen.« 


Özal unterzeichnete mit Gorbat- 
schow einen Freundschaftsver- 
trag unter Einschluß von zwi- 
schenstaatlichen Vereinbarungen 
über Handel und wirtschaftiche, 
wissenschaftliche und technologi- 
sche Kooperation. Die Türkei ist 
einer der größten Handelspart- 
ner der Sowjetunion. DO 


Schweizer 
Arbeiter-Union 
für Solidarität 
mit Osteuropa 


Indem sie Aufrufe, daß die 
Schweizer Armee ausschwärmen 
soll, um die Grenzen gegen Wirt- 
schaftsflüchtlinge aus Osteuropa 


. abzusichern, zurückwies, rief die 


Schweizer Christliche Gewerk- 
schaft zur »echten Solidarität« 
mit Osteuropa auf. Diese Soli- 
darität soll, nach den Worten ih- 
res Vorsitzenden Ugo Fasel, 
durch »Finanzierung der Infra- 
struktur und Investitionen zur 
Realisierung einer bevorzugten 
wirtschaftlichen Kooperation 
zwischen den Regionen des 
Ostens und des Westens und zur 
Öffnung unserer Märkte für Pro- 
dukte aus den nachkommunisti- 
schen Ländern« bestehen. 


Die Gruppierung fordert Lehr- 
gänge für Gruppen von Gewerk- 
schaftlern aus Ungarn, Polen, 
der Tschechoslowakei und Rumä- 
nien, um ihnen westliche Ge- 
werkschaftsmethoden beizubrin- 
gen. Es soll versucht werden zu 
verhindern, daß sie »von einem 
Joch in ein anderes geraten. Vom 
Kommunismus befreit, besteht 
jetzt die Gefahr, daß sie den grau- 
samsten Marktgesetzen unter- 
worfen werden«. 


Das Endziel der Lehrgänge be- 
steht darin, »ihnen dabei zu hel- 
fen, in den nachkommunisti- 
schen Ländern freie Gewerk- 
schaften zu gründen und den 
Übergang zu einem freien Markt- 
system unter Beachtung sozialer 
Belange zu erleichtern«. 


Pakistan 
beschleunigt 
sein Atom- 
Programm 


Die Pakistan Atomic Energy 
Commission ‘(PAEC) hat dem 
Land ungeheure wirtschaftliche, 
technologische und landwirt- 
schaftliche Vorteile gebracht, 
schrieb die »Pakistan Times« in 
einem Artikel, in dem die Not- 
wendigkeit, das Atomprogramm 
des Landes voranzutreiben, do- 
kumentiert wird. 


»Trotz Embargos und Beschrän- F 


kungen auf die Lieferung von Er- 
satzteilen und nuklearen Mate- 
rialien, hat das Atomkraftwerk in 
Karachie bereits über fünf Mil- 
liarden Kilowattstunden Strom 
erzeugt.« 


Die landwirtschaftlichen For- 
schungsinstitute von PAEC ha- 
ben 13 neue Variationen von 
Baumwolle, Reis und Mungboh- 
nen durch Kerntechniken entwik- 
kelt. Das Nuclear Institute of Ag- 
riculture and Biology, schreibt 
das Blatt, hat im Land eine 
Baumwoll-Revolution eingelei- 
tet und einen Anstoß für die ein- 
heimische Textilindustrie gege- 
ben. OD 


Hilfe 

für Italiens 
Hochgeschwin- 
digkeitsbahn 


Ein »Letter of Intent«, sozusagen 
ein Auftrag für eine italienisch- 
deutsche Zusammenarbeit bei 
der Hochgeschwindigkeits-Bahn- 
Technologie wurde zwischen 
Siemens-Transport-Technologies 
und Ansolda Transport, Italien, 
unterzeichnet. 


Eine weitere italienische Firma, 


Breda Ferroviaria, führt zur Zeit - 


Gespräche, um sich dem Projekt 
anzuschließen. 


Gemeinsame Forschung und Ent- 
wicklung, sowie gemeinsame 
Projekte zum Bau von Hoch- 
geschwindigkeits-Bahnstrecken 
sind zwischen Siemens und An- 
saldo vorgesehen. 


Mögliche Gemeinschaftsunter- 
nehmen beinhalten eine Nord- 
Süd-Eisenbahnverbindung zwi- 
schen Mailand und Neapel und 
eine Ost-West-Verbindung zwi- 
schen Triest und Turin. Sie sind 
projektiert zur Fertigstellung bis 
Ende des Jahrzehnts. Experten 
schätzen die Gesamtinvestitio- 
nen für beide Strecken auf 50 Mil- 
liarden DM. Die Strecken wür- 
den eine Reisegeschwindigkeit 
von 250 bis 300 Stundenkilome- 
ter zulassen. Ein privates Konsor- 
tium hat eine dritte Hochge- 
schwindigkeitsstrecke zwischen 
Mailand und Genua in Rn 
genommen. 
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Arbeitsmarkt 


Den Umbruch 
begleiten 


Ein Umschalten vom Plan zum Markt ist ein langwieriger Prozeß - 
auch in den neuen Bundesländern. Dabei brechen alte Strukturen 
sofort weg, aber die neuen Strukturen sind notgedrungen nicht zeit- 
gleich entstanden. In dieser Situation muß die Arbeitsmarktpolitik 
den unvermeidbaren Rückgang der Beschäftigung zunächst auffan- 
gen und später zur Errichtung neuer Arbeitsplätze führen. 


Der Weg in die neue Gesell- 
schaftsordnung kann nur dann er- 
folgversprechend _beschritten 
und in angemessenen Zeiträu- 
men bewältigt werden, wenn die 
individuelle Situation der betrof- 
fenen Menschen stärker als bis- 
her berücksichtigt wird. Zu die- 
sem Verständnis tragen bei: 


Der Umstieg braucht 
seine Weile 


In den Vorstellungen der Men- 
schen war die soziale Lage im al- 
ten System in hohem Maße gesi- 
chert. In der neuen Situation er- 
leben sie Arbeitsplatzunsicher- 
heit und Arbeitslosigkeit. Sozia- 
ler Schutz wird als offen erfahren 
und als begrenzt empfunden. 


Viele Menschen erleiden biogra- 
phische Brüche. Es entsteht ein 
Fließzustand, der Verängstigung 
und Verunsicherung auslöst. 


Das über Jahre hinweg im realen 
Sozialismus eingeübte systemi- 
sche Verhalten erschwert den 
Übergang zur Marktwirtschaft. 
Eigeninitiative, Selbsterhal- 
tungswille und Durchsetzungs- 
vermögen waren damals nicht ge- 
fragt. Marktwirtschaft hingegen 
setzt auf Maximierung dieser Ei- 
genschaften. 


Der nötige Umstieg auf ganz 
neue Wirtschaftsstrukturen 
braucht seine Weile. Vor diesem 
Hintergrund läßt sich die Ent- 
wicklung des mitteldeutschen Ar- 
beitsmarktes in zwei Richtungen 
abstecken: 


Optimistische Variante. Die Be- 
schäftigungswirkungen des wirt- 
schaftlichen Strukturbruchs er- 
reichen Mitte 1992 bei sechs Mil- 
lionen besetzten Arbeitsplätzen 
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Von der Arbeitslosigkeit in den 
neuen Bundesländern sind be- 
sonders Frauen betroffen, die 
zum größten Teil in der DDR- 
Zeit berufstätig waren. 


die untere Grenze. Von da an ist 
die Zahl der neu entstehenden 
Arbeitsplätze größer als die der 
wegfallenden. Unter dieser Prä- 
misse werden im industriellen 
Bereich jeder zweite und - über 
alle Wirtschaftsbereiche gesehen 
- jeder dritte Arbeitsplatz wegfal- 
len. 

Dieser Rechnung vermittelt eine 
eher hoffnungsvolle Perspektive. 
Sie setzt auf kürzere Wirkungs- 
mechanismen und wertet die 
strukturellen Beschäftigungsbe- 
funde 1989/90 mit ersten Anzei- 
chen für eine Wende zum Positi- 
ven. Denn tatsächlich lag im pro- 
duzierenden Handwerk und im 


Handel Ende 1990 die Beschäfti- 
gung höher als ein Jahr zuvor. Im 
Bereich Verkehr, Post- und Fern- 
meldewesen schrumpfte sie zu- 
mindest nicht weiter. 


Pessimistische Variante. Das 
Hautgewicht der Unternehmun- 
gen liegt bei den Neuinvestitio- 
nen auf der grünen Wiese. Bei 
einer solchen Entwicklung fällt 
auf gesamtwirtschaftliche Ebene 
bis 1992 erst einmal die Hälfte 
des Beschäftigungsvolumens 
weg. Dann stünden zu diesem 
Zeitpunkt nur noch knapp fünf 
Millionen Arbeitsplätze zur Ver- 
fügung. Das scheint aus heutiger 


Sicht die untere Schwelle zu sein. 
Unabhängig davon, welche der 
beiden Varianten zur Wirklich- 
keit wird - das Erwerbspersonen- 
Potential nimmt ab. Es wird von 
diesen zwei Seiten verringert: 


Mehr Abwanderung 
und Pendler 


Abwanderungen. Die strukturel- 
len Arbeitsplatzprobleme in der 
Ex-DDR sowie die hohe Aufnah- 
mefähigkeit funktionierender 
Produktionsverflechtungen im 
alten Bundesgebiet werden dazu 
führen, daß der Abwanderungs- 
strom aus Mitteldeutschland an- 
hält. 


Er wird 1992 im günstigsten Fall 
150 000 Personen, im schlechste- 
sten Fall etwa 300 000 Menschen 
umfassen - Erwerbspersonen, 


Kinder und Rentner mitgerech- 
net. 

Pendler. Gegenwärtig pendeln 
Erwerbspersonen vereinzelt so- 
gar im vierzehntägigen Rhyth- 
mus zwischen Wohnort-Ost und 
Arbeitsort-West. Diese größeren 
Zeiträume erklären sich mit den 
spürbar gestiegenen Pendelent- 
fernungen. Umfragen bei Unter- 
nehmen entlang der ehemaligen 
Staatsgrenze der DDR führen zu 
Pendlerquoten, die bis an zehn 
Prozent heranreichen. 


Auf dieser Grundlage hochge- 
rechnet ergibt sich: Im Jahr 1992 
werden im günstigsten Fall durch- 


schnittlich 300 000 Erwerbstätige 
von Ost nach West pendeln - im 


schlechtesten Fall 
500000. 

Das bedeutet: Im kommenden 
Jahr gibt es in den neuen Bundes- 
ländern nach der optimistischen 
Variante gut 8,5 Millionen Er- 
werbspersonen — nach der pessi- 
mistischen Variante jedoch 8,2 
Millionen Erwerbspersonen. Tat- 
sächlich können aber nur sechs 
beziehungsweise 4,8 Millionen 
Menschen im Beschäftigungssy- 
stem untergebracht werden. Die 
Differenz beschreibt das Unter- 
beschäftigungsvolumen. 


wären es 


Unvermeidbare Konse- 
quenz des Übergangs 


Mit anderen Worten: Im Jahres- 
durchschnitt 1992 werden im gün- 
stigsten Fall durchschnittlich 2,5 


Br 


f7 


IE 


marktwirtschaftlicher Elemente 


“nicht auf eigenen Füßen stehen 


kann. Mi 


Südkorea und 
Deutschland 
starten gemein- 


.. same Projekte 


Südkorea und Deutschland ha- 
ben sich darauf geeinigt, den Aus- 
tausch von Wissenschaftlern und 
gemeinsamen Forschungsprojek- 
ten auf solchen Gebieten wie La- 
ser, Roboter-Anwendung und 
Magnet-Schwebe-Technologien 

zu beschleunigen, schreibt die 


.»Korea Times«. Der Minister für 


Wissenschaft und Technologie 
Kim Chin-hyon, und der Bundes- 
minister für Forschung und Tech- 
nologie, Heinz Riesenhuber, 
einigten sich darüber, den Trans- 
fer von fortschrittlicher deut- 


scher Technologie nach Korea zu 


fördern. 


Nach dieser Vereinbarung wer- 
den die Korea Science and Engi- 
neering Foundation (KOSEF, 
Stiftung für Wissenschaft und In- 
genieurwesen) und die Deutsche 
Forschungs-Gemeinschaft den 
Austausch von Wissenschaftlern 
beschleunigen und gemeinsame 
Seminare abhalten. Die Korea- 
ner werden auch jedes Jahr mehr 
Stipendiaten nach Deutschland 
schicken. 


Von KOSEF unterstützte wissen- 
schaftliche Forschungszentren 
und Zentren für Ingenieurwesen 
an Universitäten werden koope- 
rative Bindungen zum Max- 
Planck-Institut zur gemeinsamen 
Benutzung von Forschungsein- 
richtungen aufnehmen. Es wurde 
auch vereinbart, daß das Korea 


Institute of Science and Techno-" 


logy gemeinsam mit einem deut- 
schen Luft- und Raumfahrt-For- 
schungsinstitut neue Werkstoffe 


für Flugzeuge und fortschrittli- 
“che Roboter-Technologien beim 


Fraunhofer-Institut entwickeln. 


Ebenfalls unter dieser Vereinba- 
rung werden das koreanische 
Institute of Machinery and Me- 
tals und die Universität Braun- 
schweig gemeinsame Forschun- 


.gen zur Entwicklung von Ma- 


gnet-Schwebe-Technik und Plas- 
ma-Forschung zur Herstellungs- 


. technologie von Materialoberflä- 


chen betreiben. Das Korea Rese- 
arch Institute of Ships and Ocean 
Engineering wird in Kürze mit 
dem Fraunhofer Institut eine Ver- 
einbarung zur Errichtung eines 
Laser-Zentrums unterzeichnen. 
D 


Türkei verfolgt 
Pläne für eine 
Schwarzmeer- 
Wirtschaftszone 


Präsident Turgut Özal der Türkei 
betreibt aktiv die Schaffung einer 
Schwarzmeer-Wirtschaftszone, 
die auf Beziehungen zu den be- 
nachbarten Sowjetrepubliken 
fußt. Er wurde dazu von der so- 
wjetischen Nachrichtenagentur 
Tass interviewt. 


Ozal sagte, daß sich im Nach- 
kriegs-Westasien »die Notwen- 
digkeit ergibt, ein Modell der 
Kooperation zu schaffen, das alle 
Länder in der Region verbindet 
und das Sicherheitssystem ergän- 
zen soll. Der wirtschaftliche 
Aspekt des in der Region zu 
etablierenden Systems muß wirt- 
schaftliche Unabhängigkeit ge- 
währleisten, weil wirtschaftliche 
Unausgewogenheit sich als Ouel- 
le für Konflikte in der Region er- 
weisen könnte. Ihr demokrati- 
sches System und eine tüchtige 
Marktwirtschaft machen die Tür- 
kei zum einzigen moslemischen 


Land, das als Modell für Nach- 


kriegs-Arrangements in der Re- 
gion dienen kann.« 


ÖOzal verurteilte Saddam Hus- 
seins Aggression und trat für 
Reparationszahlungen ein, um 
einen »Sonder-Entwicklungs- 
Fonds und eine Entwicklungs- 
bank zu gründen, mit denen die 
Bemühung, Finanzquellen aus 
den Ol produzierenden Ländern 
der Region zu erschließen und 
die Erfüllung von zentralen Pro- 
jekten zum Bau von Ol- und Gas- 
Pipelines sowie die Lösung von 
Wasserversorgungsproblemen 
koordiniert werden sollen.« 


Özal unterzeichnete mit Gorbat- 
schow einen Freundschaftsver- 
trag unter Einschluß von zwi- 
schenstaatlichen Vereinbarungen 
über Handel und wirtschaftiche, 
wissenschaftliche und technologi- 
sche Kooperation. Die Türkei ist 
einer der größten Handelspart- 
ner der Sowjetunion. DO 


Schweizer 
Arbeiter-Union 
für Solidarität 
mit Osteuropa 


Indem sie Aufrufe, daß die 
Schweizer Armee ausschwärmen 
soll, um die Grenzen gegen Wirt- 
schaftsflüchtlinge aus Osteuropa 


„abzusichern, zurückwies, rief die 


Schweizer Christliche Gewerk- 
schaft zur »echten Solidarität« 
mit Osteuropa auf. Diese Soli- 
darität soll, nach den Worten ih- 
res Vorsitzenden Ugo Fasel, 
durch »Finanzierung der Infra- 
struktur und Investitionen zur 
Realisierung einer bevorzugten 
wirtschaftlichen Kooperation 
zwischen den Regionen des 
Ostens und des Westens und zur 
Öffnung unserer Märkte für Pro- 
dukte aus den nachkommunisti- 
schen Ländern« bestehen. 


Die Gruppierung fordert Lehr- 
gänge für Gruppen von Gewerk- 
schaftlern aus Ungarn, ‚Polen, 
der Tschechoslowakei und Rumä- 
nien, um ihnen westliche Ge- 
werkschaftsmethoden beizubrin- 
gen. Es soll versucht werden zu 
verhindern, daß sie »von einem 
Joch in ein anderes geraten. Vom 
Kommunismus befreit, besteht 
jetzt die Gefahr, daß sie den grau- 
samsten Marktgesetzen unter- 
worfen werden«. 


Das Endziel der Lehrgänge be- 
steht darin, »ihnen dabei zu hel- 
fen, in den nachkommunisti- 
schen Ländern freie Gewerk- 
schaften zu gründen und den 
Übergang zu einem freien Markt- 
system unter Beachtung sozialer 


- Belange zu erleichtern«. 


Pakistan 
beschleunigt 
sein Atom- 
Programm 


Die Pakistan Atomic Energy 
Commission ‘(PAEC) hat dem 
Land ungeheure wirtschaftliche, 
technologische und landwirt- 
schaftliche Vorteile gebracht, 
schrieb die »Pakistan Times« in 
einem Artikel, in dem die Not- 
wendigkeit, das Atomprogramm 
des Landes voranzutreiben, do- 
kumentiert wird. 


»Trotz Embargos und Beschrän-. E 


kungen auf die Lieferung von Er- 
satzteilen und nuklearen Mate- 
rialien, hat das Atomkraftwerk in 
Karachie bereits über fünf Mil- 
liarden Kilowattstunden Strom 
erzeugt.« 


Die landwirtschaftlichen For- 
schungsinstitute von PAEC ha- 
ben 13 neue Variationen von 
Baumwolle, Reis und Mungboh- 
nen durch Kerntechniken entwik- 
kelt. Das Nuclear Institute of Ag- 
riculture and Biology, schreibt 
das Blatt, hat im Land eine 
Baumwoll-Revolution eingelei- 
tet und einen Anstoß für die ein- 
heimische Textilindustrie gege- 
ben. D 


Hilfe 

für Italiens 
Hochgeschwin- 
digkeitsbahn 


Ein »Letter ofIntent«, sozusagen 
ein Auftrag für eine italienisch- 
deutsche Zusammenarbeit bei 
der Hochgeschwindigkeits-Bahn- 
Technologie wurde zwischen 
Siemens-TIransport-Technologies 
und Ansolda Transport, Italien, 
unterzeichnet. 


Eine weitere italienische Firma, 
Breda Ferroviaria, führt zur Zeit _ 
Gespräche, um sich dem Projekt 
anzuschließen. 


Gemeinsame Forschung und Ent- 
wicklung, sowie gemeinsame 
Projekte zum Bau von Hoch- 
geschwindigkeits-Bahnstrecken 
sind zwischen Siemens und An- 
saldo vorgesehen. 


Mögliche Gemeinschaftsunter- 
nehmen beinhalten eine Nord- 
Süd-Eisenbahnverbindung zwi- 
schen Mailand und Neapel und 
eine Ost-West-Verbindung zwi- 
schen Triest und Turin. Sie sind 


- projektiert zur Fertigstellung bis 


Ende des Jahrzehnts. Experten 
schätzen _ die Gesamtinvestitio- 
nen für beide Strecken auf 50 Mil- 
liarden DM. Die Strecken wür- 
den eine Reisegeschwindigkeit 
von 250 bis 300 Stundenkilome- 
ter zulassen. Ein privates Konsor- 
tium hat eine dritte Hochge- 
schwindigkeitsstrecke zwischen 
Mailand und Genua in SE 
genommen. 
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Arbeitsmarkt 


Den Umbruch 
begleiten 


Ein Umschalten vom Plan zum Markt ist ein langwieriger Prozeß - 
auch in den neuen Bundesländern. Dabei brechen alte Strukturen 
sofort weg, aber die neuen Strukturen sind notgedrungen nicht zeit- 
gleich entstanden. In dieser Situation muß die Arbeitsmarktpolitik 
den unvermeidbaren Rückgang der Beschäftigung zunächst auffan- 
gen und später zur Errichtung neuer Arbeitsplätze führen. 


Der Weg in die neue Gesell- 
schaftsordnung kann nur dann er- 
folgversprechend beschritten 
und in angemessenen Zeiträu- 
men bewältigt werden, wenn die 
individuelle Situation der betrof- 
fenen Menschen stärker als bis- 
her berücksichtigt wird. Zu die- 
sem Verständnis tragen bei: 


Der Umstieg braucht 
seine Weile 


In den Vorstellungen der Men- 
schen war die soziale Lage im al- 
ten System in hohem Maße gesi- 
chert. In der neuen Situation er- 
leben sie Arbeitsplatzunsicher- 
heit und Arbeitslosigkeit. Sozia- 
ler Schutz wird als offen erfahren 
und als begrenzt empfunden. 


Viele Menschen erleiden biogra- 
phische Brüche. Es entsteht ein 
Fließzustand, der Verängstigung 
und Verunsicherung auslöst. 


Das über Jahre hinweg im realen 
Sozialismus eingeübte systemi- 
sche Verhalten erschwert den 
Übergang zur Marktwirtschaft. 
Eigeninitiative, Selbsterhal- 
tungswille und Durchsetzungs- 
vermögen waren damals nicht ge- 
fragt. Marktwirtschaft hingegen 
setzt auf Maximierung dieser Ei- 
genschaften. 


Der nötige Umstieg auf ganz 
neue Wirtschaftsstrukturen 
braucht seine Weile. Vor diesem 
Hintergrund läßt sich die Ent- 
wicklung des mitteldeutschen Ar- 
beitsmarktes in zwei Richtungen 
abstecken: 


Optimistische Variante. Die Be- 
schäftigungswirkungen des wirt- 
schaftlichen Strukturbruchs er- 
reichen Mitte 1992 bei sechs Mil- 
lionen besetzten Arbeitsplätzen 
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Gr 


Von der Arbeitslosigkeit in den 
neuen Bundesländern sind be- 
sonders Frauen betroffen, die 
zum größten Teil in der DDR- 
Zeit berufstätig waren. 


die untere Grenze. Von da an ist 
die Zahl der neu entstehenden 
Arbeitsplätze größer als die der 
wegfallenden. Unter dieser Prä- 
misse werden im industriellen 
Bereich jeder zweite und — über 
alle Wirtschaftsbereiche gesehen 
- jeder dritte Arbeitsplatz wegfal- 
len. 

Dieser Rechnung vermittelt eine 
eher hoffnungsvolle Perspektive. 
Sie setzt auf kürzere Wirkungs- 
mechanismen und wertet die 
strukturellen Beschäftigungsbe- 
funde 1989/90 mit ersten Anzei- 
chen für eine Wende zum Positi- 
ven. Denn tatsächlich lag im pro- 
duzierenden Handwerk und im 


Handel Ende 1990 die Beschäfti- 
gung höher als ein Jahr zuvor. Im 
Bereich Verkehr, Post- und Fern- 
meldewesen schrumpfte sie zu- 
mindest nicht weiter. 


Pessimistische Variante. Das 
Hautgewicht der Unternehmun- 
gen liegt bei den Neuinvestitio- 
nen auf der grünen Wiese. Bei 
einer solchen Entwicklung fällt 
auf gesamtwirtschaftliche Ebene 
bis 1992 erst einmal die Hälfte 
des Beschäftigungsvolumens 
weg. Dann stünden zu diesem 
Zeitpunkt nur noch knapp fünf 
Millionen Arbeitsplätze zur Ver- 
fügung. Das scheint aus heutiger 


Sicht die untere Schwelle zu sein. 
Unabhängig davon, welche der 
beiden Varianten zur Wirklich- 
keit wird - das Erwerbspersonen- 
Potential nimmt ab. Es wird von 
diesen zwei Seiten verringert: 


Mehr Abwanderung 
und Pendler 


Abwanderungen. Die strukturel- 
len Arbeitsplatzprobleme in der 
Ex-DDR sowie die hohe Aufnah- 
mefähigkeit funktionierender 
Produktionsverflechtungen im 
alten Bundesgebiet werden dazu 
führen, daß der Abwanderungs- 
strom aus Mitteldeutschland an- 
hält. 


Er wird 1992 im günstigsten Fall 
150 000 Personen, im schlechste- 
sten Fall etwa 300 000 Menschen 
umfassen - Erwerbspersonen, 


Kinder und Rentner mitgerech- 
net. 

Pendler. Gegenwärtig pendeln 
Erwerbspersonen vereinzelt so- 
gar im vierzehntägigen Rhyth- 
mus zwischen Wohnort-Ost und 
Arbeitsort-West. Diese größeren 
Zeiträume erklären sich mit den 
spürbar gestiegenen Pendelent- 
fernungen. Umfragen bei Unter- 
nehmen entlang der ehemaligen 
Staatsgrenze der DDR führen zu 
Pendlerquoten, die bis an zehn 
Prozent heranreichen. 


Auf dieser Grundlage hochge- 
rechnet ergibt sich: Im Jahr 1992 
werden im günstigsten Fall durch- 


schnittlich 300 000 Erwerbstätige 
von Ost nach West pendeln - im 
schlechtesten Fall wären es 
500.000. 

Das bedeutet: Im kommenden 
Jahr gibt es in den neuen Bundes- 
ländern nach der optimistischen 
Variante gut 8,5 Millionen Er- 
werbspersonen - nach der pessi- 
mistischen Variante jedoch 8,2 
Millionen Erwerbspersonen. Tat- 
sächlich können aber nur sechs 
beziehungsweise 4,8 Millionen 
Menschen im Beschäftigungssy- 
stem untergebracht werden. Die 
Differenz beschreibt das Unter- 
beschäftigungsvolumen. 


Unvermeidbare Konse- 
quenz des Übergangs 


Mit anderen Worten: Im Jahres- 
durchschnitt 1992 werden im gün- 
stigsten Fall durchschnittlich 2,5 


ff; 


Millionen Menschen außerhalb 
des Beschäftigungssystems ste- 
hen - im ungünstigsten Fall sogar 
3,4 Millionen. 


Das überrascht nicht. Denn Ar- 
beitslosigkeit ist eine unvermeid- 
bare Kosequenz des Übergangs 
“ zum marktwirtschaftlichen Sy- 
stem, das auf Leistungsorientie- 
rung und Fortschritt der Arbeits- 
produktivität setzt. In mittel- und 
langfristiger Perspektive ist für 
‚die mitteldeutsche Wirtschaft 
nichts wichtiger als eine rasche 
Steigerung der Arbeitsprodukti- 
vität. Die jüngsten Tarifab- 
schlüsse-Ost mit dem Ziel, in vier 
Jahren das Lohnniveau-West zu 
erreichen, unterstreichen diese 
Feststellung. 


Der Wechsel weg von struktur- 
konservierender Politik hin zur 
sinnvollen arbeitsmarktpoliti- 
schen Begleitung der vom Struk- 
turwandel betroffenen Menschen 
muß gelingen. Dabei braucht er 
einen ausreichenden sozialen 
Flankenschutz. Die Verpflich- 
tung dazu leitet sich ab aus den 
Arbeitsförderungsgesetz. Erklär- 
tes Ziel: Für die Beschäftigung 
nachteilige Folgen der techni- 
schen Entwicklung oder des wirt- 
schaftlichen _Strukturwandels 
auszugleichen oder zu beseiti- 
gen. Hier setzt das arbeitsmarkt- 
politische. Sonderprogramm der 
Bundesregierung vom März 1991 
an.- 


Mögliche Arbeitspolitische Ent- 
lastungswirkungen im einzelnen: 


Übergang in den vorzeitigen Ru- 
hestand. Werden Vorruhestands- 
regelungen und Altersübergangs- 
geld offensiv eingesetzt, sinkt bis 
1992 die Zahl der arbeitslosen Er- 
werbstätigen im Alter zwischen 
55 und 65 Jahren auf 30 Prozent 


der urspünglichen Altersklassen- _ 


besetzung - optimistische Va- 
riante - oder auf 18 Prozent - das 
: Ist die pessimistische Variante. 


Der Arbeitsbeschaffung 
. sind keine 
Grenzen gesetzt 


Die Zahl der potentiell Arbeitslo- 
sen kann so 1992 um 300 000 be- 
ziehungsweise 400 000 Personen 
verkürzt werden. 


Vollzeitmaßnahmen zur berufli- 
chen Qualifizierung. Die Entla- 
stungswirkungen von Fortbil- 
dung und Umschulung erreichen 


gleichfalls ansehnliche Größen- 
ordnungen. Vorausgesetzt, die 
Möglichkeiten zur Engpaßbesei- 
tigung räumlicher und personel- 
ler Ausbildungskapazitäten wer- 
den ausgeschöpft. 


Durch Qualifizierung kann die 
Zahl der Arbeitslosen 1992 zu- 
sätzlich um 200 000 bis 250 000 re- 
duziert werden. 


Arbeitsbeschaffung. Anders als 
im alten Bundesgebiet bedarf®s 
in der ehmaligen DDR keiner 
großen Phantasie, vernünftige 
Arbeitsbeschaffung zu finden. 
Ihr sind praktisch keine Grenzen 
gesetzt. Solche Maßnahmenpa- 
kete können sein: Beseitigung 
von Umweltschäden, Straßener- 
neuerung, Neuerschließung von 
und Aufbereitung bestehender 
Gewerkflächen oder Dienstlei- 


stungen im Bereich der Betreu- 


ung älterer Menschen. 


Damit ließe sich die Zahl der Ar- 
beitslosen noch einmal verringen 
- 1992 um 300 000 beziehungs- 
weise 350 000. 


Im Jahre 1991 


die größte Belastung 


Die beiden Varianten dieser Mo- 
dellrechnung kreisen die tatsäch- 
liche Arbeitsmarktentwicklung 
in den neuen Bundesländern ein. 
Danach ergibt sich: j 


Die größte Arbeitsmarktbela- 
stung ist im laufenden Jahr 1991 
zu verkraften. Die registrierte Ar- 
beitslosigkeit steigt 1991 in der 
optimistischen Variante gegen- 
über 1990 trotz aller entlastenden 
Wirkungen auf gut 1,4 Millionen 
Personen, mithin auf eine Ar- 
beitslosenquote von 13 Prozent - 
in der pessimistischen Variante 
sogar auf 1,8 Millionen, mithin 
gut 20 Prozent. 

Im Jahr 1992 wird sich das Tempo 
des Anstiegs der Arbeitslosigkeit 
beruhigen. Die jahresdurch- 
schnittiche Arbeitslosenzahl 
wird sich zwischen 1,7 und 2,4 
Millionen bewegen, also bei 
Quoten von knapp 20 bis 28 Pro- 
zent. 

Diese Begrenzung des Unterbe- 
schäftigungsvolumens verlangt, 
daß die arbeitsmarktpolitischen 
Begleitaktionen dort zusammen- 
laufen, wo die Megafälle des 
strukturell unumgänglichen Be- 
schäftigungsabbaus. entschieden 
werden, also in der Treuhandan- 
stalt. m 


Die Enttäu- 
schung einer 


Nation 


Warren Hough und Martin Mann 


Nachdem sie gewarnt wurden, daß, wenn die Bestürzung der Öffent- 
lichkeit über die Flut von Schreckensnachrichten aus.dem kriegsver- 
wüsteten Persischen Golf weiter ansteigt, der amerikanische Präsi- 
dent George Bush seinen Posten schon früher verlieren könnte als 
Saddam Hussein, planen die Publizisten der US-Regierung eine 
Reihe von Militärparaden mit heimkehrenden Soldaten. Dies, so 
hoffen sie, wird die Stimmung in den Vereinigten Staaten heben. 


Die Warnung wurde kürzlich von 
dem ehemaligen Leiter des Kom- 
munikationswesens des Weißen 
Hauses, Patrick Buchanan, jetzt 
einflußreicher in mehreren Zei- 
tungen schreibender Journalist 
und Fersehkommentator, bei ei- 
ner privaten Zusammenkunft 
von leitenden Herren der Offent- 
lichkeitsarbeit der Republikani- 
schen Partei ausgesprochen. Die 
Warnung löste auch eine improvi- 
sierte Reise des amerikanischen 


"Außenministers James Baker 


nach Israel und anschließend zur 
türkischen Grenze zum Irak aus, 
wo er sich von Kameraleuten mit 
Kriegsflüchtigen fotografieren 
ließ. 


Verwirrte und bestürzte 
Soldaten kehren heim 


Aber der weitgehende Abzug der 
400000 amerikanischen Solda- 
ten, die sich noch in der Kriegs- 
zone befinden, könne das Anse- 
hen des amerikanischen Präsi- 
denten bei Volksbefragungen 
kaum verbessern, sagten aus der 
Golf-Region zurückkehrende 
Journalisten voraus. 


Diese amerikanischen Frauen 
und Männer in Uniform sind 
ebenso bestürzt über das, was sie 
im Irak gesehen haben - und was 
sie tun mußten - wie eine frühere 
Generation von Kriegsveteranen 
nach ihrer Rückkehr aus Viet- 
nam, berichtete der Korrespon- 
dent der »New York Times« Mi- 
chael R. Gordon. 

In einem Augenzeugenbericht 


aus dem südlichen Irak enthüllte 
Gordon, daß es amerikanische 
Soldaten vorziehen, nicht über 
ihren »einseitigen Krieg« gegen 
den Irak zu sprechen. 


»Wir können nicht einmal mit un- 
seren Frauen darüber sprechen, 
was dort geschah«, sagte Ober- 
feldwebel Larry Porter aus Ports- 
mouth, Ohio, zur »New York Ti- 
mes«. »Die meisten Jungs fühlen 
genau so wie ich.« 


Der Irak 


wurde verraten 


Der Grund: »Der Irak wurde we- 
niger im Krieg besiegt, als von 
den mächtigen Nationen, die ihm 
mit Waffen versorgten, verra- . 
ten«, behauptet der Militäranaly- 
tiker Rudolph Windisch. »Wo im- 
mer sie auf die von den USA an- 
geführten Koalition stießen, 
stellten die irakischen Soldaten 
fest, daß sie entscheidend min- 
derwertige Waffen gegen ihre 
Gegner einsetzten. Und die an- 
greifenden . westlichen Streit- : 
kräfte hatten genaue, ins Ein- 
zelne gehende Vorausnachrich- 
ten über die Unzulänglichkeiten 
der irakischen Feuerkraft.« 


In einem Interview mit dem Kor- 
respondenten der »New York Ti- 
mes« berichtete Oberst Montgo- 
mery Meigs, Kommandeur der 
Ersten Panzerdivision, über das, 
was auf dem Schlachtfeld ge- 
schah, alssich amerikanische und 
irakische Panzer gegenüberstan- 
den. 
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Die Enttäu- 
schung einer 
Nation 


»Die fortschrittliche Zielausrü- 
stung an unseren MI-Al-Pan- 
zern war den Geschützvisieren 
der irakischen Panzer, T-72 sowje- 
tischer Bauart, weit überlegen«, 
erklärte der Oberst. »Dies be- 
deutete, daß wir die Irakis aus ei- 
ner sicheren Distanz von etwa 
2500 m beschossen, eine Reich- 
weite, die ihre Geschützvisiere 
beinahe nutzlos machten.« 


High-Tech-Artilleriegranaten, die 
eine Verbindung von angereicher- 
tem Uranium enthalten, verwan- 
delten hilflose irakische Panzer- 
fahrzeuge in »Feuerkugeln«, be- 
richtete Sergeant Porter. Dut- 
zende von Panzerbesatzungen 
wurden vor unserem Blickfeld le- 
bendig verbrannt. 


Es war wie 
Dantes Inferno 


Der Schießkrieg war überhaupt 
keine richtige Schlacht, stellte 
Oberstleutnant Bill Feyk, der 
stellvertretende Kommandeur 
der Brigade, fest. Es war als 
»führe man durch Dantes In- 
ferno«, erinnerte er sich. 


Mehr als ein Verteidigungs-Wis- 
senschaftler, der kürzlich inter- 
viewt wurde, behauptete in Pri- 
vatgesprächen, daß die gleichen 
Umstände, die die Bush-Regie- 
rung in die Lage versetzten, 
einen frühen und schmerzlosen 
Triumph über den Irak zu verkün- 
den, jetzt deren Siegesbehaup- 
tungen als »betrügerisch« zu ent- 
larven drohen. 


»Es gab Betrug auf jeder Seite«, 
versicherte Dr. Windisch. »Die 
sowjetische Regierung verkaufte 
Tausende von  T-72-Panzern, 
ohne den Irakern zu sagen, wie 
nutzlos sich diese Kolosse gegen 
einen gutbewaffneten Angreifer 
erweisen würden. Und als die So- 
wjets schließlich mit den Tatsa- 
chen über die Fähigkeiten des T- 
72-Exportmodells herausrück- 
ten, gaben sie diese Informatio- 
nen an das US-Verteidigungsmi- 
nisterium, nicht an ihre iraki- 
‚schen Kunden weiter.« 
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US-Außenminister James Baker spricht mit den von den USA 
mißbrauchten und enttäuschten Kurden. 


Die Bush-Regierung führte ihrer- 
seits jeden über die bekannten 
Unzulänglichkeiten der iraki- 
schen Armee in die Irre. »Uns 
wurde gesagt, die Republikani- 
sche Garde seien Elite-Einhei- 
ten, so etwas wie ein unaufhaltba- 
res Ungeheuer«, erzählte Meigs. 
»Als wir uns schließlich gegen- 
über standen, hielten diese Bur- 
schen zwar durch und kämpften 
wie die Löwen. Aber sie hatten 
niemals eine Chance.« 


Und über die ernüchternde Rea- 
litäten der zügigen Niederlage 
des Iraks hinaus sieht sich die 
Bush-Regierung »einer Lawine 
von schlechten Nachrichten« aus 
dem Golf gegenüber, berichtete 
ein amerikanischer Kriegsbericht- 
erstatter. 


Die Größte Lüge 
seit Churchill 


»Das von Bush immer wieder- 
holte Versprechen — es werde 
‚Frieden und Stabilität< in der 
Golfregion geben,wenn der Irak 
geschlagen ist — sieht wie die 
größte Lüge, seit Winston Chur- 


chill Osteuropa nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg »Freiheit und Un- 
abhängigkeit< versprach, aus«, 
sagte dieser Journalist. 


Seine Kritik wurde von altgedien- 
ten amerikanischen Beobachtern 
in der Region untermauert. 
»Sechs Wochen nach der »Befrei- 
ung« werden die einzigen öffentli- 
chen Dienstleistungen in Kuwait 
von amerikanischen Offizieren 
für zivile Angelegenheiten und 
von dem US-Army Corps of En- 
gineers (Piopier-Korps) wahrge- 
nommen«, berichtete Walter 
Stocker, der höchste Beamte des 
Roten Kreuzes am Golf. Und das 
ist nicht viel. 


» Die erste Aufgabe der Pioniere 
der US-Army bestand darin, den 
Palast des herrschenden Scheich 
Kuwaits mit Hunderten von ver- 
goldeten Badezimmer-Garnitu- 
ren, Seidenvorhängen und zen- 
traler Klimaanlage wieder in- 
standzusetzen. Die Bürgerschaft 
muß sich mit der Verteilung von 
Fladenbrot und Trinkwasser ein- 
mal pro Tag begnügen.« 


Anstatt die öffentliche Ordnung 


wiederherzustellen, verschwen- 
det Kuwaits herrschender Klan- 


dessen Rückkehr die einzige Er- 
rungenschaft des Krieges gegen 
den Irak ist - seine Energien auf 
»Massenmord und ekelerre- 
gende Greueltaten«, berichtete 
Andrew Whitley, ein amerikani- 
scher Beobachter der Menschen- 
rechte in Kuwait. 


Bürgerwehrbanden und Todes- 
schwadrone, die von -kuwaiti- 
schen Prinzen und Offizieren, die 
im Kielwasser der US-Army nach 
Kuwait zurückgekehrt sind, orga- 
nisiert wurden, haben in letzter 
Zeit schätzungsweise 2000 Zivili- 
sten erschossen, aufgehängt oder 
zu Tode gefoltert, berichten Be- 
obachter der Menschenrechts- 
Kommission. Ihr einziges Verbre- 
chen: Verdacht auf oder be- 
hauptete Kollaboration mit iraki- 
schen Besatzungsstreitkräften. 


Bush droht 
ein Niederlage 


»Ironischerweise waren die ge- 


gen diese Opfer angewendeten - 


Foltermethoden die gleichen, die 
den Irakis während der Besat- 
zungsmonate von der kuwaiti- 
schen Propaganda zugeschrieben 
wurden«. »Brennen mit Zigaret- 
ten, Schneiden von Namen in 
menschliche Körper, Verbren- 
nungen mit heißem Wachs und 
brutale Prügelschläge« waren die 
üblichen Methoden, schreibt die 
konservative britische Zeitung 
»Manchester Guardian«. 


Im Irak selbst »haben wir jedes 
Artefakt der Zivilisation zer- 
stört, ein ganzes Volk dazu ge- 
zwungen aus der Gosse zu trin- 
ken und eine Million Kinder va- 
terlos gemacht - dies alles nur, 
um die herrschende Dynastie Ku- 
waits wieder an die Macht zu 
bringen«, erklärte Buchanan. 


»Nachdem er der Bevölkerung 
am Golf »Frieden und Stabilität« 
versprochen hatte, lieferte Bush 
sie der Hölle auf Erden aus«, 
sagte Pastor Cyrus Coleman, ein 
protestantischer Missionar, der 
nach 17 Jahren Dienst in der Re- 
gion in die USA zurückkehrte. 
»Trotz der Demoralisierung und 
Uneinigkeit unter den Führungs- 
persönlichkeiten der Demokra- 
ten, dürfte diese Katastrophe bei 
der nächsten Wahl Bush eine Nie- 
derlage beibringen.« o 


7% 


Ein Nein 
zur Neuen 
Weltordnung. 


Peter Blackwood 


CODE ist wohl die einzige Zeitschrift im deutschsprachigen Raum, 
die seit Bestehen ein kritisches und realistisches Bild von der angeb- 
lichen westlichen Führungsmacht vermittelt. Dabei auch immer wie- 
der feststellt, daß überall dort, wo sich die USA in fremde Angele- 
genheiten einmischen, Krieg die Folge ist. Die Position von CODE 
ist nach wie vor, daß Amerika kein Recht hat sich in die Angelegen- 
heiten anderer Länder und erst recht nicht in deren Streitigkeiten 
und Meinungsverschiedenheiten einzumischen, und daß andere sich 
auch in die amerikanische Politik nicht einmischen sollten. 


Die einst amerikanische Vision 
von der Nichteinmischung in 
fremde Streitigkeiten wird heute 
‚von den Internationalisten ver- 
spottet, verdammt und haßerfüllt 
kritisiert. Da sie weitgehend über 
das Monopol über die Medien 
verfügen, können sie ohne 
Schwierigkeiten weltweit ihre 
Propaganda absetzen. Anschei- 
nend tun sie dies im Glauben, sie 
seien so gut, edel und fehlerfrei, 
daß sie der übrigen Welt »morali- 
sche Führung« angedeihen lassen 
sollten, und wenn das nicht aus- 
reicht, jeden abzuwürgen, der 
Widerstand leistet, indem sie 
überall und nirgends sich in Strei- 
tigkeiten einmischen und einen 
Krieg daraus machen. 


Keine Diskussion 
über den Standpunkt 


Festzustellen, daß der Stand- 
punkt der Internationalisten un- 
gebildet, grausam, dumm und ar- 
rogant ist und von einem Krieg 
zum anderen und den damit ver- 
bundenen Verlusten an Men- 
schenleben, Völkermord, Haß, 
Massenfolterung und menschli- 
“ ches Elend in einem fast unvor- 
stellbarem Ausmaß führt, ist of- 
fenbar uninteressant und eine 
Diskussion über die Frage ist ei- 
gentlich noch nie zugelassen wor- 
‚ den. Und der Grund, warum 
keine Diskussion darüber zuge- 
lassen wird, ist darin zu sehen, 
daß es massive Finanzinteressen 
gibt, die durch das in diesen Krie- 


gen vergossene Blut genährt wer- 
den. 


Diese massiven Finanzinteressen 
profitieren von Krieg und Kriegs- 
gerüchten. Es sind die internatio- 
nalistischen Banker und ihre Zo- 
fen, die internationale Geschäfts- 
welt und gewisse internationale 
Interessen wie der politische Zio- 
nismus. 


Ein Sieg wird 
zur Niederlage 


Heute erleben wir, wie der Honig 
des »Sieges« in Bushs Krieg 
schnell zur Asche der Niederlage 
wird, genau so wie unsere Zeit- 
schrift als einziges aller deutsch- 
sprachigen Medien immer wie- 
der vorausgesagt hat. Wir haben 
wiederholt die Auffassung vertre- 
ten, Amerika habe in Bushs 
Krieg eine der größtenNiederla- 
gen seiner Geschichte erlitten - 
was nicht heißen soll, daß Ameri- 
kas Einmischungen in internatio- 
nale Angelegenheiten, angefan- 
gen von Wilsons Eingriff in den 
Europäischen Krieg von 1914/18, 
der diesen zum Ersten der beiden 
sogenannten »Weltkriege« 
machte, auch siegreich waren. 


Ungeachtet aller böswilligen Pro- 
paganda von dem Tage an bis 
heute und des Umstands, daß 
Bush verzweifelt bemüht ist, ei- 
ner verwirrten aber schnell klug 
werdenden Öffentlichkeit noch 
ein paar letzte Hurras zu entlok- 


ken, dürfte die Wahrheit jetzt 
langsam ‘durchdringen: Und. sie 
lautet ganz einfach, daß die USA 
durch ihre Eingriffe in die Kriege 
anderer Länder die zugrundelie- 
gende Lage nur verschlimmern 
können. Der heutige internatio- 
nale Schlamassel muß nämlich 
eindeutig den Internationalisten 
und ihren verrückten Genies an- 
gelastet werden, die die westliche 
Welt in eine Misere nach der an- 
deren gebracht, und die Situation 
der Völker in einem größeren und 
schlimmeren Ausmaß als je zuvor 
miteinander verbunden und 
gleichzeitig auch weltweit alles 
verschlimmert haben, was sich je- 
doch für die dahinterstehenden 
staatenlosen verrückten Genies 
als ungeheuer vorteilhaft er- 
weist. 


Wenn es jemals ein historisches 
Beispiel dafür gegeben hat, daß 
ein Land sich selbst zerstört, 
dann ist die Geschichte Amerikas 
seit 1914 ein solches Beispiel. 


Es geht nur um 
Macht und Profit 


Seit 1914 ist Amerika auf den 
Kopf gestellt worden. Von einer 
wohlhabenden und homogenen 
Nation ist Amerika in eine von 
Schulden geplagten, schuldbela- 
stete Nation von Minderheiten 
und superreichen Aufsehern ver- 
wandelt worden. Und wenn wir 
das Wort »Minderheit« verwen- 
den, schließen wir gewiß die 
weiße, sogenannte »Mehrheit« 
darin ein, die von einer Minder- 
heit der Macht beherrscht wird. 
Diese »Mehrheit« hat in Wirk- 
lichkeit überhaupt keine politi- 
sche Macht - im Gegensatz zur 
politischen Macht jeder anderen 
Minderheit. Die Weißen - vor al- 
lem die Männer - sind die einzige 
Gruppe in Amerika, die unter le- 
galer Rassendiskriminierung zu 
leiden haben. 


Andererseits müssen wir darauf 
hinweisen, daß die Kontrolleure 
der Neuen Weltordnung sich ei- 
nen Dreck um Rasse, Religion, 
Staatsangehörigkeit oder irgend- 
etwas anderes als Macht und de- 
ren Begleitumstand, riesiges Ver- 
mögen, scheren. Alle, Schwarze, 
Weiße, Juden und Nichtjuden, 
sind wie Bauern auf ihrem 
Schachbrett und es liegt in ihrem 
Interesse, die Abneigung und 
den Haß einer. Gruppe gegen 
eine andere oder eine Nation zu 
bewahren und zu intensivieren, 


während sie gleichzeitig heuchle- 
risch nach Frieden, Liebe und 
Brüderschaft schreien. 


Denn wenn es zwischen den zahl- 
reichen Gruppierungen auf die- 
sem Planeten tatsächlich Frieden 
gäbe, wäre dies für die Neue 
Weltordnung fatal. Da sie auf der 
unerwünschten Unmöglichkeit 
beruht, jeden auf einem negati- 
ven Kulturniveau in eine wilde 
Masse einzugliedern, ist die - 
Neue Weltordnung zum Fehl- 
schlag verurteilt, einerlei wie- 
viele Menschenleben bei dem 
Versuch vor die Hunde gehen. 


Opposition zur 
»Neuen Weltordnung« 
wächst weltweit 


Wenn die Menschheit diese über- 
wältigende Periode der Ge- 
schichte bis in die Zukunft hinein 
überleben soll, dann muß daraus 
die Lehre gezogen werden, daß 
jede Gruppe Anrecht auf ihre ei- 
gene unverfälschte Souveränität 
hat - ebenso wie sie die Pflicht 
hat, allen Bemühungen, die Sou- 
veränität unterzuordnen oder zu 
zerstören, energischen Wider- 
stand entgegenzusetzen. Dies gilt 
für jede Rasse, Nationalität, Reli- 
gion und Kultur auf dem Erdball. 


Die schlimmsten Verbrecher sind 
diejenigen, die süße und verlo- 
gene Allgemeinplätze über Ein- 
gliederung und Gleichheit von 
sich geben, während sie gleichzei- 
tig alles tun, was in ihrer Macht 
steht, um das höchst diskriminie- 
rende und äußerst ungleiche Re- 
gime zu errichten, das man sich 
vorstellen kann - die Neue Welt- 
ordnung, im Besitz von verrück- 
ten Genies mit unbeschreibli- 
chem Wohlstand und Macht, die 
einer breiten Masse von Leibei- 
genen und Sklaven vorstehen, 
die in ihrem Elend und Erniedri- 
gung vollkommen gleich sind. 


Was kaum überraschend ist, Per- 
sönlichkeiten, die die neue Vision 
einer in ihrer reichen Vielfalt ver- 
einigten Welt vor Augen haben, 
befinden sich bereits unter uns, 
und es ist zu erwarten, daß sie 
sich in Zukunft stark vermehren 
und diejenigen als ihre gemeinsa- 
men Feinde betrachten, die für 
die Neue Weltordnung arbeiten. 
Und es wird ihr gemeinsames 
Ziel sein, das Erbe, das sie selbst 
verkörpern, zu bewahren. m 
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Europa- 
Journal 


Das Apotheker- 
monopol ist 
nicht anti- 
europäisch 


Jedes Land der Europäischen 
Gemeinschaft hat das Recht, 
»seinen Apothekern« ein Mono- 
pol für den Verkauf von Arznei- 
mitteln auf seinem Territorium zu 
gewähren. Dies geht aus einem 
Urteil des Europäischen Ge- 
richtshofes hervor, der eine Ver- 
urteilung des französischen Phar- 
masystems ablehnte. 


Die Firma Svensson verkauft per 
Versand in Frankreich verschie- 
dene Produkte aus Belgien, wo 
sie als Lebensmittel- oder kosme- 
tische Erzeugnisse frei verkauft 
. werden können. Der Geschäfts- 

führer der Firma wurde in Frank- 
reich aufgrund einer Klage des 
nationalen Apothekerverbandes 
gerichtlich verfolgt, der argu- 
mentierte, die besagten Erzeug- 
nisse seien Arzneimittel und dürf- 
ten als solche nur in Apotheken 
verkauft werden. Der Beklagte 
Geschäftsführer vertrat die Mei- 
nung, diese Erzeugnisse könnten 
nicht als Arzneimittel betrachtet 
werden. 


' Das damit befaßte französische 
Gericht in Nizza wandte sich an 
den Europäischen Gerichtshof, 
um klären zu lassen, wie die Be- 
griffe »Krankheit« und »Arznei- 
mittel« der europäischen Richtli- 
nie zu interpretieren sind. Das 
Gericht wollte wissen, ob diese 
Begriffe nach einheitlichen ge- 
meinschaftlichen Kriterien der 
EG definiert werden müssen, 
oder ob jedes Mitgliedsland dies 
nach eigenem Gutdünken tun 
kann. Außerdem war zu klären, 
ob ein Mitgliedsland den Allein- 
verkauf durch Apotheken mit der 
Begründung festlegen kann, die- 
ses Erzeugnis müsse als Arznei- 
mittel angesehen werden. 


Im Urteil stellt der Europäische 
Gerichtshof in Luxemburg fest, 


die entsprechende europäische - 


Richtlinie enthalte keine Defini- 
tion des Begriffs »Krankheit« 
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Dagegen definiere sie den Be- 
griff »Arzneimittel«, um ihn von 
anderen Erzeugnissen, wie zum 
Beispiel Kosmetika, zu unter- 
scheiden. Um indessen entschei- 
den zu können, ob es sich um ein 
Arzneimittel oder ein Nahrungs- 
mittel handelt, müßten seine Ei- 
genschaften untersucht werden. 


Nach dem Urteil des Gerichts- 
hofs ist &s Sache der nationalen 
Stellen, diese Analyse vorzuneh- 
men und daraus die erforderli- 
chen Entscheidungen, insbeson- 
dere über die Verkaufsbestim- 
mungen, abzuleiten. 


Nach dem Urteil kann also ein Er- 
zeugnis in einem Mitgliedsland 
als Arznei und in einem anderen 
als Lebensmittel gelten. Die Ent- 
scheidung darüber ist durch die 
nationalen Behörden zu treffen. 


. Oo 
Wo sind 
die sowjetischen 


Juden? 


Die große zionistische Blase, 
auch als massive Rückkehr oder 
Aliya sowjetischer Juden propa- 
giert, ist geplatzt und machte die 
Gesichter vieler eifriger Aktivi- 
sten in Israel und der amerikani- 
schen Judenheit sehr betroffen. 
Bislang will jedoch noch niemand 
die Tatsache zugeben. Es wäre 
nicht nur ein peinliches Einge- 
ständnis der Niederlage, es 
würde auch Pläne durchkreuzen, 
die von der zionistischen Interes- 
sengruppe im amerikanischen 
Kongreß ausgeheckt werden, 
demnächst eine große Vorstel- 
lung zu geben, um wesentlich hö- 
here amerikanische Hilfeleistun- 
gen an Israel herauszuschinden. 


Nach Mitteilung von Beamten 
des israelischen Ministeriums für 
Einwanderungsfragen, haben 
eine Million Juden in der 
UdSSR, denen Visas ausgestellt 
wurden, um in das zionistische 
Land auszuwandern, ihre Pläne, 
ins Heimatland zurückzukehren, 
auf unbestimmte Zeit verscho- 
ben oder ganz aufgegeben. Da- 
her hat das Ministerium, das im 
vergangenen Jahr mehr als 
100000 sowjetische Einwanderer 
abfertigte, seine Schätzung der 
Zahl von Juden, die in diesem 
Jahr in Israel erwartet werden, 
auf die Hälfte reduziert. Anstatt 
300000 Neuankömmlinge rech- 


net das Ministerium jetzt mit 


150000 Einwanderern — und 


selbst das könnte eine stark opti- 
mistische Zahl sein. Bei der der: 
zeitigen Quote werden in diesem 
Jahr nur rund 100000 sowjet-jüdi- 
sche Juden nach Israel kommen. 


Darüber hinaus, sagen diese isra- 
elischen Beamte und Mitglieder 
der Knesset, die dem Einwande- 
rungs-Ministerium sehr naheste- 
hen, ist die drastische Verringe- 
rung in der Anzahl der sowjeti- 
schen Einwanderer nicht auf die 
kürzlichen Feindseligkeiten am 
Persischen Golf zurückzuführen, 
wie die israelische Regierung 
ursprünglich behauptete. Der 
Rückgang in der Zahl der Neuan- 
kömmlinge ebenso wie der steile 
Anstieg in der Anzahl der sowje- 
tischen Juden, die sich für den 
Westen entschieden haben, ist 
auf die Unfähigkeit Israels zu- 
rückzuführen, mit der Massen- 
einwanderung fertigzuwerden. 


Berichte, die bis in die Sowjet- 
union durchdrangen, über den 
Mangel an Wohnungen und 
Arbeitsplätzen im jüdischen 
Heimatland, haben die mögli- 
chen Einwanderer entmutigt. 
Ein Knesset-Mitglied meinte: 
»Schlechte Nachrichten verbrei- 
ten sich schnell.« 


Es wird erwartet, daß die Arbeits- 
losigkeit in Israel, die jetzt bei 12 
Prozent liegt, in den kommenden 
Jahren auf 25 Prozent und dar- 
über ansteigen wird. Die An- 
kunft einer großen Anzahl sowje- 
tischer Einwanderer - eine Strö- 
mung, die einst als Wohltat für 
die Wirtschaft gepriesen wurde - 
werde das Problem nur ver- 
schlimmern, sagen Wirtschafts- 
wissenschaftler der israelischen 
Regierung. 


Indessen holt Israel ausländische 
- nicht-palästinensiche — Bauar- 
beiter ins Land, um zu versu- 
chen, seinen verstärkten Woh- 
nungsbaubedarf zu decken. We- 
der die Israelis noch ihre neu an- 
gekommenen sowjetischen Brü- 
der haben den Wunsch, harte kör- 
perliche Arbeit zu leisten, stellen 
die Wirtschaftsexperten fest. 


Der Zusammenbruch des sowjet- 


jüdischen Exodus nach Israel ist _ 


noch nicht zu den westlichen 
Nachrichtenmedien  durchge- 
drungen und wird in der amerika- 
nisch-jüdischen Presse nur ange- 
deutet. Dafür gibt es einen guten 
Grund. Sollte das Platzen der zio- 


‚nistischen Blase weithin bekannt 


werden, dann wäre das Eintrei- * : 


ben von Geldern innerhalb der 
jüdischen Gemeinden: in der 
westlichen Welt gefährdet. Die 
Gemeinden sind in den letzten 
beiden Jahren durch die gewalti- 
gen Forderungen, die an sie ge- 
stellt wurden, um den Exodus zu 
unterstützen, buchstäblich ausge- 
laugt worden, und jetzt werden 
noch höhere Beiträge gefordert. 


Was jedoch noch wichtiger ist, 
das Bewußtsein in der Öffentlich- 
keit über die Lage in Israel 
könnte die Fähigkeit, wenn auch 
nicht die Bereitschaft, der Politi- 
ker schwächen, dem jüdischen 
Staat weitere Milliarden an Steu- 
ergeldern zuzuschanzen. DO 


Passagiere 
werden im Fall 
von Überreser- 
vierung 
entschädigt 


Die Überreservierung, das 
Schreckgespenst der: Passagiere 
der Luftverkehrsgesellschaften, 
wird vielleicht niemals ganz be- 
seitigt werden können. Aber 
künftig werden ihre Opfer wenig- 
stens eine Entschädigung erhal- 
ten. Die Gesellschaften behaup- 
ten seit jeher, daß die Reservie- 
rung von Plätzen über die Zahl 
der vorhandenen Sitze hinaus nö- 
tig ist, um einen Ausgleich für 
kurzfristige Absagen und Ver- 
zichte zu schaffen und die Renta- 
bilität der Flüge zu sichern. Das 
Ergebnis: Es kann vorkommen, 
daß einem Passagier, insbeson- 
dere in Zeiten eines verstärkten 
Flugverkehrs, der Zugang zum 
Flugzeug verweigert wird, ob- 
wohl er eine bestätigte Reservie- 
rung besitzt, weil zufällig nie- 
mand abbestellt hat. 


In Zukunft werden in solchen 
Fällen die Rechte der Reisenden 
in einer Verordnung klar festge- 
legt sein. Sie gilt für die ganze Ge- 
meinschaft und für alle Abflüge 
von einem Flugplatz der EG, un- 
abhängig davon, ob es sich um 
eine europäische Gesellschaft 
handelt oder nicht. Die Flugge- 
sellschaft wird demnach ver- 
pflichtet sein, ihre Regelung im 
Falle von Überreservierungen 
festzulegen und öffentlich. be- 
kanntzugeben. 


Eu 


“Die obligatorische Entschädi- 
gung sieht vor, daß die Betroffe- 
nen außer der Beförderung An- 
spruch auf eine Mindestentschä- 
digung in.bar oder in Reisebons 
haben, die sich nach der Entfer- 
nung und der Verzögerung für 
den Reisenden richten. Wenn 
zum Beispiel die Verspätung 
nach einem Flug von weniger als 
- 3500 km zwei Stunden nicht über- 
steigt, hat der Reisende An- 
spruch auf eine Mindestentschä- 
digung von rund 150 DM. Dauert 
die Verzögerung länger, sind es 
300 DM. Für eine Strecke über 


3500 kn gibt es eine Mindestent- 


. schädigung von 300 DM, wenn 
die Verspätung weniger als vier 
Stunden beträgt, und von 600 
DM für eine längere Dauer. 


Aber das ist noch nicht alles. Die 
Fluggesellschaften müssen ihre 
Passagiere nicht nur so schnell 
wie möglich. weiter befördern, 
sondern auch auf ihre Kosten un- 


terbringen und beköstigen und | 


ihnen gestatten, ihre Verspätung 
jenen mitzuteilen, die sie bei der 
Ankunft erwarten. 


Die Gesellschaften werden im 
Fall von Überreservierung auch 
nicht allein entscheiden können, 
wer mitfliegt und wer nicht, son- 
dern die EG-Verordnung ver- 
pflichtet, zum Beispiel Versehr- 
ten und Kindern ohne Begleitung 
den Vorrang einzuräumen. Sie 
müssen auch öffentlich an Frei- 
willige appellieren, die zu. einem 
späteren Flug bereit wären. Die 
Passagiere haben darüber hinaus 
das Recht, vor einem Gericht 
Schadensersatz einzuklagen. U 


Papst begrüßt 
Fortschritt 

in der 
Wissenschaft 


Papst Johannes Paul II., der kürz- 
lich an der Universität von Came- 
.rino in Italien sprach, mahnte 
seine Zuhörer, »nicht auf die Pro- 
pheten des Untergangs zu hören, 
die hinter jeder Ecke Katastro- 
phen sehen«, denn die christliche 
- Auffassung von Wissenschaft und 
. Fortschritt biete jede Grundlage 
für Optimismus für die Zukunft. 


Die Tageszeitung »Avvenire«, die. 
über seine Ansprache berichtete, 
nannte sie eine Vorausschau sei- 


ner bevorstehenden dritten Sozi- 
al-Enzyklika »Rerum novarum«, 
die am 100. Geburtstag von Papst 
Leo XII. verkündet werden soll. 


Die Eroberung des Weltraums, 
sagte der Papst, ist die Krönung 
»eines technischen Fortschritts, 
der bislang ohne Parallele und of- 
fen für grenzenlose Perspektiven 
ist«. In gleicher Weise macht die 
»Atomenergie«, die zunächst 
zum Zwecke des Todes verwen- 
det wurde, Fortschritte, wenn 
auch unter. Risiken, die alles an- 
dere als hypothetisch sind, in 
Richtung auf eine Produktion zu, 
die in der Lage sein wird, den 
wachsenden Bedarf an Energie 
zu decken. 


»Die Kirche«, fuhr der Papst 
fort, »fühlt, daß sie eine der inno- 
vativsten Phasen der Geschichte 
durchlebt, in der das bloße Kon- 
zept der Kultur sich erweitert. 
Aus diesem Grund muß sich ihre 
Soziallehre kraftvoll auf ur- 
sprüngliche Initiativen ausrich- 
ten.« 


Die Haltung der Kirche muß 
stets »das Primat des Menschen 
im Lichte Gottes unterstreichen, 
und somit die Kultur aufklären, 
die Furcht zu überwinden, die 
der Mensch oft vor seinen eige- 
nen wissenschaftlichen Erober- 
ungen als potentielle Instru- 
mente der Zerstörung empfin- 
det«. m 


Sowjets retteten 
Honecker vor 
einem Prozeß 


Der Kreml half Erich Honecker, 
dem ehemaligen Partei- und 
Staatschef der DDR, einem Pro- 
zeß in Deutschland zu entgehen 
und flogihn am 13. März 1991 mit 
einer Militärmaschine von einem 
sowjetischen Lazarett in Beelitz, 
wo er in den vergangenen Mona- 
ten als Flüchtling vor den deut- 
schen Gesetzen versteckt wurde, 


“nach Moskau. Diese Aktion, 


eine Verletzung der deutschen 
Souveränität, löste einen politi- 
schen Skandal aus. 


Honecker sollte für die Rolle bei 
der Befehlsgabe für die Praxis 
des Schießens und Tötens, die 
190 Mitteldeutschen an der Berli- 
ner Mauer und an deren Ab- 
schnitten der Stacheldrahtgrenze 


zwischen den beiden Deutsch- 
land zwischen 1961 und 1989 das 
Leben gekostet hat, vor Gericht 
gestellt werden. Die sowjetischen 
Behörden teilten mit, die Über- 
stellung Honeckers nach Moskau 
sei aus »medizinischen und hu- 
manitären Gründen« erfolgt. 


Der Schritt jedoch erfolgte nicht 
ohne: Information der Bonner 
Regierung, die vorher darüber 
informiert wurde. Der Bonner 
Regierungssprecher Friedrich 
Vogel räumte im Fernsehen ein, 
daß Bonn im voraus wußte, daß 
der Transfer stattfinden würde, 
sei jedoch zu dem Schluß gekom- 
men, daß es zu spät war zu han- 
deln. Vogel sagte, es gebe nichts, 
was Bonn tun könne, als verbal 
darauf zu bestehen, daß Moskau 
Honecker ausweist. 


Bundesaußenminister Hans-Diet- 
rich Genscher erklärte nach sei- 
ner Ankunft in Moskau am 17. 
März 1991, die Angelegenheit 
müsse nicht zu einer Krise in den 
deutsch-sowjetischen Beziehun- 
gen führen. Er schloß Wirt- 
schaftssanktionen oder andere 
Maßnahmen, um Honeckers 
Auslieferung zu erzwingen, aus. 


Ethnische 

Spannungen 
in der Tsche- 
choslowakei 


Zehntausende von Demonstran- 
ten, die immer wieder »Unab- 
hängigkeit« und »Nieder mit 
Prag« skandierten, marschierten 
am 11. März 1991 durch die slowa- 
kische Hauptstadt Preßburg und 
hielten stundenlang den Verkehr 
auf. Die Marschierer riefen je- 
desmal Buhrufe, wenn die Na- 
men tschechoslowakischer Bun- 
desbeamten genannt wurden. 
Wie der Londoner »Guardian« 
schrieb, »fand die Massenver- 
sammlung zur Unterstützung der 
Kampagne zur Bildung eines se- 
paraten slowakischen Staates 
statt, die in der vergangenen Zeit 
mit einer Erklärung einer Reihe 
völlig verschiedener nationalisti- 
scher Gruppen in die wur gelei- 
tet wurde«. 


Geheimdienstkreise in Wien 
schauen auf die Tschechoslowa- 
kei als möglichen Brennpunkt für 
eine neue Krise, wenn der wirt- 


schaftliche 


werde. Wegen der Politik des 
»freien Marktes« des Finanzmini- 
sters Vaclaw Klaus tritt das-Land 
in eine Periode ernsthafter 
Schwierigkeiten ein, in der völki- 
sche Antagonismen zum Aus- 
druck kommen. Mindestens fünf 
Gruppen beanspruchen Unab- 
hängigkeit, darunter Böhmen, 
Slowaken, Mähren, Volksungarn 
-in erster Linie in der Slowakei - 
und Schlesier. 


Präsident Vaclav Havels Spre- 
cher, Michael Zantovsky, klagte 
an, daß slowakische Bestrebun- 
gen von einer Koalition von 
Kommunisten, Separatisten und 
Bewunderern des von den Nazis 
geförderten Staates Slowakei 
während der Kriegszeit manipu- 
liert würden. 


»Es scheint mir so zu sein, daß 
sich in der Slowakei eine neue 


Koalition bildet. Deren Meinung 


über die politische Entwicklung 
und Wirtschaftsreform in der Slo- 
wakei ist ganz anders als die An- 


sicht der Bundestegierung. Sie . 


läßt die Idee des Nationalsozialis- 
mus wieder aufleben.« m) 


Das neue Image 
des KGB 


Der KGB übernimmt eine »ag- 
gressive« neue Rolle als grüne 
Polizei, schreibt die »Los Ange- 
les Times«. Das Programm wird 
von dem Generalmajor des 
KGB, Aleksandr N. Karbainow, 
Leiter des »Gemeinde-Verbin- 
dungsbüros« geleitet, der sagt: 
»Der Wort »Sicherheit« ist ein 


Zusammenbruch . 
nicht ins Gegenteil verkehrt : 
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weites Feld. Wirbekämpfennicht . 


nur Spionage, Terrorismus, Dro- 
genhandel und organisiertes Ver- 
brechen. Wir bekämpfen auch 
ökologische Verbrechen.« 


Die »Los Angeles Times« 
schreibt: »Die wachsende Rolle 
des KGB im Kampf gegen die 
Umweltverschmutzung scheint 
Teil einer allgemeinen Neuorien- 
tierung der Organisation zu sein, 
die seit Jahrzehnten für die Folte- 
rung und Inhaftierung von Dissi- 
denten und für die Tötung von 
Millionen auf Stalins Geheiß be- 
kannt ist. Um ihr Image zu ver- 
bessern, wählt der KGB eine 
‚Miss KGB«< und richtet mit ei- 
nem neuen Büro für Öffentlich- 
keitsarbeit die Scheinwerfer auf 
gegenwärtige Tätigkeiten « U 
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Alspuchebreiilen 


Rockefeller 
übergibt die 


Macht an 


Volcker 


James P. Tucker 


Die Trilaterale Kommission gab auf ihrer Jahresversammlung im 
Hotel Okura in Tokio vom 20. bis 22. April 1991 ihre Marschbefehle 
an ihre mächtigen Mitglieder, um mehr Geld in die Vereinten Natio- 
nen zu pumpen und diese Körperschaft darauf vorzubereiten, vollals 


Weltregierung zu funktionieren. 


Dies soll erreicht werden durch 
Auferlegen eines »vorrüberge- 
henden« Aufschlags von zehn 
Cents auf jedes Barrel'Öl, das aus 
der Region am Persischen Golf 
kommt, nominal zunächst um 
den Flüchtlingen vor George 
Bush am Persischen Golf huma- 
nitäre Hilfe zukommen zu lassen. 


Nur veröffentlichen, 
was genehmigt ist 


Der Aufschlag, der an die Ben- 
zinkunden an den Tankstellen 
weiter gegeben werden soll, wäre 
für Big Oil, das bei den Jahresver- 
sammlungen hinter verschlosse- 
nen Türen reichlich vertreten ist, 
überhaupt keine Belastung. Ob- 
wohl die »Washington Post«, 
»New York Times« und die ande- 
ren Medien-Mogule teilnahmen, 
wurden die Berichte über das 
Treffen weltweit allgemein unter- 
drückt. Die Mogule hatten unter 
dem Einverständnis teilgenom- 
‚men, nichts zu veröffentlichen, 
was nicht ausdrücklich von der 
Trilateralen Kommission geneh- 
migt wird. 


Eine Computer-Überprüfung 
der großen internationalen Nach- 
richtenagenturen wie Associated 
Press, United Press International 
(UPI) und der führenden großen 
Zeitungen und Zeitschriften er- 
gab ein völliges Blackout. UPI 
hatte eine sieben Absätze lange 
»Lieblings-Story«, in der vor den 
versammelten Insider gebuckelt, 
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nischer Vorsitzender der Trilate- 
ralen Kommission zurück und 
sein Nachfolger ist Paul Volcker, 
ehemaliger Vorsitzender des Fe- 
deral Reserve Board. Die Trilate- 
rale Kommission wird von einer 
Troika geleitet: ein nordamerika- 
nischer Vorsitzender, ein europäi- 
scher Vorsitzender und ein japa- 
nischer Vorsitzender. 


Volcker gehört wie. Rockefeller 
und Kissinger der »Elite der 
Elite« an, die vom 7. bis 9. Juni 
1991 in Baden-Baden im Hotel 
»Badischer Hof« mit der älteren 
Clique, der Bilderberg-Gruppe, 
zusammentraf. 


Die Bilderberg-Versammlung ist 
höher angesiedelt und geheimer. 
Während die Trilateralen die Ge- 
schäfte mit der Öffentlichkeit 
hinter verschlossenen Türen be- 
treiben, geben sie zumindest ihre 
eigene Existenz zu. Die Bilder- 
berger verleugnen sich ganz und 


Paul Volcker, ehemaliger Vorsitzender des Federal Reserve Sy- 
stems der USA, wird Nachfolger von David Rockefeller als nord- 
amerikanische Vorsitzender der Trilateralen. 


aber nichts darüber berichtet 
wird, was sich zugetragen hat. Im 
übrigen schwieg die internatio- 
nale Presse. 


Nachstehend einige der wichtig- 
sten Höhepunkte der Tagung der 
Trilateralen Kommission: David 
Rockefeller tritt als nordamerika- 


gar. Ein weiterer, Unterschied be- 
steht darin, daß die Bilderberg- 
Gruppe nur aus Eliten aus Nord- 
amerika und Europa besteht, 
während die Trilateralen japani- 
sche Eliten in ihren Reihen zäh- 
len. 

Die Bilderberger treffen sich ge- 
wöhnlich in einem abseits liegen- 


den, aber feudalen Aufenthalts- 
ort wie Baden-Baden, wo bewaff- 
nete Wachtposten die ungewa- 
schene Volksmenge auf Distanz , 
halten. 


Bei den Eliten geht 
es nur um Profite 


Rockefeller und sein Kammer- 
diener, Henry Kissinger, hatten 
ein Geheimtreffen mit dem so- 
wjetischen Staatspräsidenten Mi- 
chail Gorbatschow, der seine 
Reise .noch Tokio beendete, als 
die Sitzung der Trilateralen be- 
gann. Diese setzten Gorbat- 
schow unter Druck, es abzuleh- 
nen über die Rückkehr der nörd- 
lichen japanischen Inseln, die ge- 
gen Ende des Zweiten Weltkriegs 
von den Japanern annektiert wor- 
den waren, zu verhandeln. 


Japan soll zwar in der Weltwirt- 
schaft eine größere Rolle spielen, 
aber in einer Weise, die der Welt- 
Schattenregierung entgegen- 
kommt. 


Wegen Nippon-Inseln 
»Hebel an Gorbi | 
angesetzt« 


Mit Japan fertigzuwerden war 
der Grund für das geheime Zu- 
sammentreffen zwischen Rocke- 
feller, Kissinger und Gorbat- 
schow. Gorbatschow machte den 
ersten Staatsbesuch seines Lan- 
des in Japan seit 100 Jahren. 


Rockefeller befürchtete, daß 
eine volle Annäherung zwischen 
den beiden Ländern dazu führen 
würde, daß Japan seine Handels- 
geschäfte und Investitionen in 
der Sowjetunion und Osteuropa 
verstärkt. Die amerikanischen 
und europäischen Banker wollen 
die dortigen billigen Arbeits- 
kräfte und neuen Märkte ohne 
Konkurrenz durch die Japaner 
ausbeuten. 


Welche genaue Form der Hebel- 
wirkung Rockefeller bei Gorbat- 
schow ansetzte, ist unbekannt. 
Aber Gorbätschow wurde ge- 
zwungen, die Haltung einzuneh- 
men, daß eine Rückgabe der In- 
seln oder auch nur ernsthaft dar- 
über zu diskutieren, ihm zu 
Hause möglicherweise fatale po- 
litiische Probleme verursachen 
würde. 


Die meisten Sowjetbürger haben 
längst vergessen, daß sie immer 


noch die japanischen Inseln besit- 
zen. Sie haben den Verlust der 
Herrschaft über die osteuropäi- 
schen Länder akzeptiert. Viele 
der Sowjetrepubliken erklären 
ihre Unabhängigkeit von der So- 
wjetunion. Und dennoch wurde 
Gorbatschow in die Position ge- 
drängt, daß er Japans nördliche 
- Inseln nicht zurückgeben darf. 


Als er nun mit Japans Premiermi- 
nister Toshiki Kaifu um Handels- 
beziehungen und Investitionen 
rang, weigerte sich Gorbatschow, 
in der Sache der Rückgabe der In- 
seln nachzugeben. Und der japa- 
nische Führer reagierte genau so, 
wie die Schattenregierung vor- 
ausgesehen hatte und es wollte: 
Er lehnte es ab, die Handelsbe- 
ziehungen mit der Sowjetunion 
zu verstärken und die Investitio- 
nen zu erhöhen. 


Kaifu und sein Außenminister, 
Taro Nakayama, gaben zum Ab- 
schluß ihrer Sitzung am 22. April 
1991 einen Empfang für die Trila- 
teralen. 


Kurden liefern Vorwand 
für UN-Steuer 


Fred Bergsten, Leiter des in Was- 
hington ansässigen Institute for 
International Economics, läutete 
die Glocken für einen Aufschlag 
von zehn Cent auf Ol, um den 
kurdischen und schiitischen Mos- 
lems, die aus dem Irak fliehen, zu 
helfen. Die Trilateralen sollen 
dieses Argument ihren jeweiligen 
Regierungen nahelegen, damit 
diese die neue UN-Steuer erhe- 
ben. Mit Bergstens Worten: 


»Die Begünstigsten der erfolgrei- 
chen Kriegsführung sind im gro- 
ßen Umfang die Olverbraucher 
überall in der Welt. Es scheint lo- 
gisch zu sein, daß man von dem 
erneuten freien Zufluß aus dieser 
Ressource einen kleinen Teil ab- 
zweigt, der zur Finanzierung der 
Kriegsfolgen verwendet werden 
soll.« 


Wenn die Vereinten Nationen 
erst einmal einen Aufschlag auf 
das gesamte Ol aus dem Persi- 
schen Golf - etwa 40 Prozent des 
Weltbedarfs — erhoben haben, 
wird es ein Leichtes sein, die 
Steuererhebung weltweit zu ma- 
chen, und sie in den kommenden 
Jahren laufend zu erhöhen. Dies 
würde den Vereinten Nationen 
nicht nur zahllose neue Milliar- 
den verschaffen, es würde auch 


David Rockefeller hat die Trilaterale Kommission als internationa- 
les Absprache-Gremium 1972 gegründet. 


den Gedanken einer indirekten 
Steuer durch die Weltregierung 
für alle Bürger des Erdballs ins 
Spiel bringen. 


So ist es US-Präsident Bush ge- 
lungen, der Welt einen Krieg zu 
bescheren, den sie wie eine inter- 
nationale Super-Bowle genoß, 
und gleichzeitig ein herzzerbre- 
chendes Problem, das die UNO 
in einen Welt-Steuereintreiber 
verwandeln könnte. 


Der Golfkrieg wurde von den Tri- 
lateralen als Demonstration der 
Fähigkeit der UNO, einer Welt 
mit einer »Neuen Weltordnung« 
ihren Willen aufzuzwingen, gefei- 
ert.« 


Bergstens Aufruf zu einer Welt- 
steuer wurde von dem Hochkom- 
missar der UNO für das Flücht- 
lingswesen, Sadako Ogata, unter- 
stützt. Sie sagte zu den Trilatera- 
len, daß die Welt 238,5 Millionen 
Dollar benötigte, um drei Mo- 
nate lang die Hilfe für die Flücht- 
linge zu decken. Weitere 38 Mil- 


lionen Dollar werden für ver- 
schleppte Personen innerhalb 
des Iraks gebraucht. Miss Ogata 
ist die erste japanische Staatsan- 
gehörige, die eine größere 
Dienststelle der Vereinten Natio- 
nen leitet. 


Weitere japanische 
Beteiligung 


Trotz Rockefellers Verrat, gaben 
die drei Vorsitzenden der Trilate- 
ralen Kommission eine Erklä- 
rung heraus, in der zur größeren 
Beteiligung Japans an weltweiten 
Angelegenheiten aufgefordert 
wird. Die Vorsitzenden sind Da- 
vid Rockefeller — der aus dem 
Amt ausscheidet - für Nordame- 
rika, Isami Yamashita für Japan 
und Georges Berthoin aus Frank- 
reich für Europa. 


»Wir haben das Gefühl, daß Ja- 


pan an der Schwelle zur Über- 
nahme einer neuen Rolle in der 
Welt steht«, sagte Berthoin. Es 
bestehe ein »sehr tiefes und 


wachsendes Interesse unter Eu- 
ropäern für stärkere Bindungen 
an Japan, und er nehme ein ähnli- 
ches Interesse seitens Japans 
wahr«, setzte er hinzu. 


Berthoin gab auch seiner Hoff- 
nung auf offizielle Verbindungen 
zwischen der Europäischen Ge- 
meinschaft und Japan bis Ende 
dieses Jahres Ausdruck. Ein mög- 
licher Besuch des EG-Präsiden- 
ten, Jacques Delors, in Tokio 
könnte diesem Trend Schwung- 
kraft verleihen, meinte er. 


Rockefeller rief dazu auf, daß Ja- 
pan ständiges sechstes Mitglied 
des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen werden soll. 


»Ich bin mir darüber im klaren, 
daß der Erreichung dieses Ziels 
ernsthafte Probleme im Wege ste- 
hen, besonders weil dies bedeu- 
ten würde, die Charta der Verein- 
ten Nationen einer Revision zu 
unterziehen«, sagte Rockefeller. 


»Die zweitbeste Alternative«, 
kommentierte Rockefeller, be- 
steht darin, daß die Vereinigten 
Staaten, Frankreich und Britan- 
nien — alle ständige Mitglieder 
des Sicherheitsrats - eine Bera- 
tungsgruppe mit Japan bilden, 
um diesem eine »gleichberech- 
tigte« Stimme zu geben. Die an- 
deren beiden ständigen Mitglie- 
der sind die Sowjetunion und 
Rotchina, da das freie China aus- 
geschlossen wurde. 


Die Rolle der Trilateralen Kom- 
mission in der Zeit nach dem Kal- 
ten Krieg wird »in der Zukunft 
ebenso wichtig sein wie in der 
Vergangenheit«, resümierte Rok- 
kefeller. 


Unter den anderen Lichtgestal- 
ten, die an der Konferenz teilnah- 
men, befanden sich Gareth 
Evans, der australische Außen- 
minister, Simone Veil, die ehe- 
malige Präsidentin des Europäi- 
schen Parlaments und ehemali- 
ges französisches Kabinettsmit- 
glied, und Joseph Nye, Direktor 
des Zentrum für internationale 
Angelegenheiten an der Harvard 
University. oO 


== 
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John Demj anjok 


Die Kap 


riolen 


des Capitols 


James Traficant 


Was geschah mit John Demjanjuk, dem Kraftfahrzeugmechaniker 
aus Cleveland, der beschuldigt wurde, »Iwan der Schreckliche« von 
Treblinka gewesen zu sein. Demjanjuk wurde am 25. April 1988 vom 
Obersten Gericht Israels zum Tode verurteilt. Seitdem steht seine 
Verurteilung jedoch zur Berufung an. Der Fall John Demjanjuk ist 
eine Tragödie und Schande sowohl für die amerikanische als auch für 
die israelische Regierung. Es wird immer offensichtlicher, daß Dem- 
janjuk von Fanatikern im Office of Special Investigations (OSI) des 
amerikanischen Justizministeriums hereingelegt und von den glei- 
chermaßen einseitigen Staatsanwälten und Richtern in Israel über 
den Tisch gezogen wurde. Und doch hatte nur ein Politiker in Ame- 
rika, der Kongreßabgeordnete James Traficant, den Mut, Gerechtig- 


keit für Demjanjuk zu fordern. 


Im Sommer 1989 kam die Familie 
Demjanjuk zu mir ins Büro. Sie 
suchten nach nur einem Kongreß- 
mitglied, mit dem sie über Dem- 
janjuks Seite der Geschichte 
sprechen konnten. Ich beschloß, 
ihnen zuzuhören. Obwohl ich 
wußte, daß die Anhörung seiner 
Seite der Geschichte einen nega- 
tiven Einfluß auf meine Lauf- 
bahn haben könnte, glaubte ich, 
daß in unserer Gesellschaft jeder 
die Chance haben muß, gehört zu 
werden. Nach meinem ersten Zu- 
sammentreffen mit der Familie 
teilte diese mir mit, ich sei der 
einzige Vertreter des Kongresses, 
der sie auch nur durch die Tür ge- 
lassen hätte. Man mag das kaum 
glauben, aber es ist wahr. 


Die Gefahr ein 
Antisemit zu sein 


Der Grund, warum Mitglieder 
des Kongresses nicht bereit wa- 
ren mit der Familie zusammenzu- 
treffen, ist darin zu sehen, daß je- 
der der sich auch nur im entfern- 
testen mit dieser Sache befaßt, 
von der zionistischen Interessens- 
gruppen mit Sicherheit als Anti- 
semit bezeichnet wird und den 
Kongreßmitgliedern war dies be- 
stens bekannt. Ich wußte das 
auch. Nachdem ich jedoch ange- 
hört hatte, was die Familie zu sa- 
gen hatte, und die Beweismittel, 
die sie mir vorlegte, untersucht 
hatte, war ich davon überzeugt, 
daß unser Justizministerium die 
Rechte eines amerikanischen 
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John Demjanjuk wurde vom 
Obersten Gericht in Israel am 
25. April 1988 zum Tode verur- 
teilt und seitdem steht seine 
Verurteilung zur Berufung an. 


Inzwischen gibt es immer 
mehr Beweise, daß Demjanjuk 
nicht »Iwan der Schreckliche« 
ist. 


Bürgers aufgehoben hatte, und 
daß die Möglichkeit besteht, daß 
John Demjanjuk nicht Iwan der 
Schreckliche war. 


Müll aus dem 
Justizministerium 


Ich bin auch davon überzeugt, 
daß deswegen, weil bisher unge- 


löste Rechtsfragen bezüglich 
Nazi-Verbrechen so heikel sind, 
Kongreßmitglieder, die geschwo- 
ren haben die Verfassung zu be- 
wahren, weiterhin für die beunru- 
higenden Widersprüche in die- 
sem komplizierten Fall ein taubes 
Ohr haben werden. 


Hier sind die Fakten. 


Erstens: Die ‘Familie brachte 
Müll in mein Büro, entnommen 
aus einer Mülltonne in der K- 
Street hinter dem Office of Spe- 
cial Investigations (OST), dem ge- 
stapoähnlichen Arm des Justiz- 
ministeriums, das die Untersu- 
chungen gegen Demjanjuk 
führte. In dieser Mülltonne wur- 
den gut erhalten zwei separate 
Verhöre des einzigen Nazi-Au- 
genzeugen für die Anklage, Otto 
Horn, gefunden. Diese Verneh- 
mungen, die von OSI-Beamten 
durchgeführt wurden, widerspra- 
chen der Beschreibung von Iwan, 
die später im Gericht von Horn 
gemacht wurde. Als Horn zum er- 
sten Mal von amerikanischen Be- 
hörden vernommen wurde, 
konnte er Iwan aus den ihm vor- 
gelegten Fotos, unter denen sich 
auch das von Demjanjuk befand, 
nicht einwandfrei erkennen. Er 
beschrieb »Iwan den Schreckli- 
chen« nämlich als dunkelhaarig. 
Diese Beschreibung paßte aber 
nicht auf den Angeklagten, John 
Demjanjuk, der blondes Haar 
hatte. 


Was taten die amerikanischen 
Behörden mit dieser Beschrei- 
bung? Sie verwarfen sie, unter- 
drückten sie, und die Aussage ih- 
res Zeugen wurde abgeändert, so 
daß sie auf Demjanjuk paßte. 
Wie ich schon früher ausführte, 
wurde das Memorandum des ur- 
sprünglichen Verhörs von Otto 
Horn außerhalb der Geschäfts- 
stelle des Justizministeriums in 
Washington, D. C., aus einer 
Mülltonne geborgen. Die OSI- 
Beamten glaubten offensicht- 
lich, diese Beweise würden nie- 
mals das Tageslicht sehen. Die 
Körperbeschreibung von Iwan, 
die Horn ursprünglich gemacht 
hatte, wurde niemals als Beweis- 
mittel eingebracht. 


Die Aussagen der 
Augenzeugen 


Zweitens: Im Jahre 1990, fastein 
Jahr später, brachte eine Unter- 
suchung des Fernsehmagazin »60 
Minutes« eine Augenzeugin in 


Polen namens Maria Dudek zu- 


tage. Diese hatte ausgesagt, sie 
hätte mit dem Wachposten des 
Lagers Treblinka geschlafen, um 


. Geld für ihre Familie und Wodka 


für ihren Mann zu beschaffen. 
Was jedoch noch wichtiger ist, sie 
gab an, Iwans wirklicher Name 
sei nicht Demjanjuk, 
Marczenko gewesen. 


Die israelische Anklage ver- 
suchte sofort festzustellen, daß 
Demjanjuk und Marczenko ein- 
unddiesselbe Person ist. Sie be- 
haupten fälschlicherweise, Marc- 
zenko sei der Mädchenname von 
Demjanjuk’s Mutter gewesen 
und Demjanjuk habe ihn als 
Pseudonym benutzt. 


Drittens: Später im Jahre 1990 
untersuchte das britische Fern- 
sehmagazin »20/20« ebenfalls 
diesen Fall, jedoch noch umfas- 
sender. Die britischen Untersu- 
chungsreporter interviewten Ma- 
ria Dudek und zeigten ihr die offi- 
ziellen Fotos des OSI und der Is- 
raelis unter denen sich auch das 
von Demjanjuk befand. Sie er- 
klärte vor der Kamera, daß sie 
niemanden auf diesen Fotos er- 
kannt habe, und daß Iwan Marc- 
zenko dunkles Haar hatte - ganz 
anders als John Demjanjuk. 


Viertens: Noch später legten die 
sowjetischen Behörden auf unser 
Ersuchen hin eine Bescheinigung 
vor, aus der hervorgeht, daß der- 
Mädchenname von Demjanjuks 
Mutter Tabachuk, nicht Marc- 
zenko war. Diese Heiratsur- 
kunde wurde dem israelischen 
Gericht als felsenfestes Beweis- 
mittel vorgelegt. 


Der Hergang 
ist völlig klar 


Am 31. Dezember 1990 legte 
Demjanjuks israelischer Verteidi- 
ger Yoram Sheftel dem Obersten 
Gericht Israels zwei Dokumente 
vor, in denen bestätigt wird, daß 
Iwan der Schreckliche in Wirk- 
lichkeit Iwan Marczenko war. 
Beide Dokumente waren Schrei- 
ben von Alexander Yemetz, Vor- 
sitzender der Menschenrechts- 
kommission des ukrainischen 
Obersten Sowjet. In den Yemetz- 
Briefen wird zusammengefaßt, 
was er sah, als er die Kriegsver- 
brecherakten in der KGB-Dienst- 
stelle in Kiew einsah, in der sich 
Niederschriften von sowjetischen 
Kriegsverbrecherprozessen der 
Jahre 1949 und 1951 befanden. 


sondern 


“ 


Als Yemetz Teile der Akten 
durchsah, schrieb er das, was er 
gesehen hatte und was der An- 
klage der Staatsanwalt direkt wi- 
derspricht, nieder. Er stellte fest, 
daß Augenzeugen die keine Be- 
weggründe hatten zu lügen und 
keinen Eifer verspürten einen 
Schuldspruch zu erreichen, und 
die mit den schrecklichen Ereig- 
nissen in Treblinka unmittelbar 
vertraut waren, den Bediener der 
Dieselmotore der Gaskammer 
als Iwan Marczenko identifizier- 
ten. Es gab keine Verwechslung 
hinsichtlich seiner Identität oder 
seiner Körperbeschreibung. Ihre 
Körperbeschreibung dieser Per- 
son war die eines hochgewachse- 
nen, breitschultrigen, dunkelhaa- 
rigen Mannes mit dunkler Ge- 
sichtsfarbe. 


Der Hergang ist jetzt völlig klar. 
Mehrere Einzelpersonen aus ver- 
schiedenen Ländern, die keine 
Gelegenheit hatten, miteinander 
in Verbindung zu treten, haben 
alle Iwan von der Gaskammer als 
Mann mit dunkler Gesichtsfarbe 
und dunklem Haar identifiziert. 
wie jeder, der jemals ein Foto von 
John Demjanjuk gesehen hat, 
weiß, dieser hat eine helle Ge- 
sichtsfarbe und sein Haar war 
blond als er noch ein junger 
Mann war. Selbst auf der Traw- 
niki-Kennkarte - die dem OSI 
vor einigen Jahren vom KGB zu- 
geteilt wurde - auf der zu sehen 
ist, wie Demjanjuk während des 
Zweiten Weltkriegs aussah, ist er 
hellhäutig und blond. 


Zeugen aus der 
Sowjetunion 


Der Zeuge der Anklage, Pinchas 
Epstein, ein Überlebender von 
Treblinka, der Iwan den Schreck- 
lichen kannte - und der zunächst 
ausgesagt hatte, der Wachmann 
sei von Insassen des Lagers kurz 
nach dessen Befreiung durch die 
Rote Armee getötet worden -be- 
schrieb ihn ursprünglich 1960 als 
dunkelhaarig mit dunkler Ge- 
sichtsfarbe. Sechzehn Jahre spä- 
ter, 1976, identifizierte Epstein 
Demjanjuk als blonde, hellhäu- 
tige Person und als Iwan den 
Schrecklichen. Warum diesen 
Wendung in seiner Aussage? 


Fünftens: Die bislang bedeut- 
samste Entdeckung hinsichtlich 
der Identität Iwan des Schreckli- 
chen wurde im Februar dieses 
Jahren in der Sowjetunion ge- 
macht. Ich schickte eine Mann- 


schaft vonUntersuchungsbeam- 
ten in die Sowjetunion, um einige 
der Augenzeugen zu befragen, 
die die Schrecken von Treblinka 
als Häftlinge und Zwangsarbei- 
ter der Nazis erlebt hatten. Es wa- 
ren Männer und Frauen, die 
Iwan kannten, weil sie als Köche 
in der Küche des Todeslagers ar- 
beiten mußten. 


Zwei der Frauen, die auf Video- 
band interviewt wurden, unter- 
zeichneten eidesstattliche Erklä- 
rungen dahingehend, daß Iwan 
Marczenko Iwan der Schreckli- 
che war, und sie beschrieben ihn 
als außergewöhnlich groß mit 
dunklem Haar und dunkler Ge- 
sichtsfarbe. Sie erkannten die Fo- 
tos von Demjanjuk, die sich un- 
ter den offiziellen Fotos des OSI 
und der Israelis befanden, nicht 
heraus. 


Weiteres entlastendes Beweisma- 
terial ist wahrscheinlich unter- 
wegs. Die Sowjets sind im Besitz 
der Niederschrift des Prozesses 
gegen Feodor Fedorenko, die 
auch viele Angaben über Tre- 
blinka enthalten. Bislang haben 
die Sowjets der Verteidigung 
noch nicht gestattet, alle diese 
Akten durchzusehen. Anderer- 
seits haben die Sowjets jedoch 
der Anklagevertretung gestattet, 
die gesamten umfangreichen Ak- 
ten einzusehen. Warum? 

Es hat jetzt den Anschein, als ob 
das Oberste Gericht Israels gro- 
Bes Interesse an diesen Akten ge- 
funden hätte, und vielleicht ge- 
lingt es der Verteidigung mit et- 
was Glück, sie ebenfalls voll und 
ganz einzusehen. 


Die Berufungsfrist ist vorüber, 
die Entscheidung wird aber wei- 
terhin vertagt, um neue Beweise 
einzuholen. Der letzte Aufschub 
für weitere 90 Tage wurde im 
März 1991 beschlossen, so daß 
das Oberste Gericht Israel dieses 
neue sowjetische Beweismaterial 
einsehen kann. 


Wie man sieht, ist dies ein sehr 
komplizierter Fall, der viele Ha- 
ken und Ösen hat. Aber in dem 
Maße, wie das neue Beweismate- 
rial wächst und weitere Auf- 
schübe durch das Oberste Ge- 
richt bewilligt werden, sieht es 
mehr und mehr danach aus, daß 
John Demjanjuk letztendlich der 
falsche Mann ist. m 


James Traficant ist amerikani- 
scher Kongreßabgeordneter aus 
dem. US-Bundesstaat Ohio. 


Frankreich 


Die Rede- 
freiheit wird 
abgeschafft 


Walter Wright 


Die vom amerikanischen Präsidenten George Bush verkündete 
»Neue Weltordnung« wird jetzt von der internationalistischen Elite, 
deren Bemühungen jahrelang in einem Schleier des Geheimnisses 
verborgen waren, offen angestrebt. Die Folgen sind offensichtlich. 
Tausende von Kurden und Schiiten im Irak werden als unmittelbare 
Folge des Golfkrieges niedergemetzelt, während amerikanische Sol- 
daten untätig zusehen, da ihnen befohlen wurde, keinen Finger zu- 
rühren, um ihnen zu helfen. Die Freiheit der Meinungsäußerung ist 
weltweit bedroht, und gegen das Establishment geäußerte Meinun- 
gen werden durch Festnahmen, Terror und Prozesse abgewürgt. 


In Frankreich wurde der Vorsit- 
zende der Front National, Jean- 
Marie Le Pen, mit einer empfind- 
lichen Geldstrafe belegt, weil er 
mit einer Rede aus der Reihe aus- 
gebrochen war. Der verstorbene 
Erzbischof Marcel Lefebvre, der 
der durch die katholische Kirche 
hindurchfegenden Welle der Mo- 
dernisierung Widerstand entge- 
gensetzte, wurde von der Kirche 
exkommuniziert und ging bis zu 
seinem Tod am 25. März 1991 ge- 
gen eine behördlich wegen seiner 
Kritik auferlegten Geldstrafe 
vor. 


Jeder kann jetzt straf- 
rechtlich verfolgt werden 


Am 18. März 1991 wurde in 
Frankreich die Redefreiheit und 
Freiheit der Meinungsäußerung 
abgeschafft. Von jetzt ab kann je- 
der mit einer Geldstrafe belegt 
werden, strafrechtlich verfolgt 
oder ins Gefängnis gesperrt wer- 
den, wenn er irgendetwas äußert, 
was der fremden Diktatur die seit 
25 Jahren in Frankreich herrscht 
mißfällt. 


An diesem Tage verwarf ein fran- 
zösisches Berufungsgericht die 
gegen den populistischen franzö- 
sischen Vorsitzenden der Front 
National verhängte Geldstrafe 
von einem Franc und erhöhte sie 
willkürlich auf 1,25 Millionen 
Frances «(rund 40000 DM). Die 
symbolische Geldstrafe von ei- 


Das französische Establish- 
ment versucht mit allen Mitteln 
Jean-Marie Le Pen, den Vorsit- 
zenden der Front National, 
zum Schweigen zu bringen. 


nem Franc war auf Grund einer 
Klage der LICRA (Liga gegen 
Rassismus und Antisemitismus) 
— verbündet mit der in Amerika 
ansässigen Anti-Defamation 
League (ADL) - gegen Le Pen 
verhängt worden. 


Die Klage bestand darin, daß Le 
Pen am 13. September 1987 in ei- 
ner Fernseh-Show erklärt hatte, 
der »Holocaust« sei »ein Teil der 
Geschichte des Zweiten Welt- 
kriegs«. Das französische Wort 
für Teil ist »detail«. 
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Frankreich 

Die Rede- 
freiheit wird 
abgeschafft 


Obwohl Le Pen ein makelloses 
Französisch spricht und einer der 
angesehensten Redner in dieser 
Sprache ist, wurde seine Stellung- 
nahme von .der Clique, die Frank- 
reich mit ihrer Marionette Fran- 
gois Mitterrand regiert, mit Wut- 
geschrei und Hysterie aufgenom- 
men. Die meisten der herrschen- 
den Politiker in Frankreich haben 
nur Grundkenntnisse der franzö- 
sischen Sprache und machen sich 
einen hämischen Spaß daraus, 
die Sprache in Presse, Rundfunk 
und Fernsehen zu entstellen und 
zu pervertieren. 


Der Umgang 
mit der Sprache 


Das »moderne« Französisch ist 
eine kosmopolitische Kakopho- 
nie, ein weltbürgerlicher Miß- 
klang, den die einheimischen 
Franzosen nur mit Mühe verste- 
hen können. Und doch geschah 
es durch diesen Mißbrauch und 
die Unkenntnis über mutter- 
sprachliche Begriffe, daß das 
französische Wort »detail« die 
englische Bedeutung von »de- 
tale (Einzelheit) verliehen 
wurde. 


LICRA, die sogenannte »anti- 
rassistische Liga«, behauptete, 
die Mitglieder ihrer Interessenge- 
meinschaft und die gesamte jüdi- 
sche Bevölkerung Frankreichs 
(3,5 Millionen) seien durch Le 
Pens Bemerkung unbeschreib- 
lich traumatisiert worden. Die 
»anti-rassistische« Liga behaup- 
tet, der Zweite Weltkrieg sei der 
Holocaust und umgekehrt, nicht 
ein Teil und noch weniger eine 
»Einzelheit« davon. Sie befahl 
der Marionettenregierung Mit- 
terrands, Gesetze zu erlassen, 
die es unter Androhung empfind- 
licher- Geldstrafen und harten 
Gefängnisstrafen ungesetzlich 
machen soll, schriftlich oder 
mündlich, privat oder öffentlich, 
irgendwelche Zweifel darüber zu 
äußern, daß »sechs Millionen Ju- 
den in deutschen Gaskammern 
starben«. 

Le Pens Bemerkungen fielen im 
Zusammenhang mit Fragen - 
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Francois Mitterrand hat eine KGB-artige Sonderpolizei gegrün- 
det, die eine totale Überwachung der Franzosen sicher stellen 
soll. 


oder vielmehr Beleidigungen - 
durch Journalisten während der 
allgemeinen Wahlen 1988, als sie 
Le Pen anschrien, daß »sechs 
Millionen Juden in deutschen 
Gaskammern gestorben sind«, er 


. des Verstoßes gegen die Holo- 


caust-Gesetze angeklagt werde. 


Geschichte als 
Wahlkampfthema 


Le Pen, der bereits ein Jahr zuvor 
erklärt hatte, daß die Sechs-Mil- 
lionen-Zahl »von vielen Histori- 
kern in Frage gestellt wird«, 
wollte sich nicht einschüchtern 
lassen, eine derart -umstrittene 
Zahl, die die große Mehrheit des 
französischen Volkes - _ still- 
schweigend - als offensichtlich 
absurd erachtet, anzuerkennen. 
Außerdem war das Thema der 
Rede-Le Pens die Finanzskan- 
dale, die das Mitterrand-Regime 
zu überschwemmen drohen, 
nicht der Holocaust. Stattdessen 
erinnerte Le Pen die haßerfüllten 
Journalisten daran, daß Millio- 
nen Christen, Russen, Deutsche 
und andere im Zweiten Weltkrieg 
umgekommen seien. 


Die nachfolgende Hysterie in der 
Presse hatten den doppelten 
Zweck noch mehr Geld für die 
sogenannte »anti-rassistische« 
Liga herauszuschinden, die zu 
verhindern versucht, daß Le 
Pens Front National etwa 45 Sitze 
in der Nationalversammlung er- 
hält. 


Die Verfolgung Le Pens in der 
Presse schlug jedoch wie ein Boo- 


merang zurück. Sie führte zu ei- 
ner Erhöhung der Wähler unter- 
stützung von 18 auf 30 Prozent. 
Dies versetzte das Mitterrand- 
Regime dermaßen in Panik, daß 
es im Bündnis mit den Kommuni- 
sten und Gaullisten das Verhält- 
niswahlrecht summarisch ab- 
schaffte. Somit wurden mit einer 
einzigen diktatorischen Maß- 
nahme fünf Millionen französi- 
sche Wähler urplötzlich entrech- 
tet. 


Gesetze des Schreckens 
und der Furcht 


Unter den derzeitigen Gesetzen, 
mit denen die Redefreiheit und 
Freiheit der Meinungsäußerung 
abgeschafft werden, ist Frank- 
reich für die meisten seiner Bür- 
ger zu einem Land der Angst und 
des Schreckens geworden. Schlä- 
gertrupps von Inquisitoren, poli- 
tische Polizei und Denunzianten 
aller Schattierungen sowie Er- 
presser, die darauf aus sind, eine 
schnelle Mark zu machen, durch- 
stöbern das ganze Land auf der 
Suche nach »Ketzern« und 
»Zweiflern«. 


Mitterrand hat eine KGB-artige 
Sonderpolizei ins Leben gerufen, 
die die Befugnis hat, Privatpost 
zu lesen - ohne Gerichtsbefehl — 
sowie Wohnungen, Autos und Te- 
lefone der Leute abzuhören. Wer 
dabei erwischt wird, daß er Zwei- 
fel über den Holocaust äußert 
oder »antisemitische« Außerun- 
gen von sich gibt - was rechtlich 
so definiert wird, daß er jeman- 
den einen »Juden« nennt oder 


eine Person jüdischer Abstam- 


mung kritisiert -, wird unverzüg- 
lich von einer Heerschar von 


Staatsanwälten und von einer wü- - 


tenden Presse angeklagt. 


Mitterrand hat auch einen gro- 
ßen Teil seiner regulären Polizei 
dazu abgestellt, seine Gedanken- 
bekämpfungs-Polizei zu verstär- 


ken und überläßt somit die. 


Straße den Verbrechern. Es wer- 
den jetzt in Frankreich jährlich 
mehr als 4,5 Millionen Einbrüche 
begangen, von denen nur 2,5 Pro- 
zent aufgeklärt werden. Nur 0,5 
Prozent der Übeltäter kommen 
jemals ins Gefängnis. Die einzi- 
gen Wohnungen, in die nicht ein- 
gebrochen wird, sind die des poli- 
tischen Establischments, die 
rund um die Uhr von einer mit 
Steuergeldern bezahlten Polizei 
bewacht werden. 


Das Gesetz 
des 14. Juli 


Die Opfer dieser massiven Inqui- 


sition reichen von Akademikern 
bis zu Kirchenleuten, von ge- 
wöhnlichen Bürgern bis zu ge- 
wählten Volksvertretern. Mitter- 
rand ist es mit Hilfe seiner kom- 
munistischen Verbündeten auch 
gelungen, jedes gewählte Mit- 
glied der Nationalversammlung, 
das den Holocaust in Frage stellt 
oder »antisemitische Bemerkun- 
gen macht«, der parlamentari- 
schen Immunität zu entkleiden, 
was effektiv dem ganzen Land ei- 
nen Maulkorb anlegt. 

Die Medien des Establishments 
haben sich bereits freiwillig bei 
diesen Themen einen Maulkorb 
umhängen lassen und die patrio- 
tische Presse ist jetzt darauf ange- 
wiesen, freie Stellen in ihren Tex- 
ten zu lassen, um zu vermeiden, 
aus dem Geschäft gedrängt zu 
werden, oder daß ihre Redak- 
teure, Autoren und Drucker ins 
Gefängnis wandern. 


Das drakonische Gesetz des Ter- 
rors nennt sich das »Gesetz des 
14. Juli«, in doppelter Erinne- 
rung an den 14. Juli 1789, den Tag 
der das größte Terror-Regime der 
Menschheitsgeschichte - die 
Französische Revolution - einlei- 
tete, und an den 14. Juli 1990, als 
die Zionisten und ihre sozialisti- 
schen und kommunistischen 
Handlanger das Gesetz in der Na- 
tionalversammlung durchbrach- 
ten, während die gaullistische 
»Opposition« die Hände in den 
Schoß legte. DO 
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Großbritannien 


—— mm — — 


Doch 
neues 


Gesetz 


inSachen 
Kriegsver- 


brecher 


Vivian Bird 


Die Regierung des britischen Premierministers John Major scheint 
die Politik der ehemaligen Premierministerin Margret Thatcher fort- 
zusetzen und das sogenannte War Crimes Bill (Kriegsverbrecher- 
Gesetz) durchbringen zu wollen. Dies ungeachtet des erbitterten Wi- 
derstandes aus vielen Kreisen der Bevölkerung. 


Dieser Gesetzentwurf wird von 
Britanniens bekanntesten Juri- 
sten, dem ehemaligen Lord 
Chancellor of England, Lord 
Hailsham, als nichts anderes als 
ein Versuch zur Einführung einer 
»Lynch-Justiz« und Bruch mit ei- 
ner Jahrhunderte alten Rechts- 
tradion bezeichnet. Er wurde be- 
reits vom House of Lords mit 
überwältigender Mehrheit ver- 
worfen, während das House of 
Commons mehrheitlich dafür 
stimmte. 


Der letzte Ausweg 
aus einer Falle 


Die Regierung beabsichtigt nun, 
die Entscheidung der Lords zu 
überstimmen, indem sie auf das 
zurückgreift, was als »Parliament 
acts« (»Parlamentsgesetzex) von 
1911 und 1949 bekannt ist. Diese 
garantieren die Vorrangstellung 


- des Unterhauses und versetzen 


letztere in die Lage, trotz Opposi- 
tion der Lords eine Gesetzesvor- 
lage »einzubringen«. 


Es ist jedoch so ziemlich der 
letzte Ausweg in einem solchen 
Fall wie bei. diesem Gesetz, mit 
dem angestrebt wird, »Nazi- 
Kriegsverbrecher« aus dem Balti- 
kum, die jetzt im vorgerückten 
Alter stehen und schon seit lan- 
gem von der britischen Gesell- 


schaft als geachtete und ver- 
dienstvolle Bürger akzeptiert 
werden, vor Gericht zu stellen. 
Anschuldigungen gegen diese 
Einzelpersonen beruhen weitge- 
hend auf falschen Dokumenten, 
die von osteuropäischen kommu- 
nistischen Regierungen, die in- 
zwischen gestürzt worden sind 
oder kurz: davor sind gestürzt zu 
werden, vorgelegt wurden. 


Wenn sich die Regierung auf die 
Parlamentsgesetze beruft, um 
die Verabschiedung der Gesetzes- 
vorlage zu gewährleisten, dann 
wird es das erste Mal sein, daß 
die Konservativen auf dieses Ver- 
fahren zurückgreifen. Die Ge- 
setze, die bislang nur dreimal in 
der Geschichte, zur Anwendung 
kamen, wurden im allgemeinen 
von traditionell Liberalen und 
auch von. Labour-Regierungen 
angewendet, um die eingebaute 
Tory-(Conservative Party)-Mehr- 
heit im Oberhaus zu überwinden. 


Scotland Yard ist 


. zur Fahndung bereit 


Die Gesetze beseitigen die 
Macht der Peers, die Gesetzge- 
bung unbegrenzt zu blockieren, 
indem sie der Regierung ermögli- 
chen, nach Ablauf eines Jahres 
Maßnahmen durchzusetzen, ge- 
gen die im Oberhaus opponiert 


wird. Nach diesem Verfahren 
kann das Unterhaus einen nicht 
Geld-bedingten . Gesetzesent- 
wurf, wie die »War Crimes« Ge- 
setzesvorlage, zur Genehmigung 
durch das Königshaus einbrin- 
gen, wenn es diesen in zwei. auf- 
einanderfolgenden Parlaments- 
sitzungen durchgebracht hat, und 
die Lords in jeder dieser Sitzun- 
gen nicht zugestimmt haben. 


Eine Mannschaft von Kriminal- 
beamten, aufgestellt um soge- 
nannte Nazi-Kriegsverbrecher, 
die in Britannien leben, aufzu- 
spüren, steht bereit, um in den 
kommenden Monaten mit der 
Fahndung zu beginnen. Die Ein- 
heit, die vor einem Jahr von Scot- 
land Yard ins Leben gerufen 
wurde, wurde zunächst aufge- 
löst, als die Lords den Gesetzes- 
entwurf letztes Jahr hinwegfeg- 
ten. 


Jetzt wo die Gesetzesvorlage auf 
Druck der mächtigen Israel- 
Lobby erneut in das Unterhaus 
eingebracht worden ist, in der Er- 
wartung, daß sie in Kürze zum 
Gesetz erhoben wird, wurde 
diese Sondereinheit neu gebil- 
det. Juristen sagen jedoch vor- 
aus, daß deren Aufgabe praktisch 
unmöglich durchzuführen sein 
wird, abgesehen davon, daß je- 
der Fahndungsversuch wahr- 
scheinlich auf breiter Basis abge- 
blockt werden wird. Die Beschul- 
digten oder Verdächtigen sind 
jetzt meistens in ihren achtziger 
Lebensjahren, einige von ihnen 
bei schwacher Gesundheit; und 
es ist unwahrscheinlich, daß über- 
haupt irgendjemand vor Gericht 
gebracht wird. 


Ein Wunsch vom 
Wirtschafts-Disaster 
abzulenken 


Die hinter der Einbringung die- 
ser Gesetzesvorlage verborgenen 
Beweggründe sind daher höchst 
suspekt und können zum Teil 
dem unheilvoll anhaltenden Ein- 
fluß der ehemaligen Premiermi- 
nisterin Margret Thatcher mit ih- 
rer äußerst deutschfeindlichen 
und europafeindlichen sowie 
pro-zionistischn Einstellung 
und dem Wunsch, die Aufmerk- 
samkeit von Britanniens sich täg- 
lich verschlimmernden Rezes- 


‚sion abzulenken, zugeschrieben 


werden. 


Die Forderung nach Einbringung 
der Gesetzesvorlage.begann mit 


einer der stärksten Bemühungen 
einer bestimmten Interessen- 
gruppe in der Geschichte. Nach 
den Worten von Sir Edward 
Heath, der ehemalige Premier- 
minister, der stark dagegen oppo- 
nierte, daß der Entwurf zum Ge- . 
setz wurde, besteht der Zweck 
»nicht darin, Gerechtigkeit, son- 
dern Rache und Vergeltung zu, 
üben«. Derartige Schauprozesse, 
fügte er hinzu, würden »die Men- 
schen anwidern schon deswegen, 
weil sie diese Tag und Nacht im 
Fernsehen, Rundfunk und in der 
Gossenpresse ertragen müssen«. 


Er bedauerte, daß die Regierung 
sich dazu entschlossen hat, die 
Gesetzesvorlage einzubringen, 
angesichts der Meinungsver- 
schiedenheiten, die sie in beiden 
Häusern des Parlaments und so- 
gar im Kabinett, hervorgerufen 
hat. 


Ein weiterer starker Gegner der 
Gesetzesvorlage ist Sir Ian Gil- 
mour, der als Minister in Mrs. 
Thatchers ersten Regierung zu- 
rücktrat, nachdem er erklärt 
hatte: »Israel beherrscht Ame- 
rıka, und Amerika beherrscht 
Britannien.« 


Sir Ian sagte, es gebe keinerlei 
Rechtfertigung, die Parlaments- 
gesetze zu benutzen, um das 
Oberhaus bei dem, was er »die- 
sen höchst anstößigen unbedeu- 
tenden Gesetzesentwurf« 
nannte, zu überstimmen. Dieser, 
setzte er hinzu, sei im Oberhaus, 
»beiseitegefegt« worden. Ob- 
wohl die Regierung nicht daran 
gebunden war sich dessen An- 
sichten zu beugen, »ist sie daran 
gebunden, den maßgebenden 
Ansichten, die an diesem Ort 
zum Ausdruck kamen, Aufmerk- 
samkeit zu schenken, und hierbei 
hat sie auf einzigartige Weise ver- 
sagi«. 


Keine fairen Prozesse 
unter diesem Gesetz 


Während einer kürzlich stattge- 
fundenen Debatte sagte Miss 
Clare Short, ein Parlamentsmit- 
glied der Labour-Party, sie habe 
ihre Ansichten noch einmal über- 
prüft, da sieim vergangenen Jahr 
für den Gesetzentwurf gestimmt 
habe, und es wäre ein »schwerer 
Fehler«, wenn er gebilligt würde. 
Sie sei besorgt darüber, daß unter 
einem solchen Gesetz keine ge- 
rechten Prozesse möglich sind. 
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Wurde die 
Wahl von 
Reagan. 1980 
geturkt? 


Warren Hough and Lawrence Wilmot 


Der ehemalige amerikanische Präsident Ronald Reagan, unterstützt 
durch seinen Vizepräsidenten Georg Bush, verzögerte sechs Monate 
lang die Befreiung der 52 amerikanischen Geiseln, die 1980 im Iran 
festgehalten wurden, um die Wahl Reagans zu sichern, heißt es in 
. zahlreichen kürzlich veröffentlichten Berichten. 


»Bush kann Iran jetzt verges- 
sen«, kommentierte der erfah- 


rene republikanische Meinungs-- 


forscher Ray Kelleher, »weileres 
mit dem tödlichsten Feind zu tun 
hat, den man sich vorstellen 


kann: Skelette mit rauchenden : 


Revolvern, die in seinem eigenen 
Kleiderschrank hängen.« 


Der Wettlauf zwischen 
Reagan und Carter 


Das Gespenst tauchte erstmal 
Mitte April dieses Jahres in einer 
Reihe von öffentlichen Geständ- 
nissen ehemaliger amerikani- 
scher Geheimdienstagenten und 
Waffenhändler auf, die berichte- 
ten, wie sie mithalfen, das Ren- 
nen um die Präsidentschaft im 
Jahr 1980 für das Reagan-Bush- 
Wahlprogramm zu gewinnen. 


Mitte der achtziger Jahre, als der 
Wettlauf zwischen Reagan und 
- Carter seinen Höhepunkt er- 
reichte, war das, was die republi- 
kanischen Strategen am meisten 
fürchteten, die sogenannte Okto- 
ber-Überraschung - die Aussicht, 
daß eine plötzliche Willkom- 
mensfeier für die 52 amerikani- 
schen Geiseln, die im Iran festge- 
halten wurden -, die die Wahlaus- 
sichten zu Gunsten der Demo- 
kraten verändern würde. 


Um sicher zu gehen, daß dies 
nicht geschah, hielten der Vorsit- 
zende der republikanischen 
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Wahlkampfmannschaft, William 
Casey, und der Kandidat für das 
Amt des Vizepräsidenten, Ge- 
orge Bush, in Europa eine Reihe 
von Geheimsitzungen mit Vertre- 
tern des Iran ab, um ein heimli- 
ches Abkommen zu treffen. 
Wenn der Iran die Freilassung 
der Geiseln solange verschieben 
würde, bis die Wahlen vorüber 
waren, dann würde er mit gehei- 
men Waffenlieferungen über Is- 
rael dafür belohnt werden. 


Nachdem der Skandal ein Jahr- 
zehnt lang ignoriert wurde, gru- 
ben führende Publikationen und 
Rundfunksender ihn Mitte April 
1991 plötzlich mit großem Pau- 
kenschlag wieder aus. 


Eine geheime 
kriminelle Verschwörung 


»Politik mit harten Bandagen ist 
eine Sache..., aber dies ist Ver- 
rat«, schnaufte die »New York Ti- 
mes« am 17. April. »Wenn sie den 
Mut dazu haben, sollten füh- 
rende Persönlichkeiten des Kon- 
gresses einen neutralen Aus- 
schuß bilden, um diese Beschul- 
digungen zu untersuchen«, ver- 
langte die Zeitung. 


Selbst das.Public Broadcasting 


System, das mit Öffentlichen Mit-. 


teln unterhalten wird, sprach ge- 
gen die amerikanische Regie- 
rung. In einer stundenlangen Do- 
kumentarsendung am 16. April 


legte es Beweise dafür vor, daß, 
nachdem die Iraner das von Bush 
und Casey angebotene Abkom- 
men akzeptiert hatten, die ameri- 
kanischen Geiseln unnötig wei- 
tere sechs Monate lang in Gefan- 
genschaft schmachten mußten, 
nur um sicher zu gehen, daß 
Reagan Carter schlagen würde. 


Indem er dies »den Wahlskandal 
des Jahrzehnt« nannte, rief Pro- 
fessor Gary Sick, ein hochangese- 
hener Wissenschaftler für auswär- 
tige Angelegenheiten, dessen 
Untersuchung dazu beitrug, den 
Fall aufzurollen, ebenfalls zu 
einer umfassenden landesweiten 
Untersuchung dieser Enthüllun- 
gen auf. 


Eine hohe 
politische Schuld 


Aber die größte Bedrohung für 
die Affäre basiert auf der Entdek- 
kung, daß zwei Männer, die seit 
1981 auf dem amerikanischen 
Präsidentenstuhl saßen, in eine 
geheime kriminelle Verschwö- 
rung verwickelt waren - und 
wahrscheinlich ihre höchste poli- 
tische Schuld auf sich luden -, mit 
einem geheimen Netzwerk von 
CIA-Agenten und fremden 
Agenten des Mossad, Israels Ge- 
heimdienst, der das geheime Gei- 
selhaltungsabkommen mit dem 
Iran, das von Bush und Casey be- 
siegelt wurde, zustandebrachte 
und durchführte. 


Die Geiseln waren 
die Bauern im Spiel 


Indem er bestätigte, daß »dieser 
miserable Plan eine Taktik des 
Mossad war«, fügte ein langjähri- 
ger Wahlkampfhelfer für Reagan 
und ehemaliger Angestellter des 
Weißen Hauses, der jetzt in einer 
privaten Anwaltspraxis tätig ist, 
hinzu: »Ich erinnere mich daran, 
daß ich mich damals darüber ge- 
wundert habe, warum bekannte 
Mossad-Typen wie David Kim- 
che, Yossi Meridor, Joseph: 
Churba, Michael Ledeen und an- 
dere im Reagan-Wahlkampf von 
1980 eine so dominierende Rolle 
spielen durften.« 


Der Grund war darin zu sehen, 
daß israelische Agenten »im Un- 
tergrund« der republikanischen 
Wahlkampfpolitik eine entschei- 
dende Rolle spielten, gab ein alt- 
gedienter jetzt im Ruhestand 
lebender israelischer Geheim- 


dienstler, Ari Ben-Menashi, 
einem Auftritt im öffent 
Fernsehen am.16 April 1991 zu. 

Laut Ben-Menashi boten Äsraeli- 
sche Agenten den Republikanern 
so etwas wie eine »Wahlversiche- 
rung« an: eine abgekartete Sa- 
che. Die unglücklichen Geiseln 


mußten bei einem geheimen Aus- ° 


tauschspiel, »ballots« (Stimmzet- 
tel für das Reagan-Bush-Wahl- 
programm) gegen »bullets« (Ku- 
geln für Iran, von Israel verkauft) 
genannt, als Bauern dienen. 
»Jetzt, wo wir wissen, welche töd- 
liche Schulden Reagan und Bush 
beim Mossad für ihre Wahl ge- 
macht haben«, warnte Kelleher, 
»ist die Zeit gekommen, festzu- 
stellen, wie sie sie abgezahlt ha- 
ben.« 


Nach Ansicht der Geheimdienst- 
analytiker und Politik-Experten 
kassierte Israel für seine geheime 
Hilfe beim Wahlkampf der Repu- 
blikaner eine kolossale Beloh- 
nung. 

Mit politischer Unterstützung 
der USA und Milliarden an ver- 
borgener amerikanischer Finanz- 


hilfe wurde der Mossad zu einem - 


Geheimdienst mit weltweiter 
Ausstrahlung. 


»Bis spätestens Anfang der acht- 
ziger Jahre war der Mossad mäch- 
tig genug, um großangelegte ver- 
deckte Aktionsprogramme quer 
durch Afrika und Lateinamerika, 
in einer Reihe von wichtigen asia- 
tischen Zielgebieten wie China 
und sogar in Europa durchzufüh- 
ren«, sagt Theodor Markovic, 
der an der Princeton University 
ein Buch über Nahostpolitik 
schreibt. 


Geschützt durch die Schweige- 
praxis großer Nachrichtenorgani- 
sationen, um Berichte, die die In- 
teressen des Kleinstaates berüh- 
ren, herunterzuspielen, und 
durch den wachsenden Einfl 
seiner Lobby auf Capitol Hill, 
»kam der Mossad mit Mord-und 
ich meine Mord zu Tausenden 
(während der Reagan-Bush-Ära) 
davon«, bestätigte Dr. Markovic. 
Die ganze Geschichte kam erst- 


mals durch Barbara Honegger, - 


ein Mitglied der Reagan-Wahl- 


'kampfmannschaft, in einem von 


ihr verfaßten Buch mit dem Titel 
»October Surprise« (»Oktober- 
Überraschung«) ans Tageslicht. 
Angesichts der gewaltigen Oppo- 
sition seitens des Establishments 
konnte Miss Honegger Tausende 
von Exemplaren ihrer Buches 
verkauften. 


bei 
ichen 


Bush strebt 


Geheim- 


abkommen 
mit Saddam 
Hussein an 


Warren Hough und Martin Mann 


US-Präsident George Bush versucht derzeit, ein Geheimabkommen 
mit Saddam Hussein zu treffen, als Gegenleistung für freies Geleit 
aus dem Land heraus zu einem sicheren Exil für den Fall, daß der ira- 
- kische Präsident zurückzutritt. 


Hin und her hüpfend, um die Ne- 
benwirkungen ihres Faux pas in 
dem nicht gewinnbaren Golf- 


‘krieg abzuwehren, droht die 


B: 


Bush-Regierung damit, der Re- 
gierung von Kuwait - des Lan- 
des, für das die amerikanischen 


Truppen kämpften, um es zu be- . 


freien - Strafsanktionen aufzuer- 


. legen. Dies geschieht, während 


die amerikanische Regierung ge- 
heime Verhandlungen mit ihrem 
einstigen »bösen Feind«, Irak, 
aufnimmt. 


“Die kuwaitischen Prinzen 


waren erschüttert 


In dem er auf einen neuen Be- 
richt über Massengreueltaten in 


‘ Kuwait hinwies, warnte der ame- 


rikanische Außenminister James 
Baker den herrschenden Emir 
des kleinen Ol-Scheichtums 
rundheraus, daß die Vereinigten 
Staaten »ihn abschneiden« wer- 
den, falls die breit angelegten 
Razzien, Folterungen und Morde 


&__an hilflosen Zivilpersonen in sei- 


nem Land nicht eingestellt wer- 
den. 


Der Bericht, der während der 


ganzen privaten Unterredung mit 
den kuwaitischen Scheichs am 
22. April 1991 vor Baker auf dem 
Konferenztisch lag, war erst 24 
Stunden zuvor von Amnesty In- 


‚ ternational, der angesehenen in- 
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ternationalen Menschenrechts- 
kommission, freigegeben wor- 
den, sagte ein‘ Journalist, der 
Baker begleitete, zu unserem 
Korrespondenten. 


»Die kuwaitischen Prinzen waren 
erschüttert«, erzählte Domini- 
que Plissier. Dominique Plissier 
ist ein erfahrener Runkfunkjour- 
nalist, der in Washington arbeitet 
und der Baker oft auf Reisen be- 
gleitet. 


Goldene Armaturen 
und weiße Teppiche 


»Die Aussicht, von den USA ab- 
geschnitten zu werden, ist eine 
ernsthafte Bedrohung für die 
Scheichs. Der Regentschaftspa- 
last, wo sie sich mit Baker trafen, 
ist für sie durch Pioniere der US- 
Army wiederhergestellt und mit 
goldenen Armaturen und weißen 
Teppichen ausgestattet worden. 
Ohne amerikanische Hilfe sind 
sie verloren.« 


Aber der Überblick von Amnesty 
International über die »grauen- 
haften« Zustände in Kuwait, hat 


:das Weiße Haus ebenfalls er- 


schüttert, sagen Washingtoner In- 
sider. 


»Er dokumentiert schon lange im 
Umlauf befindliche Berichte dar- 
über, daß die Zustände in Kuwait 


jetzt für die meisten Menschen 
schlimmer sind als unter der ira- 
kischen Besatzung«, sagt ein 
langjähriger Pressemitarbeiter 
von Bush, der sich kürzlich einer 
privaten PR-Tätigkeit in Washing- 
ton zugewandt hat. 


Folter und Massenmorde sind in 


“ Kuwait nach der »Befreiung« an 


der Tagesordnung, berichtete 
eine Tatsachenfeststellungs- 
Mannschaft von Amnesty Inter- 
national, die sich zwei Wochen in 
dem kleinen Scheichtum auf- 
hielt. Sie widerlegte die Gegen- 
erklärungen der kuwaitischen 


‘ Regierung, daß viele solcher 


Greueltaten das Werk privater 
»Widerstandstrupps« seien und 


bestätigte, daß »bewaffnete ku- - 


waitische Streitkräfte in zuneh- 
mendem Maße von Opfern der 
Folterungen als Täter benannt 
werden«. 


Brutale .Niederknüppelungen 
durch kuwaitische Offiziere von 
hilflosen - und oft unschuldigen - 
Zivilisten hat ein neues Massen- 


‚leiden, das sogenannte »Quetsch- 


Syndrom-Nierenversagen  her- 
vorgerufen, als Folge heftiger 
Schläge«, berichteten die Tatsa- 
chenermittler. 


Gummischläuche 
und Gewehrkolben 


»Barbarische Schläge mit Stök- 
ken, Gummischläuchen und Aus- 
peitscen mit Stromkabeln 
scheint für die Häftlinge die 
Norm zu sein«, heißt es in dem 
Amnesty-Bericht weiter. »Aber 
unsere Mannschaft katalogisierte 
ein Dutzend Folterungsmetho- 
den, einschließlich die Anwen- 
dung von Elektroschocks, Bren- 
nen mit Zigaretten, Kerzen und 
Säure, Beißen und Drohung mit 
sexuellen Gewalttaten.« 


Exklusive Untersuchungsbe- 
richte, die in Amerika erstmals 
durch unsere populistische 
Schwester-Zeitung »The Spot- 
light« über haarsträubende Men- 
schenrechtsverletzungen in ganz 
Kuwait nach dessen »Befreiung« 
verbreitet wurden, bestätigte 
Amnesty International, daß bei 
Tausenden von Menschen, die in 
den Straßen zusammengetrieben 
und gefoltert werden, kuwaiti- 
sche »Foltermannschaften« oft in 
Schichtarbeit tätig wurden und 
somit die Folterungen stunden- 
lang rund um die Uhr betrieben. 
»Diese Gewalttaten gehen weiter 


und scheinen weitgehend unbe-- 
hindert zu sein«, warnte Amne- 
sty International, und forderte 


Baker dazu heraus, Strafmaßnah- : £ 


men gegen das kuwaitische Re- 
gime zu verhängen, falls diese 
den ekelhaften Greueltaten, die 
ihre eigenen Streitkräfte bege- 
hen, nicht ein Ende bereitet. 


Auch kuwaitische Bürger selbst 
haben von der immer schlimmer 
werdenden Lage in ihren Lande 
die Nase voll. In den zwei Mona- 
ten nach der- Befreiung haben 
105000 Kuwaitis - mehr als die 
Hälfte, die während der iraki- 
schen Besetzung im Lande ver-' 
blieben - inzwischen das Land 
verlassen. 


Geheimabkommen 
zwischen Bush und 
Saddam Hussein 


Bush selbst, von dem gesagt 
wird, er sei von solchem Men- 
schenrechts-Revisionismus unbe- 
eindruckt, betreibt hinter den 
Kulissen eilige Vorkehrungen zu 
einem Geheimabkommen mit _ 
Saddam Hussein über diese sich 
vertiefende Krise, verlautet aus 
diplomatischen Kreisen bei den 
Vereinten Nationen. 


Der Unterhändler soll Abder- 
rahman Ben Sid sein, der altge- 
diente algerische UN-Botschaf- 
ter, der als erfahrener Krisen- 
manager gilt. 


Er wurde vom Weißen Haus ge- 
beten, einen Geheimvorschlag 
an den Irak zu übermitteln, wo- 
nach Saddam Hussein effektiv 
gestattet wird, seinen Nachfolger 
sowohl als auch ein sicheres Exil 
in.einem neutralen Lande selbst 
zu wählen, wenn er zustimmt, die 
Macht an einen vertrauensvollen 
Mitarbeiter zu übergeben, ver- 
lautet aus diesen Kreisen. 


.»Dies bedeutet, daß sowohl die 


lauthals verkündeten Kriegsziele 
der amerikanischen Regierung - 
ihre Rechtfertigung für die unge- 
heure Verwüstung, die sie am Per- . 
sischen Golf angerichtet hat - 
und ihre viel gerühmten Sieges- 
behauptungen Lügen waren«, 
kommentierte ein arabischer Ge- 
sandter bei den Vereinten Natio- 
nen. »Die einzige realistische 


Situation, die Bush jetzt offen- 
steht, weist auf ein Abkommen 
mit Saddam Hussein hin - also et- 
was, was er sehr wohl ohne Krieg 
hätte erreichen können.« E 
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Israelis: 
verkaufen 
Menschen- 
augen 


Aus ihren bescheidenen Büros in 
einem gekühlten Lagerhaus an 
der israelischen Küste bei Haifa 
hat die Firma Oculex Internatio- 
nal ein Multimillionen Dollar 
schweres Exportgeschäft aufge- 
baut, indem sie sich auf ein einzi- 
ges Warensortiment konzen- 
triert: Sie verkauft herausope- 
rierte Menschenaugen der Opfer, 
die in Sri Lankas mörderischem 
Bürgerkrieg täglich zu Dutzen- 
den ums Leben kommen. 


Das mag sich wie ein ekelerregen- 
des Geschäft anhören, hat aber 
»seine eigene kommerzielle Ra- 
tionale«, behauptet Dr. Abboud 
Amari, ein Stabsarzt beim Roten 
Halbmond, dem islamischen 
Aquivalent des Internationalen 
Roten Kreuzes. 


»Oculex behauptet, daß ohne 
ihre Dienstleistung weniger Au- 
genteile für Notoperationen 
überall in der Welt verfügbar wä- 
ren«, erklärte der ägyptische 
Arzt, der als Verbindungsoffizier 
zu den Vereinten Nationen in 
New York fungiert. »Und als isra- 
elische Firma kann sie auch für 
sich beanspruchen, daß es ohne 
die Dienstleistung der zionisti- 
schen Regierung heute keinen 
Bürgerkrieg gäbe.« 


In einer Reihe von weniger ironi- 
schen Kommentaren bestätigten 
andere interviewte Sozialarbei- 
ter bei den Vereinten Nationen, 
daß Israel und sein Geheim- 
dienst, der Mossad, jetzt allge- 
mein dafür verantwortlich ge- 
macht werden, zu den gewalttäti- 
gen Auseinandersetzungen zwi- 
schen verschiedenen Parteiun- 
gen in Sri Lanka, die schätzungs- 
- weise 500000 Opfer gefordert ha- 
ben, aufgestachelt zu haben. Die 
Bevölkerung von Sri Lanka wird 
auf 17,5 Millionen Einwohner ge- 
schätzt. 


»1982 warb die amtierende Re- 
gierung von Dr. Junius Jayewar- 
dene Mannschaften israelischer 
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>Aufstandsbekämpfungs-Ausbil- 
der« und »Polizeiberater< an, um 
mit der wachsenden Protestbewe- 
gung - und Forderungen nach 
Autonomie - unter der völki- 
schen Minderheit, den Tamilen, 
fertig zu werden«, berichtet 
Oberst Viswanath Shekhar, ein 
indischer Offizier,- der in den 
achtziger Jahren in Sri Lanka 
diente. 


- Die Tamilen machen rund 17 Pro- 


zent der Bevölkerung aus und ha- 
ben eine eigene Sprache, die 
keine Beziehung zu Sinhala, der 
Sprache der mehrheitlichen Sin- 
halesen und Amtssprache des In- 
selstaates, hat. Auch sind die Sin- 
halesen glaubensmäßig Buddhi- 
sten, während die Tamilen Chri- 
sten und Hindus sind. 


Aber die von Mannschaften alt- 
gedienter Mossad-Spezialisten 
eingeführte Taktik - Massenfest- 
nahmen, Folterungen und Morde 
durch Todesschwadrone - befrie- 
dete die Tamilen nicht; sie löste 
Gewalttätigkeiten aus und führte 
schließlich zu einem allgemeinen 
Bürgerkrieg, sagen kenntnisrei- 
che Beobachter der Szene. 


Allein unter den amerikanischen 
Nachrichtenorganisationen ha- 
ben Untersuchungsberichte über 
Sri Lankas Todesangst aufge- 
schreckt. Es wurde berichtet, daß 
Sri Lankas Entscheidung im Jahr 
1982, mit Mossad-Beratern Kon- 
takt aufzunehmen auf Drängen 
der amerikanischen Regierung 
erfolgte. 


»Es wurde Druck ausgeübt«, be- 
richtte Shekhar. »Sri Lanka bat 
die neue Reagan-Regierung in 
Washington um Sicherheitsunter- 
stützung; es hatte sie jedes Jahr 
bekommen. Aber Ende 1981 
wurde Sri Lanka durch einen 
Sondergesandten Reagans - Bot- 
schafter Vernon Walters, ein ehe- 
maliger CIA-Agent - mitgeteilt, 
der sicherste Weg, USA-Hilfe zu 
bekommen sei, einen Teil davon 
für serfahrene< und »tüchtige« is- 
raelische Berater auszugeben.« 


Sri Lanka stimmte zu, mit kata- 
strophalen Folgen. »Überall im 
Land gab es Gewalttätigkeit, Ter- 
rorismus, Unterdrückung und 
schließlich allgemeinen Bürger- 
krieg, der selbst durch das Ein- 
greifen der indischen Armee 
nicht eingedämmt werden 
konnte«. berichtete Amari. 

Allein Israel verstand es, aus 
dem Leid und der Zerstörung, 


die seine Agenten Sri Lanka zu- 
fügten, Profite zu schlagen, ver- 
lautet aus diesen Kreisen — wie 
dies durch den Fall Oculex und 
deren blühenden Markt mit den 
leblosen Augen von Einwohnern 
Sri Lankas eindeutig dokumen- 
tiert wird. 

Die Frage lautet jetzt, sagen Be- 
obachter bei den Vereinten Na- 
tionen, ob die Reagan-Regierung 
damals umherging und kleinen 
Ländern Hilfe anbot, die bereit 
waren, israelische Polizei-Vor- 
mundschaft zu akzeptieren, als 
Gegenleistung für die Dienste 
des Mossad in der Iran-Geisel- 
Affäre. »Das ist ein Geheimnis, 
das aufgeklärt werden muß«, 
schloß Shekkar. D 


Bushs jüdische 
Arabisten 


Es gibt Meinungsverschiedenhei- 
ten unter den amerikanischen Ju- 
den. Die Israel-freundlichen pro- 
fessionellen Aktivisten, die nicht 
in der amerikanischen Regierung 
sind, sind mit ihren Brüdern, die 
in der Regierung sitzen, unzufrie- 
den. Die zionistischen Eiferer be- 
schuldigen ihre Glaubensbrüder, 
die sich meistens im amerikani- 
schen Außenministerium befin- 
den, sich an die Bush-Regierung 
und die traditionellen Arabisten, 
Studenten aus dem Nahen Osten, 
die dazu neigen, die Ereignisse 
von der arabischen statt der isra- 
elischen’ Perspektive aus zu be- 
trachten, verkauft zu haben. 


Die jüdischen Arabisten, sagen 
ihre aktivistischen Kritiker, ha- 
ben erkannt, daß die Probleme 
der Region »falsche Symme- 
trien« wiederspiegeln. Die neuen 
Arabisten betrachten Israel fäl- 
schlicherweise, sagen sie, als ge- 
genüber den Palästinensern und 
den anderen Arabern wegen des 
nicht vorhandenen Friedens, daß 
das Land im Unrecht ist. Dies sei 
in der Tat eine gefährliche Denk- 
weise. Angeblich sagen sie der 
Bush-Baker-Clique, was diese 
hören wollen. 


Für Eric Rozeman, der früher 
Redakteur des »Near East Re- 
port« von AIPAC war und jetzt 
beim Jewish Institute for Natio- 
nal Security Affairs tätig ist, liegt 
das Problem mit dem amerikani- 
schen Präsidenten George Bush 
und Außenminister James Baker 
in deren Gleichgültigkeit gegen- 


‚über dem, was Israel als seine le- 


benswichtigen Interessen in :der 


Region ansieht, und ihrer. undi- 
plomatischen Feindschaft gegen- 
über Premierminister Shamir. 


Der.Grund dafür, schreibt Roze- 
man in der Ausgabe der jüdi- 
schen Zeitschrift »Moment«, ist, 
daß »die höchsten Mitarbeiter 
des Präsidenten. und des Außen- 
ministers, obwohl sie kaum als 


traditionelle Arabisten eingestuft 


werden können, unbewußt oder 
unkritisch eine grundlegende ar- 
abistische Haltung einnehmen - 
nämlich, daß im Nahen Osten die 
Araber mindestens ebenso unge- 
recht behandelt werden wie die 
Juden«. 


»Sie glauben, daß das, was vor 
sich geht, sei ein arabisch-israeli- 
scher Konflikt, nicht ein arabi- 
scher Konflikt mit Israel. Sie neh- 
men an, das palästinensisch-ara- 
bische Problem sei der Kern des 


Gerangels und nicht dessen viel ° 


manipuliertes Symbol. Diese 
Auffassung legt mindestens die 
Hälfte der Schuld für alle Übelta- 
ten auf die Schultern Israels und 
die Juden und macht automatisch 
die Araber zu Klägern ebenso 
wie zu Beklagten.« 


Dies wiederum, sagte Rozeman, 
hat die jüdischen Arabisten dazu 
veranlaßt, irgenwie schizophren 
in ihrer Denkweise zu werden. 
»Sie kennen die Geschichte des 
arabischen Konflikts gut - wer 
ihn begann, wer ihn verlängert -, 
aber sie formulieren die Politik 
so, als ob sie in einem Disput zwi- 
schen Arbeitern und Betriebslei- 
tung vermitteln würden, in dem 
die beiden Parteien sich ihre Dif- 
ferenzen teilen sollen.« 


Wer sind diese irregeleiteten jüdi- 
schen Arabisten, die Rozemans 
Zorn erweckt haben? Es sind: 
Lawrence Eagleburger, stellver- 
tretender amerikanischer Außen- 
minister; Dennis Ross, Director 
of Policy Planning; Aaron David 
Miller, Mitglied des Policy Plan- 
ning Staff; Daniel Kurtzer, stell- 
vertretender US-Minister für 
Nahost-Angelegenheiten; Paul 


Wolfowitz, Staatssekretär im US-- 


Verteidigungsministerium für po- 
litische Angelegenheiten; Ri- 
chard Haass, Direktor für Nah- 
ost-Angelegenheiten, Mitarbei- 
ter im Nationalen Sicherheitsrat 
der Vereinigten Staaten. 


Der Grund, warum Rozeman 


“ und die Washingtoner Israel- 
freundlichen Berufsaktivisten so 


in 
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über diese Insider der Bush-Re- 


"gierung verärgert sind, ist darin 


zu sehen, daß sie einst ebenso 
engstirnig wie Rozeman und die 
übrigen zionistische Eiferer wa- 
ren. = 

Drei von ihnen, Eagleburger, 


“ Ross und Haass, beteiligten sich 


1988 an der Studie des Washingto- 
ner Institute for Near East Af- 
fairs - früher ein mit AIPAC ver- 
bundener Beraterstab -, die als 
Blaupause für nahöstliche Ange- 
legenheiten für den damals neu- 
gewählten amerikanischen Präsi- 
denten George Bush dienen 
sollte. Die Blaupause war natür- 
lich eine rein israelische Tages- 
ordnung zur Förderung der zioni- 
stischen Ziele in der Region auf 
Kosten der Palästinenser und an- 
derer Araber. 

Die pro-israelischen jüdischen 
Aktivisten hatten große Hoff- 
nungen in die Blaupause und in 
die Leute, die sie erstellt hatten, 
gesetzt. Die Dinge verliefen je- 
doch nicht ganz so, wie die pro-is- 
raelische Clique es erwartet 
hatte. Die Bush-Regierung warf 
die Blaupause einfach in den Pa- 
pierkorb. Eagleburger und seine 
Freunde erfuhren bald, daß, 
wenn sie in der die Politik ma- 
chenden Schleife der Bush-Ba- 
ker-Mannschaft bleiben wollten, 
sie die Dinge im Sinn der Regie- 
rung zu erledigen hatten. Und 
die jüdischen Arabisten zogen es 


“ vor, der Führung der amerikani- 


schen Regierung zu folgen. 


Sie. reden von dem »palästinensi- 
schen Problem«, statt von dem 
arabischen Problem mit Israel, 
und das ist beinahe so schlimm, 
sagt Rozeman, als ob man so 
denkt wie Warren Austin, US- 
Präsident Trumans erster Bot- 
schafter bei den Vereinten Natio- 
nen, der dafür eintrat, daß sich 
Araber und Juden an einen Tisch 
setzen und die Dinge wie gute 


christliche Gentlemen regeln 
sollten. DO 
N h 
- Israels 
‘ "Wirtschaft kann 
“keine Massen- 


einwanderung 
verkraften 


»Israels Wirtschaft - ein Misch- 
masch von sozialistischer Wohl- 
fahrt, aufgeblähter Bürokratie, 


., bewaffnetem Militärlager, reli- 


giösem Fanatismus und zionisti- 
schen Träumen - kommt langsam 
stotternd zu einem Halt«, stellt 
ein prominenter Wirtschaftswis- 
senschaftler, der den zionisti- 
schen Staat in den letzten 20 Jah- 
ren beobachtet hat, fest. »Unter 
den derzeitigen Bedingungen ist 
es nur noch eine Frage der Zeit, 
bis sie zusammenbricht.« 


Israels Wirtschaftsprobleme sind 
weitgehend hausgemacht, sagt 
dieser Beobachter, ein mitfühlen- 
der Jude. Der jüngste Fehler, der 
der Wirtschaft möglicherweise 
das Genick brechen »und die zio- 
nistische Vision zerstören« wird, 
ist ironischerweise die derzeitige 
riesige Einwanderungswelle so- 
wjetischer Juden. Die einfache 
aber unveränderliche wirtschaft- 
liche Tatsache ist, daß Israel ohne 
Finanzierung aus dem Ausland 
auf dauerhafter Basis, ein Erfor- 
dernis, das ohnehin immer pro- 
blematischer wird, keine Million 
sowjetischer Juden aufnehmen 
kann. 


»Die USA müßten ihre Hilfe an 
Israel mindestens verdoppeln, 
von drei Milliarden Dollar auf 
sechs Milliarden Dollar oder 
mehr pro Jahr«, stellt der Wirt- 
schaftsexperte fest. »Dies setzt 
voraus, daß die amerikanische 
Judenheit eine weitere Milliarde 
pro Jahr aufbringen muß, und 
daß die Europäer oder vielleicht 
die Japaner noch eine Milliarde 
beisteuern. Israel ist nicht dazu in 


der Lage, seinen derzeitigen Le-. 


bensstandard ohne eine ständige 
Infusion mit ausländischen Gel- 
dern aufrechtzuerhalten.« 


Der zionistische Staat ist kein 
»wirkliches Land«. Er ist eine 
»Kreation, eine Phantasie«. 
Nach diesem Beobachter zu ur- 
teilen, hält Israel sich für wirt- 
schaftlich gleichstehend mit den 
westeuropäischen Ländern oder 
Amerika, ist aber in Wirklichkeit 
ein Dritte-Welt-Land. Es ver- 
sucht, dem westlichen Lebensstil 
nachzueifern, kann das jedoch 
nur mit Finanzhilfe aus dem We- 
sten. Es wird für immer ein Bett- 
lerland bleiben. 


»Es besitzt nicht die natürliche 
Fähigkeit, ungeachtet dessen, 
was die zionistischen Träumer 
glauben, eine moderne Industrie- 
nation zu werden. Es wird kaum 
zum neuen Silicon Valley wer- 
den, von dem die Zionisten des 
Raumzeitalterss träumen, es 
könnte vielmehr zu einem ande- 


RENT 


ren Tal des Todes werden, wenn 
die Israelis die Realität nicht ak- 
zeptieren.« 


Der Judenstaat verfügt über 
keine nennenswerten Hilfsmit- 
tel, und das Wasser wird langsam 
knapp. Er hat keine Industrieka- 
pazität, keine Quelle von billigen 
Arbeitskräften - außer den Palä- 
stinensern - und die Bevölkerung 
ist übergebildet, was zu einem 
permanenten Brain-drain (Ab- 
wanderung von  Wissenschaft- 
lern) geführt hat. Die zionisti- 
sche sozialistische Wohlfahrt- 
staat-Mentalität und der religiöse 
Eifer der ultra-orthodoxen Juden 
sind in immer stärkerem Ausmaß 
schwächende Faktoren. Die um- 
fangreiche Einwanderung sowje- 
tischer Juden hat nur dazu ge- 
dient. das bereits überlastete 
Wirtschaftssystem noch weiter zu 
belasten. 


Nach Meinung dieses Beobach- 
ters hätte Israel überleben, viel- 
leicht sogar blühen und gedeihen 
können, als landwirtschaftliche 
Kibbutz-Wirtschaft, wie sie die 
zionistischen Gründer ursprüng- 
lich im Auge hatten. Aber die 
nächste Generation von Politi- 
kern und eine rapide wachsende 
Bevölkerung wollten bald mehr. 
Sie streckten die Hände danach 
aus und versagten. Das Land be- 
findet sich jetzt ineinem Zustand 
der Umwandlung und interner 
Verwirrung, die die derzeitigen 
Führungskräfte außer Acht las- 
sen, indem sie ständig die Furcht 
vor Krieg mit den Arabern her- 
vorheben. Dies ermöglicht ih- 
nen, die Realität ihrer sich ver- 
schlimmerten Wirtschaftslage 
einfach zu ignorieren. 


»Bevölkerung ist der Schlüssel 
für Israels Probleme, aber nicht 
wie die Leute denken«, glaubt 
dieser Wirtschaftsexperte. »Is- 
rael benötigt weniger Juden, 
nicht mehr. Das Land kann die 
Juden nicht unterhalten, die be- 
reits hier sind. Israel sollte Juden 
exportieren, um seinen wirt- 
schaftlichen Druck zu mildern, 


nicht noch mehr hereinholen, um. 


die Lage zu verschlimmern.« 


Die Israelis, wie alle Juden, sind . 


ein aufwärtsstrebendes Volk, 
stellt der Beobachter fest. Die 
Aschkenazim (europäische Ju- 
den) wandern schon seit langem 
nicht mehr nach Israel ein, und 
diejenigen, die in dem zionisti- 
schen Staat aufgewachsen sind, 
sind in ständig wachsender An- 


zahl nach dem Westen ausgewan- .: 
dert. Es leben heute schätzungs- 
weise 600000 Israelis in den 
USA. Heute bestehen mehr als 
60 Prozent der jüdischen Bevöl- 
kerung des Landes aus Sephar- 
dim (Juden aus arabischen Län- 
dern), und auch sie haben damit 
begonnen auszuwandern und 
sich nach grüneren Weideplätzen 
umzusehen. 


Indessen werden viele der sowje- 
tischen Juden, die jetzt nach Is- 
rael kommen, wohl kaum dauer- 
hafte Einwohner. Die meisten. 


von ihnen wollten ohnehin in die 


Vereinigten Staaten oder an- 
derswo im Westen sich niederlas- 
sen, wurden aber gezwungen 
nach Israel zu gehen. Schon ver- 
suchen einige der Neuankömm- 
linge wieder in den Westen auszu- 
wandern. Einige sind in die So- 
wjetunion zurückgekehrt, in der 
Hoffnung es bei ihrem nächsten 
Versuch bis in die USA zu schaf- 
fen. 


Ungeachtet der Bemühung der 
Regierung, die sie zwar in wenig 
überzeugender Weise immer wie- 
der bestreitet, die meist städti- 
schen Sowjetjuden anzuspornen,, 
sich am Westufer niederzulassen, 
ist es kaum wahrscheinlich, daß 
sie jemals die einheimischen Pa- 
lästinenser verdrängen werden. 
Und die ganze Zeit hindurch, 
stellt der Wirtschaftsexperte fest, 
gewinnen die Palästinenser den 
»Krieg der Gebärmutter« gegen 
die israelischen Juden. 


»Der Exodus der sowjetischen 
Juden ist Israels letztes Hurra«, 
sagte der Wirtschaftsexperte. 


»Danach wird es ständig bergab 


gehen. Am Ende wird Israel nur 
ein weiteres überbevölkertes, 
Ressourcen-armes nahöstliches 
Land sein. Aber es wird die Anor- 
malität - mit amerikanische Hilfe 
-in der Region weiter bestehen.« 


Golf-Krieg 


Das Drehbuch 
eines Krieges 


Ivor Benson 


Die große Überraschung für die meisten Menschen war nicht der 
überwältigende Sieg der amerikanischen bewaffneten Macht im 
Golf-Krieg, sondern das plötzliche Anhalten des Angriffs, als offen- 
sichtlich wurde, daß die irakische Armee nicht mehr in der Lage war, 
weiteren Widerstand zu leisten. 


Selbst der amerikanische Gene- 
ral Norman Schwartzkopf, Kom- 
mandeur der alliierten Streit- 
kräfte, scheint überrascht gewe- 
sen zu sein, denn er sagte in 
einem Fernseh-Interview: »Of- 
fen gesagt, meine Empfehlung 
war, weiterzumarschieren. Ich 
meine, wir hätten sie schon zum 
Laufen gebracht, und wir hätten 
ihnen weiterhin große Zerstörun- ° 
gen beibringen können.« 


Wieso diese 
Zieländerung? 


Es gab tatsächlich nichts, was die 
alliierten Streitkräfte hätte daran 
hindern können, den Krieg nach 
Bagdad und darüber hinaus zu 
tragen, und das zu vollenden, was 
stets als Ziel genannt wurde: Die 
Entfernung Saddam Husseins 
und der endgültige Sturz seines 
verhaßten Regimes. 


Christopher Brooker vom »Lon- 
don Sunday Telegraph« schrieb: 
»Es herrscht die Meinung vor, 
daß mit dem Drehbuch im letzten 
Augenblick etwas furchtbar 
schief gelaufen ist. Nach all den 
Bemühungen, das Ungeheuer 
aus Kuwait zu vertreiben und sei- 
ner Armee eine vernichtende 
Niederlage zu bereiten, haben 
wir uns alle vorgestellt, daß die 
Sache zu ihrem rechtmäßigen lo- 
gischen Abschluß mit Saddam 
Husseins Sturz und möglichen 
Tod führen würde. 


Plötzlich sehen wir uns jedoch 
nicht nur dem vergifteten, rauch- 
geschwärzten, mit Leichen über- 
säten Schlamassel in den Gebie- 
ten, die wir befreit haben, gegen- 
über...sondern auch dem Au- 
genblick, daß das Ungeheur 
selbst seine Macht so brutal wie 
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je zuvor ausübt — und wir schei- 
nen machtlos zu sein, etwas dage- 
gen zu tun.« 


Wieso diese plötzliche Zielände- 
rung? 5 
»Tausende kommen um, jetzt, 
wo sich der ganze Schrecken von 
Saddams vernichtender Rache 
gegen sein eigenes Volk entfal- 
tet«, lautete eine Schlagzeile 
über zwei Zeilen hinweg im 
»London Daily Express«. »Bush 
weigert sich zu helfen, während 
amerikanische Soldaten über das 
Blutbad des Tyrannen in Wut ge- 
raten«, heißt es in einer anderen 
Schlagzeile. 


US-Präsident George Bush und sein Verteidigungsminister Dick 
Cheney haben nur ein Ziel: Die neue Weltordnung. 


Die Vereinten Nationen sind ein Feigenblatt, um die Blöße einer 
ganz anderen Machtstruktur zu decken. 


Britische Zeitungen sind wütend 


über das was geschehen darf, 
aber keine von ihnen hat auch 
nur versucht zu erklären, was 
wirklich geschieht. Sie können 
das nicht erklären, weil sie es 
nicht wissen. 


Blinde Hetze in 
Londons Zeitungen 


Wir können jedoch sicher sein, 
daß mit dem, was Brooker »das 
Drehbuch« nannte, nichts schief- 
gelaufen ist. Im Gegenteil, das 
Anhalten der Operationen, so- 
bald Saddam Husseins Armee in 
panische Flucht geschlagen wor- 
den war, war genau das, was das 
Drehbuch verlangte. Schwartz- 
kopf hatte auch keine Kenntnis 
von dem Drehbuch und weiß 
wahrscheinlich immer noch 
nicht, warum ihm nicht gestattet 
wurde, seine Arbeit zu beenden. 
Vier-Sterne-Generäle müssen al- 
les über Strategie wissen, aber 
das Drehbuch, das eine Reihe 
von langfristigen Zielen beinhal- 
tet, die angepeilt werden, geht 
sie offenbar nichts an. 


Nach Telefongesprächen von US- 
Präsident Bush und Verteidi- 
gungsminister Richard Cheney, 
und nachdem Schwartzkopf sich 
dafür entschuldigt hatte, daß er 
mit seinem Fernseh-Interview 
aus der Reihe getanzt war, war er 
beruhigt; man dankte ihm für sei- 
nen großen Sieg und ließ keinen 
Zweifel daran, daß seine politi- 
schen Herren genau wissen, was 
sie tun, wenn auch niemand an- 
ders dies weiß. 


Organisierte Heuchelei 
des Weißen Hauses 


Genaue Voraussagen sind wegen 
der zahllosen Unabwägbarkeiten 
nur selten möglich, aber diejeni- 
gen, die die Politik über die Jahre 
hinweg beobachtet haben und 
wissen, welche Schritte erforder- 
lich sind, um die Erfordernisse 
der geplanten »Neuen Weltord- 
nung« zu erfüllen, sind niemals 


völlig überrascht. Daher unsere - 


Bemerkung, daß eine gezüch- 
tigte Baath-Partei, mit oder ohne 
Saddam Hussein, jeder anderen 
vorgezogen werden könnte. 


Es hat jetzt den Anschein, daß 
unter den unzähligen »Opposi- 
tions«-Gruppen innerhalb und 
außerhalb des Iraks nicht eine 
einzige oder eine Kombination 


€ 


er 


von ihnen zu finden ist, die die 
Baath-Partei mit ihrer riesigen 
und tüchtigen Infrastruktur zur 
Bevölkerungsbegrenzung erset- 
zen könnte. Darüber hinaus, in 
einem Lande mit einer beträchtli- 
chen schiitischen Bevölkerung, 
wenn nicht einer Mehrheit, gibt 
es wahrscheinlich keine Alterna- 
tive zu einem Saddam-Hussein- 
Regime, wenn eine mit dem Iran 
verbundene schiitische Vorherr- 
schaft verhindert werden soll. 


Und das erklärt das, was derzeit 
in diesem Gebiet geschieht und 
weiter geschehen wird. 


Washington setzt jetzt 
erst recht auf Hussein 


Der New Yorker Vertreter des 
»Daily Telegraph« schrieb: »Prä- 
sident Saddam Hussein be- 
kommt die carte blanche, um die 
ganze Macht seiner Luftwaffe zur 
Zerschlagung der kurdischen 
und schiitischen Aufstände im 
Irak einzusetzen, wenn er die ela- 
stischen Bedingungen einer Ver- 
einbarung über Feuereinstel- 
lung, die bald vom Sicherheitsrat 
der ‚Vereinten Nationen geneh- 
migt werden soll, akzeptiert.« 


Die Amerikaner, die für den 
neuen kosmopolitischen Impe- 
rialismus eintreten, brauchten 
nicht zu warten bis Saddam Hus- 
sein die Feuereinstellungsbedin- 
gungen annahm oder bis der Si- 
cherheitsrat sie unterschrieb, 
denn sie wußten, daß sie ihn jetzt 
völlig in der Gewalt hatten und 
ihm bedenkenlos die carte blan- 
che geben konnten, so daß er den 
gesamten inneren ° Widerstand 
zerschlagen und sich und seine 
Partei erneut in voller Größe et- 
ablieren konnte. Darüber hinaus 
hatten sie ihm genügend Waffen- 
gewalt belassen um diese Auf- 
gabe zu erfüllen. 


Der Bericht des »Telegraph« aus 
New York fährt fort: »Wenn Bag- 
dad erst einmal formell zu erken- 
nen gegeben hat, daß es den Waf- 
fenstillstand annimmt, über- 


— nimmt es auch die volle Militär- 


gewalt über das Land.« 


Die Vereinten Nationen 
als Feigenblatt 


Dies alles wurde den Kurden und 
den schiitischen Rebellen am 26. 
März 1991 sonnenklar, als zum er- 
sten Mal ein Sprecher des Weißen 


Nach der Züchtigung des Iraks durch die Internationalisten setzt 
Washington jetzt erst recht auf Saddam Hussein. 


Hauses, Marlin Fitzwater, er- 
klärte, daß die Verwendung von 
Saddam Husseins Angriffs-Hub- 
schrauber gegen die Rebellen in 
den zwischen Schwartzkopf und 
den irakischen Generalen ausge- 
handelten Feuereinstellungsbe- 
dingungen nicht »schriftlich ver- 
boten« sei. Er fügte hinzu, daß 
solche Hubschrauber nicht abge- 
schossen würden, es sei denn, sie 
würden zu einer Bedrohung für 
amerikanisch und alliierte 
Streiftkräfte. 


Die einzige Entschuldigung, die 
das Weiße Haus für eine Politik, 
die selbst der Kommandeur der 
alliierten Golfstreitkräfte nicht 


verstehen kann, vorbringen 
konnte, war, daß ein weiteres 
Eingreifen der Amerikaner 


»über das UNO-Mandat, das nur 
verlangt, daß Saddam Hussein 
aus Kuwait vertrieben wird, hin- 
ausgehen würde«. 


Als wenn es nicht von Anfang an 
offensichtlich gewesen wäre, daß 
die Vereinten Nationen nur ein 
Feigenblatt des internationalen 
Ansehens sind, um die Blöße 
einer ganz anderen Machtstruk- 
tur zu bedecken. 


Als er weiter bedrängt wurde, zu 
erklären, warum die Macht an 
einen Führer zurückgegeben 
wird, der bislang als die Personifi- 
zierung des Bösen verdammt 
wurde, konnte Fitzwater nur 
sagen, daß die Bush-Regierung 
diese Angelegenheit, wie er sich 
ausdrückte, als »murky« (düster, 
trübe) betrachtet wissen will. 


Niemand kann sagen, wasssich als 
nächstes im Nahen Osten abspie- 
len wird, aber wir können über 
die Hauptziele, die verfolgt wer- 
den, ziemlich sicher sein. 


Der einzige Gegner, 
den das Geld fürchtet 


Der »Teufel«, dem die Hörner 
gestutzt wurden, und ein Irak-un- 
ter starkem finanziellen und wirt- 
schaftlichen Druck des Westens 
steht jetzt wieder ganz zu Dien- 
sten des neuen Imperialismus. 
Die Unwiderstehbarkeit der 
westlichen technologischen 
Kriegsführung ist eindrucksvoll 
demonstriert worden, und es 
wird eine ausgedehnte westliche 
militärische Präsenz in der Re- 
gion geben, in der Israel eine im- 
mer bedeutendere Rolle spielen 
wird. 


Aber es besteht keine Notwen- 
digkeit für irgendeine Großak- 
tion. Die Nahost-Frage kann auf 
kleinere Flamme gesetzt werden, 
aber das bedeutet nicht, daß sie 
aufhören wird zu kochen. Diplo- 
matische Waffen werden Rake- 
tenabschußrampen und Jagd- 
bomber ersetzen, jetzt, wo An- 
strengungen unternommen wer- 
den, um eine Kombination arabi- 
scher Staaten, darunter Agyp- 
ten, Saudi-Arabien, Syrien, Tür- 
kei und Irak, zu bilden, die als Pa- 
lisade gegen den-aus dem Iran — 
der am allerwenigsten ein »arabi- 
scher« Staat ist — einströmenden 
fundamentalistischen islami- 
schen Einfluß dienen soll. 


Denn in diesem Teil der Welt, 
wenn nirgendwo anders, wird Re- 
ligion als Mobilisator politischer 
Massenaktionen als einziger 
Gegner angesehen, den das Geld 
fürchten muß. 


Die Zensur 
der Mode 


Die britischen Medienkommen- 
tatoren laufen weiter Sturm ge- 
gen die Amerikaner, weil sie Sad- 
dam Husseins völkermörderi- 
schen Angriffe auf die kurdi- 
schen und schiitischen Rebellen 
zuließen, aber alle scheinen sie 
sich auf die »zufällige Theorie der 
Geschichte« verlassen zu haben, 
um zu erklären, was geschehen 
ist. 

Geoffrey Wheatercroft, der im 
Londoner »Sunday Telegraph« 
schreibt, verglich das, was jetzt 
im Nahen Osten geschieht, mit 
den großen Veränderungen, die 
in Afrika eingetreten sind. 
»Wenn man sich die Dinge be- 
trachtet, dann hat sich der 
Westen Afrika gegenüber auf un- 
glaublich launische und unbere- 
chenbare Weise verhalten. Vor 
wenig mehr als einem Jahrhun- 
dert fand ein Massenansturm auf 
Afrika statt, und es wurde aufge- 
teilt, ein paar Generationen lang 
von Kolonialverwaltern - be- 
herrscht und ihm dann »Unab- 
hängikeit« gewährt, mit den Fol- 
gen, die allzu sichtbar und tra- 
gisch sind. Die Last wurde ge- 
nommen und Afrika wurde fal- 
lengelassen.« 


Warum hängen sich alle Kom- 
mentatoren des Establishments 
an der »zufälligen oder launi- 
schen« Theorie der modernen 
Geschichte auf? Antwort: Sie ge- 
horchen dem, was Aleksandr Sol- 
schenizyn die »Zensur der 
Mode« nannte. Es wird als unmo- 
dern, wenn nicht geradezu als un- 
angebracht erachtet, über die 
Möglichkeit von Planung und 
Zweck in der modernen Ge- 
schichte nachzudenken. Außer- 
dem wäre jeder, der so wenig von 
Mode hält, bald arbeitslos. DI 


Neuer 
Konfliktstoff - 
Wasser 
oder Ol? 


Victor Marchetti 


Unter allen Plänen - gewöhnlich aus breit angelegten Finanzverein- 
barungen und Hilfspaketen bestehend -, die von den USA und ihren 
arabischen Verbündeten als Folge des Krieges am Persischen Golf 
geschmiedet werden, um eine regionale Ordnung zu schaffen, befin- 
det sich einer, der zwar am wenigsten beachtet wird, der aber für den 
Frieden in der Region der bedeutsamste sein könnte, nämlich der 
türkische Plan zur Aufteilung des immer knapper werdenden Was- 


sers in der Region. 


Der türkische Ministerpräsident 
Turgut Ozal gab in den Tagen un- 
mittelbar nach Beendigung der 
Feindseligkeiten in Kuwait und 
Irak eine Erklärung ab, in der ein 
großes neues regionales Wasser- 
Konsortium vorgeschlagen wird. 
Die Türkei würde eine führende 
Rolle bei der Entwicklung eines 
Systems von Staudämmen spie- 
len, das gemeinsam mit den fluß- 
abwärts liegenden arabischen 
Staaten zu finanzieren ist, und in 
dem Wasser aufgestaut wird, das 
unter den Teilnehmerstaaten auf- 
zuteilen ist. 


Ein Plan aus den 
achtziger Jahren 


Dieser. Vorschlag, der in den 
westlichen Medien kaum Beach- 
tung gefunden hat, liegt eigent- 
lich schon seit Mitte der achtziger 
Jahre vor, als Ozal erstmals das 
Konzept einer türkischen »Frie- 
dens-Pipeline« vorschlug, um so- 
wohl die Golfstaaten als auch an- 
dere arabische Staaten mit Was- 
ser zu versorgen. Der Plan sieht 
vor, Wasser aus den Flüssen Sey- 
han und Ceyhan in der Türkei, 
die ins Mittelmeer münden, zu 
entnehmen und es durch zwei ge- 
waltige Pipelines südwärts nach 
Syrien, Jordanien und Saudi- 
Arabien zu fördern. 

Eine Pipeline würde Städte in 
Jordanien und Syrien versorgen, 
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Wassergipfeltreffen in Istanbul 
ausgearbeitet werden. 


Die Bedeutung von Wasser in der 
Region, kann nicht überbetont 
werden. Der Irak ist, zumindest 
teilweise, in Kuwait einmar- 
schiert wegen eines Disputs über 
die gemeinsame Ausbeutung des 
riesigen Olfelds bei Ramallah, 
das sich quer über die Grenze 
zwischen den beiden Staaten er- 
streckt. Wenn erst einmal die 
Wasserknappheit im Nahen 
Osten ein kritisches Stadium er- 
reicht- ein Zeitpunkt, der wegen 
des massiven Bevölkerungs- 
wachstums in allen arabischen 
Ländern und speziell in Israel mit 
Riesenschritten näherkommt -, 
kann man dann von diesen Län- 
dern erwarten, daß sie wegen die- 
ser viel wichtigeren Ressource 
nicht auf Feindseligkeiten zu- 
rückgreifen? 


Ironischerweise geht es dem Irak 
unter dem Aspekt des Wassers 
verhältnismäßig gut, da er nicht 
auf eine einzige Hauptquelle an- 


Premierminister Yitzhak Shamir weiß seit langem um das le- 


benswichtige Problem Wasser. 


die andere würde Wasser nach 
Bahrain, Kuwait, Oman, Katar, 
Saudi-Arabien und in die Ver- 
einigten Arabischen Emirate 
leiten.- Mit einem geschätzten 
Kostenpunkt von 20 Milliarden 
Dollar würde das Projekt 15 Mil- 
lionen Menschen Trinkwasser 
bringen. Einzelheiten des Planes 
sollen 1991 auf einem Nahost- 


gewiesen ist wie zum Beispiel Sy- 
rien. Irak hat vollen Zugang zum 
viel weniger ausgebeuteten Tig- 
ris-Strom, zusätzlich zum Eu- 
phrat. Vor dem Krieg hatte der 
Irak geplant, mehr als 300 Millio- 
nen Dollar für 20 Flutabwehr- 
und Wasservorratsprojekte längst 
des Tigris auszugeben. Der Plan 
beinhaltete auch die Abzweigung 
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eines Teils des Wasserstroms in 


den Tharther-See, zwecks Auffül- 
lung des Euphrats falls die Tür- 
ken den Strom an den Quellflüs- 
sen eindämmen würden. 


Wassernot als 
Kriegsgrund 


Aber 1975 hätten der Irak und Sy- 
rien beinahe Krieg geführt, weil 
Syrien den Wasserstrom der 
Quellflüsse des Euphrats verrin- 
gerte, um den Ath-Thawrah- 
Staudamm zu füllen. Der Irak 
protestierte dagegen, daß die Ak- 
tion die Ernte von drei Millionen 
irakischen Bauern beschädigte. 


Im gleichen Jahr publizierte die 
Türkei ihre angebliche Aufdek- 
kung eines syrischen Komplotts 
zur Zerstörung des Atatürk-Stau- 
damms, der wie Syrien behaup- 
tet, eine Bedrohung für seine 
Landwirtschaft sei. 1987 beschul- 
digte Syrien die Türkei, den kur- 
dischen Terroristen innerhalb der 
türkischen Grenzen Hilfestel- 
lung zu leisten und drohte damit, 
das Wasser von den Quellflüssen 
des Euphrat nach Syrien abzu- 
schneiden. 1989 schossen syri- 
sche MiGs, vermutlich auf einem 
Ausbildungsflug, ein türkisches 
Vermessungsflugzeug weit inner- 
halb des türkischen Luftraums 
ab, und fünf Besatzungsmitglie- 
der wurden bei diesem Vorfall, 
der auf Reibereien über die Was- 


serversorgung zurückzuführen 
ist, getötet. 
Jordaniens Warnung 


an Israel 


Streitigkeiten wegen Wasser zwi- 
schen Israel und Jordanien waren 
über die Jahre hinweg sehr be- 
ständig; im allgemeinen stabile 
Abmachungen zwischen den bei- 
den Ländern wurden durch perio- 
disch aufflackernde Dispute über 
Wasserquellen zerrissen. Aber da 
ihre gemeinsame Wasserversor- 
gung — hauptsächlich der Jordan 
und die wasserführende Schicht 
am Westufer — sich qualitätsmä- 
Big verschlechtert, da das Wasser 
wegen übermäßigen Pumpens 
immer salzhaltiger wird, ist die 
Angelegenheit noch mehr zu ei- 
nem Streitfall geworden. König 
Hussein warnte 1990, daß, sollte 
es nicht zu einer Vereinbarung 
kommen, Streitigkeiten wegen 
Wasser zu Krieg führen würden. 
Die Israelis verwarfen diese Er- 
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klärung und bezeichneten sie als 
Druckmittel für verstärkte Hilfe 
: von den wohlhabenden Golfstaa- 
ten, nahmen jedoch die Diskus- 
sion der Wasserfrage durch den 
König als Möglichkeit zur Aufsta- 
chelung arabischer Ressenti- 
ments ernst. 


Der eigentliche Grund für Hus- 
seins Warnung war jedoch seine 
Enttäuschung über die Weige- 
“ rung der Israelis, einer Finanzie- 
rung des vorgeschlagenen 
Wahda-Staudamms am oberen 
Yarmuk durch die Weltbank zu- 
zustimmen. Das Projekt würde 
auch eine ausreichende Wasser- 
versorgung für das Jordantal, für 
die Industrie und Wohngebiete 
im Bereich von Amman-Zarqua 
in Jordanien gewährleisten. 


Höchste Kosten für 
Wasserversorgung 


Aber die Weltbank wird solange 
keine Gelder für das Projekt be- 
willigen bis alle Beteiligten in der 
Region ihre Zustimmung geben. 
Israel, das drei Prozent seines 
jährlichen Wasserverbrauchs aus 
dem Yarmuk bezieht, behauptet, 
daß der Damm die Möglichkei- 
ten, seine eigene dramatische an- 
wachsende Bevölkerung, die er- 
wartungsgemäß in den kommen- 
den Jahren um eine bis zwei Mil- 
lionen sowjetischer Juden an- 
‚schwellen wird, mit. Wasser zu 
versorgen, beeinträchtigen wird. 


Der Nahe Osten hat die höchsten 
Kosten für Wasserversorgung 
und -sanierung in der Welt. Nach 
Mitteilung der Weltbank belau- 
fen sich die Kosten per Kopf auf 
300 Dollar, im Vergleich zu 150 
Dollar in den Vereinigten Staaten 
und etwa 60 Dollar in Südost- 
Asien. Dies ist teilweise auf die 
. Abhängigkeit von kostspieligen 
Entsalzungsanlagen in der Golf- 
region zurückzuführen, die 60 
Prozent der Entsalzungsleistung 
der Welt erbringen, und von de- 
nen sich die Hälfte allein in 
‘Saudi-Arabien befinden. 


Laut Joyce Starr, Gründer und 
Vorsitzender der Global Water 
Summit Initiative (Initiative zur 


., weltweiten Wasser-Gipfelkonfe- 


renz) und Experte für die Wasser- 
versorgung der Welt, »wird die Si- 
cherheit der Wasserversorgung in 
den Kriegskabinetten der Vertei- 
digungsministerien bald auf glei- 
cher Stufe stehen. ‘Die strategi- 
sche Koordinierung der Wasser- 


‚versorgung Saudi-Arabiens ist 


eindeutig. für die Verteidigung 
des Königreichs entscheidend. 
Die Sorgen der Saudis, daß ihre 
gewaltigen Entsalzungsanlagen, 
so groß wie Städte, Ziel von An- 
griffen werden könnten, sind 
plötzlich zu einem weltweiten 
Alptraum geworden. In der Tat 
ist jeder einzelne der Golfstaaten 
gegenüber einem Vollangriff auf 
oder Sabotage an seiner Entsal- 
zungsanlage strategisch verwund- 
bar.« Alle anderen Golfstaaten, 
einschließlich Kuwait, hängen 
wegen ihrer Frischwasserversor- 
gung völlig von der Entsalzung 
ab. 


Israels Probleme 
mit Wasser 


Die Israelis haben seit langem 
Wasser als lebenswichtiges strate- 
gisches Problem erkannt. Es ist 
in der Tat eines der entscheidend- 
sten Sicherheitserwägungen, die 
sich aus möglichen Zugeständnis- 
sen von Territorien an die Palästi- 
nenser am Westufer des Jordans 


. ergeben. Die wasserführenden 


Schichten des Yarkon/Taninim- 
Gebirges erstrecken sich über die 
Grüne Linie — die Grenze von 
1967, die Israel von dem besetz- 
ten Westufer trennte — hinweg. 
Obwohl der gesamte Prozentsatz 
der wasserführenden Schicht un- 
terhalb des Westufers strittig ist, 
bezieht Israel derzeit 25 bis 40 
Prozent seines Wasser aus diesem 
Gebiet, einschließlich des gesam- 
ten durch Regen nachgefüllten 
Wassers, das sich westlich zur Kü- 
stenebene entleert und schließ- 
lich ins Mittelmeer fließt. 


Obwohl die meisten palästinensi- 
schen Fachleute einräumen, daß 
Israel die Bevölkerung am West- 
ufer ausreichend mit Wasser ver- 
sorgt, klagen sie an, daß die Is- 
raelis, das zum Wachstum der 
Landwirtschaft benötigte Wasser, 
an das die Palästinenser ihre 
Hoffnung auf wirtschaftliche 
Überlebensfähigkeit der Gebiete 
und auf die Zukunft des palästi- 
nensischen Volkes knüpfen, ein- 
engen. Die Israelis- behaupten, 
daß die derzeitige Verwendung 
des Wassers zu landwirtschaftli- 
chen Zwecken durch die Palästi- 
nenser die wasserführenden 
Schichten entleeren, und daß da- 
her der Zufluß nicht erhöht wer- 
den könne. Aber die Tatsache 
bleibt bestehen, daß die Bevölke- 
rung Israels pro Kopf viel mehr 
Wasser als die Bewohner des 


Westufers und des Gazastreifens 


und sogar mehr, als jedes andere 


Land in Nahen Osten ver- 
braucht. - 


Der Haushalts- und Industriever- 
brauch von Wasser in Israel 
macht weniger als 30 Prozent des 
gesamten Wasserverbrauchs aus. 


Mehr als 70 Prozent des Wasser- 
verbrauchs des Landes geht auf 
die Landwirtschaft, die aber nur 
fünf Prozent des Bruttosozialpro- 
dukts Israels aufbringt. Selbst 
mit gewissen Einschränkungen, 
die sowohl in Israel selbst als 
auch die Siedlerbevölkerung am 
Westufer auferlegt werden, ver- 
braucht Israel seine Wasserreich- 
tümer mit alarmierender Ge- 
schwindigkeit — ein Verbrauch, 
der derzeit aufbis zu zwanzig Pro- 
zent über der natürlichen Er- 
neuerung geschätzt wird. Quer 
durch das Land hindurch sinken 
die Grundwasserspiegel und 
trocknen Brunnen aus. 


Die Quelle, aus der Israel ein 
Drittel seines Wasserbedarfs 


‚schöpft, der Kineret-See, hat sei- 


nen niedrigsten Stand seit 60 Jah- 
ren erreicht, eine Situation, die 
durch eine jahrelange Trocken- 
heit, die die Wasserversorgung 
überall in der Region auf gefährli- 
che und historisch einmalige Tief- 
stände gesenkt hat, noch weiter 


verschlimmern wird. »Praktisch : 
gesehen«, erklärte.der Präsident 


des israelischen Rechnungshofes 
Miriam Bem Porat, »hat Israel 
kein Wasser in seinen. Reservoirs. 
Heute besteht die reale Gefahr, 
daß es nicht möglich sein wird, 
Wasser in ausreichender Quanti- 
tät und Qualität selbst kurzfristig 
herbeizuschaffen.« 


Im Gazastreifen hat die Situation 
entsetzliche Proportionen er- 
reicht. Es befindet sich nur eine 
wasserführende Schicht dort, in 
einem der am dichtesten bevöl- 
kerten Gebiete auf Erden. Der 
starke Verbrauch an Seuchenbe- 
kämpfungsmitteln und chemi- 
schen Düngemitteln, gekoppelt 
mit praktisch nicht existierenden 
Entwässerungsanlagen, haben zu 
einer ernsthaften Verschmutzung 
geführt. Der Gazastreifen wird 
bis zum Jahr 2000, wenn die Be- 
völkerung erwartungsgemäß auf 
eine Million angestiegen sein 
wird; kein eigenes brauchbares 
Wasser haben. ' 


Israel, das Westufer und Jorda- 
nien sehen zusammen einer Un- 


terversorgung mit Wasser von :. 


mindestens 300 bis 400 Millionen 
Kubikmeter entgegen, was sich - 
bei ‚andauernder Trockenheit 
leicht auf 600 Millionen erhöhen 
könnte. Israel sieht sich derzeit 
nach anderen Quellen um, um 
seinen zu erwartenden Bedarf zu 
decken und verhandelt gegenwär- 
tig mit. türkischen Firmen über 
Wasserversorgung in elastischen 
Lastkähnen oder schwimmenden 
Säcken. Obwohl die israelische 
Regierung darauf besteht, daß 
sie offiziell kein Wasser einführen 
wird, ermutigt sie derzeit Privat- 
verbraucher dazu, dies zu tun. 


Die Verwicklung der USA in zu- 
künftige Kriege um Wasser und 
in kostspielige Pläne diese zu ver- 
hindern, ist beinahe unvermeid- 
lich. Richard Armitrage, der Ver- 
handlungspartner des amerikani- 
schen Außenministeriums für 
den Wahda-Staudamm, sagte 
kürzlich: »Es ist Zeit für die Ver- 


. einigten Staaten, anzuerkennen, 


daß die Wasserkrise im Nahen 
Osten sich verschlimmert und 
möglichen Kriegs-Szenarios eine 
zusätzliche Dimension verleiht. 


Für die US-Regierung ist jetzt die 
richtige Zeit, eine langfristige, 
multinationale Bemühung auf 
diesem Gebiet zu organisieren.« 


Jetzt, wo eine permanente oder 
zumindest unbestimmte US-Prä- 
senz in der Region eine Realität 
zu sein scheint, gekoppelt mit Is- 
raels zu erwartendem Bevölke- 
rungsanstieg durch das Eintref- 
fen von ein bis zwei Millionen 
sowjetjüdischer Einwanderer, 
gibt es kaum einen Weg, eine Be- 
teiligung der USA an der Ent- : 


“wicklung der. Wasserressourcen 
- auf finanziellem und technischen 


Gebiet oder an den Kämpfen die 
ausbrechen werden, wenn das 
Problem nicht angepackt wird, zu 
vermeiden. 


Israel hat die amerikanischen 
Steuerzahler bereits unter Druck 
gesetzt, um den Häuserbau für 
und die Ansiedlung von sowjeti- 
schen Juden zu bezahlen, wenn 
essich auch als Gegenleistung für 
650 Millionen Dollar an Kriegs- 
nothilfe dazu bereit erklärt hat, 
die Dinge bis zum kommenden 
Herbst nicht zu forcieren. Die 
Kosten für die Sicherstellung der 
Wasserversorgung für Israel bis 
in das kommende Jahrhundert 
hinein und weit darüber hinaus, 
die noch einmal so hoch sein 
werden. 
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George Bush 


Neue Ordnung 


für den 


Nahen Osten 


Victor Marchetti 


Es wird immer offensichtlicher, daß trotz des gewaltigen ud erfolg- 


reichen von den Amerikanern angeführten High-Tech-Fel 


zuges ge- 


gen den Irak der amerikanische Präsident George Bush, die von ihm 
begonnene Arbeit nicht beendet hat. Saddam Hussein, den der US- 
Präsident zunächst als moralisches Aquivalent, wenn nicht als Wie- 
dergeburt Adolf Hitlers dargestellt hatte, ist immer noch an der 


Macht. 


Der amerikanischen Regierung 


kommt aber offenbar die derzei- - 


tige Lage im Irak nicht völlig un- 
gelegen. Saddam Husseins über- 
raschendes Überleben scheint 
jetzt zu Amerikas neuen Zielen 


im Nahen Östen zu passen. 


Von innenpolitischen 
und finanziellen 
Problemen geplagt 


- George Bushs emotionale Über- 


treibungen bezüglich des iraki- 
schen Führers in den ersten Ta- 
gen der Krise am Persischen Golf 
im vergangenen Jahr, rührten 
zum Teil von aufrichtiger Verär- 
gerung her. Sie waren aber auch 
berechnet, um die öffentliche 
Meinung in den USA bis auf ei- 
nen fieberhaften Höhepunkt ge- 
gen den Irak aufzustacheln. Dies 
gab der amerikanischen Regie- 
rung die Möglichkeit, ihre Krieg- 
für-Ol-Politik im Nahen Osten zu 
betreiben. 


Man muß auch daran denken, 
daß Bush sozusagen mit geschlos- 
senen Augen in die Golfkrise hin- 
eingesprungen ist. Von innenpoli- 
tischen, vor allem finanziellen 
Problemen geplagt, sah der ame- 
rikanische Präsident im Ein- 
marsch des Iraks nach Kuwait 
eine goldene Gelegenheit, ein 
außenpolitisch-militärisches Aben- 
teuer zu beginnen, das ihm einen 
Ausweg aus seinen innenpoliti- 
schen Schwierigkeiten bieten 
sollte - und ihm selbst hoffentlich 
einen großartigen und populären 
Erfolg bescheren würde. 


42 [EODE 7/1991 


Der Begriff »Neue Weltord- 
nung«, der Erinnerungen an 
Amerikas imperiale Vergangen- 
heit heraufbeschwört, wurde 
vom Dachboden des Establish- 
ments an der Ostküste herunter- 
geholt, äbgestaubt und der Of- 
fentlichkeit als glorreiches Ziel 
des Bush-Streifzugs in den Nahen 
Osten präsentiert. 


Washington findet seine 
Rolle im Öl-Theater 


Erst als sie bis zu den Knien in 
der Krise steckten, wurden Bush 
und seine Berater sich über das 
Ausmaß und die Komplexität des 
Dilemas klar, in das sie sich und 
Amerika hineingebracht hatten. 


Schon bevor der Schießkrieg 
Mitte Januar begann, konzen- 
trierte das Weiße Haus sich schon 
auf etwaige Nachkriegsprobleme 
in der Region. Bald begann 
Bushs innerer Kreis zu begreifen, 
daß viel mehr dazu gehört, den 
Frieden als den Krieg gegen den 
starken Mann des Irak zu gewin- 
nen. 


Der sogar im amerikanischen 
Verteidigungsministerium uner- 
wartete Erfolg der Luftangriffe 
auf den Irak und der überra- 
schend schnelle Zusammenbruch 
von Saddam Husseins Armee auf 
dem Boden, beschleunigte die. 
Nachkriegsplanung im Weißen 
Haus. Die einst verschwomme- 
nen Hinweise auf die Neue Wel- 
tordnung nahmen allmählich 
eine wirkliche Bedeutung an. 


Bush hatte Glück gehabt. Er 
konnte aus der überstürzten mili- 
tärischen Intervention am Persi- 
schen Golf eine größere Ernte 
einfahren, als irgendjemand in 
der Regierung erwartet oder ur- 
sprünglich erhofft hatte. Ame- 


rika war wieder einmal in der 


Lage das Völkerspiel zu spielen 
und dabei den Ton anzugeben. Es 
gab eine Rolle für Amerika und 
für militärische Macht in der 
neuen weltweiten Wirtschafts- 
konkurrenz, die sich als Folge des 
Kalten Krieges herausgeschält 
hatte. Washington würde in der 
Lage sein, die wachsenden wirt- 
schaftlichen Vorteile der Euro- 
päischen Gemeinschaft und Ja- 
pans durch Beherrschung der 
Hauptölvorkommen der Welt 
auszugleichen. 


Als das Weiße Haus damit be- 
gann, die realen und politischen 
Vorteile, die sich aus dem Golf- 
krieg ergaben, abzuschätzen, sa- 
hen Bushs Berater den Militär- 
einsatz in einem anderen Licht. 
Irak konnte nicht völlig zerstört 
werden, auch nicht Saddam Hus- 
seins Armee. Der Irak hatte, 
wenn auch besiegt, in der Neuen 
Weltordnung eine Rolle zu spie- 
len, die später - unter Amerikas 
Leitung - für die Staaten in der 
Region ausgearbeitet wird. Da- 
her wurde der Krieg von Bush ur- 
plötzlich beendet. Saddam Hus- 
sein sollte, wenn notwendig, 
überleben, obwohl man lieber ei- 
nen kooperativeren Nachfolger 


- gesehen hätte. 


Ein Puffer 
gegen den Iran 


In der neuen Planung der Dinge 
wird der Irak jetzt als Puffer - 
und hoffentlich immer noch als 
so eine Art Gegengewicht - ge- 
gen den Iran und den destabilisie- 
renden schiitischen islamischen 
Fundamentalismus, den dieser 
weiterhin in der Region fördert, 
betrachtet. Dies ist eine bittere 
Pille für die Saudis und beson- 
ders für die Kuwaitis. Aber sie 
müssen sie schlucken, denn viel 
hat sich in den letzten Monaten 
am Golf geändert. 


Die Öl-Königreiche sind nicht 
mehr die reichen Unberührba- 
ren, die sie einmal waren. Die mi- 
litärische Verwundbarkeit ist 
deutlich in Erscheinung getreten. 
Ihre brüchigen sozialpolitischen 
Systeme sind bis auf die Grundfe- 
sten erschüttert worden. Wie 


lange noch können sie den mo- 
dernen politischen und_. wirt- 
schaftlichen Ideen aus dem We- 
sten wiederstehen? Und der 


Krieg mit dem Irak hat.sie Ton- 


nen von Geld gekostet. - 

Die sich daraus entwickelnde 
Ordnung in der Region ist etwas, 
aus dem sie sich nicht mit Ol-Bar- 
geld herauskaufen und gleichzei- 
tig hermetisch abgeschlossen in 
ihren antiken Kultur-Kokons ver- 
bleiben können. Inzwischen ist 
ein neues Kind geboren. Die Tür- 
kei, ehemaliger Sitz des Ottoma- 
nischen Reiches, hat sich allmäh- 
lich wieder in die Region einge- 
gliedert. 


Eine neue Rolle 
für die Türkei 


Jetzt, wo die sowjetische militäri- 
sche Expansion im Mittelmeer- 
raum nicht mehr ein Hauptpro- 
blem des Westen - oder eine 
Rechtfertigung für Amerikas Fi- 
nanzhilfe — darstellt, wollen die 
Türken sich auch am Nahostspiel 
beteiligen. Die Türkei wird zu- 
sammen mit Agypten die West- 
flanke der : Region verankern, 
aber die Türkei wird kraft ihrer 
relativen politischen Fähigkeiten 
jetzt als Verbündeter Amerikas 
eine viel größere Rolle spielen. - 


Kuwait wird wiederaufgebaut, 
weitgehend durch amerikanische 
Firmen, Saudi-Arabien wird 
schwerer bewaffnet werden, mit 
amerikanischen Waffen. Und die 
anderen Golfstaaten werden tief 
in das amerikanische Gewebe 
verwickelt werden, indem sie für 
ihre Beschützer als Militärstütz- 
punkte dienen. Mit Syrien und 
sogar mit Jordanien werden Ab- 
kommen ausgearbeitet werden. 
Der Lage im Libanon wird man 
sich möglicherweise annehmen, 
auch wenn die Dinge nicht voll- 
ständig und zufreidenstellend ge- 
regelt werden. Alles der Reihe 
nach. 


Aber der sogenannte arabisch-is- 
raelische und besonders der isra- 
elisch-palästinensische. Friedens- 
prozeß, auf den viele ihre Hoff- 
nungen gesetzt haben, wird lang 
und mühsam sein. Leider wird 
das palästinensische Problem 


wieder einmal auf die lange Bank 


geschoben werden. Die Bush-Re- 
gierung hat größere geopoliti- 
sche Belange, mit denen sie in 
der Region fertigwerden muß. 


ASIEN 
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Ebenfalls die arabischen Staaten. : 


Israel 


Der alte 
Iraum von 
Eretz Ysrael 


Victor Marchetti 


Obwohl die jüdisch-amerikanische pro-isrealische Gemeinde als 
links von der herrschenden Likud-Regierung des Regierungschefs 
Jitzhak Shamir stehend bezeichnet, wird, könnte man das nicht an 
der Art und Weise erkennen, in der die Gemeinde in der derzeitigen 
Runde des Friedensmachens, zu der sich der amerikanische Präsi- 
dent George Bush und US-Außenminister James Baker verpflichtet 
haben, zur Verteidigung Israels geeilt ist. 


Der sogenannte Sieg der Allier- 
ten am Persischen Golf war ein 
Traum Israels, der in Erfüllung 
gegangen ist. Dessen Wunschliste 
wurde bis auf den letzten Punkt 
erfüllt. Die irakische Kriegsma- 
schinerie, die einzelne glaubwür- 
dige Bedrohung in der Region, 


wurde nachhaltig zerstört. Sad- 


dam Hussein ging taumelnd, 

aber lebend daraus hervor, zu- 

mindest für den Augenblick. Irak 

ist destabilisiert und durch Revol- 

- ten im Norden und Süden zerris- 

sen. Es wird für das arabische 
Land Jahrzehnte dauern, seine 
Infrastruktur wieder aufzubauen 
und wieder in das moderne Zeit- 
alter einzutreten. 


Die israelische Regierung wußte 
von Anfang an, daß nach dem 
Krieg am Golf Washingtons Auf- 
merksamkeit sowie die der Völ- 
kergemeinschaft sich mit erneu- 
ter Kraft auf den palästinensisch- 
israelischen Konflikt konzen- 
triet, und daß Konzessionen sei- 
tens des jüdischen Staates, 
höchstwahrscheinlich in der 
Form des Austausches von Land 
- gegen Frieden, gefordert werden 
würden. Den ganzen Krieg hin- 
durch hatte sich Israel auf diesen 
nächsten unvermeidlichen 
Schritt vorbereitet, während des 
Krieges eine noch nie dagewe- 
: sene Kooperation und Zurück- 
... haltung an den Tag gelegt, in der 
Hoffnung aus den bevorstehen- 
den Verhandlungen Vorteile zie- 
hen zu können. 


Damals wie heute machen die Is- 
-- raelis sehr viel aus ihren Leiden 


als Folge des Kriegs. Sie weisen 
immer wieder auf ihre Nachsich- 
tigkeit angesichts der zahlreichen 
Angriffe Saddams Husseins mit 
Scud-Raketen und auf die erhöh- 
ten Kosten hin, um ihre Armee in 
einem höheren Alarmzustand 
halten zu können. 


Beide Seiten sind 
in einer Sackgasse 


Nichtsdestoweniger haben Präsi- 
dent Bush und Baker den Israelis 
klar gemacht, daß die USA beab- 
sichtigen, die vom Sicherheitsrat 
der Vereinigten Nationen in des- 
sen Resolution aufgenommenen 
Formel, die das Konzept Land 
gegen Frieden unterstreicht, wei- 
ter verfolgen werden, und daß 
die Palästinenser bei jedem Ge- 
spräch mit den Israelis von Leu- 
ten vertreten werden, die ob die- 
Israelis dies wollen oder nicht, 
zumindest indirekt mit der PLO 
in Verbindung stehen. 


Shamir hat es ebenso deutlich ge- 
macht, daß Israel kein Land ge- 
gen Frieden austauschen wird, 
und daß es mit keinem Vertreter 
der Palästinenser reden will, der 
auch nur ein Wort zur Unterstüt- 
zung der PLO äußert. 


Somit scheint es so, daß beide 
Seiten in eine Sachgasse geraten 
sind. Der nächste Schritt der 
USA besteht darin, Druck auszu- 
üben, und der der Israelis, die- 
sem zu widerstehen — und über 
ihre Freunde im Kongreß der US- 
Regierung entgegenzutreten. 


Die führenden israelischen Inter- 
essensgruppen haben den höch- 
sten Gang eingeschaltet, um Is- 
rael bis an den Stehkragen zu un- 
terstützen. 


Kürzlich in der allgemeinen so- 
wie in der jüdischen Presse er- 
schienenen Leitartikel und Mei- 
nungsäußerungen bestätigten 
dies. Von William Safire über 


Charles Krauthammer bis Jeane' 


Kirkpatrick und zu den anderen 
Neokonservativen erschallt der 
Ruf: »Setzt Israel nicht unter 
Druck.« 


Ein kürzlicher Leitartikel in der 
»Washingtoner Jewish Week« 
lobte die Regierung dafür, daß 


sie den Schwerpunkt auf den. 


Friedensprozeß legt, war jedoch 
schnell damit bei der Hand, den 
Vorstoß selbst zu kritisieren: 
»Auf der negativen Seite steht je- 
doch der Hang der Regierung - 
eigentlich ein Reflex zu diesem 
Zeitpunkt - Israel als streitlustige 
Partei in dem Konflikt darzustel- 
len, als diejenige, die fortwäh- 
rend dem Angebot widersteht, 
von dem die ganze Welt fest über- 
zeugt ist, daß Israel es nicht ab- 
lehnen kann. Was Baker vorge- 
schlagen hat, legt Israel eine Last 
auf, die es nicht verdient hat. Was 
hier fehlt ist ein Gefühl der Aus- 
gewogenheit«. 


Ein Problem 
der Einstellung 


In dem Leitartikel werden Ba- 
kers Versicherungen gegenüber 
den israelischen Führern, er habe 
bei den israelischen Führungsper- 
sönlichkeiten »Anzeichen eines 
neuen Denkens« in bezug auf Be- 
ziehungen zu Israel entdeckt, als 
unbegründet verworfen. »Alles 
was die arabischen Außenmini- 
ster »zugestanden« haben«, heißt 
es in dem Leitartikel, »ist eine 


- Bereitschaft, den USA zu gestat- 


ten, über ein Ende des Palästina- 
Problems, des Rüstungswettlaufs 


ım Nahen Osten und über eine 


Lösung der Kuwait-Frage zu ver- 
mitteln. Das ist nicht gerade eine 
gute Lösung. 


Keiner von ihnen hat angeboten, 
Israel anzuerkennen, eine Geste, 
die weniger komplex ist als das 
Problem der »Einstellung« Israels 
zu den besetzten Gebieten.« 


Die. seit 24 Jahren bestehende 
Besetzung des Gazastreifens und 
des Westufers und Israels militäri- 


sche Gewaltherrschaft über die 
Palästinenser als ein Problem der 
»Einstellung« abzutun, ist die 
Art von mieser und nur scheinbar 
zutreffender Argumentation, die 
von amerikanischen Juden zu er- 
warten ist, jetzt, wo die Diskus- 
sion über Israels Unnachgiebig- 
keit heißer wird. . 


Sheldon Engelmayer, ehemaliger 
Chefredakteur der »New York Je- 
wish Week«, schloß sich der De- 
batte mit einer berechnenden, 
aber düsteren Einschätzung an. 
Ein echter Friede ist derzeit un- 
möglich, schrieb er, da »ein Frie- 
densvertrag zwischen Menschen, 
die sich gegenseitig nicht verste- 
hen und kein Vertrauen zueinan- 
der haben, nur ein Stück Papier 
ist«. Die Palästinenser müssen 
zuerst unter Beweis stellen, daß 
esihr Wunsch ist, in Frieden zu le- 
ben, schrieb er, und »dieser Be- 
weis kann nur mit der Zeit er- 
bracht werden«. 


Frieden nur zu 
Israels Bedingungen 


Erst einmal müssen sie sich dar- 
über einigen, eine neue Führung 
zu wählen. »Diese Führung wird 
über Abkommen zur örtlichen 
Autonomie verhandeln und An- 
gelegenheiten der Sicherheit und 
auswärtiger Beziehungen, einer 
gemeinsamen israelisch-jordani- 
schen Bemühung oder andere re- 
gionalen Abmachungen Israel 
überlassen müssen. Friede jetzt 
ist ein großartiger Slogan, war 
aber niemals praktikabel.« 


Mit anderen Worten, wenn es 

zwischen den Israelis und den Pa- 
lästinensern und später mit den 
anderen Arabern Frieden geben 
soll, dann’geschieht daszulsraels . 
Bedingungen. 


Als der New Yorker Bürgermei- .- 
ster David Dickins vor ein paar 
Wochen auf der Jahresversamm- 
lung der Organisation AIPAC in 
Washington sprach, erhielt er ei- 
nen begeisterten Applaus, als er 
ans Mikrophon trat. Gerade aus 
Tel Aviv zurückgekehrt, aalte 
sich Dickins in der Wärme, die 
das Publikum über ihn aus- 
strahlte. Aber sobald er AIPAC 
und die amerikanische Judenheit 
drängte, ihre Haltung des harten 
Kurses gegenüber den Palästi- 
nensern zu mäßigen und die Bin- 
dungen zu Südafrika zu lösen, 
wurde er mit eisigem Schweigen 
bedacht. m) 
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Golf-Krieg 


Die Taktik 
des Zweiten 
Weltkrieges 


Mike Blair 


Eine kurzgedrungene, langsam fliegende Maschine, die von den 
amerikanischen Piloten, die sie geflogen haben, zärtlich »das War- 
zenschwein« genannt wird, war der unbesungene Held des amerika- 
nischen Militärs während der Operation Wüstensturm. 


Während die Raketenabwehrra- 
kete Patriot Schlagzeilen machte, 
erwies sich das langsame aber 
agile Warzenschwein, offiziell als 
Fairshielt Republic A-10 Thun- 
derbold bezeichnet, als wertvoll- 
ste Waffe im Bestand der US-Air- 
Force. Die Tatsache daß das War- 
zenschwein überhaupt in die Pro- 
duktion kam, ist der alten Verbin- 
dung zwischen zwei Männern zu 
verdanken, einer von ihnen ist 
derzeit ein erfolgreicher Produ- 
zent und Konstrukteur von Hi- 
Fi-Tongeräten und der andere 
Deutschlands höchst ausgezeich- 
neter Pilot des Zweiten Weltkrie- 
ges, Hans-Ulrich Rudel. 


Obwohl die Air Force das War- 
zenschwein, ein Produkt aus den 
siebziger Jahren, bereits für den 
Schrotthaufen bestimmt hatte, 
war seine Zuweisung für den 
Kriegsgebrauch das Ergebnis der 
Beharrlichkeit des US-Generals 
Norman Schwartzkopf, des Kom- 
mandeurs des Wüstensturms, der 
sich als brillianter Feldkomman- 
deur erwies. Er studiert begei- 
stert Militärgeschichte. 


Schwartzkopf konnte sich mit der 
Bestimmung von zwei Geschwa- 
dern Warzenschweine - rund 150 
Flugzeuge -— zum Einsatz in 
Saudi-Arabien durchsetzen. 


Dem Warzenschwein kommt das 
Verdienst zu, die Elitetruppe des 
irakischen starken Mannes, seine 
Republikanische Garde, »gründ- 
lichst verdroschen« und minde- 
stens 1200 Panzer sowjetischer 
Bauart und 1200 Artelleriege- 
schütze zerstört zu haben. Dies 
macht etwa ein Viertel des gesam- 
ten Arsenals solcher Waffen des 
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Iraks aus. Warzenschwein-Pilo- 
ten, die bis zu drei Einsätzen pro 
Tag flogen, vernichteten jeder bis 
zu 25 Panzer. 


Ein gefangener Hauptmann der 
Republikanischen Garde räumte 
ein, daß der bloße Anblick des 
häßlichen Flugzeugs für irakische 
Soldaten »furchterregend« war. 


Und doch, wenn die hohen Offi- 
ziere der Air Force ihren Willen 
bekommen, sind 75 Prozent der 
derzeitig im Dienst stehenden 
Warzenschweine reif für den 
Schrottplatz, als Teil des Vorha- 
bens des amerikanischen Vertei- 
digungsministeriums, zehn Ge- 
schwader von Kriegsflugzeugen 
im Rahmen der von der Bush-Re- 
gierung nach Ende des Goltfkrie- 


Das Warzenschwein, offiziell als A-10 Thunderhold bekannt, war 
das erfolgreichste Flugzeug im Golfkrieg. 


Eric Salomonson (links), Pilot der A-10, und Leutnant John Marks, 
folgten den Erfahrungen von Hans-Ulrich Rudel. 


ges beschlossenen Haushaltskür- 
zung zu verschrotten. 


Die hohen Offiziere der Air 
Force haben die Warzenschweine 
immer gehaßt. In den späten 
sechziger Jahren war Pierre 
Sprey, heute erfolgreicher Produ- 
zent und Experte für Hi-Fi-Anla- 
gen in einem Vorort von Washing- 
ton, jedoch ein Weiser des US- 
Verteidigungsministeriums, ent- 
schlossen, ein langsam fliegendes 
Bodenangriffsflugzeug mit der 
Fähigkeit, beträchtlichem Be- 
schuß vom Boden her zu wider- 
stehen, zu konstruieren. 


Die Konstruktion basierte auf 
den :Kampferfahrungen von 
Hans-Ulrich Rudel, Deutsch- 
lands höchstausgezeichneter Pi- 
lot des Zweiten Weltkriegs. 


Meistens überholte, langsam flie- 
gende Stukas (Sturzkampfbom- 
ber) mit 3,7 cm Flugabwehrkano- 
nen, unter den Tragflächen mon- 
tiert, fliegend, kam Rudel das 
Verdienst zu, in den letzten zwei- 
einhalb Jahren des Krieges 519 
sowjetische Panzer, 150 Ge- 
schützstellungen, 800 Kampffahr- 
zeuge, einen sowjetischen Kreu- 
zer und ein sowjetisches Schlacht- 
schiff, »die Marat«, zerstört zu 
haben. Im Verlauf dieser Ein- 
sätze wurde 30 Flugzeuge unter 
ihm abgeschossen und er verlor 
ein Bein. Er flog mehr als 2500 
Einsätze. 


Im Januar 1945 wurde ihm eine 
eigens für ihn geprägte Auszeich- 
nung verliehen - das Eichenlaub 
in Gold mit Schwertern und Bril- 
lianten. 


Es ist eine ironische Tatsache, 
daß er seine Schlachterfolge mit 
dem Stuka errungen hatte, ein 
Flugzeug, das sich in den ersten 
Tagen des Krieges als Bodenan- 
griffsmaschine unter einem Ge- 
schwaderkommandeur, der als 
»Stuka-Vater« bekannt wurde, 
ein Oberst namens Günter 
Schwarzkopf - anscheinend kein 
Verwandter des Wüstensturm- 
Kommandeurs - bewährt hat. Er 
fiel während des Einmarsches in 
Frankreich im Jahre 1940. 


Rudel sagte zu Sprey, das Ge- 
heimnis eines Panzervernichters 
bestehe darin, tief, etwa 9 Meter 
vom Boden, hereinzukommen. 

»Andernfalls werden Sie den 
Panzer nie zu sehen bekommen«, 
riet Rudel. Andererseits sagten 
hohe Offiziere der Air Force, von 


Wie in Dresden bombardierte und beschoß man auch Flüchtlings- 
trecks, wobei über hundertausend Menschen getötet wurden. 


a 
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Die grausame Bombardierung 
Dresdens durch die Alliierten 
1945 mit über 200000 Toten 
war das Vorbild für den uner- 
bittlichen Bombeneinsatz ge- 
gen den Irak. 


denen die meisten ehemalige 
Jagdflieger sind, zu Sprey, daß 
die Maschinen »über 450 Knoten 
in der Stunde fliegen müssen, 
oder sie werden in der Luft über 
einer sowjetischen Kampfeinheit 
nicht überleben«. 


Rudel hatte natürlich die Erfah- 
rung und wußte es besser. Mit sei- 
nen langsam fliegenden Stukas 
übersäte er die Schlachtfelder an 
der Ostfront mit den Wracks aus- 
gebrannter sowjetischer Panzer. 


Das Warzenschwein war eine 
Kompromißlösung, mit einer Be- 
triebsgeschwindigkeit zwischen 
150 und 300 Meilen (240 bis 480 
km) in der Stunde. 


»Es war zu schnell für Rudel, zu 
langsam für die Air Force«, sagte 
Sprey. 


Die Schlüsselwaffe des Warzen- 
schweins ist eine 30 mm Gatling- 
Kanone, die in der Schnauze ein- 
gebaut ist. Sie hat eine Schuß- 
folge von 3.900 in der Minute und 
durchdringt mit Leichtigkeit die 
leichte Panzerung oben auf und 
an der Rückseite eines Panzers. 


Außerdem kann die Maschine 
sechs Maverick-Panzerabwehrra- 
keten tragen. 


Keine andere Maschine im Be- 
stand der Air Force ist in der 
Lage, soviel Beschuß hinzuneh- 
men wie ein Warzenschwein und 
doch zu überleben. 


Alles was getan werden konnte, 
um die Überlebensfähigkeit des 
Flugzeugs zu gewährleisten, 
wurde hineinkonstruiert, darun- 
ter eine titanium-gepanzerte Ka- 
bine für den Piloten, die sich bei 
der Operation Wüstensturm gut 
bewährt hat..Von den sechs War- 
zenschweinen, die durch Feind- 
feuer abgeschossen wurden, 
wurde der Pilot nur einer Ma- 
schine getötet. Einer wurde ge- 
rettet und die vier anderen wur- 
den durch den Irak als Kriegsge- 
fangene zurückgegeben. 


Die beiden Motore des Flugzeu- 
ges liegen weit auseinander, als 
Absicherung dagegen, daß beide 
Motoren durch einen einzigen ge- 
ringen Treffer ausfallen. Die 
Treibstofftanks sind mit netzför- 
migem Schaum gefüllt, um die 
Brandgefahr zu verringern, wenn 
die Maschine getroffen wird, und 
die Benzinleitungen, die nicht 
durch Panzerung geschützt sind, 
sind mit selbstversiegelnden Ab- 
deckungen versehen. 


Ein Warzenschwein, das bei der 
Rettung eines Marine-Piloten im 
Deckungsflug eine entschei- 
dende Rolle spielte, schaffte es 
zum Stützpunkt in Saudi-Ara- 
bien zurück mit einem unglaub- 
lich höhlenartigen Loch in einem 
seiner Tragflächen. Der Pilot 
sprang heraus und küßte seine 
Maschine. 


Nichtsdestoweniger besteht die 
Air Force darauf, daß das War- 
zenschwein »eines _ derjenigen 
Flugzeuge ist, die ersetzt werden 
müssen.« 


Sein beabsichtigter Ersatz ist 
eine Version des F-16 Jägers der 
Air Force, der nicht die Schutz- 
panzerung des Warzenschweins 
hat und schneller - und natürlich 
weitaus kostspieliger - ist. 


Sprey, der auch bei der Konstruk- 
tion der F-16 eine Rollte spielte, 
nannte den Ersatz für das War- 
zenschwein »eine der monumen- 
talsten betrügerischen Ideen, die 
der Air Force jemals eingefallen 
1st«. 
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Verbrechen 
der Alliierten 


1945 an 


Deutschen 


Samuel P. Foner 


Die Medien-Kommentare des Establishments nennen die Flücht- 


lingskrise der Kurden die schlimmste dieser Art in der modernen Ge- 
schichte. Das tragische Schicksal der Kurden - Opfer der rätselhaf- 
ten Außenpolitik der Vereinigten Staaten - verblaßt aber vor einem 
der größten Verbrechen, das jemals an einer unschuldigen Zivilbe- 
völkerung verübt wurde. Dieses Verbrechen war die Zwangsauswei- 
sung von Deutschen aus dem gesamten von den Sowjets besetzten 
Gebiet unmittelbar nach Ende des Zweiten Weltkrieges. 


In der derzeitgen Krise sind viel- 
leicht 500000 Kurden verwickelt. 
Tausende, die Schätzungen 
schwanken von 2000 bis 20000, 
starben. Es ist eine Tragödie, die 
sehr wohl hätte vermieden wer- 
den können. Ungeachtet der Pro- 
teste der Regierung des amerika- 
nischen Präsidenten George 
Bush. 


Millionen Deutsche 
wurden deportiert 


Aber gegen Ende und unmittel- 
bar nach dem Zweiten Weltkrieg 
waren 15 Millionen Deutsche von 
der Ausweisung betroffen, und es 
ist dokumentarisch erwiesen, 
daß zwei Millionen dies nicht 
überlebt haben. Die meisten To- 
desopfer waren Frauen, Kinder 
und alte Leute. 

Zunächst die Vorgeschichte. Im 
Oktober 1944 drang die sowjeti- 
sche Armee in Ostpreußen ein 
und löste eine Massenflucht von 
deutschen Zivilpersonen nach 
dem Westen aus. Vier bis fünf 
Millionen Menschen flohen über 
Land und See aus Ostpreußen, 
Pommern, Schlesien und Ost- 
brandenburg. Über vier Millio- 
nen konnten nicht rechtzeitig 
evakuiert werden oder weigerten 
sich, trotz der Gefahren der 
Front und der Feindbesetzung, 
ihre Häuser und Höfe zu verlas- 
sen. 
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In den letzten beiden Kriegsjah- 
ren hatte eine weitreichende alli- 
ierte Politik Form angenommen, 
die auf bedeutende Amputatio- 
nen von Gebieten vom Deut- 
schen Reich und auf die radikale 
Vertreibung aller Deutschen aus 
Ost- und Mitteleuropa abzielte. 
Nach Abschluß der Potsdamer 
Konferenz - 17. Juli bis 2. August 
1945 — wurde ein Protokoll ver- 
kündet, dessen Artikel XIII den 
Transfer in das übriggebliebene 
Reichsgebiet genehmigte. 


Während in antiken, vorchristli- 
chen Zeiten Massendeportatio- 
nen von besiegten Völkern ein 
Routineverfahren war, wurde 
diese Praxis später im Zeitalter 
des Christentums aufgeben. 
Diese barbarische Praxis wurde 
erst durch die Vereinigten Staa- 
ten, das Vereinigte Königreich 
und die Sowjetunion - die »Gro- 
Ben Drei« Alliierten des Zweiten 
Weltkriegs - wieder eingeführt. 


In seinem monumentalen und ge- 
flissenhaft _totgeschwiegenem 


Die »großen Drei« von Jalta, von links: Churchill, Roosevelt und 
Stalin, sind für die Vertreibung von 15 Millionen Deutschen ver- 
antwortlich, von denen zwei Millionen auf der Flucht starben. 


Millionen von Deutschen verblie- 
ben auch im Sudetenland, das 
durch den Münchner Vertrag von 
1938 an Deutschland gefallen 
war. Große deutsche Enklaven, 
von denen einige bis ins Mittelal- 
ter zurückgingen, verblieben in 
anderen Gebieten des Vorkriegs- 
Polens, Ungarn, Rumänien und 
Jugoslawiens. 


Werk »Nemesis at Potsadam: The 
Anglo-Americans and the Expul- 
sion of the Germans« schreibt Al- 
fred M. de Zayas: 


»Für einen Amerikaner...ist es 
ein furchtbares Erlebnis von den 
Exzessen der Vertreibung zu er- 
fahren. Die Studie der Vertrei- 
bungsberichte und eidesstattli- 


chen Erklärungen ist keine ver- 
gnügliche Lektüre. Persönliche 
Gespräche mit nichtdeutschen 
Zeugen und auch mit Hunderten 
von Überlebenden der Flucht be- 
stätigen diese bittere Chronik der 
Unmenschlichkeit. 


Taten von unglaublicher Grau- 


samkeit und Sadismus wurden . 


begangen. Hilflose Zivilperso- 
nen wurden mit Knüppeln aus ih- 
ren Häusern vertrieben: Männer 
wurden zur Zwangsarbeit heran- 
gezogen; Tausende wurden in Ab- 
schiebelagern interniert. 


Nur wenige öffentliche Stellen 
und Politiker in den Vereinigten 
Staaten und Großbritannien er- 
hoben ihre Stimme zum Protest, 
ihre Worte sind längst in Verges- 
senheit geraten.« 


Barbarei im Namen 
des Friedens 


»Wie kann man eine derartige 
Barbarei erklären? Sie wurde 
»vorgeschlagen und durchge- 
führt im Namen des Friedens von 
Ländern, die sich in der Offent- 
lichkeit zu demokratischen und 
humanitären Werten bekannt ha- 
ben«, schreibt de Zayas. 


Er macht dann eine vielsagende 
Feststellung — eine, die die Inte- 
grität zweier Helden Amerikas in 
Frage stellt: Harry Truman - 
Nachfolger Roosevelts als US- 
Präsident — und Britanniens Win- 
ston Churchill — der selbst von 
Clement Attlee als Premiermini- 
ster abgelöst wurde -: »Wahr- 
scheinlich hätten keine Vertrei- 
bungen stattgefunden — oder zu- 
mindest nicht in diesem gewalti- 
gen Ausmaß -, wenn die West- 
mächte nicht dem Prinzip der ge- 
waltsamen Bevölkerungsver- 
schiebung von Anfang an zuge- 
stimmt hätten.« 


Lassen wir Churchill selbst zu 
Wort kommen. Am 15. Dezem- 
ber 1944 sagte er vor dem Unter- 
haus: »Vertreibung ist die Me- 
thode, die, soweit wir bis jetzt se- 
hen konnten, die zufriedenstel- 
lendste und dauerhafteste ist. Es 
wird keine Bevölkerungsvermi- 
schung geben, die endlose 
Schwierigkeiten bereitet...Es 
wird gründlich aufgeräumt wer- 
den. Ich bin über diese großen 
Transferierungen, die unter mo- 
dernen Verhältnissen eher mög- 
lich sind als jemals zuvor, nicht 
beunruhigt.« 


_ 


Das Problem der deutschen Min- 
derheiten in anderen Ländern als 
Deutschland war an sich schon 
die Folge einer alliierten Politik. 
Diesmal eine Politik, die nach 
dem Ersten Weltkrieg in die Tat 
umgesetzt wurde. De Zayas 
drückt es milde aus, wenn er sagt: 
»Große und unzufriedene deut- 
sche Minderheiten waren das Er- 
gebnis der Verträge von Versail- 
les und St. Germain, in denen bei 
der Neuzeichnung der europäi- 
schen Nachkriegsgrenzen oft der 
Grundsatz der Volkszugehörig- 
keit keine Anwendung fand.« 


Die Folgen von 
St. Germain und 
Versailles 


Tatsache ist, daß in St. Germain 
das österreichische Reich ausein- 
ander genommen und neue slawi- 
sche und magyarische (ungari- 
sche) Staaten gegründet wurden. 
Eine ©. 
Republik durfte nach dem Krieg 
zwar in Erscheinung treten, aber 
ihre Grenzen waren derart zu- 
sammengeschrumpft - Öster- 
reich wurde auf ein Gebiet etwa 
so groß wie der US-Bundesstaat 
South Carolina verkleinert -, daß 


Churchill: Vertreibung und Zer- 
störung Deutschlands ist die 
»zufriedenstellendste und dau- 
erhafteste Methode, soweit 


wir bis jetzt sehen können.« 


Deutsch-österreichische. 


fünf Millionen Deutsche als Min- 
derheiten innerhalb der Tsche- 
choslowakei, Polen, Italien, Ju- 
goslawien und Ungarn zurück- 
blieben. 


Der Vertrag von Versailles ver- 
kleinerte ebenfalls die Grenzen 
des Deutschen Reiches, nahm 
27000 Quadratmeilen weg und 
teilte diese Gebiete Frankreich, 
Belgien, Dänemark und Polen 
zu. de Zayas schreibt: 

»Die Abtretung ohne Volksab- 
stimmung der Provinz Posen und 
des größten Teils von Westpreu- 
ßen und Oberschlesiens an Polen 
durch Entscheidung des Völker- 
bunds nach der gemischten ober- 
schlesischen Volksabstimmung 
von 1921 - 60 Prozent für 
Deutschland und 40 Prozent für 
Polen -, verblieb eine Minder- 
heit von rund zwei Millionen 
Deutschen in dem neuerrichte- 
ten polnischen Staat.« 


Um einen tiefergehenden Ein- 
blick davon zu bekommen, wie 
die siegreichen Alliierten des Er- 
sten Weltkriegs die Bühne für 
den Zweiten Weltkrieg bereite- 
ten, lesen Sie »Hitler: Born at 
Versailles«, von L&on Degrelle. 
Degrelle, der eine wallonische 
Waffen-SS-Einheit aus Freiwilli- 
gen an der Ostfront führte, sagt, 
daß die von den Alliierten nach 
dem Ersten Weltkrieg auferleg- 
ten Kapitulationsbedingungen 
einen weiteren Krieg unvermeid- 
lich gemacht habe. 


Obwohl sich die Gespräche über 
Vertreibung immer auf »deut- 
sche Minderheiten« bezog, war 
dies nicht in jedem Fall die rich- 
tige Formulierung. Zum Beispiel 
waren die Deutschen in Ostpreu- 
Ben keineswegs eine Minderheit 
im Sinne des Wortes. Ihre Vorfah- 
ren hatten Jahrhunderte in Ost- 
preußen gelebt, bevor die Eng- 
länder Nordamerika kolonisier- 
ten. Die Forderung, daß Ost- 
preußen an den Rhein zurück- 
kehren sollten, müßte eigentlich 
in den Ohren Roosevelts ebenso 
unsinnig geklungen haben, wie 
ein ähnlicher Vorschlag sämtliche 
Amerikaner wieder in Großbri- 
tannien anzusiedeln. 


Ein Grund zwei 
Menschen zu ermorden 


Aber in einem Gespräch zwi- 
schen Roosevelt und dem briti- 
schen Außenminister Anthony 
Eden im März 1943 - zwei Jahre 
vor Potsdam - stimmten beide 
darin überein, daß Polen Ost- 
preußen bekommen müsse. Der 
UdSSR gelang es jedoch einen 
großen Teil von Ostpreußen, das 
Gebiet um Königsberg, jetzt als 
Kaliningrad bekannt, an sich zu 
reißen. Hinsichtlich der einhei- 
mischen deutschen Bevölkerung 
vermerkte Harry Hopkins in 
einer Denkschrift: 


»Der Präsident sagte, er glaube, 
wir sollten Maßnahmen treffen, 


um die Preußen aus Ostpreußen 
ebenso zu entfernen wie die Grie- 
chen nach dem letzten Kriege aus 
der Türkei vertrieben wurden; 
obwohl dies eine harte Maß- 
nahme ist, ist es der einzige Weg, 
den Frieden zu erhalten. Und der 
Präsident sagte, er glaube, daß 
den Preußen unter keinen Um- 
ständen zu trauen ist.« 


Ein guter Grund zwei Millionen 
Menschen zu ermorden? An- 
scheinend glaubten Roosevelt 
und seine britischen Verbünde- 
ten, das dem so sei. 


In einem Schreiben vom 17. No- 
vember 1944 von Roosevelt an 
die polnische Exilregierung, 
schrieb der Präsident: »Wenn die 
polnische Regierung und das pol- 
nische Volk in Verbindung mit 
den neuen Grenzen Polens den 
Transfer von völkischer Minder- 
heiten in und aus dem Territo- 
rium Polens wünschen, dann 
wird die Regierung der Vereinig- 
ten Staaten keine Einwände er- 
heben und einen solchen Trans- 
fer, soweit dies durchführbar ist, 
erleichtern.« 


Die Vertreibung von Deutschen 
aus ihrer traditionellen Heimat 
war notwendig, um die polnische 
Exilregierung zu besänftigen, 
weil Roosevelt bereits zuge- 
stimmt hatte, seinem besten 
Freund, Josef Stalin, zu gestatten 
einen Teil Polens zu annektieren. 
Polen wurde dadurch »entschä- 
digt«, daß seine Westgrenze bis 
tief in traditionelle deutsche 
Lande verschoben wurde. 


Die Entscheidung 
der großen Drei 


Dies wurde von Roosevelt, Chur- 
chill und Stalin in Teheran — 28. 
November bis 1. Dezember 1942 
— beschlossen. 1944 nahm das 
Committee on Post-War Pro- 
grams (Ausschuß für Nachkriegs- 
programme) des US-Außenmini- 
steriums wie folgt dazu Stellung: 

»Die US-Regierung sollte nicht 
gegen die Annexion von Ostpreu- 
ßen, Danzig und, im deutschen 
Oberschlesien, des Industriege- 
biets und eines ländlichen Hinter- 
landes, das in erster Linie nach 
völkischen Erwägungen festzule- 
gen ist, durch Polen opponieren. 
Die USA wären nicht geneigt, 
die Aneignung weiterer deutsch- 
bevölkerter Gebiete in der Re- 
gion jenseits der Oder durch Po- 
len zu ermutigen.« Oo 
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Karl Döni 


tz - 


der letzte 
Reichskanzler 
des Deutschen 
Reiches 


K. Keith Thompson 


Am Nachmittag des 30. April 1945, Berlin in hellen Flammen und 
von den Russen belagert, nahm sich Adolf Hitler in seinem Beton- 
bunker unter dem Komplex der neuen Reichskanzlei das Leben. 
Diese Tat war gleichzeitig die Beendigung des letzten heldenhaften 
Widerstandes der westlichen Zivilisation, einer Zivilisation und Kul- 
tur, die in vorhergehenden Jahrhunderten entwickelt, geblüht und 
Deutschland zu einem der Mittelpunkte Europas machte. 


Der Tod Adolf Hitlers stellte für 
die Streitkräfte des asiatischen 
Kommunismus und russischen 
Nationalismus einerseits und des 
Bolschewismus - in der Gestalt 
der Vereinigten Staaten, Eng- 
land, Frankreich und der Vielfalt 
der Versallen und Aufspringer 
der letzten Minute - andererseits 
einen militärisch-politischen Sieg 
dar. Die sogenannten »Sieger« 
des Zweiten Weltkrieges lagen 
sich bereits gegenseitig an der 
Kehle und traten in einen poli- 
tisch-militärischen Machtkampf 
ein, der 1945 begann und unver- 
mindert bis heute anhält. 


Die ersten 
_ politischen Fehler 


Aber in jenen Tagen im April 
1945 scherten sich die sogenann- 
ten Alliierten in ihrem Jubel über 
den wirtschaftlich-militärischen 
Sieg sehr wenig um die Zukunft 
und begingen ihren ersten politi- 
schen Fehler, als sie es unterlie- 
ßen, gegenüber den besiegten 
Achsenmächten großmütig zu 
sein. Der fruchtlose und selbst- 
zerstörerische Geist der altte- 
stamentarischen Rache sollte 
jede ihrer Handlungen in den dar- 
auf folgenden Monaten und Jah- 
ren beflügeln, ein Geist, der so 
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wirksam wurde durch die Dok- 
trin der »bedingungslosen Kapi- 


tulation«, die Hunderttausenden 


von Zivilpersonen und Soldaten 
auf Seite der Achse -— Deutsch- 
land, Italien, Japan - sowie auf 
der Seite der Alliierten das Le- 
ben kostete. 


Ein paar kurze Wochen, von 
Ende April bis Mai 1945, kam ein 
anderer Führer Europas an die 


‘Macht, ein ehrenhafter Mann, 


der selbst in den Militärräten der 
Alliierten respektiert und geach- 
tet wurde. Dieser Mann war 
Großadmiral Karl Dönitz, Ober- 
befehlshaber der Kriegsmarine, 
Oberster Befehlshaber der Wehr- 
macht im Norden, der in diesen 
gespannten Zeiten dabei war, 
Schiffe und andere Transportmit- 
tel für die Massen von Flüchtlin- 
gen aus den Ostgebieten bereit- 
zustellen. Zu seiner größten Ver- 
wunderung war Dönitz von Hit- 
ler zu seinem Nachfolger als 
Staatsoberhaupt bestimmt wor- 


. den. 


In seinem letzten politischen 
Testament, ausgefertigt am 29. 
April 1945 um 4 Uhr morgens 
und bezeugt von Dr. Joseph 
Goebbels, Reichsleiter Martin 
Bormann und den Generalen 
Wilhelm Burgdorf und Hans 


Krebs, ernannte Hitler Großad- 
miral Dönitz zum »Reichspräsi- 
denten und Obersten Befehlsha- 
ber der Wehrmacht ... kraft mei- 
ner Erklärung im Reichstag am]. 
September 1939«. 


Um den Geist von Hitlers politi- 
schem Testament einzufangen, zi- 
tiere ich folgende Auszüge dar- 
aus! 


»Ich sterbe mit freudigem Her- 
zen angesichts der mir bewußten 
unermeßlichen Taten und Lei- 
stungen unserer Soldaten an der 
Front, unserer Frauen zu Hause, 
der Leistungen unserer Bauern 
und dem in der Geschichte ein- 
maligen Einsatz unserer Jugend, 
die meinen Namen trägt ... Aus 
dem Opfer unserer Soldaten und 
meiner eigenen Verbundenheit 
mit ihnen bis zum Tod, wird in der 
deutschen Geschichte so oder so 
einmal wieder der Samen aufge- 
hen zur strahlenden Wiederge- 
burt der nationalsozialistischen 
Bewegung und damit Verwirkli- 
chung einer wahren Volksge- 
meinschaft ... Die Führer der Ar- 
meen, der Marine und der Luft- 
waffe bitte ich, mit äußersten 
Mitteln den Widerstandsgeist un- 
serer Soldaten im nationalsoziali- 
stischen Sinne zu verstärken ... 
Mögen sie sich endlich bewußt 
sein, daß unsere Aufgabe des 
Ausbaues eines nationalsoziali- 
stischen Staates die Arbeit kom- 
mender Generationen darstellt, 
die jeden einzelnen verpflichtet, 
immer dem gemeinsamen Inter- 
esse zu dienen und seine eigenen 
Vorteile demgegenüber zurück- 
zustellen. Von allen Deutschen, 
allen Nationalsozialisten, Män- 
nern, Frauen und allen Soldaten 
der Wehrmacht verlange ich, daß 
sie der neuen Regierung und ih- 
rem Präsidenten treu und gehor- 
sam sein werden.« 


Dönitz war 
völlig überrascht 


In Plön erhielt Dönitz am Abend 
des 30. April 1945 nur folgende 
Botschaft: »Anstelle des bisheri- 


. gen Reichsfeldmarschalls Göring 


setzte der Führer Sie, Herr Groß- 


‚admiral, als seinen Nachfolger 


ein. Schriftliche Vollmacht unter- 
wegs. Ab sofort sollen Sie sämtli- 
che Maßnahmen ergreifen, die 
sich aus der gegenwärtigen Lage 
ergeben. - Bormann.« 


In seinen Memoiren beschreibt 
Dönitz seine Reaktion: 


x 


»Dies hat mich völlig überrascht. 


. Seit dem 20. Juli 1944 hatte ich 


überhaupt nicht mehr mit Hitler 
gesprochen, abgesehen von ir- 
gendeiner großen Versamm- 
lung... Ich habe niemals eine An- 
deutung zu diesem Thema von ir- 
gendeinem anderen erhalten... 
Ich nahm an, daß Hitler mich er- 
nannt hatte, um den Weg für ei- 
nen Offizier der Wehrmacht frei- 
zumachen, den Krieg zu been- 
den. Daß diese Annahme falsch 
war, fand ich erst 1945-46 in 
Nürnberg heraus, als ich die Be- 
stimmungen von Hitlers Testa- 
ment zum ersten Mal las... Als 
ich die Meldung las, zweifelte ich 
keinen Augenblick daran, daß es 
meine Pflicht war, die Aufgabe zu 
übernehmen ... Es war meine 
ständige Furcht, daß das Nicht- 
vorhandensein einer zentralen 
Autorität zu Chaos und zum sinn- 
losen Opfer von Hunderttausen- 
den von Menschenleben führen 
würde... Es wurde mir klar, daß 
der dunkelste Augenblick im Le- 
ben eines kämpfenden Soldaten, 
der Augenblick, wo er sich bedin- 
gungslos ergeben muß, gekom- 
men war. Es wurde mir auch be- 
wußt, daß mein Name für immer 
mit der Handlung verbunden 
sein würde, und daß Haß und Tat- 
sachenverdrehungen weiterge- 
hen würden, um zu versuchen, 
meine Ehre zu beschmutzen. 
Meine Pflicht verlangte es von 
mir, solchen Erwägungen keine 
Beachtung zu schenken. Meine 
Politik war einfach, nämlich so 
viele Menschenleben zu retten, 
wie ich konnte.« 


Rettung von 
Deutschen im Osten 


Dönitz ging zügig voran. Er traf 
sich mit Heinrich Himmler in 
Plön und lehnte Himmlers Ange- 
bot, in der Dönitz-Regierung der 
zweite Mann zu werden, aus poli- 
tischen Gründen ab. Dönitz be- 
fahl Feldmarschall Keitel und 
General Jodl, nach Flensburg zu 
kommen, so daß die militärische 
Lage beurteilt werden könne. 


Am Morgen des 1. Mai 1945 er- 
hielt Dönitz von Bormann fol- 
genden Funkspruch: »Testament 
in Kraft. Ich werde so schnell wie 
möglich zu ihnen kommen. Bis 


. dahin, meines Erachtens, Veröf- 


fentlichung zurückstellen.« 


Dönitz mußte nach diesem Text 
vermuten, daß Hitler tot war, ' 
aber er kannte die näheren Um- 


Die verhaftete Reichsregie- 
rung unter Großadmiral Dönitz 
(ganz links) wird im Flugzeug 
nach Luxemburg gebracht. 


stände nicht. Es mußte sofort ir- 
gendwie öffentlich Stellung ge- 
nommen werden. Er berichtet in 
seinen Memoiren, er habe ge- 
glaubt, die Bekanntgabe von Hit- 
lers Tod müsse in respektvolle 
Worte gekleidet werden: »Ihn zu 
verunglimpfen, wie es einige um 
mich herum, glaube ich, gerne 
gesehen hätte, wäre meiner Mei- 
nung nach eine gemeine und 
schäbige Sache gewesen ... Ich 
glaube, daß es der Anstand erfor- 
derte, daß ich meine Bekannt- 


gabe in der Weise formulieren 
sollte, wie es auch in der Tat ge- 
schehen ist. Ich glaube auch 
nicht, daß ich heute anders han- 
deln würde.« 


Folglich gab Dönitz am 1. Mai 
1945 im Norddeutschen Rund- 
funk folgendes bekannt: 


»Der Führer hat mich zu seinem 
Nachfolger bestimmt. Im Be- 
wußtsein der Verantwortung 
übernehme ich die Führung des 
deutschen Volkes in dieser schick- 
salschweren Stunde. Meine erste 
Aufgabe ist es, deutsche Men- 
schen vor der Vernichtung durch 
den vordringenden bolschewisti- 
schen Feind zu retten. Nur für 


diesen Zweck geht der militäri- 
sche Kampf weiter. Soweit und 
solange die Erreichung dieses 
Zieles durch die Briten und Ame- 
rikaner behindert wird, werden 
wir uns auch gegen sie weiter ver- 
teidigen und weiter kämpfen 
müssen. Die Anglo-Amerikaner 
setzen den Krieg nicht mehr für 
ihre eigenen Völker, sondern al- 
lein für die Ausbreitung des Bol- 
schewismus in Europa fort.« 


Die Wehrmacht 
akzeptierte Dönitz 


Dönitz gab am 1. Mai 1945 auch 
seinen Tagesbefehl an die Wehr- 
macht heraus, in dem er die glei- 


chen Punkte anschnitt, aber in et- 
was abweichender Formulie- 
rung. Und um einem drohenden 
Verfall der Disziplin in der Wehr- 
macht zu begegnen, richtete er 
an diese folgende Erklärung: 
»Ich verlange Disziplin und Ge- 
horsam. Nur durch vorbehaltlose 
Ausführung meiner Befehle wer- 
den Chaos und Untergang ver- 
hindert. Ein Feigling und Verrä- 
ter ist, wer sich gerade jetzt sei- 
ner Pflicht entzieht und damit 
deutschen Frauen und Kindern 
Tod oder Versklavung bringt. 
Der dem Führer von Euch gelei- 
stete Treueeid gilt nunmehr für je- 
den einzelnen von Euch ohne 
Weiteres mir, als dem vom Führer 
eingesetzten Nachfolger.« 


r. 
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Das funktioniert. Wie Dönitz be- 
richtet: »In den darauffolgenden 
Tagen erwies sich, daß die deut- 
sche Wehrmacht meine Autorität 
akzeptiert hatte; und das war al- 
les worauf es ankam.« 


Am 1. Mai 1945 erhielt Dönitz ei- 
nen dritten und letzten Funk- 
spruch aus der Reichskanzlei in 
Berin, mit dem gleichen Vermerk 
(Chefsache. Nur durch Offi- 
zier!), diesmal aber von Goeb- 
bels und Bormann unterzeich- 
net: »Führer gestern 15 Uhr 30 
verschieden. Testament vom 29. 
April überträgt Ihnen das Amt 
des Reichspräsidenten. Reichs- 
minister Dr. Goebbels das Amt 
des Reichskanzlers, Reichsleiter 
Bormann das Amt des Parteimi- 
nisters, Reichsminister Seyss-In- 
quart das Amt des Reichsaußen- 
ministers. Das Testament wurde 
auf Anordnung des Führers an 
Sie, an Feldmarschall Schörner 
und zur Sicherstellung für die Of- 
fentlichkeit aus Berlin herausge- 
bracht. Reichsleiter Bormann 
versucht, noch heute zu Ihnen zu 
kommen, um Sie über die Lage 
aufzuklären. Form und Zeit- 
punkt der Bekanntgabe an 
Truppe und Öffentlichkeit bleibt 
Ihnen überlassen. Eingang bestä- 
tigen.« 


Flüchtlingstrecks auf 
dem Weg nach Westen 


In einer melodramatischen Reihe 
von Ereignissen kam Bormann 
auf dem Weg zu Admiral Dönitz 
ums Leben, ‚andere hochste- 
hende Beamte trafen nicht ein, 
und keine Durchschriften der 
diesbezüglichen Dokumente ha- 
ben Dönitz jemals erreicht. An- 
scheinend ist den Beamten in der 
belagerten Reichskanzlei nie- 
mals der Gedanke gekommen, 
daß der vollständige Wortlaut der 
betreffenden Dokumente an Dö- 
nitz gefunkt werden könnte. Zu 
diesem Zeitpunkt wußte dieser 
nicht einmal von dem anschlie- 
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Benden Selbstmord Goebbels am 
1. Mai. : 


Dönitz vertrat zu Recht die An- 
sicht, daß er seine Regierung 
selbst ernennen müsse, damit sie 
überhaupt arbeiten konnte. Er 
konnte logischerweise keine Re- 
gierungsbeamten ernennen, von 
denen er nicht wußte, wo sie wa- 
ren — er wußte tatsächlich nicht 
einmal, ob sie noch lebten oder 
tot waren -, oder deren Promi- 


Pommern, in Brandenburg und 
in Schlesien zogen sich weiter in 
Richtung auf die anglo-amerika- 
nische Demarkationslinie zu- 
rück.« 


Dönitz’ Plan bestand darin, eine 
Teilkapitulation im Westen zu 
vollziehen. Zu diesem Zweck er- 
hielt der Kommandant von Ham- 
burg am 3. Mai den Befehl, einen 
Offizier mit einer weißen Frie- 
densfahne zu den Briten zu schik- 


Am 30. Juli 1943 wurde Dönitz zum Großadmiral (Fünf-Sterne- 
Rang) und zum Oberkommandeur der Kriegsmarine befördert. 


nenz in Hitlers Regierung sich für 
Verhandlungen mit den Alliier- 
ten schädlich auswirken würden. 


Über diesen schicksalhaften Tag, 
1. Mai 1945, faßte Dönitz in sei- 
nen Memoiren die Lage wie folgt 
zusammen: »Während draußen 
auf See Transporte vollgestopft 
mit Verwundeten, mit Flüchtlin- 
gen und mit Soldaten, die eiligst 
nach Westen gebracht wurden, 
strömten lange Trecks von Flücht- 
lingen nach Westen ihrer Rettung 
entgegen und die Armeen in 


ken, um die Übergabe Hamburgs 
anzubieten und ihnen mitzutei- 
len, daß eine allgemeine Delega- 
tion unter Admiral von Friede- 
burg unterwegs sei, um mit ihnen 
zu konferieren. 


In der Zwischenzeit verlegte Dö- 
nitz wegen des Vormarsches der 
Briten sein Hauptquartier und 
Regierunssitz nach Mürwik bei 
Flensburg. Dort verhandelte er 
mit Vertretern der deutschen 
Streitkräfte, so weit sie noch vor- 
handen waren, und riet ihnen, 


Eee or 


Schritte zu unternehmen, die es. 


ihnen ermöglichten, sich den: 


Amerikanern anstatt den Russen 
zu ergeben. Er hatte einen gesun- 
den Respekt entwickelt vor der 
amerikanischen Kriegsmarine 
und diese vor ihm. Aber die ame- 
rikanischen Bodenstreitkräfte 
waren jedoch etwas ganz ande- 
res. Dönitz hatte noch keine poli- 
tischen Generäle von der Sorte 
Eisenhower angetroffen. 


Es gab viele heldenhafte Taten zu 
dieser schwierigen Zeit. Ich 
nenne hier nur eine davon. Wie 
Dönitz in seinen Memoiren 
schrieb, ersuchte Dr. Karl Her- 
mann Frank, Reichsprotektor 
von Böhmen und Mähren, der 
sich um die Sorgen der Tschechen 
über das politische Schicksal ih- 
res Landes kümmerte, um Dö- 
nitz’ Zustimmung, den Amerika- 
nern ein Angebot zur Kapitula- 
tion machen zu können. Dönitz 
glaubte zwar nicht, daß dies ge- 
lingen würde, meinte aber es sei 
ein Versuch wert und nahm wie 
folgt Stellung: »Daß Frank, unge- 
achtet seiner persönlichen Sicher- 
heit und mit kaum Hoffnungen 
auf Erfolg, bereit war, in ein 
Land zurückzukehren, das, wie 
er wußte, am Rande einer Re- 
volte stand, um für dieses Land 
eine humanere Lösung seiner 
Probleme zu finden, muß ihm 
hoch angerechnet werden.« 


Eisenhower war streit- 
süchtig und schwierig 


Am 4. Mai erteilte Dönitz Admi- 
ral von Friedeburg die Voll- 
macht, verschiedene Kapitula- 
tionsbedingungen entgegenzu- 
nehmen, die von Feldmarschall 
Bernard L. Montgomery gestellt 
wurden, und von Friedeburg 
wurde ins britische Hauptquar- 
tier geflogen mit der weiteren 
Anweisung, sich anschließend zu 
General Eisenhowern nach 
Reims zu begeben, um eine Kapi- 
tulation im amerikanischen Sek- 
tor anzubieten. Wie Dönitz es for- 
mulierte:.»Der erste Schritt zu ei- 
ner Teilkapitulation gegenüber 
dem Westen war erfolgt, ohne 
daß wir gezwungen wurden, 
deutsche Soldaten und Zivilper- 
sonen der Gnade und Barmher- 
zigkeit der Russen auszuliefern.« 


Eisenhower erwies sich als streit- 
süchtig und schwierig. Am 6. Mai 
schickte Dönitz Generaloberst 
Alfred Jodl zu Verhandlungen 
mit dem amerikanischen Gene- 
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ral, der jede Teilkapitulation ab- 
lehnte und Jodl in Kenntnis 
setzte, daß den Amerikanern be- 
fohlen werde, auf alle deutsche 
Soldaten zu schießen, die sich in 
der Absicht, sich zu ergeben, den 
amerikanischen Linien, auch un- 
bewaffnet, nähern. Dies war na- 
türlich eine flagrante Verletzung 
der Genfer Konvention, aber das 
störte Eisenhower, der seine Be- 
fehle vom Washingtoner Regime 
entgegennahm, nicht. 


Eisenhower verlangte am 7. Mai 
die bedingungslose Kapitulation, 
doch Jodl konnte ihm das Zuge- 
ständnis des 9. Mai als Datum zur 
Beendigung der Feindseligkeiten 
abringen, was Dönitz in die Lage 
versetzte, weiterhin Soldaten 
und Flüchtlinge aus den östlichen 
Gebieten herauszuholen. 


Die Geschichte der offiziellen 
Unterzeichnung der Kapitula- 
tionsurkunde am 7. Mai 1945 in 
Reims ist wohlbekannt. Jodl und 
von Friedenburg unterzeichne- 
ten für Deutschland auf dem er- 
sten Kapitulationsdokument. 
Dönitz bevollmächtigte die deut- 
sche Delegation — Generalfeld- 
marschall Keitel, Admiral von 
Friedeburg und General Stumpff 
— für die deutsche Wehrmacht zu 
unterzeichnen. 


Die Amerikaner waren 
kindisch und feindselig 


Das Zeremoniell wurde am 8. 
Mai auf Verlangen der Russen in 
Karlshorst widerholt. Wie sich 
herausstellte, wurden im Verlauf 
‚der Kapitulationsverhandlungen 
die Vertreter Deutschlands von 
den Briten und Russen höflich 
behandelt, von den Amerikanern 
aber mit Feindseligkeit und kindi- 
scher Verachtung. Für dieses Ver- 
halten war Eisenhower das beste 
Beispiel, der später einen ameri- 
kanischen Brigadegeneral, Ro- 
bert J. Stack, rügte und auch an- 
derweitig maßregelte, nur weil er 
Göring nach seiner Festnahme 
“mit Höflichkeit entgegentrat, 
und der General Patch, Kom- 
“mändeur der 7. US-Army zu- 
rechtwies, weil er deutsche 
Kriegsgefangene anständig be- 
handelte. (Siehe Leonard Mos- 
leys Buch »The Reich Mars- 
halle). 


Der letzte Bericht des Oberkom- 
mandos der Wehrmacht (OKW) 

vom 9. Mai 1945 hatte zum Teil 
folgenden Wortlaut: 


Dönitz 1917 als Wachoffizier auf dem Unterseebott U-39. 


Dönitz mit Günter Prien (rechts) am 20. Februar 1941. An diesem 
Tag lief Prien zum letzten Mal mit seinem U-Boot in Lorient aus. 


»Auf Befehl des Großadmirals 
hat die Wehrmacht den aussichts- 
losen Kampf eingestellt. damit ist 
das fast sechsjährige heldenhafte 
Ringen zu Ende. ...Die deutsche 
Wehrmacht ist am Ende einer ge- 
waltigen Übermacht.ehrenvoll er- 
legen ... Jeder Soldat kann des- 
halb die Waffe aufrecht und stolz 
aus der Handl legen, und in den 
schwersten Stunden unserer Ge- 
schichte tapfer und zuversichtlich 
an die Arbeit gehen für das ewige 
Leben unseres Volkes. Die Toten 
verpflichten zu bedingungsloser 
Treue, zu Gehorsam und Diszi- 
plin gegenüber dem aus zahllo- 


sen Wunden blutenden Vater- 
land.« 


Wie Dönitz in seinen Memoiren 
vermerkte: »Ich dachte damals 
und denke immer noch, daß 
diese Worte ebenso angemessen 
wie gerecht sind.« 


Nachdem die Kapitulation voll- 
zogen und die Einstellung der 
Feindseligkeiten auch an den ent- 
ferntesten Außenposten gesi- 
chert war, wandte Dönitz sich 
den ‚Geschäften der Regierung 
zu, an deren Spitze er stand, ei- 
ner Regierung, die von den Alli- 


ierten einen de-facto Status be- 
kommen hatte, weil diese mit ihr 
verkehrten. 


Die Frage des 
Staatsoberhauptes 


Die rechtlichen Verwicklungen 
der Nachfolge werden in dem 
Buch von Walter Lüdde-Neurath 
mit dem Titel »Regierung Dönitz 
- Die letzten Tage des Dritten 
Reiches«, 1950 herausgegeben, 
behandelt, aber selbst dieses 
Werk muß im Lichte der repressi- 
ven politischen Bedingungen in 
den westlichen Zonen Deutsch- 
land im Jahre 1950 gesehen wer- 
den. Der Verfasser vertrat die 
Auffassung, daß Hitlers Ernen- 
nung von Dönitz als Staatschef 
ohne Zweifel legal war, und daß 
ihre Legalität in keiner Weise 
durch den Verlust der Souveräni- 
tät Deutschlands auf Grund der 
Besetzung durch die Alliierten 
beeinträchtigt wurde. Nach deut- 
schem Gesetz ist ein Rücktritt 
des Staatsoberhaupts nur bei 
gleichzeitiger Ernennung eines 
Nachfolgers möglich, bei Unter- 
bleiben dieser Maßnahme wird 
es verfassungsmäßig der Präsi- 
dent des Reichsgerichts - Artikel 
51 der Weimarer Verfassung -. 
Dies gilt natürlich auch für den 
Fall einer Selbstbeendigung 
durch ein Staatsoberhaupt, das 
heißt Selbstmord. Ein Erlöschen 
der Funktion des Staatsober- 
hauptes ist daher rechtlich ausge- 
schlossen. 


Hitlers 
absolute Macht 


Das Gesetz vom 1. August 1934 
vereinigte die Amter des Reichs- 
präsidenten und Reichskanzlers 
auf Adolf Hitler, und das deut- 
sche Volk gab diesem Gesetz in 
der Volksabstimmung vom 18. 
August 1934 seine Zustimmung 
und in der Folge fand Hitler im in- 
ner- und zwischenstaatlichen Ver- 
kehr als Staatsoberhaupt allge- 
meine Anerkennung. Außerdem 
gab das gleiche Gesetz Hitler aus- 
drücklich das Recht, seinen 
Nachfolger zu benennen. Dies 
tat er - ohne Widerspruch zu fin- 
den - in seiner Reichstagserklä- 
rung vom 1. September 1939 an- 
läßlich des Kriegsbeginns, in der 
er Göring und Heß in dieser Rei- 
henfolge zu seinen Nachfolgern 
bestimmte. Spätere Ereignisse 
und Urkunden schalteten Heß - 
nach seiner Flucht nach Schott- 
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land -und Göring - durch Hitlers 
Auslegung von Görings Versuch, 
Ende April 1945 die Führung des 
Reiches. zu übernehmen - aüs. 
Deshalb hatte Hitlers politisches 
Testament vom 29. April 1945 - 
in dem Dönitz zum Reichspräsi- 
denten und Goebbels zum 
Reichskanzler ernannt wurde - 
Vorrang und stellte die geltende 
Weisungsbefugnis für die Regie- 
rung Dönitz dar. 


Am 26. April 1942 stimmte der 
Reichstag der absoluten Macht 
Hitlers zu Kriegszeiten zu und 
alle gegenteiligen Gesetze wur- 
den vorläufig außer Kraft ge- 
setzt, ähnlich wie die Machtbe- 
fugnis, die dem US-Präsidenten 
Abraham Lincoln während des 
amerikanischen Bürgerkriegs 
übertragen wurde. 


Die Dönitz-Regierung 
nahm Gestalt an 


Zu seinem  immerwährenden 
Ruhm suchte Eamon de Valera, 
Premierminister — später Präsi- 
dent - von Irland, persönlich den 
deutschen Botschafter in Irland 
‚auf und bekundete ihm sein Bei- 
leid zu Hitlers Tod und seine An- 
erkennung der neuen von Dönitz 
geführten Regierung. Es gibt kei- 
nen Zweifel daran, daß, wenndie 
Zeit es erlaubt hätte, der Aus- 
tausch von diplomatischen Ver- 
tretungen mit neutralen Ländern 
möglich gewesen wäre. Dönitz 
leitete das, was er glaubte, in je- 
der Bedeutung des Wortes eine 
neue Regierung war und sein 
sollte. Er schrieb: »Es war von 
wesentlicher Bedeutung, daß wir 
die erforderlichen Staatssekreta- 
riate im Rahmen einer Zentralre- 
gierung schufen. Es war jedoch 
gleichfalls von wesentlicher Be- 
deutung, unsere besten Experten 
auf diesen verschiedenen Verwal- 
tungsebenen  zusammenzube- 
kommen, um den Besatzungs- 


mächten deren Kooperation an- - 


- bieten zu können. Unsere vorran- 
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gige Aufgabe bestand darin, dem 
deutschen Volke die wesentli- 
chen Mittel für das nackte Über- 
leben zu sichern.« 


Die Dönitz-Regierung nahm 
langsam Gestalt an, um Hungers- 
not zu verhindern; um das Ver- 
bindungswesen, das Geschäftsle- 
ben und die Industrie wieder in 
Gang zu bringen; um Häuser neu 
aufzubauen und vorübergehende 
Unterkunft für die Obdachlosen 
zu beschaffen; um zu versuchen, 
den Wert der Währung zu erhal- 
ten und das Bankwesen neu zu 
gründen, und um den Flüchtlin- 
gen zu helfen und weitere Millio- 
nen Deutsche und Nichtdeut- 
sche, die aus den von den Russen 
besetzten Gebieten flohen, auf- 
zunehmen. 


Und so sah das Dönitz-Kabinett 
aus: Graf Lutz von Schwerin- 
Krosigk (Reichsaußenminister 
und Reichsfinanzminister sowie 
Präsident des Kabinetts); Dr. Wil- 
helm Stuckart (Reichsinnen-und 
Reichskulturminister), Albert 
Speer (Reichswirtschafts- und 
Produktionsminister), Dr. Her- 
bert Backe (Reichsminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten), Dr. Franz Seldte 
(Reichsarbeits- und Sozialmini- 
ster), und Dr. Dorpmüller 
(Reichsverkehrs- und Reichs- 
postminister). Alle hatten vorher 
nur zweitrangige Stellungen in 
der Hitler-Regierung inne, aber 
alle waren im wesentlichen unpo- 
litische Männer mit. bürokrati- 
scher Erfahrung und technischen 
Kenntnissen aufihrem jeweiligen 
Gebiet. 


Die Wahl von Speer war unglück- 
lich,. da dieser Mann ein selbst- 
süchtiges Chamäleon und Oppor- 
tunist war, wenn auch auf seinen. 
technischen Gebieten sehr fähig. 
Speer leitete sofort eine interne 
Kampagne in die Wege, um die 
Dönitz-Regierung zum Rücktritt 
zu überreden. Wie Dönitz es for- 
mulierte: »Speer war nachdrück- 
lich in seiner Meinung, daß wir — 
die Regierung - zurücktreten 
sollten. Aber er glaubte, daß, was 
ihn betraf, die Amerikaner wei- 
terhin mit. ihm zusammenarbei- 
ten würden.« 


Schwerin-Krosyyk vertrat eine 
gesündere Meinung, daß nur. die 
Wehrmacht . kapituliert hatte, 
und daß der deutsche Staat mit 
Dönitz als dessen rechtmäßiges 
Oberhaupt weiterbestehe. Dö- 
nitz sagt dazu: »Selbst der Feind 


hatte die Tatsache anerkannt, 
daß, wenn er schon darauf be- 


stand, daß ich meine Vollmach- _ 


ten auf die Chefs der drei Wehr- 
machtsteile, die die Kapitula- 
tionsurkunde unterzeichnen soll- 
ten, übertrage ... ich und meine 
provisorische Regierung nicht 
freiwillig zurücktreten können. 


Wenn wir das tun würden, dann . 


könnten die Sieger mit Recht sa- 
gen: Da die ordnungsgemäß kon- 
stituierte Regierung davongelau- 
fen ist, haben wir keine andere 
Wahl als unabhängige Regierun- 
gen in den einzelnen Zonen zu eı- 
richten und unserer Militärregie- 
rung zu erlauben, die Befugnis 
über alle von ihnen auszuüben ... 
Ich mußte also im Amt bleiben, 
bis ich gewaltsam daraus entfernt 
würde. Hätte ich das nicht getan, 
dann ... hätte ich den politischen 
Vorwand für die heute beste- 
hende Teilung Deutschlands ge- 
geben.« 


Nur die Wehrmacht 
kapitulierte 


Eine Alliierte Kontrollkomission 
unter dem amerikanischen Gene- 
ralmajor Lowell W. Rooks und 
dem britischen: Brigadegeneral 
R.L.S. Foord erschien kurz nach 
der Kapitulation auf der Bildflä- 
che, und ihr schloß sich später 
der sowjetische Generalmajor Ni- 
colai Trusow an. Diese Kommis- 
sion konferierte zwar mit der Dö- 
nitz-Regierung, reagierte aber 
kaum auf deren Vorschläge und 
arbeitete noch weniger mit ihr zu- 
sammen. 


Dönitz bemerkte: »Die Haltung 
der alliierten Vertreter auf diesen 
Sitzungen war kühl, aber kor- 
rekt.. Die Höflichkeit normaler 
internationaler Gepflogenheiten 
wurde bewahrt, aber daß ich und 
die Mitglieder meiner Regierung 
eine ähnliche Zurückhaltung und 
Schweigsamkeit anlegen würden 
war nur natürlich.« 


Die Verhaftung der 
Dönitz-Regierung 


Indessen wurden Fortschritte ge- 
macht, »ungeachtet der Non- 
Kooperation der Vertreter der 
Alliierten, besonders in den Be- 
reichen der Nahrungsmittelbe- 
schaffung und der Kommunika- 


: tionen. Das Kabinett trat regel- 


mäßig zusammen und arbeitete 
schwer. Interessanterweise führt 
die Bürokratie oft ein eigenes Le- 


E 


-ben, und einige der Verwaltungs-- 


dienststellen der Hitler-Regie- 
rung zogen in unsere Gegend um: 
und setzten Ihre Arbeit fort.« 


Ein SS-»Think Tank« ;(Berater- 
stab), der sich mit der Erstellung 
von Berichten über weltpoliti- 
sche Angelegenheiten befaßte, 
war bis August 1945 noch tätig, 
und einige Geheimdienste des- 
NS-Regimes wurden intakt von 

Geheimdiensten der Alliierten 

übernommen, vor allem der des 

Generals Reinhardt Gehlen, der: 
sich auf die Beschaffung von 
Nachrichten über die Russen spe- 
zialisiert hatte. Als nächstes 
wurde in den Ländern der Alliier- 
ten eine Kampagne gegen die 

Dönitz-Regierung in die Wege ge- 
leitet, ein Unheil. verkündendes 
Zeichen. Dönitz bemerkte dazu: 


»Die Feindpresse und besonders 
der russische Rundfunk beschäf- 
tigten sich stark mit »der Dönitz- 
Regierung«. Die Zusammenar- 
beit zwischen der provisorischen 
Regierung und den britischen 
und amerikanischen Vertretern 
in Mürwik hatte ihren Neid her- 
vorgerufen. Churchill war zu- 
nächst gegen meine Entfernung 
aus dem Amt.-Er wollte mich als 
»brauchbares Werkzeug« benut- 
zen. ... Wenn ich mich als nütz- 
lich erweisen würde, dann würde 
dies gegen meine »Kriegsgreuel- 
taten als Kommandeur der U- 
Boote« angerechnet werden 
(Churchill, Band VI., Seite 646). 
Dies war genau die kalt berech- 
nende Einstellung, die ich von 
der britischen Politik erwartete: 
Dann, am 15. Mai, verlangte Ei- 
senhower im Interesse . der 
Freundschaft mit den Russen 
meine Entfernung.« 


Jedes Wort war 
überflüssig 


Die Verhaftung der Dönitz-Re- 
gierung wird in einem zynischen 
Artikel eines Corporal Howard 
Katzander, Stabskorrespondent 


‚in Yank, in »The American Wee- 


kly« beschrieben, in der die Dö- 
nitz-Regierung als »grandioser 
Bluff, um die alliierte Führung 
dazu zu überreden, ihm (Dönitz) 
zu erlauben, der inneren Neuord- 
nung der Wirtschaft des Landes 
beizuwohnen«, bezeichnet 
wurde, einhergehend mit der 
Entwaffnung deutscher Streit- 
kräfte unter der Leitung des 
Oberkommandos der Wehr- 


macht (OKW), um »den Kern ei- 


In riesigen betonierten Bun- 
kern waren die Unterseeboote 
vor feindlichen Luftangriffen 
sicher. 


ner neuen Wehrmacht und einer 
neuen kriegslüsternen Regierung 
intakt zu halten«. 


Am 23. Mai 1945 wurden Dönitz, 
Jodl, von Friedeburg und andere 
an Bord des Dampfers »Patria« 
geladen, worauf General Rooks, 
ohne Zeit auf Protokoll oder Höf- 
lichkeit zu verschwenden, Eisen- 
howers Entscheidung übermit- 


telt, daß »im Einklang mit dem 
sowjetischen Oberkommando ... 
heute die geschäftsführende 
deutsche Regierung und das 
Oberkommando der Wehrmacht 
als Kriegsgefangene in Gewahr- 
sam genommen werden. Da- 
durch ist die amtierende deutsche 
Regierung aufgelöst ... Soldaten 
der 21st Army Group nehmen die 
verschiedenen Mitglieder, zivile 
und militärische, und gewisse Ak- 
ten in Gewahrsam«. 


Von Rooks um Stellungnahme 
gebeten, antwortete Dönitz: »Je- 
des Wort wäre überflüssig.« 


Die Mitglieder der Dönitz-Regie- 
rung und des Oberkommandos 
wurden zusammengetrieben und 
mit den Händen hinter dem Kopf 
verschränkt mit vorgehaltenen 
M.G.s in ein provisorisches 
Kriegsgefangenenlager abge- 
führt. Admiral von Friedeburg 
zog den Freitod der alliierten 
Haft vor. 


Ich habe mich wegen ihrer histo- 
rischen Bedeutung des längeren 
mit der kurzen Amtszeit der Dö- 
nitz Regierung befaßt. Der Wi- 
derstand der Sowjetunion war zu 
erwarten. Hätten die westlichen 


Alliierten jedoch eine gewisse 
Voraussicht an den Tag gelegt, 
dann hätte die Geschichte Euro- 
pas vermutlich einen völlig ande- 
ren Verlauf genommen. Eine 
rechtmäßige Regierung kann 
nicht einfach auf militärischen 
Befehl eines äußeren Feindes 
oder durch gewaltsame Fest- 
nahme ihrer Mitglieder »aufge- 
löst« werden. Da sie rechtmäßig 
zur Macht gekommen war und 
durch die gleichen Kräfte, die 
später ihre »Auflösung« befah- 
len, anerkannt worden war, 
bleibt die Dönitz-Regierung in 
der Geschichte als letzte de-jure- 
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und de-facto-Regierung eines 
vereinten Deutschlands beste- 
hen. 


Die Marionetten-Regie- 
rungen der Alliierten 


Die Errichtung ihrer eigenen Ma- 
rionetten-Regierungen in West- 
deutschland - die sogenannte 
Bundesrepublik — und in Mittel- 
deutschland — die sogenannte 
Deutsche Demokratische Repu- 
blik - durch die Alliierten unter- 
streicht eigentlich nur die fol- 
gende Besetzung Deutschlands 
nach Ende des Zweiten Welt- 
kriegs. Dies zeigte sich auch sehr 
deutlich durch die Beibehaltung 
der Festung Spandau mit dem 
“neunzigjährigen einsamen Ge- 
fangenen (Rudolf Heß), die ab- 
wechseln von den Regierungen 
der Vereinigten Staaten, Groß- 
britannien, Frankreichs und der 
Sowjetunion verwaltet wurde. 
Trotz einer gewissen Opposition 
seitens der Bundesregierung ge- 
genüber ihren. Herren war bis 
1990 jeder Anspruch auf echte 
Unabhängigkeit seitens der Bun- 
desregierung oder der DDR-Re- 
gierung angesichts der fortbeste- 
- henden militärischen Präsenz der 
Streitkräfte der ehemaligen Alli- 
ierten in beiden Landesteilen lä- 
cherlich. 


Großadmiral Dönitz wurde dann 
am 23. Mai 1945 ein weiterer 
Kriegsgefangener, und die er- 
drückende Last der Verantwor- 
tung für das deutsche Volk wurde 
durch Gefängniswärter von sei- 
nen Schultern genommen. Da er 
zunächst im alliierten Gefängnis 
in Bad Mondorf, Luxemburg, 
korrekt behandelt wurde, hatte 
Dönitz Zeit, über seine lange 
Laufbahn und die Ereignisse, die 
ihn in diese Lage gebracht hat- 
ten, die ihm nun bevorstand, 
nachzudenken. 


Dönitz, der nicht in die Gesell- 
schaftsschicht hineingeboren 
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.Admiral Parona (ganz rechts) 


und Dönitz bei der Begrüßung 
des italienischen U-Bootes 
»Finzi«. 


wurde, die damals Offiziere 
stellte, trat der Kaiserlichen 
Kriegsmarine bei und diente 1914 
bis 1916 auf dem leichten Kreuzer 
»Breslau« im Nahen Osten. Da- 
nach trat er in den U-Boots- 
Dienst ein und diente als Ober- 
leutnant auf dem U-39 und im 
Kommando des U-68. 


Dönitz diente 
sich hoch 


Nach der Versenkung seines U- 
Boots vor Malta war er bis 1919 
britischer Kriegsgefangener. Da- 
nach diente er weiter in der 
Kriegsmarine der Weimarer Re- 
publik, soweit diese vorhanden 
war und arbeitete sich durch alle 
Dienstgrade als Überwasseroffi- 
zier hoch. Durch die Ketten des 
Versailler Vertrags gebunden, 
hatte Deutschland bis 1935 keine 
U-Boote. Dönitz befehligte ei- 
nen Zerstörer einer Zerstörer- 
Flottille; er diente im Stab der 
baltischen Marinestreitkräfte 
und als Kommandant des Kreu- 
zers »Emden« im Südatlantik 
(1934) sowie im Indischen 
Ozean. 


1935 wurde er auserwählt, um die 
neue U-Boot-Flotte aufzubauen. 


Er wurde höchster Offizier der 
U-Boot-Waffe, war ein Experte 
für Strategie und entwickelte die 
von den U-Booten im Zweiten 
Weltkrieg entwickelte Taktik, vor 
allem das »Wolfspack«-System, 
mit dem die alliierte Schiffahrt 
Anfang des Krieges vernichtet 
wurde. Er stieg über die Ränge 
des Flaggenoffiziers, Flottenad- 
miral, Konteradmiral, Vizeadmi- 
ral auf und wurde 1942 Admiral. 


Am 30. Juli 1943 wurde Dönitz 
zum Großadmiral (Fünf-Sterne- 
Rang) und als Nachfolger von 
Großadmiral Erich Raeder zum 
Oberkommandeur der Kriegs- 
marine befördert. Dies ist eine 
stark verkürzte Zusammenfas- 
sung der Marinedienstzeit von 
Dönitz. Es mag genügen zu sa- 
gen, daß er ohne jeden Zweifel 
der brillianteste Unterseeboot- 
Taktiker aller Zeiten war. Unter- 
seeboote werden wohl niemals 
mehr die große Seekriegsrolle 
spielen, wie das im Zweiten Welt- 
krieg der Fall war. 


Der amerikanische Admiral Tho- 
mas C. Hart - Kommandeur der 
US-Asiatic Fleet zur Zeit des 
Ausbruches des Zweiten Welt- 
kriegs und später amerikanischer 
Senator, schrieb: 


»Ich stufe Admiral Dönitz als den 
besten von allen, an Land oder 
auf See, ein. Er war einmalig in 
seiner Handhabung der deut- 
schen U-Boote, und sie waren un- 


ser gefährlichster Feind. Seine 
Leistung mit ihnen — und er hat 
das meiste selbst getan — war die 
hervorragendste Leistung der 


Achsenmächte während des 
Krieges. Er übernahm dann das 
Kommando über die gesamten 
deutschen Seestreitkräfte. Es 
war zu spät für wirkliche Erfolge, 
aber er beging keine Fehler, und 
niemand hätte es besser machen 
können als er. Dann wurde er 
selbst zum Führer und seine Lei- 
stung von da an scheint mir voll- 
kommen gewesen zu sein. Daher 
glaube ich, daß Dönitz der Beste 
war.« 


Karl Dönitz war niemals ein poli- 
tischer Mensch, und er hatte nur 
wenig Interesse an dem ermüden- 
den Gerangel der deutschen poli- 
tischen Parteien in der Weimarer 
Zeit. Aber er war Anti-Kommu- 
nist, Konservativer, Nationaler 
und vor allem Patriot. Die 
Grundsätze des Nationalsozialis- 
mus mußten einfach Eindruck 
auf ihn machen. Nach der Dö- 
nitz-Biographie in der »Encyclo- 
pedia of The Third Reich« »war 
Dönitz einer der wenigen über- 
zeugten Nationalsozialisten un- 
ter den hohen Offizieren in der 
Kriegsmarine. Er lobte Hitlers 
Reden vor seinen Seeleuten: 
»Der Himmel hat uns diesen Füh- 
rer gesandt!« Einmal sagte er vor 
einer jubelnden Menschenmenge 
in Berlin, daß Hitler alles voraus- 
gesagt und keine Fehleinschät- 
zungen begangen habe ... Hitler 


hatte seinerseits das größte Ver- 
trauen in Dönitz.« 


° Dönitz schrieb, seine Bezieh- 
ungen zu Hitler seien stets förm- 
lich und höflich gewesen: »Ich 
selbst dachte niemals daran, ir- 
gendwelche Geschenke oder 
Geld von Hitler entgegenzuneh- 
men ... Er redete mich nur mit 
‚Herr Großadmiral« an und nie- 
mals mit einem anderen Namen. 
Ich begrüßte das.« In seinen Me- 
moiren beschreibt Dönitz Hitlers 
Einfluß auf andere Leute, pro 
und kontra. 


Die Seeleute nannten 
ihn »den Löwen« 


»Ich selbst war mir oft seines Ein- 
flusses bewußt gewesen, und 
nachdem ich mich einige Tage in 
seinem Hauptquartier aufgehal- 
ten hatte, hatte ich gewöhnlich 
das Gefühl, daß ich mich von Hit- 
lers suggestivem Einfluß losrei- 
ßen müsse, wenn ich mich davon 
befreien wollte. Außerdem war 
er für mich nicht nur das einzige 
legitiime und legal ernannte 
Staatsoberhaupt, der Mann, dem 
ich Gehorsam schuldig war, der 
Staatsmann, als Unterschied zum 
kämpfenden Mann, aber auch 
ein Mann von hoher Intelligenz 
und großer Energie.« 


Wie war Admiral Dönitz als Per- 
son? Als Gentlemen der alten 
Schule war er äußerst reserviert, 
‘ein Mann weniger Worte. Er ant- 
wortete auf Fragen direkt aber 
kurz und verlieh nur selten sei- 
nen persönlichen Gefühlen Aus- 
druck. Er hatte einen feinen Sinn 
für Humor, war aber weit davon 
entfernt spaßig zu sein. Er besaß 
die Fähigkeit, sofort den Kern ei- 
nes Problems zu erkennen und 
mit diesem fertigzuwerden, ohne 
lange Vorrede. Es war sein natür- 
licher Hang, nur Gutes über an- 
dere zu sagen und, wenn das 
nicht möglich war, zu schweigen. 
Dönitz war ein Familienmensch, 
der nichts darum gab, sich unter 
die Gesellschaft zu mischen, und 
er verlieh oft seiner Zuneigung 


+ zu Tieren und Kindern Ausdruck. 


Seine U-Boot-Männer, Offiziere 
und Mannschaften, waren sein 
Augapfel, und er fühlte sich eng 
mit ihnen verbunden. Er kannte 
so viele von ihnen, wie möglich, 
persönlich, besonders seine U- 
Boot-Kommandanten. 


Die Seeleute nannten ihn durch- 
weg »den Löwen«. Der britische 


Admiral of the Fleet (Großadmi- 
ral), Sir George E. Creasy, 
schrieb über ihn: »Als U-Boot- 
Admiral, von dem ich wußte, daß 
er von Offizieren der U-Boot- 
Flotte hoch bewundert und ge- 
achtet wurde, respektiere ich Dö- 
nitz auch sehr, und es besteht 
kein Zweifel darüber, daß er mit 
seiner U-Boot-Waffe mit meister- 
haftem Geschick und Tüchtigkeit 
umzugehen verstand. Als Gegen- 
leistung wurde ihm mit größter 
Loyalität gedient.« 


Die Anklage 
in Nürnberg 


Dönitz wurde mit den Mitglie- 
dern seiner Regierung und ande- 
ren hochgestellten Mitgliedern 
der Hitler-Regierung bis Mitte 
August 1945 in Bad Mondorf fest- 
gehalten. Die Bedingungen dort 
waren alles andere als luxuriös, 
aber annehmbar. Wie der deut- 
sche Historiker Werner Maser in 
seinem Buch »Nürnberg: Eine 
Nation vor Gericht« schrieb, 
standen viele der hochrangigen 
Kriegsgefangenen in Bad Mon- 
dorf unter dem falschen Ein- 
druck, daß irgendwelche Pro- 
zesse wegen »Kriegsverbrechen« 
trivial und unbedeutend sein wür- 
den, und daß die Angeklagten si- 
cherlich dadurch geschützt seien, 
daß sie Anweisungen von recht- 
lich konstituierten Vorgesetzten 
in einer Kommandokette ausge- 
führt haben. 


Erst nach ihrer Verlegung ins Ge- 
fängnis des sogenannten Nürn- 
berger »Justizpalastes« erfuhren 
sie, daß Kapitel VIII der gelten- 
den Charter besagte: »Die Tatsa- 
che, daß der Häftling gemäß An- 
ordnung seiner Regierung oder 
eines Vorgesetzten handelte, be- 
freit ihn nicht von seiner Verant- 
wortung, kann aber als strafmil- 
dernder Umstand in Erwägung 
gezogen werden, wenn der Ge- 
richtshof entscheidet, daß die 
Gerechtigkeit es erfordert.« 


Es braucht nicht gesagt zu wer- 
den, daß der Gerichtshof niemals 
eine solche Entscheidung getrof- 
fen hat. Eine allumfassende An- 
klage ‚wurde formuliert, mit der 
nicht nur praktisch jeder Beamte 
gleich welchen Dienstgrades in 
der Hitler-Regierung, Militär- 
oder Zivilbeamte, als Verbrecher 
eingestuft wurde. Auch jeder Par- 
tei- oder Militärverband von Be- 
deutung, darunter das Kabinett, 
das Führer-Korps, SA, SS, SD 


und sogar der Generalstab und 
das OKW, wurde als verbreche- 
risch eingestuft. Mit der Verle- 
sung der einzelnen Anklage- 
schriften wurde der Status der 
Kriegsgefangenen zu dem von 
angeklagten Verbrechern, und 
sie wurden unter strengen Bedin- 
gungen, ohne Möglichkeiten zur 
Kautionsstellung, selbst wenn 
keine Anklage vorlag, und ohne 
jede Berücksichtigung ihrer 
Dienststellung in Gewahrsam ge- 
halten. 


Die Londoner Charter 
der Alliierten 


Bevor ich auf den Fall Dönitz in 
Nürnberg eingehe, ist eine allge- 
meine Bewertung der Verfahren 
angebracht. Zu diesem Zweck zi- 
tiere ich aus einer Analyse der 
Prozesse im allgemeinen, die von 
einem hervorragenden amerika- 
nischen Juristen, dem Ehrenwer- 


ten William L. Hart, Justice of 
the Supreme Court of Ohio 
(1939-1957) und Dozent für Völ- 
kerrecht erstellt wurde: 


»Der beteiligte Gerichtshof 
wurde geschaffen ... durch das, 
was als Londoner Charter be- 
kannt ist, die sich die vier Mächte 
- die Vereinigten Staaten, die So- 
wjetunion, Großbritannien und 
Frankreich -, die Siegermächte 
des Zweiten Weltkriegs, gemein- 
sam und unter sich am 8. August 
1945 zueigen gemacht haben zum 
Zwecke der Festlegung gewisser 
im Laufe des Krieges begangener 
Handlungen als Kriegsverbre- 
chen und der Strafverfolgung ge- 
wisser Beamter des eroberten 
Deutschlands, die des Begehens 
solcher Verbrechen angeklagt 
werden.« 


Die Charter bezeichnete und de- 
finierte drei Klassen von Verbre- 
chen. Klasse A, unter der die 


Ein wichtiger U-Boot-Stützpunkt im Zweiten Weltkrieg war der. 


Hafen von Brest. 
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meisten der Angeklagten ange- 
klagt und.abgeurteilt wurden, de- 
finierte das Verbrechen wie folgt: 
»Planung, Vorbereitung, Beginn 
oder Führung eines Angriffskrie- 
ges oder eines Krieges unter Ver- 
letzung internationaler Verträge, 
Vereinbarungen oder Versiche- 
rungen, oder Teilnahme an ei- 
nem gemeinsamen Plan oder Ver- 
schwörung zur Ausführung einer 
der obengenannten Handlun- 
gen«. 


Unter der Überschrift »Angrei- 
ferstaaten« brachte die »Chicago 
Tribune« unter dem Datum vom 
2. Oktober 1946 einen Leitarti- 
kel, in dem es hieß: »Die Wahr- 
heit in dieser Angelegenheit ist, 
daß keine der Siegermächte frei 
von der gleichen Schuld war, die 
ihre Richter den Besiegten anla- 
steten. 


Gemessen an dem in diesen Pro- 
zessen angewandten Gesetzbuch 
und den Verfahrensnormen ist es 
bestürzend darüber nachzuden- 
ken, wie es den Offizieren der 
amerikanischen ‚Streitkräfte er- 
gangen wäre, wenn sie wegen ih- 
res Verhaltens bei der Zerstörung 
von Hiroshima am 6. August und 
Nagasaki am 9. August 1945, er- 
steres zwei Tage vor und letzteres 

“nach der Annahme der Londoner 
Charter, der die Vereinigten Staa- 
ten beigetreten waren, vor Ge- 
richt gestellt worden wären. 


Ungesetzlichkeit als 
Grundlage der Prozesse 


Meiner Beurteilung nach war das 
Procedere, mit dem der Nürnber- 
ger Gerichtshof geschaffen 
wurde und die Strafprozesse, die 
danach vor ihm geführt wurden, 
mit Ungesetzlichkeit befrachtet. 
Amerikanische Behörden haben 
ständig die Position vertreten, 
daß eine Einzelperson, die Teil ei- 
ner staatlich organisierten Ar- 
mee oder Kriegsmarine ist und 
unter der Weisungsbefugnis sei- 
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- ner Regierung handelt, nicht als 


privater Gesetzesübertreter oder 


. Verbrecher zur Verantwortung 


gezogen werden für irgendwel- 
che Handlungen, die unter einer 
solchen Weisungsbefugnis began- 
gen werden. Handlungen dieser 


_ Art werden als Handlungen des 


Staates und nicht als solche ein- 
zelner Personen erachtet.« 


Hier bespricht Richter Hart in 
Einzelheiten die rechtlichen Prä- 
zidenzfälle, vor allem Dow gegen 
Johnson, 100 U.S.158, 163, in 
dem das Oberste Gericht der 
USA die Auffassung vertrat, daß 
ein Offizier der amerikanischen 
Armee, der in einem feindlichen 
Land diente, nicht zur Verantwor- 
tung gezogen werden könne für 


‘Handlungen, die von ihm in sei- 


ner militärischen Eigenschaft be- 
fohlen wurden. Auch der be- 
rühmte Fall McLeod (1840), in 
dem Daniel Webster (damals US- 
Außenminister) die Auffassung 
vertrag, daß eine Einzelperson, 
die unter der Weisungsbefugnis 
seiner Regierung handelt, nicht 
als Einzelperson zur Verantwor- 
tung gezogen werden kann für 
Handlungen, die in Regierungs- 
eigenschaft begangen wurden, da 
dies »ein Grundsatz des öffentli- 
chen Rechts ist, der von allen zi- 
vilisierten Ländern sanktioniert 
wird und den die Regierung der 
Vereinigten Staaten keine Nei- 
gung hat in Frage zu stellen«. 


Richter Hart befaßt sich auch des 
längeren mit den Versuchen, 
nach dem Ersten Weltkrieg, Kai- 
ser Wilhelm II. wegen angebli- 
cher »Kriegsverbrechen« vor Ge- 
richt zu stellen und die Einwände 
des amerikanischen Außenmini- 
sters Robert Lansing und Dr. Ja- 
mes Brown Scott, einer eminen- 
ten amerikanischen Autorität für 
Völkerrecht, gegen ein solches 
Verfahren. Auch die Auffassung 
von Charles Cherry Hyde in sei- 
nem Werk über Völkerrecht, daß 
keine Forderungen auf Ausliefe- 
rung von Einzelpersonen »zur 
strafrechtlichen Verfolgung auf 
Grund von Handlungen, die völ- 
kerrechtlich nicht ungesetzlich 
waren, gestellt werden dürfen«. 


Nürnberg hatte 
keine Befugnisse 


Hart fährt fort: »Darüber hinaus 
hatten die vier Mächte, die die 
Nürnberger Prozesse einleiteten, 
einzeln oder gemeinsam keine 


souveräne Machtbefugnis, um ' 


ein Sondergericht zur Aburtei- 
lung angeblicher Straftaten, die 
außerhalb der territorialen Ge- 
richtssprechung jedes dieser 
Mächte begangen wurden, eine 
Souveränität, die aber unter al- 
len ‚Rechtssystemen notwendig 
ist, um die Befugnis über das Le- 
ben und die Freiheit ihrer Unter- 
gebenen innerhalb ihrer territo- 
rialen Gerichtsbarkeit auszu- 
üben. Auch hatte dieser Gerichts- 
hof: keine souveräne Befugnis 
dazu, Offiziere der deutschen 
Wehrmacht wegen sogenannter 
Verbrechen, die nicht innerhalb 
einer solchen Gerichtsbarkeit be- 
gangen wurden, abzuurteilen. Es 
stimmt, daß die Behauptung auf- 
gestellt wurde, es gebe unter dem 
Völkerrecht gewisse Vergehen 
‚nach dem gemeinen Recht«, die 
nicht spezifisch durch Gesetzge- 
bung festgelegt wurden, Verbre- 
chen, die vorhanden waren und 
anerkannt und durch den Nürn- 
berger Gerichtshof strafrechtlich 
verfolgt wurden. Aber diese Posi- 
tion stand im Widerspruch zu der 
Tatsache, daß die fraglichen 
Mächte es als notwendig erachte- 
ten, die Verbrechen in der glei- 
chen gemeinsamen Charter zu 
definieren, die den Gerichtshof 
zustande brachte. Die Londoner 
Charter definierte die Vergehen 
deretwegen die Angeklagten vor 
Gericht standen in der oben zi- 
tierten spezifischen Sprachrege- 
lung. 


Es war ein schlechter 
Präzedenzfall 


Es wird allgemein eingeräumt, 
daß es keine Anerkennung einer 
souveränen Macht gibt, die eine 
Schöpfung des Völkerrechts ist 
oder innerhalb einer Rechtsspre- 
chung fungiert. Daß keine vor- 
handen ist, ist aus den Bestim- 
mungen der Charter der Verein- 
ten Nationen abzuleiten, deren 


"Artikel 13 vorsieht, daß die Ge- 


neralversammlung >Studien ein- 
leiten und Empfehlungen ma- 
chen darf - unter anderem zu 
dem Zweck, Schritt für Schritt 
die Entwicklung des Völkerrechts 
und dessen Kodifizierung anzu- 
spornen«. Der Wortlaut der Be- 
stimmung macht es klar, daß die 
Versammlung selbst nicht er- 
mächtigt ist, Völkerrecht zu 
schaffen oder zu kodifizieren, 
sondern die Entwicklung und Ko- 
difizierung solcher Regeln durch 
die Mitgliederstaaten oder durch 
noch zu schaffende internatio- 
nale Gerichtshöfe anzuregen. 


Es wurde in Amerika zur Zeit de 


Prozesse und. danch sehr viel 5 
handfeste Kritik geübt, dahinge- 


hend, daß die an den Strafverfol- 


gungen beteiligten Länder es für. 


richtig gefunden hatten, die An- 


gelegenheit von Schuld und Be-'- 


strafung einem provisorischen 


Gericht zu überlassen, das von ° 


den strafverfolgenden Ländern 
zu dem einzigen besonderen 
Zweck ins Leben gerufen wurde 
und das sofort wieder von der 
Bildfläche verschwand, nachdem 
es die Schuldsprüche gefällt: 
hatte, für die es geschaffen 
wurde. Vom rechtlichen Stand- 
punkt aus gesehen gibt es keine 
Antwort auf diese Kritik. Sie war 
völlig gerechtfertigt. Tatsache ist, 
daß kein internationales Gericht 
oder Tribunal existiert und nie- 
mals existiert hat, das die Juris- 
diktion hat, Vergehen, wie die in 
der Londoner Charter genann- 
ten, abzuurteilen. 

Die Bezeichnung und Definition 
durch die Londoner Charter der 
sogenannten Verbrechen, deren 
die Angeklagten bezichtigt wur- 
den, nachdem solche sogenann- 
ten Verbrechen begangen wur- 
den, verstieß einwandfrei gegen 
die unumstößliche Regel, die 
eine ex post facto-Gesetzgebung 
in strafrechtlichen Angelegenhei- 
ten verbietet. Der allgemein an- 
erkannte Lehrsatz kommt in dem 


Sprichwort »Nullum Crimen Sine . 


Lege« - eine Person kann nicht 
zur Bestrafung für ein Verbre- 
chen verurteilt werden, es sei 
denn sie habe gegen ein Gesetz 
verstoßen, das zu dem Zeitpunkt 
in Kraft war, als er das Vergehen 
beging, und daß das Gesetz die 
Bestrafung vorsieht. Unter Be- 
rücksichtigung dieses Grundsat- 
zes haben Gerichte erklärt: »Es 
muß beachtet werden, daß diese 
Maxime keine Begrenzung der 
Souveränität, sondern ein allge- 
meiner Grundsatz der Justiz ist, 
der von allen zivilisierten Natio- 
nen respektiert wird.« 


Die Prozesse waren 
illegal und unsauber 


Meiner Meinung nach bestand 
für die Führung von Prozessen 
wegen der Schuldigsprechung 
und Verurteilung der sogenann- 
ten Kriegsverbrecher durch den 
Nürnberger Gerichtshof keiner- 
lei Rechtsgrundlage. Wir haben 
einen schlechten Präzedenzfall 
geschaffen. Ihm sollte in der Zu- 


kunft nicht Folge geleistet wer- _ 
den.« i 
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- Es. gibt viele andere triftige ° 


Gründe,. die Richter Hart nicht 
angeschnitten hat, warum die 

‘»Prozese« im allgemeinen 
ebenso illegal wie unsauber wa- 
ren. Um nur ein paar von ihnen 
aufzuzählen: Tagtägliche Ande- 
rungen der »Rules of Evidence« 
(Beweisregeln), um den Beschul- 
digten effektiv das Recht auf 
-Kreuzverhöre, das ihnen in der 
Charter garantiert wird, zu ver- 
weigern; die Herstellung von Be- 
. weismitteln seitens der Anklage 
durch Verwendung von gefälsch- 
ten und/oder nicht überprüfba- 
ren Dokumenten; Zulassung 
durch die Anklage von Zeugen- 
aussagen, von denen sie genau 
wußte, daß sie meineidig waren; 
Verwehrung des Zugangs der An- 
geklagten zu ihrem Anwalt durch 
willkürliches  Hinausschieben 
und Kleinkariertheit; körperli- 
che und psychologische Miß- 
handlung der Angeklagten; De- 
moralisierung durch systemati- 
sche Plünderung ihrer persönli- 
chen Habe, was sich manchmal 
sogar auf so läppische Dinge wie 
Zahnpasta erstreckte; Verweige- 
rung einer zulässigen Verteidi- 
gung durch Erwähnung ähnlicher 
Handlungen, die von den Allüier- 
ten begangen wurden. 


Ein Kampf gegen 
das Establishment 


Revisionistische Historiker ha- 
ben Fortschritte gemacht in einer 
Argumentation, die hoffentlich 
eines Tages zur allgemeinen Zu- 
rückweisung und Nichtigkeitser- 
klärung hinsichtlich der gesam- 
ten Nürnberger Prozesse führen 
wird. Aber dies ist bestenfalls ein 
Schwimmen gegen den Strom, 
ein Kampf gegen ein tief ver- 
schanztes Establishment, der 
sich besonders durch die Beset- 
zung der Alma mater durch maro- 
dierende linksgedrallte Intellek- 
tuelle und durch eine Publizistik 
kundtut, die von Kopf bis Fuß 
‘von Feinden der Wahrheit be- 
herrscht wird. Es ist daher erfreu- 
"lich festzustellen, daß ein Histori- 
ker des Establishments über das 
.. Thema zur Vernunft kommt und 
seine Ansicht erfolgreich auf den 
. Büchermarkt bringt. 


Der britische Journalist und Hi- 
“ storiker Leonard Mosely, sicher- 

‚lich kein Freund Deutschlands 
.. oder des Nationalsozialismus, ist 
‚Verfasser von 21 Büchern, die 
‚sich weitgehend mit dem Zwei- 
ten Weltkrieg befassen, schreibt 


l: 


in : seiner Göring-Biographie: 
»Das Internationale Militärtribu- 
nal in Nürnberg war kein Gericht 
in dem Sinne, wie es normaler- 
weise in zivilisierten Ländern 
akzeptiert wird. Bevor das Ver- 
fahren begann, wurde offiziell 
verkündet, daß man sich im alige- 
meinen an die Praktiken.der briti- 
schen und amerikanischen Ge- 
richte halten, den Angeklagten 
das Recht einräumen werde, sich 
zu äußern und Kreuzverhöre zu- 
lassen werde. Aber obwohl der 
vorsitzende Richter, Lord Justice 
Lawrence, ein ehrwürdiger briti- 
scher Jurist, der für seine Unpar- 
teilichkeit bei der Urteilsfällung 
berühmt war, wußte er ebenso 
wie seine amerikanischen, fran- 
zösischen und russischen Kolle- 
gen, was man von ihm erwartete, 
und daß es für die Hauptange- 
klagten überhaupt nicht in Frage 
kam, freigesprochen zu werden. 
Die Angeklagten waren schon 
verloren, bevor der Prozeß be- 
gann, ganz gleich, wie sie sich 
auch immer vor diesem Gericht 
verteidigen würden. 


Ein Prozeß wie in der 
Sowjetunion üblich 


Es ist richtig, daß drei von den - 


zwanzig Angeklagten tatsächlich 
freigesprochen wurden. Aber die 
meisten Prozeßbeobachter hät- 
ten von Anfang an deren Anzahl 
und sogar ihre Namen erraten 
können (Anmerkung des Verfas- 
sers: sie waren Anti-Nazis). Der 
Zweck des Tribunals bestand 
nicht darin, den Angeklagten ei- 
nen fairen Prozeß zu machen, 
etwa indem Ausmaß, daß sie alle 
Arten von relevanten Beweismit- 
teln hätten einbringen können, 
um ihre Handlungen zu rechtfer- 
tigen. Das hätte sich als peinlich 
herausgestellt ... ihre Anwälte 
wurden gewarnt, daß alle Versu- 
che, die Sowjetunion zu belasten, 
verworfen würden ... Es gibt 
einige Juristen, die immer noch 
behaupten, Nürnberg sei ein völ- 
lig rechtmäßiger Prozeß gewesen 
... Aber in Wirklichkeit war es 
ebenso ein politischer Prozeß wie 
irgendeiner von denen, die in 
Rußland stattgefunden hatten.« - 


Einige »liberale« Elemente in 
den USA versuchen weiter, den 
Nürnberger Prozeß zu rechtferti- 
gen und bilden sich ein, damit die 
sogenannten »Menschenrechte« 
zu verteidigen und zu gewährlei- 
sten. Aber die Nürnberger »Pro- 
zesse«, so wie alle Bemühungen, 


sie zu rechtfertigen, werden eines 
Tages von Historikern und den 
gebildeten Elementen der allge- 
meinen Bevölkerung mit der Ver- 
achtung betrachtet werden, die 
sie zu Recht verdienen. Nürn- 
berg wird dann als monströser Irr- 
tum erachtet werden, gradmäßig 
ähnlich wie die verhängnisvolle 
Einmischung der Vereinigten 
Staaten in zwei Weltkriegen auf 
der falschen Seite. 


Das Eingreifen in den Ersten 
Weltkrieg geschah angeblich, um 
»die Welt reif für die Demokra- 
tie« zu machen und um »alle 
Kriege zu beenden«. Die erste 
Prämisse war unerwünscht, die 
zweite unmöglich. Die gleicher- 
maßen übele Einmischung in den 
Zweiten Weltkrieg, eine Kapitu- 
lation vor der Hetze der Briten 
und der »internationalistischen 
Eierköpfe«, begann mit dem 
»Pachtleihvertrag«, »Bündnis 
mit Britannien« und militärisch- 
wirtschaftliche Schenkungen 
schon vor der formellen Kriegser- 
klärung. Auch dies wurde durch 
lauthals vorgetragene Slogans 
über die Verteidigung der Men- 
schenrechte, Rettung der unter- 
drückten Menschheit und ähnli- 
chen Unsinn bewerkstellig. 


Eine Folge 
neurotischer Hysterie 


Nach diesen Rettungsversuchen 
und Kreuzzügen sollte eine neue 
Morgendämmerung des weltwei- 
ten Friedens und der Brüder- 
schaft folgen. Schauen Sie sich 
einmal um: Die Nürnberger 


»Prozesse« waren in erster Linie, 


die Folge neurotischer Hysterie, 
Haß und Heuchelei. Und doch 
gab es ein kleines, sekundäres, zu 
ihrer Entstehung beitragendes 
Element, das vorgab zu glauben, 
daß »der Menschheit« irgendwie 
durch die Führung solcher Pro- 
zesse auf edle und idealistische 
Weise gedient werde. 


Eine Studie, ein kürzlich veröf- 
fentlichter Bericht der US-Regie- 
rung und Amnesty International 
über Tötungen aus politischen 
Gründen, sollte jenen »Humani- 
sten« einige Denkanstöße geben. 
Eine halbe Million Menschen 
wurden in Kambodscha von den 
Roten Khmer ausgerottet, wei- 
tere anderthalb Millionen in In- 
donesien und weitere Millionen 
in verschiedenen afrikanischen 
»Staaten«. Im Namen eines reli- 
giösen Idealismus finden immer 


mehr Hinrichtungen im Iran 
statt. Und im Namen des Juden- 
tums, des Christentums und des 
Islam - des dreiköpfigen Untiers 
— gehen die Tötungen in dem un- 
heiligsten aller Länder, das die 
Verrückten das »Heilige« Land 
nennen, unaufhaltsam weiter. : 


Indessen sind an der juristischen 
Front in den USA Liberale, 
»Menschenrechtler« und soge- 
nannte Verfechter der Demokra- 
tie eifrig bemüht, die »Rechte« 
wirklicher Verbrecher, wie Mör- 
der, Vergewaltiger und Diebe zu 
schützen. Die gleichen liberalen 
Elemente hetzen ständig zu wei- 
teren »Kriegsverbrecher-Prozes- 
sen«, zur Aufspürung angebli- 
cher Nazis in den USA und in der 
ganzen Welt auf, von denen viele 
der bolschewistischen Tyrannei in 
Osteuropa entronnen sind, auf. 
Die gleichen »antifaschistischen« 
Liberalen, die so begierig sind 
»Nazis« zu verfolgen und zu be- 
strafen, bringen nicht den glei- 
chen Eifer auf, um wirkliche Ver- 
brecher, Gewalttäter, zur Strecke 
zu bringen. Sie sind im Gegenteil 
gegen die Todesstrafe und beses- 
sen von dem Recht der Verbre- 
cher. 


Wieso diese Diskrepanz? Etwas 
in der: Psyche dieser Menschen 
verlangt, daß ihre Medien-Töpfe 
mit ständig wiederholten Stories 
über immer mehr »Nazis«, die ge- 
jagt und vor »Gericht« gestellt 
werden, am Kochen gehalten 
werden. Diese Strafverfolgungs- 
manie verlangt ständig gefüttert 
zu werden, um sie in Blüte zu hal- 
ten. Ein Eichmann-Prozeß, ein 
Lynch-Prozeß ä la Nürnberg oder 
ein Barbie-Prozeß jedes Jahr, 
würde den professionellen, geld- 
auftreibenden Kreisen dieser 
Leute so recht in den Kram pas- 
sen. 


Die wirklichen Ursachen 
von Nürnberg 


Die Nürnberger »Prozesse« und 
die zahlreichen »Kriegsverbre- 
chen«, »Entnazifizierung« und 
ähnliche Verfahren, die ihnen 
folgten, sind ideologisch so lä- 
cherlich und verdienen soviel Ver- 
achtung, wie die Einmischung 
Amerikas in zwei Weltkriege, um 
die »Welt reif für die Demokra- 
tie« zu machen, und um »die un- 
terdrückte Menschheit zu ret- 
ten«. Keineswegs lächerlich ist je- 
doch das große menschliche 
Leid, das durch das verderbliche 
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Revisionismus 
Karl Dönitz - 
der letzte 

Reichskanzler 


des Deutschen 
Reichs 


Einmischen der Vereinigten Staa- 
ten in Angelegenheiten derer, die 
über ihnen stehen, verursacht 
wurde. 


Was waren die wirlichen Ursa- 
chen der Nürnberger Prozesse? 
Wieso fielen die USA in diesen 
Sumpf der Heuchelei hinein, und 
warum stellten die USA ihre 
Dienste und Personal einem Tri- 
bunal zur Verfügung, das fälschli- 
cherweise als eine Art edles Ex- 
periment unter dem Völkerrecht 
dargestellt wurde. Ein Teil der 
finsteren Vorgeschichte wird sehr 
gut in dem Buch »The Road to 
Nuremberg« von Professor Brad- 
ley F. Smith dargestellt. Gewiß 
kein Freund Deutschlands oder 
des Revisionismus - den er an- 
greift -, enthüllt Professor Smith 
wissentliche Ursprünge der »Pro- 
zesse« und zeigt, daß sie im we- 
sentlichen ein amerikanisches 
Produkt sind. In der »Rollenbe- 


setzung« in Smiths Buch sind » 


Henry Morgenthau jun., Murray 
C. Bernays, Sidney Alderman, 
Bernard Bernstein, Felix Frank- 
furter, Sheldon Gluck, Hersch 
Lauterpacht, William Malkin, 
Sam J. Rosenman (Berater von 
US-Präsident Roosevelt), Her- 
bert Wechsler, Frederick Bernays 
Weiner und Harry Dexter White 
(der russiche Agent), sowie die 
American Jewish Conference, 
um nur einige zu nennen, aufge- 
führt. Der Kampf Henry L. Stim- 
son gegen den böswilligen Ein- 
fluß von Henry Morgenthau jun. 
ist interessanterweise aufgezeich- 
net. 


Ein Gericht als 
Vorwand für Rache 


. Über Stimson schreibt Smith: 
»Stimson war ein gesellschaftli- 
cher Antisemit ... In seinen Tage- 
büchern befinden sich Hinweise 
auf :Morgenthaus »Rasse« und 
seine »semitischen< Eigenschaf- 
ten ... Stimson bedauerte die Tat- 
sache, daß Morgenthau bei dem 
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Eintreten für harte Friedensbe- 
dingungen die, Führung über- 
nommen hatte. Speziell glaubte 
er, dies könne ernsthafte Rück- 
wirkungen haben und denen Mu- 
nition liefern, die Deutschland 
alle möglichen einschneidenden 
Kontrollen auferlegen wollen, 
nur um einem bloßen »jüdischen« 
Rachegefühl zu frönen.« 


In seiner Behandlung der Pro- 
zesse gegen Nazi-Organisationen 
stellt Smith fest: »Damit das Sy- 
stem so funktionierte, wie es be- 
absichtigt war, mußte die Ankla- 
gevertretungein Gericht, das ver- 
suchte, rechtlich ehrenwert zu 
sein, überreden, schüttere Be- 
weise ebenso wie seine eigenen 
Skrupel zu übersehen und Millio- 
nen von Mitgliedern von Organi- 
sationen’auf der Grundlage einer 
Kollektivschuld zu verurteilen.« 


Als Hinweis auf die Amerikani- 
sierung der gesamten Nürnber- 
ger Prozesse schreibt Smith: 
»Nachdem sie an der amerikani- 
schen Planung herumgenörgelt - 
und in den Korridoren des Ge- 
richtshofes abfällige Bemerkun- 
gen gemacht ‚hatten -, räumten 
sogar die meisten britischen Be- 
amten schließlich ein, daß ameri- 
kanische Energie und Entschlos- 
senheit die Oberhand gewonnen 
und Nürnberg in ein erfolgreiche- 
res Unternehmen verwandelt 
hatte, als man für möglich gehal- 
ten hatte.« 


So wurde der 
Krieg verlängert 


Der Einfluß von Morgenthau 
und“ seinesgleichen bei der 
Durchsetzung und Förderung der 
schlechtüberlegten Doktrin der 
bedingungslosen 
der harten Besatzungsbedingun- 
gen und der Prozesse gegen die 
geschlagene deutsche Führung, 
hat den Krieg in der Tat verlän- 
gert. 


Großadmiral Dönitz war sich des- 
sen sehr wohl bewußt. »Wir wuß- 
ten von dem Plan des amerikani- 
schen Finanzministers Morgen- 
thau, der nach dem Sieg Deutsch- 
land zerstören und es in ein Wei- 
deland und Agrarland verwan- 
deln wollte. Wenn sein Plan 
durchgeführt worden wäre, dann 
wären Millionen Deutsche ver- 
hungert. Auf der Konferenz von 
Casablanca wurde zwar beschlos- 
sen, mit Deutschland Frieden zu 
schließen aber nur unter der Be- 


Kapitulation, - 


dingung, daß wir vollständig ka- 
pitulieren würden. Das hätte be- 
deutet, daß deutsche Truppen 
dort stehen bleiben würden, wo 
sie gerade standen, ihre Waffen 
niedergelegt hätten und Kriegs- 
gefangene des Feindes geworden 
wären. Es wären dreieinhalb Mil- 
lionen an der Ostfront gewesen, 
die 1944 und 1945 weit in Ruß- 
land standen, und es wäre un- 
möglich gewesen, diese Soldaten 
mit Nahrungsmitteln und Unter- 
kunft zu versorgen, selbst bei der 
besten Organisation ... Dies wa- 
ren die Gründe, warum wir.nicht 
kapitulierten. Die Entscheidung 
in Casablanca, auf bedingungs- 
lose ‚Kapitulation zu bestehen, 
war ein politischer Fehler.« 


Dönitz wurde in Nürnberg 
prachtvoll von Flottenrichter Ka- 
pitän Otto Kranzbühler, einem 
Marine-Staatsanwalt, verteidigt. 
In einem Kapitel über Dönitz in 
seinem Buch über Nürnberg steu- 
ert Werner Maser einen längeren 
Bericht über die Verteidigung 
Dönitz’ bei, der jedem zu emp- 
fehlen ist, der sich für Einzelhei- 
ten interessiert. Trotz einer be- 
merkenswerten Verteidigung 
selbst durch den amerikanischen 
Großadmiral Chester W. Nimitz 
wurde Dönitz schuldig gespro- 
chen und zu zehn Jahren Zucht- 
haus verurteilt, ein mildes Urteil 
im Vergleich zu anderen, die ge- 
fällt wurden, aber nicht milde für 
einen Mann, der jeden einzelnen 
Tag und noch mehr verbüßen 
mußte. Welcher Vergehen Groß- 
admiral Dönitz genau bezichtigt 
wurde, werden wir niemals wis- 
sen. 


Ein Beispiel 
von Heuchlerei 


Die Autorität in juristischen Din- 
gen, H. A. Smith, Professor für 
Völkerrecht an der University of 
London, vertrat die Ansicht: 
»Die Ungeschicklichkeit und Un- 
verständlichkeit der Sprachrege- 
lung (Urteilsbegründung im Falle 
Dönitz) deuten vielleicht auf die 
peinliche Verlegenheit hin, die 
die Mitglieder des Tribunals im 
Falle Dönitz verspürten, und es 
ist nicht leicht aus dem übrigen 
Wortlaut des Urteils die präzisen 
Fakten herauszulesen, deretwe- 
gen er verurteilt wurde.« 


Der Ehrenwerte S. A. Rahman, 
Chief  Justire of Pakistan, 
schrieb: »Abgesehen von der 
Gültigkeit oder Wünschbarkeit 


der Nürnberger Prozesse, kann 
von der Schuld Dönitz’ nicht ge- 


sagt werden, daß-sie ohne ange-- 


messene Zweifel auf der Grund- .: 


lage von Beweismaterial vor dem 


Sondergericht festgestellt wot- : 


den ist.« 


Konteradmiral Dan V. Gallery, > 
US-Navy, faßte die Dinge wie ; 


folgt zusammen: 


»Ein hervorragendes Beispiel un-_ 
verhüllter Heuchelei in Nürn- '; 
berg war der Prozeß gegen Groß- 


admiral Dönitz. Wir stellten ihn 
auf der Grundlage von drei An- 


klagepunkten vor -Gericht: (1) . 


Verschwörung zur Führung eines 


"Angriffskriegs; (2) Führung ei- 
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nes Angriffskriegs; und (3) Ver : 


letzung der Kriegsgesetze auf : 


See. Selbst der gesamte Nürnber- 
ger Gerichtshof sprach Dönitz in 


dem ersten Anklagepunkt frei, .. 
sprach ihn jedoch in den beiden ; 


anderen schuldig. Wie im Namen 
des gesunden 
stands ein Offizier irgendeine Art 
von Krieg außer einem Angriffs- 
krieg führen kann, ohne Verräter 
im eigenen Land zu werden, 
werde ich niemals wissen. 


Dönitz’ Verurteilung zu Anklage- 


punkt drei war eine Beleidigung: 
unserer eigenen U-Boot-Linie. 


Das einzige Verbrechen, das er 
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Menschenvei- 


beging, war, daß er uns ineinem ' 


blutigen aber: »legalen« Kampf 


beinahe geschlagen hätte ... Die 
Nürnberger Prozesse drückten ei- 


nem Seekriegsrecht einen feierli- 
chen Stempel der Billigung auf, 
das wir selbst im Zweiten Welt- 
krieg nicht respektiert haben, das 
uns aber in der Zukunft in peinli- 
che  Verlegenheit bringen 
könnte.« 


Keine Definition des 
Begriffes » Angriffskrieg« 


Es sollte hier festgehalten wer- 
den, daß Admiral Gallery die 
Definition eines Laien von »An- 
griff« verwendet hat, statt der ei- 
nes Völkerrechtlers - was absolut 
zulässig ist, weil der Nürnberger 


Gerichtshof es unterließ, den Be- . 


griff » Angriffskrieg« in irgendei- 
ner Weise zu definieren. Dönitz 
selbst behandelte einen juristi- 


schen Punkt in einem Interview‘ 
mit William: Buchanan in »The: 
Boston Sunday Globe« vom 8. 


Dezember 1963: 


»Der neu geschaffene Rechts-. 
grundsatz legt nicht klar und. 


Einer der letzten Flüchtlings- 
Transporte über die Ostsee. 
Auf diese Weise flüchteten 2,2 
Millionen Menschen vor den 
Sowjets. 


deutlich fest, was ein Angriffs- 
krieg ist. Denn ob ein Krieg ein 
Angriffskrieg ist oder nicht, ist 
keine rein politische Entschei- 
dung. Die Politik jedes Landes 
wird zu beweisen versuchen, daß 
der andere der Angreifer ist, oder 
daß das eigene Land sich so be- 
droht fühlen muß, daß es ge- 
zwungen wird, in Selbstverteidi- 
gung zu handeln. So, wenn die 
Teilnahme eines einzelnen Solda- 
ten an einem Angriffsziel in Zu- 


kunft auf Grund dieses neuen 
Nürnberger Gesetzesvorschlags 
strafbar ist, dann muß auch je- 
dem einzelnen Soldaten jeder 
Nation bei Ausbruch von Feind- 
seligkeiten das Recht zugestan- 
den werden, seine Regierung auf- 
zufordern, für seine Handlungen 
Rechenschaft abzulegen und ihm 
Zugang zu allen politischen Do- 
kumenten zu gewähren, so daß er 
sein eigenes Urteil bilden kann, 
ob er an einem Angriffskrieg teil- 
nehmen wird oder nicht.« 


Nach seiner Verurteilung am 1. 
Oktober 1946 saß Großadmiral 
Dönitz seine Zeit tapfer und klag- 
los in der alten Festung Spandau 
in Westberlin ab. Unter irgendei- 


nem westlichen System hätten 
die Haftbedingungen eine »grau- 
same und ungewöhnliche Bestra- 
fung« dargestellt und wären von 
Gerichten verbessert worden. 
Die -deutsche Führung wurde 
aber schlecht behandelt, schlecht 
ernährt und schlecht gekleidet, 
unter monströsen Bedingungen, 
mit jeder Art von kleinlichen Fol- 
terungen und Demütigungen, die 
den älteren Häftlingen zugefügt 
wurden. Sie wußten wenig von 
den Ereignissen der Außenwelt, 
hatten nur einen sehr begrenzten 
und scharf bewachten Kontakt 
mit ihren Familien und nur sehr 
wenig Kontakt untereinander. 

Dönitz bewahrte seine Würde 
durch innere Stärke und schrieb 


niemals in Büchern oder Artikeln 
über seine Zuchthauserlebnisse, 
im Gegensatz zu Albert Speer, 
der die Tatsachen verdrehte und 
»Erinnerungen« veränderte, um 
fette Verträge von Publizisten des 
Establishments für seine Be- 
richte zu ergattern. Speer, begie- 
rig alles zu »gestehen«, was die 
Ankläger-ihm vorsagten, trach- 
tete in Nürnberg danach, die 
»moralische Verantwortung« für 
alles zu übernehmen, was in Hit- 
lers Deutschland vor sich gegan- 
gen war, selbst das, was der Rei- 
sende der Bauerntochter angetan 
hatte. Er verleumdete diejenigen 
Angeklagten, die dem Gericht 
aufrecht gegenübertraten, darun- 
ter Dönitz. 
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Karl Dönitz - 
der letzte 
Reichskanzler 
des Deutschen 
Reichs 


In seinem Spandauer Tagebuch 
(18. März 1947) stellte Speer je- 
doch fest: »... sagte Dönitz unver- 
mittelt und aggressiv zu mir, daß 
das Nürnberger Urteil aller Ge- 
rechtigkeit Hohn spreche ... Dö- 
nitz hat, was ich vor mir nicht be- 
streite, mit seiner Ablehnung des 
Nürnberger Urteils teilweise 
recht.« Und am 10. Dezember 
1947 zeichnete Speer auf: »Bei al- 
ler persönlichen Integrität und 
menschlichen Verläßlichkeit hat 
Dönitz zu Hitler selber ein ganz 
ungebrochenes Verhältnis. Noch 
immer ist er für ihn der oberste 
Befehlshaber.« 


Kommandounternehmen 
zur Befreiung von Dönitz 


In einer Eintragung am 3. Fe- 
bruar 1949 beklagte sich Speer: 
»Schirach, Raeder und Dönitz 
sind mir gegenüber deutlich kühl 
... meine anhaltende und prinzi- 
pielle Ablehnung des Dritten 
Reiches wird von ihnen mißbil- 
ligt.« Von besonderem Interesse 
ist eine Tagebucheintragung 
Speers vom 20. Januar 1953, in 
der er Dönitz’ Reaktion auf die 
Wahl von Theodor Heuß zum 
Bundespräsidenten zitierte: »... 
Der (Heuß) ist unter Besatzungs- 
recht eingesetzt. Solange nicht 
alle Parteien, auch die National- 
sozialisten, zugelassen sind und 
solange diese keinen anderen 
wählen, solange besteht meine 
Legitimität. Daran ist nunmal 
nichts zu ändern, auch wenn ich 
es gar nicht wollte ... Selbst wenn 
ich verzichtete, würde ich Staats- 
oberhaupt bleiben. Weil ich gar 
nicht verzichten kann, ohne ei- 
nen Nachfolger ernannt zu ha- 
ben.« 


In den Jahren 1952 bis 1953 
wurde in Westdeutschland ein be- 
merkenswerter und faszinieren- 
der Plan entwickelt, mit Wurzeln, 
die bis nach Spanien, Argenti- 
nien und sogar bis in die Vereinig- 
ten Staaten reichten, zur Befrei- 
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ung der Häftlinge von Spandau 
durch eine kommando-ähnliche 
militärische Aktion, und zur Bil- 
dung der Dönitz-Regierung an- 
derswo als rechtmäßige Exilre- 
gierung. Obwohl die Finanzie- 
rung gesichert war, und viele ent- 
schlossene Männer daran betei- 
ligt waren, wurde die Sicherheit 
in Deutschland vernachlässigt 
und die Angelegenheit wurde zu 
einer Feldübung für den Journa- 
lismus der Alliierten und führte 
zu einer Reihe von Festnahmen. 
Die näheren Einzelheiten wur- 
den niemals bekannt und werden 
wohl niemals bekannt werden, 
weil viele der Beteiligten inzwi- 
schen verstorben sind. Erst vor 
wenigen Jahren hatte ich das Ver- 
gnügen, eine Akte über das 
Thema zu verbrennen, nach der 
mindestens vier Geheimdienste 
jahrelang eifrig gefahndet hat- 
ten. 


Stattdessen wurden legalere Ver- 
suche unternommen, um: die 
Freilassung von  Großadmiral 
Dönitz zu erwirken. Am 19. Mai 
1955 bat Dr. Kranzbühler um In- 
tervention der bundesdeutschen 
Regierung bei ihren alliierten 
Herren, um die Streichung von 
16 Monaten zu erreichen, die Dö- 
nitz vor und während des Prozes- 
ses im Kerker verbracht hatte. 
Unter den meisten westlichen Sy- 
stemen der Rechtsprechung ist 
dies ein Routineverfahren. Am 


REETEEETETRENERRRUNETÄCHEE UN 


27. Mai lehnten die Alliierten das 
Gesuch ab. Sie ließen Dönitz je- 
den Tag seines Nürnberger Ur- 
teils absitzen. Die Alliierten be- 
trachteten ihn als reuelos und 
fürchteten politische Auswirkun- 
gen falls Dönitz versuchen sollte, 
seine Funktion als Staatsober- 
haupt wieder zu übernehmen, für 
die es unter den rechtsstehenden 
Gruppierungen, patriotischen 
Organisationen und den großen 
Verbänden der Kriegsteilnehmer 
des Zweiten Weltkriegs, mit ih- 
rem wachsenden wirtschaftlichen 
und politischen Einfluß, damals 
eine nicht geringe Unterstützung 
gab. 


Verunglimpfungen 
nach der Entlassung 


Am 1. Oktober 1956 wurde Dö- 
nitz entlassen und dieses Ereignis 
wurde in der Weltpresse weithin 
verkündet. An Ort und Stelle gab 
es Auseinandersetzungen zwi- 
schen Polizei und Presse. Ver- 
schiedene Zeitungsleute wurden 
bei dem Versuch, sie von dem 
Großadmiral fernzuhalten, mit 
Gummiknüppeln traktiert. 


Die Polizei sagte den Zeitungs- 
leuten, daß sie auf Anordnung 
der Westalliierten handle. Diese 
bestritten als erste Reaktion ent- 
weder jede Kenntnis von den Vor- 
fällen oder versuchten, : die 


Die alliierten Sieger bei einem 
Essen Rokossowskis während 
der Potsdamer Konferenz. 


Schuld auf andere abzuschieben. 
Die »New York Herald Tribune«, 
die Dönitz den »am wenigsten 
reumütigen Kriegsverbrecher 
nannte« behauptete, das Bonner 
Regime habe »hinter den Kulis- 
sen Druck ausgeübt, um Demon- 
strationen für ihn zu entmuti- 
gen«, und erwähnte mit Bestür- 
zung nicht nur die politische Po- 
pularität, der sich Dönitz bei 
»Gruppierungen des rechten Flü- 
gels« erfreue, sondern daß Frau 
Dönitz »in den letzten Jahren 
Verbindungen zu aktiven neona- 
zistischen Elementen unterhal- 
ten hat«. 


Der Großadmiral selbst nahm 
wie folgt dazu Stellung: »Denken 
Sie daran, daß ich elfeinhalb 
Jahre lang von der Welt abge- 
schnitten war. Daher bin ich nicht 
in der Lage, ein Urteil abzugeben 
oder eine Meinung zu äußern ... 
Meine einzige Aufgabe besteht 
darin, zu schweigen. Ich muß 
mich erst wieder in die Welt zu- 
rücktasten.« 


»Time Magazine« wiederholte 
am 24. September 1956 in einem 
Artikel mit der Überschrift »Der 
Löwe ist draußen« alte Be 
schmutzungen seiner Person und 


: schrieb ihm Bemerkungen zu, 
- die er niemals gemacht hat. Am 
"22. Oktober 1956 veröffentlichte 
»Time Magazine« meinen Ge- 
“genartikel.:.In meinem Artikel 
-»So much 'hogwash« (»So viel 
Quatsch«) stellte ich fest, daß 
" »Dönitz, ein fähiger Berufsoffi- 
-zier der Marine, vom illegalen 
; Nürnberger Gerichtshof wegen 
. genau der gleichen »grausamen« 
‘Handlungen »schuldig gespro- 
;; ehen« wurde, die auch von ameri- 
 kanischen und britischen Admi- 
.„ralen begangen wurden. Der ein- 
"zige Unterschied besteht darin, 
daß Deutschland den Krieg ver- 
: loren hat.« 


Es gab auch viele 
. andere Stimmen 


Es gab viele andere Stimmen. 
„The Chicago Tribune« faßte die 
-“ Dinge in ihrem Leitartikel vom 8. 
:."Oktober 1986 meisterhaft zusam- 
‚..men: »Großadmiral Dönitz ... 
‚hat seine zehn Jahre als »Kriegs- 
 verbrecher< verbüßt und wurde 
aus der Festung Spandau in Ber- 
-.lin entlassen. Er war von einem 
© internationalen Tribunal in Nürn- 
.. berg, das unter einem ex post 
. facto>Gesetz«, das zu diesem 
"Zweck erfunden wurde, verur- 
„teilt worden. Die vorgeschriebe- 


nen Strafen sind niemals von’ 


- irgendwelchen Gesetzgebern, 
sondern von Repräsentanten der 
«Siegermächte legalisiert worden, 
"die dann die Anklage übernah- 
- men. Die Anwesenheit von Ad- 
-“miral Dönitz unter den Ange- 
‘sklagten stürzte die Sieger in eine 
-unvorhergesehene peinliche Ver- 
:.legenheit. Er war angeklagt, ei- 
nen uneingeschränkten U-Boot- 
: Krieg geführt zu haben. 


“Das Tribunal räumte widerwillig 
“- ein, daß bei der Bewertung der 
». Anklage ein Befehl der briti- 
schen Admiralität vom 8. Mai 
1940, wonach alle Schiffe im Ska- 
‚gerrak ohne Warnung versenkt 
‚werden sollten, nicht außer Acht 
"gelassen werden dürfe. Das Tri- 
unal war auch verpflichtet, von 
der unbestreitbaren Tatsache 
‚Kenntnis zu nehmen, daß die Ver- 
‚einigten Staaten vom ersten Tag 
des Krieges an ebenfalls einen 
neingeschränkten U-Boot- 
Krieg geführt hatten. 


-Nichtsdestoweniger wurden die 
:Blanko-Anklagen gegen die An- 
'geklagten, einen Angriffskrieg 


run vorbereitet, begonnen 
oder geführt zu haben, genügend 


breit ausgewalzt, um einen Tatbe- 
stand zu konstruieren, nachdem 
Admiral Dönitz irgendeiner 
Straftat schuldig war - vermutlich 
des Verbrechens, als Berufsoffi- 
zier im Dienste seines Landes ge- 
kämpft zu haben. Er bekam zehn 
Jahre - ein Urteil, das wieder ein- 
mal unter Beweis stellte, daß 
Macht vor Recht geht und daß 
Heuchelei alle Hindernisse über- 
winden kann.« 


Ein Einsatz der 


Amerikaner für Dönitz 


Meine Beziehungen zu Großad- 
miral Dönitz bestanden in gro- 
Bem Umfang weiter. Während 
seiner Haft hielt ich den Kontakt 
mit Frau Inga Dönitz, einer 
prachtvollen patriotischen Frau, 
die ihre beiden Söhne im Zwei- 
ten Weltkrieg im Dienst auf See. 
verloren hatte, aufrecht. Die 
Aufhebung des Nürnberger Ur- 
teils im Falle Dönitz - und aller 
anderen - und die Wiederherstel- 
lung des Ansehens des Großad- 


‘mirals in der Weltmeinung waren 


einige meiner Ziele. Lange vor 
der Entlassung von Dönitz aus 
der Haft hatte sich in den Verei- 
nigten Staaten ein ad hoc-Aus- 
schuß gebildet unter meiner Lei- 
tung ‘und der von Professor 
Henry Strutz, mit aktiver Unter- 
stützung einer Gruppe im Ruhe- 
stand lebender Admirale der US- 
Navy des Zweiten Weltkriegs, 
darunter T.C. Hart und Charles 
A. Lockwood, zum Zweck der 
Zusammenstellung von Zeuge- 


naussagen für Admiral Dönitz - 


von militärischen und anderen 
Führungspersönlichkeiten. 


Dönitz gewinnt 
wieder an Ansehen 


Ungeachtet der aktiven Feindse- 
ligkeit der US-Regierung, ihrer 
Nachrichten- und Geheimpoli- 
zeidienste, zionistischer Interes- 
sensgruppen, der sogenannten 
American Legion, der Bonner 


Regierung und von anderer Seite _ 


her, war das Projekt ein bemer- 
kenswerter Erfolg. Die Zusam- 
menstellung von Aussagen zu- 
gunsten von Dönitz versetzte 
seine Anwälte in die Lage, das 
Bonner Regime dazu zu zwin- 
gen, ihm eine seinem Rang ent- 
sprechende Pension zu zahlen, 
obwohl es zunächst versucht 
hatte, ihm die Pension eines Offi- 
ziers niedrigen Dienstranges zu 
zahlen, unter dem Vorwand, er 


verdanke seine Beförderungen 
Hitler. 


In Leder gebundene Bände der 
Briefe und Dokumente wurden 
Dönitz ausgehändigt und von 
ihm auf verschiedene Weise ver- 
wendet. Selbst in »The Encyclo- 
pedia of the Third Reich« ist ver- 
merkt, daß »er (Dönitz) stets 
eine Akte mit Briefen von alliier- 
ten Marineoffizieren in Verwah- 
rung hielt, die ihm geschrieben 
und ihm gegenüber ihre Sympat- 


hie und Verständnis zum Aus- 


druck gebracht haben«. 


Die Öffentlichkeitskampagne für 
Dönitz schlug allmählich Wur- 
zeln. Am 28. August 1958 wurde 
in einem Artikel der »New York 
Times« mit der Überschrift 
»Doenitz Gaining in Public Pre- 
stige« (»Dönitz gewinnt an öf- 
fentlichem Ansehen«) vermerkt, 
daß erst 22 Monate nach seiner 
Entlassung aus Spandau »Groß- 
admiral Karl Dönitz als nostalgi- 
sche: öffentliche Figur in West- 
deutschland ... als gütiger Geist 
alter deutscher spartanischer Ma- 
rinetradition in Erscheinung ge- 
treten ist. Diese Rolle, beschei- 
den gespielt, hat Dönitz’ Anse- 
hen in deutschen Marinekreisen 
wiederhergestellt«. 


Obwohl es niemals so beabsich- 
tigt war, wurde ein Teil der Aussa- 
gen zugunsten von Dönitz als 
Buch herausgegeben: »Doenitz 
at Nuremberg: A Re-Appraisal,« 
dessen erste Auflage 1976 und 
zweite erweiterte Auflage 1983 
unter dem Impressum des Insti- 
tute for Historical Review er- 
schien. Ich möchte lediglich zwei 
Beiträge zu dem Buch zitieren, 
die ich als besonders bedeutsam 
erachte. Field Marshal Lord 
Henry Maitland Wilson of Libya, 
Oberster Befehlshaber der Alli- 
ierten auf dem Kriegsschauplatz 
Mittelmeer, schrieb: »Während 
meiner Dienstzeit als Komman- 
deur auf dem Nahost- und Mittel- 
meer-Kriegsschauplatz wurden 
mir keinerlei Verstöße gegen das 
Internationale Marinegesetz 
durch die Achsenmächte gemel- 
det ... Die Nürnberger Prozesse 
wurden als politischer Werbegag 
inszeniert.« 


Und Tom C. Clark, Justice ofthe 
U.S. Supreme Court (1949 bis 
1967) und U.S. Attorney-Gene- 
ral (Generalstaatsanwalt) zur 
Zeit der Nürnberger Prozesse, 
schrieb über das Buch: »Die zahl- 
reichen Meinungsäußerungen 


von führenden Persönlichkeiten, 
Gesetzgebern, Militärs, Schrift- 
stellern, Diplomaten und Mit- 
gliedern des Königshauses durch- 
laufen die ganze Skala besorgter 
Führer unserer Zeit. Diese stu- 
dierten Geister isolieren nicht 
nur den Nürnberger »Grundsatz« 
und setzen ihn in die richtige Per- 
spektive, sondern bezeichnen 
gleichzeitig den fähigen und auf- 
richtigen Admiral als Opfer die- 


. ses Grundsatzes. Ich begrüße die 


Anthologie als notwendiges Le- 
sematerial für alle die an gleicher 
Gerechtigkeit unter dem Gesetz 
für die Besiegten ebenso wie für 
die Sieger interessiert sind.« 


Dönitz’ behutsame 
Memoiren 


Nach seiner Entlassung aus Span- 
dau machte Dönitz sich unver- 
züglich an die Arbeit seiner Me- 
moiren,. deren erste deutsche 
Auflage (»10 Jahre und 21 Tage«) _ 
1958 erschien, gefolgt von einer 
englischen und amerikanischen 
Ausgabe. Die Memoiren von Dö- 
nitz 1958 drucken zu lassen, war 
ein großes Problem. Es wäre bes- 
ser gewesen, noch ein paar Jahre 
zu warten, aber natürlich wußte 
der Großadmiral nicht, wie lange 
er noch leben würde. Es wurde 
notwendig, unerwünschte Zuge- 
ständnisse zu machen. Somit be- 
fassen sich die Memoiren weitge- 
hend mit dem Seekrieg und der 
U-Boot-Strategie. Das Buch ent- 
hält keinen Bericht über die 
Spandauer Jahre - über die Dö- 
nitz auf keinen Fall etwas sagen 
wollte -, die Kritik an den Allier- 
ten ist begrenzt, und die Behand- 
lung der Nürnberger Prozesse be- 
schränkt sich .. auf spezifische 
Punkte, weitgehend die Führung 
des Seekriegs betreffend. Sie 
beinhaltet einige Kritik am Na- 
tionalsozialismus, weitgehend 
auf das »Führerprinzip« be- 
schränkt, wobei der »Demokra- 
tie« ein Knochen vorgeworfen 
wird und Kritik an den Lagern, 


‚denen Dönitz grundsätzlich ab- 


lehnend gegenüberstand. 


Er war der Meinung, das Kon- 
zept der Konzentrationslager sei 
erstmals von den Briten gegen 
die Buren in Südafrika angewen- 
det worden, und war belustigt . 
darüber von mir zu erfahren, daß 
»Konzentrationslager« erstmals 
von dem amerikanischen Pa- 
triarch, General George Was- 
hington, eingerichtet wurden, 
um während der Amerikanischen 
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Revolution mit den schwierigen 
Quäkern fertigzuwerden. Wegen 
ihres Widerstands gegen den 
Krieg trieb er sie zusammen und 
sperrte sie in Lager, wo er sie ver- 
hungern ließ, wenn sie nicht von 
Sympathisanten der Quäker er- 
nährt wurden. Das Konzept 
blühte wieder einmal in den fin- 
steren Gedanken von Franklin 
D. Roosevelt auf, der Amerika- 
ner japanischer Abstammung 
während des Zweiten Weltkriegs 
in solchen Lägern zusammen- 
trieb. Alle Länder haben ihren 
Anteil an Internierungs- und Ar- 
beitslägern, auch die Nazis, aber 
es war schlicht und einfach ein 
amerikanisches Konzept. 


Die Bonner Marine 
ignorierte ihn 


Die Dönitz-Memoiren in ihren 
‚verschiedenen Ausgaben wurden 
im allgemeinen gut aufgenom- 
men. In einer Rezension der eng- 
lischen Ausgabe schrieb H.R.G. 
Whates in einem Artikel mit der 
Überschrift »A Formidable Anta- 
gonist of Britain« in »The Bir- 
mingham Post«: 


»Aus ihnen tritt das Bild eines 
aufrichtigen, unpolitischen 
Seeoffiziers mit brillianten und 
originellen Ideen zum Einsatz 
von Unterseebooten als Zerstö- 
rer von Schiffen hervor. Ein 
Mann, der den Krieg für 
Deutschland hätte gewinnen 
können, wenn man ihm die drei- 
hundert U-Boote gegeben hätte, 
die er verlangte ... Traurig zitiert 
Dönitz Nelson: »Nur Mengen ver- 
nichten«. Er selbst hatte diese 
Mengen niemals.« 


1962 starb Frau Dönitz im Alter 
von 69 Jahren,-und der Großad- 
miral zog in eine kleine Jungge- 
sellenwohnung in Aumühle, ein 
Vorort von Hamburg, wo er, um- 
geben von seinen Marineurkun- 
. den und silbernen Auszeichnun- 
gen, weiter Bücher und profes- 
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sionelle Artikel schrieb, alte Ka- 
meraden empfing und ausge- 
dehnt mit Historikern korrespon- 
dierte, die seine Meinung hören 
wollten. 


Die Marine der Bonner Mario- 
netten-Regierung ignorierte ihn 
weitgehend, aber Dönitz hatte 
Freude an Ansprachen vor Grup- 
pen ehemaliger Soldaten, die ihn 
immer wieder begeistert empfin- 
gen. Nach alter Seemannstradi- 
tion 
ausländischer Marineeinheiten, 
die Hamburg besuchten, Dönitz 
auf, so wie sie das bei einem Ka- 
meradschaftstreffen hoher Offi- 
ziere zu tun pflegten, sehr zur Be- 
stürzung der Herren in Bonn. 


Dönitz nahm sich auch weiterhin 


„aktiv der Sache der sogenannten 


»Kriegsverbrecher« im alliierten 
Gewahrsam an. 


Ich hielt weiterhin engen Kon- 
takt zum Großadmiral und half 
ihm, wo immer und wann immer 
ich konnte. Am 27. Juli 1980 er- 
hielt ich einen herzlichen Brief 
von Dönitz, unterzeichnet von ei- 
ner gealterten, zitternden Hand, 
in. dem er seiner Hoffnung Aus- 
druck verlieh, daß wir uns noch 
einmal sehen würden. Es sollte 
nicht sein. Am 24. Dezember 
1980 starb er friedlich in seinem 
89. Lebensjahr. 


Bonn verweigerte ihm: 
militärische Ehren 


Die Schakale machten sich sofort 
an die Arbeit. Das Bonner Re- 
gime weigerte sich, ihm die mili- 
tärischen Ehren zu erweisen und 
ordnete an, daß bei den Trauer- 
feierlichkeiten niemand Uniform 
tragen dürfe. Rund 7000 ehema- 
lige Soldaten aller Dienstgrade 
aus mehreren Ländern, ein- 
schließlich der USA, erwiesen 
ihm die letzte Ehre. 


Die Nachrufe waren unterschied- 
lich, im allgemeinen freundlich in 
Deutschland — mit bemerkens- 
werten Ausnahmen -, respekt- 
voll in England. Häßliches Ge- 
schreibsel von Halbgebildeten in 
den Vereinigten Staaten. Wie zu 
erwarten war, griffen die Kabel- 
dienste direkt auf die alten Pro- 
pagandaberichte des Zweiten 
Weltkriegs und: das Nürnberg- 
Geschwafel zurück, ohne den ge- 
ringsten Versuch, die Dinge auf 
den neuesten Stand zu bringen. 

Die »New York Times« gehörte 


suchten Kommandanten . 


zu den übelsten. Blättern, was 
mich nicht überraschte. Ich habe 
diese Zeitung immer als »das 
amerikanische Käseblatt« be- 
zeichnet. H.L. Mencken nannte 
sie, glaube ich, »ein pompöses 
steriles Blatt«. Wie dem auch sei. 
Das Kapitel war abgeschlossen. 
Karl Dönitz ging in die Ge- 
schichte ein. 


Mit dem Tode des Großadmirals 
verschwand die Kontroverse 
über seine Legitimität als Staats- 
oberhaupt in der Versenkung. In 
den letzten siebziger Jahren war 
die Angelegenheit noch einmal 
auf unrühmliche Weise wiederbe- 
lebt worden. Ein Radikaler des 
rechten Flügels in Deutschland, 
Manfred Roeder, wollte sich 
selbst als »Reichsregent« prokla- 
mieren und gab über einen Mitar- 
beiter in Buffalo, US-Bundes- 
staat New York, ein offizielles 
Protokoll mit der gefälschten Un- 
terschrift des Admiral Dönitz her- 
aus, aus der dessen Zustimmung 
zu diesem lächerlichen Unter- 
nehmen zu entnehmen war. 


Am 22. September 1978 stellte 
ein Leitartikel in der »Deutschen 
National-Zeitung« fest: »Verirrte 
Geister, die sich als »Rechte< aus- 
geben, versuchten kürzlich den 
Eindruck zu erwecken, daß sie 
im Namen des Großadmirals 
Karl Dönitz handelten, als sie die 
Funktion einer Regentschaft. des 
Reiches« für sich beanspruchten. 
Der Großadmiral selbst äußerte 
sich über diese Angelegenheit 
wie folgt .. 
gere Erklärung vom 2. Juli 1975 
aus Aumühle, in der Dönitz aus- 
führte, daß nach Ablauf von rund 
30 Jahren ein ernsthafter An- 
spruch seinerseits auf das Amt 
des ‚Reichspräsidenten ausge- 
schlossen werden müsse. 


Die Frage der 
Kontinuität 


Dönitz fuhr fort: »In meiner Er- 
klärung vom 1. Mai 1945 habe ich 
mich in Wirklichkeit sehr bewußt 
nicht als Reichspräsident, son- 
dern als Staatsoberhaupt be- 
zeichnet. Ich tat. dies, um den 
rein sachlichen Ablauf der Aus- 
übung der obersten Regierungs- 
gewalt nicht mit verfassungs- 
rechtlichen Problemen zu bela- 
sten. Diese de facto-Ausübung 
der obersten Regierungsgewalt 
ist ganz bestimmt schon vor Jahr- 
zehnten zuendegegangen. In die- 
sem Zusammenhang überlasse 


.«. Es folgte eine län-- 


ich es den Historikern,*den:ge:.. : 
nauen Augenblick, wann dies ge... 
schah, zu bestimmen. Nach: mei- .‘, 
ner Entlassung aus Spandau im -- 
Jahre 1956, alsich dastheoretisch " 
hätte tun können, habe ich nie- 


mals erklärt, daß ich mich weiter. ; 


hin als Präsident des Deutschen 
Reiches betrachte. Wegen der po- - :: 


litischen Umstände, die sich seit- : 


dem entwickelt haben, wäre eine : 
solche Erklärung nicht nur recht- 


lich ohne Konsequenz, sondern. ... 


auch politisch unklug gewesen ... _! 
Sie hätte nur eine schädliche Aus- 

wirkung auf den Willen zur Wie- i 
dervereinigung des ganzen deut- - 
schen Volkes gehabt.« x 


Es gab unterschiedliche Meinun- 
gen unter denjenigen, die Dönitz 


hinsichtlich der Weisheit seiner .:: 


Erklärung berieten. Ich zum Bei- 
spiel hätte lieber gesehen, wenn . 
ein Nachfolger ernannt worden _; 
wäre, aber, 
wandte, wer wäre dazu geeignet ' 
gewesen? Mein Vorschlag war -: 
der Generalmajor Otto Ernst Re- °. 
mer, der beispiellose Patriot, der | 


den Anschlag vom 20. Juli 1944: ri 


niederschlug. 


Der deutsche Radikale der Dö-. 
nitz in diese Ecke trieb schmach- _ 
tete inzwischen in einem west- :° 
deutschen Gefängnis - sicherlich: - - 
aus anderen Gründen -, aber die. -: 


Bonner Marionetten-Regierung  * 


hat einen langen Arm und nicht 


den geringsten Sinn für das Ge-  : 


setz oder für die Rechte desEin- 
zelnen. Eines scheint gewiß zu . 
sein: Keine zukünftige Regie- 
rung -eines vereinten Deutsch- . 
land kann ihr Amt übernehmen, 
ohne den Anspruch auf Kontinui-. ' 
tät auf der Grundlage der Dö- - 
nitz-Regierung, der letzten Re- - 
gierung des Reichs. ü 


Die Coca-Cola-Kultur 
hatte Wurzeln geschlagen : 


Als Großadmiral Dönitz 1956 die 
Festung Spandau verließ, trat er. 
in eine völlig fremde Welt ein,.da 
die Ereignisse der vorangegange- 
nen zehn oder noch mehr Jahre 
von ihm ferngehalten worden wa- 
ren. Er dachte das deutsche Volk 
sei das gleiche, das er in den drei- 
Biger und vierziger Jahren 
kannte: Aber das war nicht der 
Fall. Bis spätestens 1960 war die. 
Jugend fast völlig amerikanisiert 
worden. Die Coca-Cola-Kultur 
hatte Wurzeln geschlagen, mit ih- . 
ren »Hippies«, ihrer negroiden . 
Musik, ihren militanten Gewerk- 


wie Dönitz ein-- : 


Die alliierten Sieger bestanden 
auf der Aburteilung der deut- 
schen Führung durch einen 
Prozeß in Nürnberg: Göring, 
Heß, Keitel, Kaltenbrunner 
(von links nach rechts). 


schaftsorganisationen, ihrer Ver- 
höhnung des Patriotismus, ihrer 
Zurückweisung von Rasse, Fami- 
lie und kulturellen Werten. Dies 
waren die Früchte der amerikani- 
schen Politik der »Umerziehung« 
in Deutschland. 


Wie der Amerikaner wollte der 
Deutsche nicht mehr arbeiten, 
sondern lediglich gut bezahlt wer- 
den. Dahin war die Qualität des 
Handwerks, dahin waren deut- 
sche Energie und Kreativität. 
Die deutsche Frau war »zu gut« 
um Haushaltsarbeiten zu verrich- 
ten. Dafür wurden und werden 


Osteuropäer, Asiaten und Afri- 
kaner importiert. Innerhalb we- 
niger Jahrzehnte, so sagen uns 
die Statistiker, wird Deutschland 
aufhören deutsch zu sein und von 
fremden Völkern dominiert, von 
linksgedrillten Gewerkschafts- 
kombinaten beherrscht werden. 
Admiral Dönitz hat diese Verän- 
derungen miterlebt. Er bedau- 
erte die freundlichen Worte, die 
er über »Demokratie« geschrie- 
ben hatte, und fand Trost in sei- 
ner eigenen nationalen Gedan- 
kenwelt. 


Zum Abschluß möchte ich eine 
Zeile in Adolf Hitlers letztem po- 
litischen Testament ins Gedächt- 
nis zurückrufen, in dem er sich 
auf die Treue »aller Deutschen, 
aller Nationalsozialisten« berief. 
Von Deutschland und den Deut- 
schen ist in den kommenden Jah- 
ren wenig zu erwarten. Aber Hit- 


ler wußte ganz genau, daß nicht 
alle Nationalsozialisten Deut- 
sche waren. Die Lehrsätze wer- 
den die Bewegung überleben. 
Dies würde einen Mann wie 
Großadmiral Karl Dönitz er- 
freuen. Dönitz kritisierend, zi- 
tierte ein feindseliger Nachruf 
eine Erklärung von ihm, für die 
er sich nicht zu entschuldigen 
hatte, und wenn er sein Leben 
noch einmal durchleben könnte, 
hätter er in jeder Hinsicht genau 
so gehandelt. Solche Männer 
sind selten in der Geschichte. 
Nach der Entlassung von Dönitz 
im Jahre 1956 sandte ich gemein- 
sam mit dem Schriftsteller und 
Historiker George Sylvester Vie- 
reck ein Telegramm an den Groß- 
admiral: 


»Am Tage des Triumphes ihres 
stählernen Willens über die Pläne 
ihrer rachsüchtigen Ankläger gra- 


tulieren Ihre amerikanischen 
Freunde Ihnen und wünschen Ih- 
nen ein langes, gesundes Leben. 
Durch die gesamten verabscheu- 
enswürdigen Nürnberger Pro- 
zesse hindurch, zustandege- 
bracht durch die kriminelle Mit- 
schuld der USA, strahlte Ihre sol- 
datische Ehre weiter als einzige 
Hoffnung derjenigen, die den 
Wunsch hatten, die zusammen- 
brechende westliche Welt wieder- 
aufzubauen. 


Durch Ihren persönlichen Mut 
haben Sie über die berechnenden 
Pläne der Zerstörer der westli- 
chen Kultur die Oberhand behal- 
ten und Sie stehen heute da, als 
die Personifizierung von Ehre, 
Treue und Glauben. Lassen Sie 
sich nicht durch irgendwelche Er- 
wägungen von dieser Haltung ab- 
bringen. Sie sind einmalig in der 
Geschichte!« Oo 
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Vertrauliches 


USA 
ADL meidet 
den Spion 
Pollard 


Jetzt, wo die amerikanische Ju- 
denheit versucht, Sympathie und 
Unterstützung für Israels Spion 
Jonathan Pollard hochzupeit- 
schen, in der Hoffnung, seinen 
Schuldspruch und Verurteilung 
zu 40 Jahren Haftstrafe zu annul- 
lieren, wäscht die ADL in’ dieser 


Sache ihre Hände in Unschuld.- 


»Wir sehen keine Grundlage da- 
für, einzugreifen«, meint Meyer 
Eisenberg, Mitvorsitzender des 
National Civil Rights Committee 
der Anti-Defamation League 
(ADL). 


In zwei vor kurzem an den Her- 
ausgeber der »Washington Je- 
wish Week« geschriebenen Brie- 
fen überschlug sich Eisenberg 
fast, um einige der von den Zioni- 
sten fabrizierten Mythen um die 
Pollard-Affäre herum zu zer- 
schlagen. 


Eisenberg schrieb: »Wir werden 
feststellen, daß die Behauptung, 
Pollard »habe ein weit schlimme- 
res Urteil bekommen als die Wal- 
kers, die für die UdSSR spionier- 
ten«, unrichtig ist. Die Walkers 
sind wegen ihrer Spionagetätig- 
keit beide zu lebenslanger Haft- 
strafe verurteilt worden. Wie 
dem auch sei, Mr. Pollard wird 
von einem fähigen Anwalt vertre- 
ten, der durchaus in der Lage ist, 
dem Gericht seine Argumente 
vorzutragen. Die Grundlage un- 
seres Eingreifens als landesweite 
jüdische Organisation wäre glaub- 
würdiges, stichhaltiges Beweisma- 
terial für Antisemitismus oder 
Vorurteile in dieser Sache. Dies 
liegt jedoch nicht vor.« 


In einem anderen Artikel erklärte 
Eisenberg die Haltung der ADL: 
»Es muß klar sein, daß wir Dr. 
Pollards - Vater des Spions - Auf- 
fassung von diesem Fall nicht tei- 
‚len. Wir haben unsere Schulaufga- 
ben gemacht und uns mehrmals 
mit Anwälten; die die Pollards ver- 
treten, zusammengesetzt. Bei uns 
gingen auch Gerichtsdokumente 
und Artikel über diesen Fall ein, 
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und die Angelegenheit wurde in- 


allen Einzelheiten unserer ober- 
sten Führung vorgelegt. Wir be- 
dauern, daß Dr. Pollard mit unse- 
ren Entscheidungen vielleicht 
nicht einverstanden ist. Er und 
die Anwälte, die Jonathan Pol- 
lard vertreten, waren ganz ein- 
fach nicht in der Lage, uns davon 
zu überzeugen, daß Jonathan 
Pollard ein Opfer antisemitischer 
oder Israel-feindlicher Vorurteile 
ist.« 


Wenn die vielen Pollard-Apolo- 
geten in den USA und Israel die 
ADL nicht überzeugen können, 
dann muß in der Tat etwas an der 


Sache faul sein. Ein Indiz darauf, 


warum die ADL den Fall Pollard 
nicht einmal mit einer drei Meter 
langen Stange anfassen will, 
wurde uns kürzlich von Geheim- 
dienstbeamten, die mit der Af- 
färe vertraut sind, zugesteckt. 


»Wenn das amerikanische Volk 
wüßte, was Pollard in Wirklich- 
keit getan hat, und. wer sonst 
noch in diesen Fall verwickelt 
war, dann würde es verlangen, 
daß er gehängt wird, und daß wir 
unsere Beziehungen zu Israel ab- 
brechen«, äußerte ein amerikani- 
scher Beamter. »Ich zweifle 
daran, daß man ihn jemals frei- 
lassen wird, es sei denn, er 
komme mit uns ins Reine. Das 
befürchten die Israelis - und das 
befürchten auch viele amerikani- 
sche Zionisten.« OD 


Europa 

Euro- 
Optimismus 
bestätigt sich 


Die Europäer glauben an eine 


einheitliche Währung, an eine ge-. 


meinsame Streitmacht und an 
eine Erweiterung der Gemein- 
schaft für das Jahr 2000. 


‘In der Frage der europäischen 


Einheit sind die Bürger der Ge- 
meinschaft ganz offensichtlich 
optimistischer als ihre Regierun- 
gen und vor allem sind sie weni- 
ger dem sakrosankten Tabu der 
nationalen Souveränität verbun- 
den. So erwarten sie, und wün- 
schen sogar, für das Jahr 2000 
eine einheitliche europäische 
Währung (60 Prozent), gemein- 
same europäische Streitkräfte 
(61 Prozent), eine europäische 
Zentralbank (56 Prozent) und 


eine gemeinsame. Außenpolitik 
(57 Prozent). Dies geht aus der 
letzten Halbjahresumfrage von 
Eurobarometer vom vergange- 
nen März hervor. 


Auffallend ist dabei die spektaku- 
läre Zunahme der Befürworter 
einer militärischen Interventions- 
streitmacht, die elf Punkte dazu 
bekam. Die Golfkrise spielte da- 
bei eine wichtige Rolle, was 
durch die stärkere Befürwortung 
einer schnelleren europäischen 
Integration und vor allem einer 
gemeinsamen Außenpolitik be- 


. ‚stätigt wird: 57 Prozent der Euro- 


päer sind im allgemeinen dafür, 
aber diese Quote steigt bis auf 75 
Prozent, wenn es darum geht, 
ähnliche Situationen wie die 
Golfkrise meistern zu müssen. 


Natürlich'sind die Meinungen in 
den einzelnen Mitgliedsländern 
unterschiedlich. So wird die von 
Spanien vorgeschlagene europäi- 
sche Staatsangehörigkeit in die- 
sem Land mit 78 Prozent deutlich 
unterstützt. Dies ist auch in Grie- 
chenland und Italien mit 73 Pro- 
zent der Fall. Deutsche (51 Pro- 
zent) und Briten (49 Prozent) 
sind weniger begeistert, von den 
Dänen ganz zu schweigen, die zu 
54 Prozent dagegen sind und nur 
28 Prozent Befürworter aufwei- 
sen. 


Das überrascht nicht, wenn man 
bedenkt, daß das traditionelle 
Mißtrauen Großbritanniens und 
Dänemarks gegenüber dem euro- 
päischen Aufbau nur sehr lang- 
sam abgebaut wird. Und doch 
überrascht diese Umfrage mit 
manchen Ergebnissen, die die 
üblichen Klischeevorstellungen 
total widerlegen. So findet man 
in Großbritannien mit 72 Prozent 
die meisten Anhänger einer ge- 
meinsamen europäischen Streit- 
macht. Es folgen Frankreich 
(71 Prozent) und die Niederlande 
(68 Prozent). Auch hier bilden 
die Dänen mit 40 Prozent das 
Schlußlicht nach Deutschland 
und Portugal mit 46 Prozent. 


Dasselbe Bild ergibt die Frage 
nach der gemeinsamen Außenpo- 
litik: die Briten geben mit 80 Pro- 
zent geradezu ein Plebizit für die- 
sen Gedanken ab. Sie übertref- 
fen in dieser Frage die Deutschen 
und die Luxemburger (77 Pro- 
zent) und am Schluß stehen dies- 
mal wiederum die Dänen und 
Portugiesen, allerdings mit Er- 
gebnissen, die sich noch sehen 
lassen können (58 und 64 Pro- 


zent). An der Spitze der Befür- 
worter einer einheitlichen eufo- 
päischen Währung stehen die Ita 
liener (70 Prozent), Franzosen: 
(68 Prozent) und Belgier (65 Pro- 
zent). Die Dänen (46 Prozent); 
Deutschen (51 Prozent) und Bri- .. 
ten (54 Prozent) scheinen da miß- : 
trauischer zu sein. E 


Wie groß soll das zukünftige Eu- ” 
ropa sein? 63 Prozent der Bürger ° 
der jetzigen Gemeinschaft möch- :- 
ten sie auf die Länder der EFTA' 
Schweiz, Schweden, Österreich 
- erweitert sehen. 55 Prozent 
glauben, daß gewisse Länder: 
Mitteleuropas bis zum Jahr 2000 
Mitglieder werden könnten. 


Jedenfalls fühlen sich die Euro- : 
päer ziemlich wohl in ihrer Haut‘ ' 
als Bürger der EG: 72 Prozent‘': 
sind zufrieden, das sind drei Pro: 
zent mehr als im vergangenen‘ 

Herbst. Nur sechs Prozent sind ‘. 
unzufrieden und 17 Prozent: 

gleichgültig. Am. begeistertsten 

sind die Niederländer mit 89 Pro- 
zent und nur zwei Prozent dage-: 
gen. Aber selbst die Unzufriede*: 
nen, wiederum die Dänen, schei 
nen doch ziemlich überzeugt zu * 
sein, denn 62 Prozent sind mit °. 

der EG zufrieden und kaum 18 
Prozent scheinen unnachgiebige‘.. & 
Gegner zu sein. D; 


Kuba 

Nächstes Ziel 
für eine »Neue 
Weltordnung« 


Stelle Calloni schrieb in Mexikos . 
»El Dia«, daß die nächste »Groß- 
offensive« der Vereinigten Staa- '. 
ten gegen die Dritte Welt »in der 
Entscheidung zu liegen scheint, 
einen Konsensus in der Men- :: 
schenrechtskommission der Ver- - 
einten Nationen herbeizuführen, 
um einen Sonderberichterstatter 
zu ernennen, der die Situation 
der Menschenrechte in Kuba : 
kontrollieren soll«. ; 


Calloni berichtete auch, daß der. 
amerikanische Botschafter bei . 
der Organization of American :.. 
States (OAS), Luigi Einaudi, ge- : 
sagt habe, daß die »Menschen- 
rechts-Situation in Kuba skanda- 
lös ist«. 


Ebenso äußerte eine Mitarbeite- - 
rin des amerikanischen Verteidi- . 


BP 


- "gungsministeriums, Nancy Dorn, 
daß Fidel Castro weiterhin toll- 


„'wütig. amerika-feindlich bleiben ' 


‘werde, solange die wirtschaftli- 
chen Probleme in Kuba beste- 
“hen, und wies warnend darauf 
- ‚hin, daß Castro mit »einer aggres- 

siven Destabilisierungspolitik ge- 

gen demokratische Regierungen 
‚auf die'interne Krise reagieren 
‘.könnte«. 


. Calloni zitierte Bernard Aron- 

. son, US-Staatssekretär für Inter- 
American-Affairs, der gesagt 

‚habe, daß Washington helfen 
sollte »die Insel zu demokratisie- 
Ten«. 


Die kubanische Regierung rea- 
gierte mit einem Leitartikel in 
dem amtlichen Organ »Granma«, 
in dem festgestellt wird, daß 
Bush den argentinischen Präsi- 
-.denten Carlos Menem persönlich 
. angerufen habe, um diesen dazu 
-zu überreden, »die lateinameri- 
‘ kanische Einheit für ein Linsen- 
“gericht zu brechen«. Bush hatte 
anscheinend Erfolg. 


Calloni kam zu der Schlußfolge- 
rung: :»Washington ordnete am 
20. Dezember 1989 den Ein- 
„„marsch in Panama an, um das 
.» Land zu »demokratisieren«, eine 
"Invasion, die durch die fortge- 
„. setzte und verstärkte militärische 
. Besetzung, die noch anhält, ver- 
>längert wurde. Im Wortschatz der 
. „Neuen Weltordnung« ist »Demo- 

kratisierung« mit der Möglichkeit 

einer »militärischen Interven- 


tion«, um diese aufzuerlegen, ver- 
DI: 


;bunden.« 


Thailand 
. Anti-Drogen- 
Chef fordert die 
USA heraus 


Thailands Spitzen-Drogenbe- 
*. kämpfungsbeamter, “ Chavalit 
“Yodmanee, reagierte auf den 
jährlichen International Narco- 
-fics Strategy Report des amerika- 
„nischen Außenministeriums an 
.den US-Kongreß, der eine kriti- 
‘ sche Bewertung der Bush-Regie- 
‘zung über die Rolle, die die thai- 
‚ländische Regierung bei der Dro- 
:genbekämpfung spielt, enthält. 
Er ‚meinte: »Wenn Sie Beweise 
. haben, so legen Sie sie auf den 
.„‚Tisch!« 
: Indem Bericht des amerika- 
:nischen  - Außenministeriums 


‚genbezogener 


kommt Besorgnis darüber zum 
Ausdruck, was als »Netzwerk der 
Beziehungen« bezeichnet wird, 


‚das aus ‘Sicherheitsgründen zwi- 


schen den thailändischen Militärs 
und Regierungsbeamten und den 
illegal mit Drogen handelnden 
Volksgruppen aus Burma entwik- 
kelt worden sei, und das, wie es 
weiter heißt, ein Umfeld für dro- 
Korruption 
schaffe. In dem Bericht heißt es 
ferner, daß die Vereinigten Staa- 
ten ihre Besorgnis schon gegen- 
über der. früheren Regierung 
Thailands, die am 21. Februar 
1991 bei einem Staatsstreich ge- 
stürzt wurde, zum Ausdruck ge- 
bracht habe. 


Die »Bangkok Post« zitierte Cha- 
valit wie folgt: »Was die Behaup- 
tungen betrifft, das thailändische 
Militär und Regierungsbeamte 
seien im illegalen Drogenhandel 
verwickelt, werde er die Vereinig- 
ten Staaten auffordern, Beweise 
vorzulegen, um gerichtliche 
Schritte gegen thailändische Poli- 
tiker und Beamte, die im illega- 
len Drogenhandel verwickelt 
sein sollen, unternehmen zu kön- 
nen. Unser Land erleidet Scha- 
den, wenn keine Beweise vorge- 
legt werden, um diese Tatsachen 
zu untermauern.« oO 


Aids | 
Hohe Quote 
unter 
amerikanischen 
Häftlingen 


Die US-Centers for Disease Con- 
trol (Zentren zur Seuchenbe- 
kämpfung) berichten über eine 
hohe Quote an Aids-Infizierun- 
gen unter Häftlingen, besonders 
Frauen. Eine landesweite Über- 
sicht über 11000 Gefängnisinsas- 
sen ergab, daß die Quoten zur In- 
fizierung mit HIV von 2,1 Pro- 
zent bis 7,6 Prozent unter Män- 
nern und 2,5 Prozent bis 14 Pro- 
zent unter Frauen reicht. 


Die Forscher an der Johns Hop- 
kins School of Public Health und 
an den Centers for Disease Con- 
trol schrieben im »Journal of the 
American Medical Association«, 
daß diese HIV-Infizierungs-Quo- 
ten viel höher sind als ursprüng- 
lich berichtet wurde, abgesehen 
von einer Übersicht, der. viel hö- 


here Quoten zu entnehmen sind, 
und die sich nur auf Studien in 
New York und Maryland, US- 
Bundesstaaten mit hohem Aids- 
Vorkommen, bezieht. Diese Stu- 
die legte Gebiete mit mäßigem 
und hohem Aids-Vorkommen für 
ihre Übersicht zugrunde. 


Aus der Studie ging hervor, daß 
in neun der zehn untersuchten 
Haftanstalten die weiblichen 
Häftlinge höhere Quoten der-In- 
fizierung mit HIV äufwiesen als 
ihre männlichen Mithäftlinge, 
und daß insgesamt Minderheiten 
sich mit größerer Wahrscheinlich- 
keit infizieren als Weiße. DO 


Rote Armee 


Soldaten 
hungern 
in Deutschland 


Die noch in den neuen Bundes- 
ländern befindlichen sowjeti- 
schen Soldaten leiden in ihren 
Kasernen Hunger. Ihre Tagesra- 
tion besteht aus zwei Brotschei- 
ben, 75 Gramm Hülsenfrüchten, 
75 Gramm Wurst oder Fleisch so- 
wie 15 Gramm Butter. Dazu dün- 
ner Tee. Ein Teil der Verpflegung 
besteht aus Konserven, die von 
den Sowjets aus alten EG-Be- 
ständen billig aufgekauft wur- 
den. sa 


Kolumbien 
Keine Sicher- 
heit für Richter 


Das Oberste Gericht Kolum- 
biens hat ein offenes Schreiben 
an Präsident C&sar Gaviria ge- 
richtet, in dem dagegen prote- 
stiert wird, daß die Richter des 
Landes verteidigungslos - seien, 
während »Ex-Guerillas und ehe- 
malige Verbrecher den Schutz 
des Staates bis zum Exzeß genie- 
Ben«. Indem Brief wird gegen 
kürzliche Anderungen beim 
Leibwächterschutz für Richter 
protestiert und der Justizminister 
wegen »völliger Außerachtlas- 
sung der Sicherheit« für das Rich- 
terpersonal gerügt. 


Die Oppositions-Zeitung »El 
Espectador«, die gegen den ille- 
galen Drogenhandel ist, brachte 


. 


Institution, 


einen Leitartikel,. aus dem her- 
vorgeht, daß das Versagen, die 
Richter zu schützen, noch das ge- 
ringste Verbrechen der Regie- 
rung sei. Die Redakteure verwei- 
sen auf die »anormale Situation 
in den Hallen des Justizministe- 
riums, in denen die Strafgesetz- 
gebung zugunsten der Verbre- 
cher gebeugt wird. Dies wurde 
vom Justizminister nicht erklärt, 
dessen seltsames Verhalten sich 
nicht aus einer Verteidigung der 
sondern. aus der 
schrittweisen Kapitulation vor 
den illegitimen Interessen legaler 
Plünderer herleitet.« Oo 


Afrika 
Warnung vor 
Chaos und 
Hungersnot 


»Afrika wird in Tiefen der Ver- 
zweiflung versinken mit Blutver- 
gießen, Hungersnot und Chaos, 
esseidenn die Auslandsschulden- 
last wird in naher Zukunft gemil- 
dert«, äußerte der Präsident Ug- 
andas Museveni vor dem Euro- 
päischen Parlament in seiner Ei- 
genschaft als Vorsitzender der Or- 
ganization of African Unity. 
Museveni sagte, daß, abgesehen 
von den Schulden in Höhe von 
202 Milliarden Dollar, Afrika von 
Querströmungen des Ost-West- 
Konflikts, der völligen Abhängig- 
keit von Rohmaterial- und Ver- 
brauchsgüterexporten und dem 
Nichtvorhandensein eines afrika- 
nischen Gesamtmarktes, ge- 
lähmt wird. Er verlangte nicht 
nur eindringlich, daß Schuldener- 
laß gewährt wird, sondern auch, 
daß die Preise von Rohstoffen an- 
gehoben werden, und daß die 
Landwirtschafts-Subventionen 
der EG revidiert werden, um afri- 
kanische Produkte konkurrenzfä- 
hig zu machen. 


Museveni meinte auch, daß die 
EG die gegen Südafrika verhäng- 
ten Sanktionen solange nicht auf- 
heben sollte, bis die a 
völlig pi ist. 
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FE  EREMETTCH, 


EEE EEE ERTEILT BECTEETEE TEEN TE SE ea 


Briefe 


Betr.: Deutschland 
»Das große Plündern 
von 1945«, Nr. 5/9. 


Neben der materiellen Ausplünderung 
des Deutschen Reiches nach 1945 fand, 
wie es Hans Werner Woltersdorf ein- 
drucksvoll dargelegt hat, eine unvorstell- 
bare, in Geldwert kaum zu bemessende 
geistige Ausplünderung durch die Alliier- 
ten statt. Tonnenweise wurden Verfah- 
renstechniken, Neuentwicklungen und 
Patente gestohlen. 


Bemerkenswert hierzu ist auch der Be- 
richt eines deutschen U-Boot-Mannes 
(D. H. Haarmann: Geheime Wunder- 
waffen III, HUGIN-Gesellschaft für po- 
litische Studien e.V., Wetter). 


Im Frühjahr 1945 war das für Sonderauf- 
gaben umgebaute U 234 mit umfassen- 

] dem Mikrofilmmaterial über den letzten 
Stand der deutschen Erfindungen nach 
Japan unterwegs. Es handelte sich um 
Erfindungen von Angriffs- und Verteidi- 
gungswaffen, speziell Raketen- und Ra- 
ketenabwehrtechnik sowie um For- 
schungsergebnisse auf dem Gebiet der 
Hoch- und Niederfrequenztechnik sowie 
um einen entscheidenden Beitrag zur 
Entwicklung der Kernenergie und Atom- 
technik. 


Nach der Kapitulation der Wehrmacht er- 
hielt Kapitänleutnant Fehler am 12./13. 
Mai 1945 von Großadmiral Dönitz über 
Funk den Befehl, das Boot ohne Zerstö- 
rung mitsamt seiner wertvollen Fracht 
dem Feind zu übergeben. Nach Auftau- 
chen im Atlantik auf der Position südöst- 
lich der Neufundlandbänke wurde U 234 
von dem amerikanischen Zerstörer »Sut- 
ton« als Prise aufgebracht und in den US- 
Marinehafen Portland (Maine) über- 
führt. 


Die amerikanischen Offiziere und Beam- 
ten zeigten sich über den Inhalt des Boo- 
tes äußerst bestürzt. Der Leiter des Un- 
tersuchungsteams erklärte im Juli 45 ab- 
schließend, das Material der Mikroauf- 
zeichnungen habe erwiesen, daß wir 
Deutschen den Westmächten in entschei- 
denden technischen Einrichtungen und 
Entwicklungen »100 Jahre im voraus« 
waren. 


Ohne Zweifel ist den Alliierten reichlich 
»Beute« in die Hände gefallen, von der 
sie eifrig Gebrauch gemacht haben und 
auch heute noch von zehren. Dabei be- 
stand das gesamte Material, das den Ja- 
panern auf Wunsch des Tennos zukom- 
men sollte, aber den Amis in die Hände 
fiel, doch nur aus Weiterentwicklungen 
und Forschungsergebnissen auf der 
Grundlage. der herkömmlichen Wissen- 
schaft und Technologie. 
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Die eigentlichen Top-Waffensysteme al- 
lerhöchster Geheimhaltungsstufe auf 
der Basis revolutionärer Technologien je- 
doch, die teilweise noch in der Endphase 
des Kampfes um Deutschland punktuell 
entwickelt werden konnten, sind dem 
Zugriff der »Siegermächte« bis zum heu- 
tigen Tage mit Erfolg entzogen worden. 
Hier handelt es sich vor allem um die mit 
freien Energie- und Antriebssystemen 
ausgestatteten, die Schwerkraft aufhe- 
benden .und kontrollierenden diskus-, 
glocken- und zigarrenförmigen Flug- 
und Raumfahrzeuge und um die Elek- 
tro-U-Bopte vom Typ XXI und XXIII so- 
wie deren Weiterentwicklungen. 


Vorgefunden haben die Alliierten bei der 
Besetzung Deutschlands nur zweit- oder 
drittklassige, konventionell betriebene 
Flugscheiben geringerer Geheimhal- 
tungsstufe, zumeist zerstörte Fehlkon- 
struktionen, Prototypen und Planfrag- 
mente der offiziell bekannten Schriever-, 
Habermohl-, Miethe-Entwicklungen. ' 


Obwohl dies den Geheimdiensten und 
Regierungen in Ost und West sehr wohl 
bekannt ist und große Sorge bereitet, 
werden der staunenden und verwirrten 
Weltöffentlichkeit gegenüber die real 
existierenden »leuchtenden Zeichen am 
Himmel« als Hirngespinste oder als au- 
Berirdische Raumfahrzeuge (UFO’s) 
und die U-Boote mit Tauchtiefen bis 
8000 Meterund Spitzengeschwindigkei- 
ten von 370 km/h als solche »unbekann- 
ter Nationalität« (USO’s) weggedeutet. 


Wir haben es möglicherweise mit einem 
schicksalhaften Phänomen zu tun, des- 
sen Existenz allein schon das Weltgesche- 
hen beeinflußt hat und in der nahen Zu- 
kunft auch entscheidend beeinflussen 
wird. Leicht läßt sich auch ein Zusam- 
menhang zwischen der Realität des 
Machtfaktores und den diesbezüglichen 
Prophezeihungen erkennen, wenn zum 
Beispiel Jakob Lorber von dem »Feind 
aus den Lüften« spricht und die babyloni- 
sche Seherin Sajaha vor etwa 2600 Jah- 
ren offenbarte: »Von Mitternacht wird 
er kommen; unvermutet wird er herein- 
brechen über die in Gift lebende Erden- 
welt ...« 


Schon am 7. Februar 1961 schrieb die 
»New York Times«, die als Sprachrohr 
der noch herrschenden Machtelite be- 
zeichnet werden kann: »Wenn die Wahr- 
heit über die fliegenden Scheiben Allge- 
meingut wird - und sie wird es eines Ta- 
ges - dann wird die Wirkung auf die, die 
sie.bisher als Unsinn erklärten, wahrhaft 
schockierend sein. Dieser Schock kann 
so groß sein, daß er die Regierungen auf 
unserer Welt stürzt und sie ein Chaos hin- 
terlassen, bis neue Führer gefunden wer- 
den, die imstande sind, die Welt mit einer 
vollkommen neuen Lebensauffassung zu 
leiten.« f 


Hans-Werner Nolte, Bochum 


Betr. Golf-Krieg 
»Satan - ein realexi- 
stierendes Wesen«, Nr. 5/91. 


Die Geschichte der Menschheit von der 
Steinzeit bis heute, ist eine ununterbro- 
chene Kette von Gewalt, Mord und 
Raub. Obwohl die technische Entwick- 
lung von damals bis heute enorme Fort- 
schritte gemacht hat, ist die geistige Ent- 
wicklung auf dem Niveau der Steinzeit 
stehen geblieben. Jeder technische Fort- 
schritt und jede Erfindung wurden im- 
mer auch zum Schaden der Menschheit 
ausgenutzt. Von der Keule bis zur Atom- 
bombe wurden die Mordinstrumente ver- 
feinert und die neuesten Superwaffen 
reichen aus, um die ganze Menschheit zu 
vernichten. Dazu die rücksichtslose Aus- 
beutung der Natur, und die Umweltbela- 
stung durch Abgase und chemische Pesti- 
zide zerstören den Boden und damit un- 
sere Lebensbedingungen. All das hat uns 
an den Rand der Apokalypse gebracht. 
Diese Fehlentwicklung der Menschheit 
beruht auf drei satanischen Faktoren: 
Größenwahn, Machtbesessenheit und 
Ichsucht. Diese drei Eigenschaften brin- 
gen nicht nur Unfrieden in die Familien, 
sondern auch zwischen Völkern und 
Staaten. - Die Menschen haben sich von 
altersher Religionen zurechtgezimmert, 
die nur dem Zwecke dienten, Menschen 
zu beherrschen, und auch zu unterdrük- 
ken. Die christliche Kirche mit ihren 
Dogmen, Riten und Zeremonien verge- 
waltigt den freien Geist. Die Konzilsge- 
schichte zeigt, was man aus der Lehre 
Jesu gemacht hat. Die Geschichte der 
christlichen Kirche wurde mit Gewalt 
und Blut geschrieben. Millionen von 
Menschen wurden im Namen dieser Kir- 
che umgebracht. Gleiches ereignete sich 
auch bei anderen Kirchen und Religio- 
nen. 

Das Unglück der Menschen ist, daß sie 
sich ihrer Göttlichkeit nicht bewußt sind. 
Keine Religion und keine Kirche hat den 
Menschen dies ins Bewußtsein gebracht. 


Martin Döpner, Bielefeld 


Die deutliche Sprache von Ralf Ettl über 


die »Realexistenz Satans« und dessen 
Weltherrschaft ist wichtig und für unsere 
glaubenslose Zeit sehr angebracht. Bei 


dem Wunsch nach einem besseren Leben | 


werden sich die Menschen allerdings 


nicht aus eigener Kraft und Weisheit aus 


dieser Zeit der Finsternis befreien und }: 


eine neue Weltordnung aufbauen kön- | 


nen. Dazu muß dem Satan als dem »Für- 


sten dieser Welt« eine höhere, göttliche 


Macht entgegentreten, mit welcher der 
Schöpfer und Erlöser in Christo zunächst 
eine Sinnesänderung (»Buße«) und Wie- 
dergeburt in den Herzen gläubiger Men- 
schen erwirken will und dabei statt Haß 
die Liebe und statt Sünde den gesell- 
schafterhaltenden Gehorsam gegen Got- 
tes Gebote im Sittengesetz einpflanzen 


kann. Mit diesem schöpferischen Erlö- |: 


sungswerk bereitet Gott in allen heilsver- 
langenden Menschen schon von jeher 


eine neue, glückliche Weltordnung für |. 


eine versprochene, wiederhergestellte 
Paradieserde ohne ein zerstörerisches 
Sündenwesen vor. Wenn dann beim bal- 
digen Ende der jetzt sichtbar zugrunde- 


gehenden Welt die »Vollzahl« (Röm.-}- 
11,25) der Erlösten aus allen Völkern er- } - 


reicht wird, dann kommt der gewaltige 
Umbruch bei der Wiederkunft Christi, 
wonach alle nichterlösten Menschen zu- 
sammen mit dem Urheber aller Sünde 
Satan ihr gewaltsames Ende im Gerichts- 
feuer des Jüngsten Tages finden werden, 


während das vom sündlichen Wesen be- |: 
freite Gottesvolk den wahren »Frieden : 


auf Erden« erleben wird. 


Im Gegensatz zum Erlösungswerk Got- 


wel ik 


BPTPR TEN WER 


tes sind alle menschlichen Versuche zur |-: 


Herbeiführung einer neuen Weltord- 
nung zum Scheitern verurteilt, so wie 
diese Erfahrung schon im gutgemeinten 
Humanismus und in der Aufklärung des 
ausgehenden Mittelalters sowie auch im 
Nazismus und Marxismus der neueren 
Zeit gemacht wurde. 


Dr. E. Vorndran, Langwedel 


EURER 


»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 


Josef Oberbach »Unser Schicksal sind die Strahlen« 
200 Seiten mit 25 Abbildungen. DM/Sfr 28,- ISBN 3-923864-03-5 


Verlag Diagnosen, D-7250 Leonberg 
Zu beziehen über den Buchhandel 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 
anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 

Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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Des Griffin: »Wer regiert die Welt?« mit den Protokollen der Weltdiktatur. 
328 Seiten mit 60 Abbildungen. DM / SFR 22,- ISBN 3-923864-01-9 
Verlag Diagnosen, D-7250 Leonberg - Zu beziehen über den Buchhandel 


